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Beginn der Sitzung: 9 Uhr 
Vorsitzende: Präsident Dr. Maleta, Zweiter 

Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner, Dritter 
Präsident Wallner. 

Präsident: Die Sitzung ist eröffnet. 
Krank gemeldet ist der Abgeordnete Früh­

bauer. 

Fragestunde 

Präsident: Wir gelangen zur Fragestunde. 
Ich beginne jetzt - um 9 Uhr 3 Minuten -
mit dem Aufruf der Anfragen. 

Bundesministerium für Verkehr und verstaat-
lichte Unternehmungen 

Präsident: 1. Anfrage: Abgeordneter 
Glaser (Ö V P) an den Herrn Bundesminister 
für Verkehr und verstaatlichte Unternehmun­
gen, betreffend Fahrzeugbeschaffung für die 
Post. 

214/M 
Wurde bei der Fahrzeugbeschafftmg für die 

Post bisher einer möglichst weitgehenden Typen­
bereinigtmg Rechnung getragen ? 

Präsident: Bitte, HelT Bundesminister. 

Bundesminister für Verkehr und verstaat­
lichte Unternehmungen Dr. Dipl.-Ing. Ludwig 
Weiß: Herr Abgeordneter! Nach dem Krieg gab 
es im Autobusverkehr der Post- und Telegra­
phenverwaltung eine ganze Reihe von ausländi­
schen Wagen der verschiedensten Typen, für 
die Ersatzteile nur schwer zu beschaffen sind. 
Nunmehr ist in der Folge bei der Neubestellung 
der Autobusse darauf Rücksicht genommen 
worden, möglichst einheitliche Typen anzu­
schaffen, sofern dies mit Rücksicht auf die 

Betriebsverhältnisse möglich ist. Besonders 
seien die Omnibusse erwähnt, für deren Herstel­
lung hauptsächlich die österreichen Hersteller­
firmen, die Steyr-Daimler-Puch-AG und die 
Gräf & Stift Automobilfabrik in Frage kom­
men. Derzeit werden für den Einsatz auf 
Straßen, wo große Omnibusse nicht verkehren 
können, mittlere 37sitzige Steyr-Saurer-Omni­
busse einer Type angeschafft. Für den Kurs­
liniendienst mit überwiegendem Schüler- und 
Arbeiterverkehr werden dort, wo es die 
Straßenverhältnisse zulassen, Großraum-Unter­
flur-Omnibusse eingesetzt. Ferner beschafft die 
Post- und Telegraphenverwaltung für ver­
schiedene andere Einsatzgebiete Österreichs 
Großraumheckomnibusse, die auch für Frem­
denverkehrsgebiete geeignet sind. Diese 
43sitzigen Omnibusse werden ebenfalls von 
beiden Omnibusherstellerfirmen in je einer 
Grundtype erzeugt. 

Es wird also versucht, soweit wie möglich 
die Typen zu bereinigen, sodaß praktisch in 
Zukunft nur noch., mit Autobussen der beiden 
österreichischen Firmen gefahren wird. 

Präsident: Eine Zuastzfrage. 

Abgeordneter Glaser: Herr Minister I 
Werden Sie Ihren Einfluß geltend machen, 
daß die von Ihnen jetzt dargelegte Typen­
bereinigung auch auf die Kraftfahrzeuge der 
Bundesbahn ausgedehnt wird ~ 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dl". Dipl.-Ing. Weiß: Herr 
Abgeordneter! Schon mit Rücksicht darauf, 
daß derzeit Untersuchungen im Gange sind, 
wieweit die Omnibusbetriebe der Post und der 
Eisenbahn zusammengelegt werden können 
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Bundesminister Dr. Dipl.-Ing. Weiß 

beziehungsweise gemeinsam arbeiten können, 
wird es notwendig sein, diese Typenbereinigung, 
soweit &ie nicht schon durchgeführt ist, auch 
auf den Kraftwagenbetrieb der Österreichi­
schen Bundesbahnen auszudehnen. 

Präsident: 2. Anfrage: Abgeordneter Robak 
(SPÖ) an den Henn Verkehrsminister, be­
treffend Eisenbahnlillie Rechnitz-Ober­
schützen. 

145jM 
Sind Sie, Herr Minister, in der Lage, die 

Zusicherung zu geben, daß die burgenländische 
Eisenbahnlinie Rechnitz-O berwart--O ber­
schützen nicht aufgelassen wird? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Dipl.-Ing. Weiß: Herr 
Abgeordneter t Derzeit und schon seit einiger 
Zeit werden bei den ÖstelTeichischen Bundes­
bahnen Untersuchungen über die Wirtschaft­
lichkeit der verschiedenen Lokalbahnen vor­
genommen. In diese betriebs wirtschaftlichen 
Untersuchungen wurden auch die Strecken­
abschnitte Oberwart-Rechnitz und Ober­
schützen-Oberwart einbezogen. 

Nach den Ergebnissen des Jahres 1965 weist 
der erstgenannte Streckenabschnitt Oberwart­
Rechnitz einen jährlichen Betriebsabgang von 
rund 3,6 Millionen Schilling auf. Ich muß 
jedoch feststellen, daß dieser Streckenabschnitt 
für den Güterversand eine gewisse Bedeutung 
hat; immerhin werden noch 1500 Wagen mit 
rund 28.000 Nettotonnen aufgegeben und 
1800 Wagen mit 33.000 Nettotonnen pro Jahl 
dort abgeliefert. Es ist also kaum damit zu 
rechnen, daß bei einer immerhin noch ganz 
beträchtlichen Anzahl von Güterwagen, die 
auf dieser Strecke verkehren, eine Einstellung 

Zur Bedienung des Personenverkehrs auf 
dieser Strecke werden die für die Güterbeförde­
rung vmkehrenden Züge beziehungsweise die 
während der Umkehrzeiten in Oberwart vor­
handenen Zugerfmdernisse der im Strecken­
abschnitt Friedberg-Oberwart verkehrenden 
Triebwagenzüge weitestgehend ausgenützt, 
sodaß die Einstellung dieses Verkehrs nur von 
geringem Einfluß auf die Rentabilität dieser 
Strecke ist und daher der gegenwärtige Zu­
stand auf die Dauer der Kohlenförderung im 
Bergwerk Tauchen beibehalten werden 
sollte. Es muß allerdings auf der Strecke 
Oberwart-Oberschützen auch auf den Kurort 
Tatzmannsdorf Rücksicht genommen werden. 

Da die Untersuchungen keineswegs abge­
schlossen sind, kann derzeit noch nicht gesagt 
werden, welche Maßnahmen zur Herab­
setzung des Betriebsabganges auf dieser 
Strecke vorgenommen werden, jedoch kann 
heute schon gesagt werden, daß von einer 
gänzlichen Betriebseinstellung auf diesen 
bei den genannten Strecken kaum die Rede 
sein kann. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. 
Abgeordneter Robak: Herr Minister! Aus 

Ihren Ausführungen geht hervor, daß beim 
Güterverkehr noch ein gewisser Umsatz ge­
tätigt wird. Ist aber damit zu rechnen, daß 
der Personenverkehr eingestellt wird 1 

Präsident: Herr Bundesminister. 
Bundesminister Dr. Dipl.-Ing. Weiß: Herr 

Abgeordneter! Das. unterliegt natürlich eben­
falls der Untersuchung, und es wäre nicht aus­
geschlossen, daß sich daraus eine Verbilligung, 
vielleicht sogar eine Verbesserung des Verkehrs 
ergibt, wenn einzelne oder alle Personenzüge 
durch Autobusverkehr ersetzt werden. 

des Güterverkehrs vorgenommen werden Präsident: Zweite Zusatzfrage. 
wird. Durch Einstellung des Personenverkehrs Abgeordneter Robak: Herr Minister! Ihnen 
allein -im Tagesdurchschnitt sind 600 Reisende wird bekannt sein, daß gerade der südliche Teil 
zu verzeichnen - könnte der oben angeführte unseres Landes wirtschaftlich sehr zurückge­
jährliche Betriebsabgang vielleicht um rund blieben ist, nicht zuletzt infolge der Grenzlage. 
2,5 Millionen Schilling gesenkt werden. Es wird Ihnen auch bekannt sein, daß in der 

Die Strecke Oberschützen-Oberwart wurde Gegend Pinkafeld-Tauchen - Sie haben ja 
ebenfalls untersucht; die Untersuchungen auf Tauchen hingewiesen - die Betriebe in 
sind aber derzeit noch nicht abgeschlossen. Gefahr sind, und wir müssen damit rechnen, 
Es muß jedoch zu diesem Stleckenabschnitt daß unter Umständen in den nächsten Monaten 
gesagt werden, daß dort auf die Kohlenförde- von diesen Betrieben rund 1000 Beschäftigte 
rung im Bergwerk Tauchen - ein Bergwerk, abgebaut werden. Die Eisenbahn und der 
das im Bedienungsbahnhof Oberschützen die Straßenverkehr sind aber letzten Endes 
Kohlen abliefert, sodaß eine Änderung der doch wichtige Voraussetzungen für die wirt­
gegenwärtigen Verkehrs bedienung dort nicht schaftliche Entwicklung. 
angezeigt erscheint - Rücksicht genommen Ich möchte daher an Sie die Frage richten: 
werden muß. Das jährliche Aufkommen im Werden Sie sich, bevor irgendwelche einschnei­
Güterverkehr der Strecke Oberwart-Ober- denden Maßnahmen getroffen werden, mit den 
schützen beträgt rund 10.000 Wagenladungen burgenländischell Stellen in Verbindung setzen, 
mit r~nd 200.000 Nettotonnen. Hievon sind I das heißt mit der Landesregierung und mit den 
allerdmgs 95 Prozent Versand von Kohle. zuständigen Kammern? 

23. Sitzung NR XI. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 3 von 119

www.parlament.gv.at



1680 Nationalrat XI. GP. - 23. Sitzung - 14. Jnli 19G6 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Dipl.-Ing. Weiß: Herr 
Abgeordneter! Keine dieser Maßnahmen wird 
vom Verkehrsmillisterium autoritär durchge­
führt werden. Alle diese Maßnahmen werden 
mit den zuständigen örtlichen Stellen einge­
hend besprochen werden. 

Präsident: 3. Anfrage: Abgeordneter 
Dr. Scrinzi (FPÖ) an den Herrn Verkehls­
mjnister, betreffend Fernsehprogramm. 

189/M 
\Vürde im Falle privater Bestreblmgen, ein 

auf kommerzieller Basis organisiertes, unab­
hängiges Fernsehprogramm einzurichten, so 
wie in anderen westlichen Ländern mit. einer 
positiven Haltlmg der zuständigen Behörden 
zu rechnen sein? 

Präsident: Bitte, Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Dipl.-Ing. Weiß: Heu 
Abgeordneter ! Nach den österreichischen 
gee.etzlichen Bestimmungen, und zwar auf 
Grund des Fernmeldegesetzes, ist das Bundes­
ministerium für Verkehr für die Erteilung von 
Konzessionen zuständig. Rechtlich ist also 
ein weiterer Sender und ein weiteres Fernseh­
programm in ÖstelTeich ohne weiteres möglich. 
Ob die Konzession erteHt werden wird oder 
nicht, wenn ein solches Ansuchen an uns ge­
stellt wird, hängt natürlich vollkommen von 
dem Ansuchen und davon ab, ob der Sender die 
Voraussetzungen dafür erbringt, daß ihm wirk­
lich eine Konzession erteilt werden kann. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. 

Abgeordneter Dr. Scrinzi: Sehr geehrter 
Herr Minister! Das Österreichische Fernsehen 
ist nicht nur vom Rechnungshof in seinem 
letzten Bericht einer sehr harten Kritik unter­
zogen worden - er hat insbesondere auf die 
Unwirtschaftlichkeit dieses Unternehmens 
hingewiesen -, sondern es steht vor allem im 
Kreuzfeuer einer sehr harten und sich überall 
gleich ausdehnenden Kritik der Öffentlichkeit. 

Ich frage Sie, Herr Minister: Sind Sie der 
Auffassung, daß eüle vernünftige Konkurren~ 
zierung des Fernsehens durch ein Unternehmen 
auf kommerzieller Basis zweckmäßig wäre, 
und sino Sie persönlich bereit, falls die von 
Ihnen genannten Voraussetzungen bei dem 
Ansuchen eIfüllt werden, ein solches Ansuchen 
zu unterstützen? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Dipl.-Ing. Weiß: Herr 
Abgeordneter! Wir haben erst vor wenigen 
Tagen im Hohen Hause ein neues Rundfunk­
gesetz beschlossen. Ich bin der Auffassung, 
.es müßte nun doch zugewartet werden, wie sich 
die Österreichische Rundfunk GmbH. auf 

Grund dieses neuen Gesetzes weiterhin ent­
wickeln wird. Ich glaube, davon wird es sehr 
abhängen, ob sich in Zukunft in Österreich 
ein zweites Fernsehen als zweckmäßig erweisen 
wird oder nicht. 

Präsident: 4. Anfrage: Abgeordneter 
Dipl.-Ing. Dr. Leitner (ÖVP) an den Herrn 
Verkehrsminister , betreffend Fernsprechwähl­
systerne. 

211JM 
Ist es nicht mit N ftchteilcn verbunden, daß 

in Österreich mehrere Fernsprechwählsysteme 
verwendet werden? 

Präsident: Bitte, Herr :Minister. 

Bundesminister Dr. Dipl.-Ing. Weiß: Herr 
Abgeordneter! Das in Österreich verwendete 
Fernsprechwählsystem basiert auf dem soge­
nannten Wählsystem 48. Dieses 'Wählsystem 
mit elektromechanischen Bauelementen ist in 
Östeueich im wesentlichen einheitlich. Unter­
schiede bestehen hinsichtlich der den fernmelde­
technischen Anforderungen angepaßten Durch­
schaltelernente. Es sind also ver8chiedene 
\Vähler eingebaut: Viereckwähler, Motor­
wähler und Koordinatenschalter . Das System 
ist aber in Österreich im großen und ganzen 
unterschiedslos und einheitlich. 

Angesichts des weltweiten Problems anhal­
tend steigender Lohnkosten muß allerdings 
damit gerechnet werden, daß in weiterer Zu­
kunft auch neue Systeme zum Einsatz kommen 
werden und daß sich vor allem vollautomatische 
Systeme, und zwar elektronische Systeme, in 
der Welt durchsetzen werden. Es muß sich 
daher auch die österreichische Postverwaltung 
damit beschäftigen, ob in Zukunft in Öster­
reich ein neues elektronisches Wählsystem 
eingeführt werden soll. Es sind bereits zwei 
Versuchs ausführungen vorgenommen worden: 
eine in "Vien-Zollergasse und eüle in Absdorf. 
Ich möchte aber ausdrücklich darauf aufmerk­
sam machen, daß es sich hier nur um Versuchs­
ausführungen handelt und nicht um die Ein­
führung eines neuen Systems. Bei der derzeiti­
gen Automatisierung bildet nach wie vor das 
Wählsystem 48 die Grundlage. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. 

Abgeordneter Dipl.-Ing. Dr. Leitner: Herr 
Minister! Ich möchte fragen, nachdem Sie 
gesagt haben, daß im Wählsystem 48 auch ver­
schiedene technische Vorrichtungen eingebaut 
sind, ob diese verschiedenen Schaltsysteme zu 
einer Verzögerung der Automatisierung geführt 
haben oder ob das auf den Fortschritt der 
Automatisierung keinen Einfluß genommen hat. 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Dip1.-Illg. Weiß: Herr 
Abgeordneter t Eine Verzögerung der Auto-
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Bundesminister Dr. DipJ.-Ing. Weiß 
matisierung ist dadurch unter keinen Umstän­
den eingetreten, auch keine Verteuerung. Die 
bei den von mir genannten elektronischen oder 
halbelektronischen Systeme sind nur Versuchs­
ausführungen, die erst einer längeren Er­
probung bedürfen. Auch sie haben keinerlei 
Mehrkosten verursacht. 

Präsident: Zweite Zusatzfrage. 

Abgeordneter Dipl.-Ing. Dr. Leitner: Herr 
Minister! Denkt die österreichische Postver­
waltung derzeit also nicht daran, die modern­
sten vollautomatischen elektronischen Systeme 
in Österreich einzuführen, oder wie lange werden 
die Versuchsanlagen in Betrieb sein müssen, 
bis man hier ein Urteil fällen kann ~ 

Präsident: Herr Minister. 

dieser Kaufvertrag aufrecht ist, kann einem 
Kaufangebot der St.adtgemeinde Wiener Neu­
stadt nicht näher getreten werden. 

Sollte in der gegenständlichen Angelegenheit 
keine Lösung im Sinne der Rechtsansicht der 
Geschäftsführung der Rax-Werke gefunden 
werden und besteht keine Möglichkeit einer 
Verwertung, die - vom Standpunkt der Rax­
Werke aus gesehen - günstiger ist als das Ange­
bot der Stadtgemeinde, werde ich mich geIne 
dafür einsetzen, daß diese Grundstücke an die 
Stadtgemeinde Wiener Neustadt verkauft 
werden. 

Präsident: Danke, Herr Minister. 

Bundesministerium für Finanzen 

Präsident: 6. Anfrage: Abge-ordneter Spiel-
Bundesminister Dr. Dipl.-Ing. Weiß: Herr büchler (SPO) an den Herrn Bundesminister 

Abgeordneter! Es wird kaum möglich sein, für Finanzen, betreffend Hilflosenzuschuß 
in den nächsten drei Jahren, in denen die Vol]- für Pensionisten. 
automatisierung in Österreich vorgenommen 
werden soll, schon ein neu es System für die 
restlichen Teile Österreichs einzuführen. Ich 
glaube, daß Versuche in der Dauer von zwei bis 
drei Jahren für diese neuen Systeme erforder­
lich sein werden. 

Präsident: 5. Anfrage: Abgeordneter 
Wodica (SPÖ) an den Herrn Verkehrsminister, 
betreffend Kaufangebot der Stadtgemeinde 
·Wiener Neustadt. 

172JM 
Da die Stadtgemeinde Wiener Neustadt an 

die Simmering-Graz-Pauker ein schriftliches 
Kaufanbot für die Rax-\Verke Ges. m. b. H. 
erstellt hat, ohne bis zur Einbringung dieser 
Anfrage eine Antwort erhalten zu haben, frage 
ich, ob Sie bereit sind, sich dafür einzusetzen, 
daß diese Grundstücke an die Stadtgemeinde 
Wiener Neustadt verkauft worden. 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Dipl.-Ing. Weiß: Herr 
Abgeordneter 1 Grundsätzlich haben über das 
Kaufangebot der Stadtgemeinde 'Viener Neu­
stadt,betreffenddie Grundstücke der Rax-Werke 
Ges. lll. b. H., die zuständigen Organe dieser 
Gesellschaft zu entscheiden. Bekanntlich hat 
die Geschäftsführung der Rax-Werke im De­
zember 1945 ein Angebot der Allgemeinen 
Kugellager-Fabrik, sämtliche im Raum 
Wiener Neustadt befindliche Grundstücke der 
Rax-Werke zu kaufen, angenommen, wodurch 
nach Meinung der Geschäftsführung der Rax­
Werke ein gi.Utiger Kaufvertrag über diese 
Grundstücke zustande gekommen ist. Diese 
Rechtsansicht wird vom Vertragspartner der 
Rax-Werke nicht geteilt. Eine endgültige 
Lösung dieser Frage steht noch aus. Solange 
nun vom Standpunkt der Geschäftsführung aus 

169JM 
Welche Gründe liegen vor, daß Ansuchen 

von Pensionisten im öffentlichen Dienst um 
Zuerkennung des Hilflosenznschusses nach § 27 
des Pensionsgesetze'3 1965, obwohl solche bereits 
im Jänner 1966 eingebracht wurden, bis heute 
noch nicht erledigt sind? 

Bundesminister für Finanzen Dr. Schmitz: 
Herr Abgeordneter r Von den beim Zentral­
besoldungsamt eingelangten Anträgen auf 
Hilflosenzulagen ist bereits ein erheblicher 
Teil erledigt worden. Wenn in einzelnen Fällen 
die Erledigung noch nicht erfolgen konnte, so 
liegt das daran, daß das Zentralbesoldungsamt 
die diesbezüglichen Erhebungen neben der sich 
im Zusammenhang mit der Durchführung der 
anderen Bestimmungen des PensiollE;gesetzes 
1965 und der sich durch die Gehaltserhöhung 
des öffent.lichen Dienstes ergebenden bedeuten­
den Mehrarbeit bei unverändertem Personal­
stand bewältigen muß und weil fast in allen 
Fällen ärztliche Gutachten eingeholt werden 
müssen, deren Erstellung oft geraume Zeit 
braucht. 

Präsident: Eine Znsatzfrage. 

Abgeordneter Spielbüchler: Herr Bundes­
minister! Ob Anpruch auf Hilflosenzuschuß 
besteht, das entscheidet, wie Sie selbst richtig 
sagten, ein ärztlicher Befund. Nach den 
Durchführungsbestimmungen sollen die Amts­
ärzte untersuchen. Nun wurde mir aber mitge­
teilt, daß die Amtsärzte in den Bezirken draußen 
die Ansuchen von einzelnen Dienststellen 
liegen haben, weil noch nicht geklärt ist, ob die 
Amtsärzte für diese Untersuchung "\vilklich 
zuständig sind. 

Herr Minister! Ich frage daher: Ist lImen 
das bekannt, und was können Sie tun, da,ß hier 
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Spielbüchler 
raschest eine Klärung mit den Amtsärzten worden, die sich schon im Jahre 1967 aus-
herbeigeführt wird ~ wirken werden. 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Schmitz: Die Klärung 
wurde bereits herbeigeführt. Die Amtsärzte 
haben, wie Sie richtig sagten, sich geweigert, 
ohne zusätzliche Entschädigung diese Gut­
achten abzugeben. Das Zentralbesoldungsamt 
hat ein Gutachten des Verfassungsgerichtshofes 
eingeholt, der den Amtsärzten recht gibt. 
Nunmehr wurden alle Stellen angewiesen, die 
Amtsärzte für die Gutachten zu entschädigen, 
sodaß diese Sache aus der Welt geschafft ist 
und nunmehr die Erledigung zügig vor sich 
gehen kann. 

Präsident: Zweite Zusatzfrage. 

Abgeordneter Spielbüchler: Herr Minister t 
Bei den Pensionisten, die um Hilflosenzuschuß 
angesucht haben, handelt es sich meistens um 
ältere, gebrechliche und kranke Menschen, 
die selbstverständlich den ihnen gebührenden 
Zuschuß noch erleben möchten. Mir selbst sind 
Fälle bekannt, in denen die Betreffenden bereits 
im Jänner angesucht haben, wo aber bis heute 
noch nicht entschieden wurde. Diese Pensio­
nisten sind inzwischen verstorben, und niemand 
kann heute mehr eine Entscheidung treffen, 
obwohl auf Grund anderer ärztlicher Unter­
suchungen, amtsärztlicher Untersuchungen, die 
in den Bezirken draußen durchgeführt wurden, 
einwandfrei feststehen würde, daß ein Anspruch 
bestanden hätte. Wie wird ein solcher Zu­
stand geklärt werden 1 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Schmitz: Ich werde die 
Rechtslage prüfen und Ihnen gerne Auskunft 
geben. Ich kann hier aus dem Stegreif diese 
Rechtsfrage nicht beantworten. 

Präsident: 7. Anfrage: Abgeordneter Peter 
( F PÖ) an den Herrn Finanzministel' , betref­
fend unproduktiven Einsatz von Arbeits­
kräften und Kapital in verstaatlichten Unter­
nehmungen und in der öffentlichen Verwal­
tung. 

245/M 
Nachdem Sie in Ihrer letzten Budgetrede 

erklärten, in verstaatlichten Unternehmungen 
und in der öffentlichen Verwaltung seien Arbeits­
kräfte und Kapital unproduktiv eingesetzt, 
frage ich Sie, bis wann mit einer Beseitigung 
dieses Zustandes gerechnet werden kann ? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Schmitz: Herr Abge­
ordneter! Bezüglich der verstaatlichten Unter­
nehmungen muß ich meine Unzuständigkeit 
einwenden. Was die öffentliche Verwaltung 
betrifft, sind zahlreiche Maßnahmen eingeleitet 

Präsident: Eine Zusatzfrage. 

Abgeordneter Peter: Herr Bundesminister! 
Ich bedaure außerordentlich, daß man weder 
vom Herrn Bundeskanzler noch von Ihrer Seite 
eine Auskunft darüber erhalten kann, wie sich 
die Dinge in der verstaatlichten Industrie 
verhalten, wiewohl Sie in Ihrer Budgetrede 
expressis verbis zu diesen Dhlgen Stellung ge­
nommen haben. Sie haben festgestellt, 
sehr geehrter Herr Bundesminister, daß starke 
Wachstums- und Arbeitskraftreserven sowohl 
in der öffentlichen Verwaltung wie auch in der 
verstaatlichten Industrie vorhanden sind und 
daß sie dem Wachstumskonzept der Bundes­
regierung dienstbar gemacht werden müssen. 

V\Tie stellen Sie sich diese Herauslösung vor 
und mit welchem Arbeitskräftepotential a) aus 
der öffentlichen Verwaltung, b) aus der ver­
staatli"hten Industrie hat das gesamtwirt­
schaftliche Konzept der Bundesregierung zu 
rechnen? 

Präsident: Herr MiniE,ter. 

Bundesminister Dr. Schmitz: Sie haben 
richti6 gesagt, es ist ein Konzept der Bundes­
regierung. Ich muß Sie bitten, sich jeweils an 
den Minister zuwenden, der dafür zuständig ist. 
Der Finanzminister ist in der Budgetrede 
Sprecher der Bundesregierung. Ich habe dort 
sehr viele Fragen angeschnitten, die nicht un­
mittelbar in mein Ressort gehören. Wenn Sie 
sich an den Herrn Bundeskanzler wenden, 
dann stellt sich heraus, daß auch er für die ver­
staatlichten Unternehmungen nicht zuständig 
ist. Es steht Ihnen offen, sich jeweils an den 
Minister zu wenden, der für die betreffende 
Frage zuständig ist. 

Was die Verwaltung betrifft, habe ich schon 
gesagt, daß wir gewisse Maßnahmen gesetzt 
haben. 

Vor einigen Tagen ist im Bundeskanzleramt 
ein Arbeitsausschuß zur Verminderung des 
Personalbestandes eingesetzt worden. Es geht 
um die Einführung der Datenverarbeitung in 
der Staatsverrechnung ; das fällt in meinen 
Beleich. 

Wir haben wesentliche Vereinfachungen im 
Abgabenrecht bei der Einkommensteuernovelle, 
die im Jahre 1968 wirksam werden wird, vor. 
Wir haben eine wesentliche Vereinfachung 
bel"eits in der vor kurzem verab­
schiedeten 2. Einkommensteuernovelle ge­
bracht. Gestern ist ein Gesetz beschlossen 
worden, das die Auflösung des Zentralfinanz­
amtes möglich machen wird. Sie wissen von der 
Expertenkommission der Bundesbahn. 

All das sind Maßnahmen, die sich schon im 
nächsten Jahr auswirken werden, wobei jeder, 
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Bundesminister Dr. Schmitz 
der von der Verwaltung etwas versteht, I genützt. Damit ist 
natürlich nicht sagen kann, wieviel man da ein- des Illlandsangebotes 

für eine Vermehrung 
ausreichend vorgesorgt. 

sparen kann. Ich kann nur sagen, daß man ein­
spalen wird und daß sich in den nächsten Jahren 
ständig die Konsequenzen dieser Maßnahmen 
zeigen werden. 

Präsident: Zweite Zusatzfrage. 

Abgeordneter Peter: Da, sehr geehrter Herr 
Bundesminister, Ihre Erklärungen in der 
Budgetrede wesentlich weitleichender gewesen 
sind als das, was Sie in der Fragestunde fest­
zustellen in der Lage ·waren, erlaube ich mir die 
Frage an Sie zu richten, oh Sie künftig auf so 
weitreichencle Erklärungen in der Budget­
rede zu verzichten bereit sind, wenn Sie sie 
dann vor dem Haus nicht interpretieren 
können. 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Schmitz: Herr Abge­
ordneter Peter! Ich werde auch in Zukunft die 
Ziele so weit stecken, als sie gesteckt werden 
können. Sie werden in Bälde sehen, daß auch 
in der Budgetrede eine Zusage gemacht wurde, 
die sich in sehr kurzer Zeit bewahlheiten 
wird. 

Präsident: 8. Anfrage: Abgeordneter Erich 
Hofstetter ( S PÖ ) an den Herrn Finanz­
minister , betreffend Geflügelzölle. 

267jM 
Sind Sie bereit, im Einvernehmen mit dem 

Landwirtschaftsminister die Geflügelzölle außer 
Kraft zu setzen, um die Erhöhtmg der Geflügel­
preise wieder rückgängig zu machen ? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Schmitz: Der Wunsch, 
den Geflügelzoll außer Kraft zu setzen, be­
zweckt eine Erhöhung - so nehme ich an -
des Inlandsangebotes an Geflügel. Dieser 
Zweck wurde durch f01gende andere Maß­
nahmen erreicht: 

Wie Sie wissen, hat der Landwirtschafts­
ministe~· die Kontingente für die Einfuhr 
von Hühnern aus den USA von 100 auf 
300 t aufgestockt und das Kontingent für 
die Einfuhr von Hühnerteilen aus den USA 
von 1200 tauf 1500 t erhöht, und zwar mit 
der Bemerkung, daß weitere Aufstockungev 
in Aussicht genommen sind, sollten die VOl'­

genannten heiden Kontingente nicht aus­
reichen. 

Darüber hinaus - darauf möchte ich auf­
merksam machen - ist das Zollfreikontingent 
für Suppenhühner in der Höhe von 300 t 
sowie für Enten und Gänse in der Höhe von 
1500 t fast nicht ausgenützt. Bis zum 8. Juli 
1966 waren die Zollfreikontingente mit nur 
5 Prozent beziehungsweise 9 Prozent aus-

Präsident: Eine Znsatzfrage. 

Abgeordneter Erirh Hofstetter: Herr Bundes­
minister! Es ist Ihnen ja bekannt, daß 
gerade in der letzten Zeit auf Grund der 
infolge der stark angestiegenen Fleischpleise 
stärkeren Nachfrage bei Geflügel auch der 
Geflügelpreis um 2 bis 3 S gestiegen ist. 
Wäre es daher nicht zweckmäßig und er~ 
forderlich, daß die Bundesregierung den Preis 
wieder auf die ursprüngliche Höhe dadurch 
zurückführt, daß auf die Ausgleichsteuer 
verzichtet wird 1 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Schmitz: Der Preis 
kann nur gesenkt weI den, wenn sich das 
Angebot vergrößert. Wenn die Vergrößerung 
des Angebotes durch die Erhöhung der Kon­
tin~ente erreicht wird, ist deI gleiche Zweck 
erfüllt wie der, der durch eine Zollsenkung 
herbeigeführt werden kann. Überdies ist ja 
auch festgestellt worden, daß sich die Import­
preise weniger verändert haben als die End­
abgabepreise, sodaß eine Senkung des Zolles 
im Augenblick wahrscheinlich mehr dazu 
führen würde, die Gewinnmargen der Impor­
teure zu vergrößern, als sich auf den Endpreis 
auszuwirken. Überdies sind wir schon in 
einer Phase des Ausklingens des Preisauf­
triebes, sodaß sich eine so einschneidende 
Maßnahme wie die von Ihnen vorgeschlagene 
auf diesem Sektor im jetzigen Zeitpunkt 
wahrscheinlich nicht in der von Ihnen er· 
warteten Weise auswirken würde. 

Präsident: Zweite Zusatzfrage. 

Abgeordneter Erich Hofstetter: Hen Bundes. 
minister! Das ist letzten Endes eine Kalku­
lationsfrage, die :stimmt. Wenn die Aus­
gleichsteuer verringert wird, müßte das auch 
dem Letztverbraucher zugute kommen. \Väre 
nicht die Möglichkeit gegeben, im Einver­
nehmen mit dem Innenministerium darauf 
einzuwirken 1 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Schmitz: Es ist völlig 
ausgeschlossen, in einer Wirtschaftsfolge von 
Importeuren, Großhändlern und Detailver­
käufern die Weitergabe oder die Nichtweiter­
gabe von Zollbegünstigungen oder Ausgleich­
steuerbegünstigungen zu kontrollieren. Gerade 
hier zeigt sich, daß sich ja die PI eise sehr 
kurzfristig ändern. (Abg. Dr. Staribacher: 
Da gibt es auflösende Bedingungen, Herr 
Minister!) Der gleiche Zweck der Vergrößerung 
des Angebotes wird, wie gesagt, auch durch 
Kontingentvergrößerungen erreicht. 
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Präsident: 9. Anfrage: Abgeordneter Doktor 
Staribacher (SPÖ) an den Herrn Finanz­
minister , betreffend Lohnsteuersenkung . 

268/M 
Im Hinblick auf die Tatsache, daß Sie zu 

den wichtigsten Punkten des sozialistischen 
Initiativantrages auf Lohnsteuersenkung bisher 
weder im Finanzausschuß noch im Hohen Haus 
Stelhmg genommen haben, frage ich Sie, ob 
Sie diese Anträge für gerechtfertigt halten. 

Aspekt. Wenn es sich im sozialistischen 
Initiativantrag, wie es heißt, um eine Ge­
fährdung der Kaufkraft des Schillings handelt, 
handelt es sich dann, wenn der Vorschlag 
von der Bundesregierung zu einem späteren 
Zeitpunkt kommt, nicht mehr um eine die 
Kaufkraft des Schillings gefährdende Aktion. 
(Heiterkeit bei der SPÖ.j Aber das ist nur 
ein sehr interessanter Aspekt, der die ~t\rbeiter 
und Angestellten sicherlich sehr interessieren 
wird. Ich frage Sie aber, Herr Finanzminister : 

Präsident: Bitte, Herr Minister. Wenn Sie der Meinung sind, daß eine ernstliche 
Bundesminister Dr. Schmitz: Sehr geehrter Senkung des Lohnsteueraufkommens zu er­

Herr Abgeordneter! Im Hinblick auf die I warten ist, weil die überhöhte Progression 
Unmöglichkeit, die in dem von Ihnen zitierten a"?-f die Dauer den Arbeitern und Angestellten 
Antrag vorgesehenen Maßnahmen ohne Ge- mcht zugemutet werden kann, warum nehmen 
fährdung der Kaufkraft des Schillinas in Sie dann nicht die einstimmig beschlossenen 
diesem und im folgenden Budget jahr durch- Vorschläge des Österreichischen Gewerkschafts­
zuführen, halte ich die in diesem Anti'ag b?-ndes un~ ~er Arbeiterkammer, die neuer­
vorgesehenen Maßnahmen vom budgetären ~m~s bek:a~tl~t wurde~,. al.s Grundlage, wie 
Standpunkt aus nicht für gerechtfertigt. SIe 1m sozJabstIschen ImtIatlvantrag auch zur 

Grundlage genommen wurden? 
Präsident: Eine Zusatzfrage. 

Abgeordneter Dr. Staribacher: Herr Bundes­
minister! Das ist insofern neu, als jetzt 
auch die Kaufkraft des Schillings durch die 
Lohnsteuerreform gefährdet erscheint. Das 
ist eine theoretische Auseinandersetzung, die 
wir gerne führen können, leider nicht im 
Rahmen dieser Fragestunde. Ich frage Sie 
daher nur: Wenn Sie der Meinung sind, 
daß nur die Kaufkraft des Schillings durch 
die Lohnsteuersenkung gefährdet ist, welche 
Maßnahmen wollen Sie denn dann vOlsehen, 
um die Belastung der Arbeiter und der An­
gestellten durch die entsprechende höhere 
Lohnsteuer hiDtanzuhalten? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Schmitz: Sie wissen, 
Herr Abgeordneter, ich habe bereits für das 
Jahr 1968 eine einschneidende Reform der 
Einkommensteuer angekündigt und habe vor 
wenigen Tagen die Interessenvertretungen ein­
geladen, die Kommission zu beschicken, die 
die Sache vorbereiten soll. Die Budget­
vorschau, die Sie auch kennen, die das ganze 
Hohe Haus kennt, läßt uns hoffen, daß zu 
diesem Zeitpunkt ohne diese Kaufkraftge­
fährdung diese massive Einkommensteuer­
senkung durchgeführt werden kann. J eh 
glaube, alle Damen und Herren, die das 
Budget hier verabschiedet haben, waren sich 
vollkommen im klaren darüber, daß nicht 
zusätzlich daraus noch über Milliardenbeträge 
verfügt werden konnte. 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Schmitz: Eine Lohn­
steuer- und Einkommensteuersenkung hängt 
doch auch von den Eirmahmen ab. Wenn 
wir hoffen dürfen, daß im Jahre 1968 eine 
größere Marge von Einnahmenverzichten be­
steht, ohne die übrigen Ausgaben zu be­
einträchtigen, i8t doch das ein Argument, 
das jeder Arbeiter und Angestellte versteht, 
wenn man ihm erklärt, daß hiefür der Zeit­
punkt maßgeblich ist und nicht die Frage, 
ob Regierung oder Opposition das macht. 
Wenn sich die Opposition eine Budgetvorschau 
gemacht hätte, hätte sie wahrscheinlich zum 
richtigen Zeitpunkt ihren Vorschlag gemach t. 
Es liegt doch auf der Hand, daß man einen 
Schilling entweder nur zur Senkung oder 
für Mehrausgaben ausgeben kann. Ihre Partei 
hat sogar für rund 3 Milliarden MehrauE>gaben 
in diesem Budget plädiert. Beides geht sicher 
nicht: Milliarden mehr ausgeben und Milliar­
den senken. Wir weIden uns entscheiden 
müssen, was wir tun! (Abg. Dr. Pittermann: 
Sie tun weder das eine noch das andere!) 
Herr Vizekanzler ! 800 Millionen Senkung war 
kein Pappenstiel. Im Jahre 1968 werden wir 
auch dann die Senkuna machen können 
wenn wir den Mehrerlö: nicht für ander~ 
Gesetze ausgeben wollen. Aber diese budget­
politische Frage verlangt eine Entscheidung, 
die Regierung und Parlament zu treffen 
haben. (Ruf bei der SPÖ: Diese Frage haben 
S1:e wieder nicht beantwortet!) 

Präsident: Zweite Zusatzfrage. Präsident: 10. Anfrage: Abgeordneter Pölz 
(SPÖ) an den Herrn Finanzminister, be-

Abgeordneter Dr. Staribacher: Herr Bundes- treffend Gebäude der Bundesrealschule in 
minister! Das ist ein sehr interessanter Amstetten. 
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269/M 
Wann wird das seinerzeit dem Bund kostenlos 

zur Verfügung gestellte provisorische Schul­
gebäude der alten Bundesrealschule in Am­
stetten der Stadtgemeinde wieder rücküber­
tragen ? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Schmitz: Gemäß dem 
Abkommen zwischen dem Bundesministerium 
für UntelTicht und der Stadtgemeinde Am­
~~etten über die seinerzeitige unentgeltliche 
Ubertragung des Schulgebäudes der alten 
Bundesrealschule besteht keine vertragliche 
Verpflichtung des Bundes zur unent­
geltlichen Rückübertragung dieser Liegenschaft, 
weil der Bund in Amstetten ein neues Mittel­
schulgebäude errichtet hat und die unent­
geltliche Rückübertragung nur für den Fall 
VOl gesehen ist, daß der Bund nicht für die 
gleiche Lehranstalt in derselben Gemeinde ein 
neues Gebäude errichtet. 

Es besteht jedoch die Absicht, die ge­
nannte Liegenschaft wieder unentgeltlich in 
das Eigentum der Stadt Amstetten zu über­
tragen, weil dieses Gebäude samt Liegen­
schaften für Bundeszwecke entbehrlich ge­
worden ist, von der Stadt dringend für eigene 
Schulzwecke benötigt wird und die Stadt 
dem Bund das Grundstück, auf dem der Neubau 
errichtet ist, vorbehaltlich der gemeindeauf­
sichtsbehördlichenGenehmigung geschenkt hat,. 

Die Übertragung des alten Schulgebäude­
komplexes konnte bisher deshalb nicht er­
folgen, weil die aufsichtsbehördliche Genehmi­
gung der niederösterreichischen Landesregie­
rung zur Schenkung des gemeindeeigenen 
Schulneubaugrundes an den Bund noch aus­
steht und weil das angeforderte Schätzungs­
gutachten noch nicht eingelangt ist und es vom 
Schätzwert abhängt, ob eine gesetzliche Er­
mächtigung zur unentgeltlichen Übertragung 
vom Nationalrat einzuholen ist oder das 
Finanzministerium selbst die unentgeltliche 
Veräußerung für Zwecke einer Gebietskörper­
schaft bewilligen darf. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. 

Abgeordneter Pölz: Herr Bundesminister! 
Ist Ihnen bekannt, daß die Stadtgemeinde 
Amstetten neben der völlig kostenlosen Über­
lassung von 22.000 m 2 Grund ebenso fast 
2,5 Millionen Schilling an Zinsen für die 
Vorfinanzierung zu leisten hat und darüber 
hinaus für die Gesamtaufschließung - Straßen, 
Wasser, Kanäle - für das Schulgebiet weitere 
20 Millionen leisten muß 1 Sind Sie nicht 
auch der Meinung, daß es für den Bund 
eine moralische Verpflichtung bedeutet, das 
ehemals alte unbrauchbare Gebäude kostenlos 
zurückzugeben, :;;elbst wenn es heute noch 
einen gewissen Realwert besitzt? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Schmitz: Sie haben 
mich mißverstanden. Ich habe gesagt: Es 
dreht sich nur um eine unentgeltliche über­
tragung, jedoch muß der Schätzwert erhoben 
weIden, um festzustellen, ob ich selbst die 
übertragung durchführen kann oder ob ein 
Akt des Parlaments gesetzt werden muß. 
Lediglich dafür ist der Schätzwert maß­
geblich. 

Abgeordneter Pölz: Danke, Herr l\'linister. 

Pr~ident: 11. Anfrage: Abgeordneter Konir 
(8PO) an den Herrn Finanzminister, be­
treffend Steuerausfall. 

271/M 
Wie hoch ist der Steuerausfall für den Bund 

der durch die NI OG AS-Transaktionen entstande~ 
ist? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Schmitz: Sehr geehrter 
Herr Abgeordneter! Dem Bundesministerium 
für Finanzen sind NIOGAS-Transaktionen 
nicht bekannt, die zu einem Steuerausfall für 
den Bund geführt hätten. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. 

Abgeordneter Konir: Herr Bundesminister! 
Sie haben gestern ähnliches gesagt. Ich darf 
an Hand von Dokumenten nachweisen, daß 
Sie zumindest schlecht informiert sind. Ich 
habe das stenographische Protokoll des Land­
tages für Niederösterreich vom 1. März vor 
mir. (Ruf bei der Ö V P: Eine Frage!) In 
seiner Rede sagte Dipl.-Ing. Rob1: 

"Der Herr Bundesminister für Finanzen 
hat mit Erlaß vom 14. Februar 1961 fest­
gestellt, daß es sich um keine Gewinnaus­
schüttung, sondern um eine abzugsfähige 
Betriebsausgabe handelt. Der Bundesminister 
für Finanzen hat diesen Erlaß der Finanz-
1andesdirektion für Wien und Niederösterreich 
zur Kenntnis gebracht." 

Diesen Erlaß hat der Herr Generaldirektor 
Müllner in dem Prozeß gegen den "Express" 
selbst auf den Tisch gelegt. In meinem 
Besitz befindet sich eine Photokopie. Ich 
d.arf aus dem Brief (Z1()ischenruje bei der 
Ö V P) der Finanzlandesdirektion für Wien 
Niederösterreich und Burgenland zitieren, au~ 
dem klar hervorgeht, daß Sie unrecht haben. 
Ich kann dann natürlich die Frage stellen, 
ob Sie auch diesen Tatbestand korrigieren 
wollen, wenn Sie unrecht haben. Da heißt 
es oben: 

"NIOGAS Niederösterreichische Gasver­
trie~~-Aktiengesellschaft. Rückstellung des von 
der OMV gewährten Preisnachlasses zugunsten 
des Landes Niederösterreich. 
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Konir 
An die Treuhand- und Revisionsgesell- Präsident: Ich bitte, sich kurz zu fassen 

schaft mbH. zu Handen Herrn Dir. und zu einer Frage zu kommen! (Ruf bei 
Friedrich, Wien I. der ÖVP: WO bleibt die Anfrage?) 

In dem Erlaß des Bundesministeriums für 
Finanzen, Zl. 12.930-9 aj61 vom 14. Februar 
1961 wurde folgendes ... " (R'Ltfe bei der 
ÖV P: Keine Vorlesungen! - Anhaltende 
Zwischenrufe bei der Ö V P.) Ich verstehe, 
daß Ihnen das mcht angenehm ist (andauemde 
Zwischenrufe bei der ÖVP), aber ich kann ... 

Präsident (das Glockenzeichen gebend): Bitte 
sich zu beruhigen! Wir haben hier im Haus 
eben eine sehr elastische Interpretation bei 
allen Parteien gehandhabt. (Abg. Dr. M ussil: 
N iede1'österreicher gegen Niederösterreicher! -
Zahlreiche Gegenrufe bei der SPÖ.) 

Abgeordneter Konir (fortsetzend): "Die 

Abgeordneter Konir: Ich komm'· schon! 
". .. an seine Gesellschaft der Gesellschaft­
steuer im Ausmaß von 2 v. H. vom Wert der 
Leistung. " 

Präsident: Ich bitte zur Frage zu kommen! 
Ich bitte um Ruhe! 

Abgeordneter Konir: "Ab dem Beginn des 
Wirtschaftsjahres 1960 bis zum Ablauf des 
verbilligten Erdgasbezuges (31. März 1968) 
wird die NIOGAS ihre gegenüber dem Land 
Niederösterreich bestehende Verpflichtung zur 
Bezahlung der zweiten Hälfte des zum halben 
Preis von der ÖMV-AG. bezogenen Erdgases 
erfüllen." 

Ö~:1V-~G. h~t sich. gegenü?e.r dem Land Präsident: Herr Abgeordneter! Bitte jetzt 
NIederosterrelC~ zu em~r verbIllIgten (5.~. v .. H. zur Frage zu kommen. Man kann ja auch in 
des NormalpreIses) LIeferung. von ]ahrhch I einem Auszug die Frage stellen. 
400,000.000 m3 Erdgas auf dIe Dauer von 
zehn Jahren, das heißt bis 31. März 1968, Abgeordneter Konir: "Diese Verpflichtung 
verpflichtet. Da eine direkte Abwicklung und ihre Erfüllung ist keine Gewinnaus­
zwischen dem Land Niederösterreich und der schüttung, sondern eine abzugsfähige Betriebs­
ÖMV-AG. nicht möglich war, wurde die ausgabe." 
NIOGAS eingeschaltet. Die NIOGAS, die 
gegenüber der ÖMV-AG. keinen unmittelbaren 
Anspruch auf verbilligten Erdgasbezug hat ... " 
(Abg. Glaser: Wo bleibt die Frage? - Rufe 
bei der Ö V P: Keine Vorlesung I) 

Präsident (das Glockenzeichen gebend): Bitte 
zur Frage zu gelangen ! (Neuerliche Rufe bei 
der ÖV P: Das ist eine Vorlesung 1 - Ruf 
bei der ÖV P: Geschäftsordnung I) 

Abgeordneter Konir (fortsetzend): Eine für 
Sie sehr unangenehme Vorlesung! (Wider­
spruch bei der ÖVP.) "Die NIOGAS ... 
hat den Normalpreis des von der ÖMV-AG. 
zum halben Preis bezogenen Erdgases in 
der Weise zu bezahlen, daß sie 50 v. H. des 
NOlmalpreises an die ÖMV-AG. und die rest­
lichen 50 v. H. an das Land Niederösterreich 
entrichtet." (Anhaltende Zwischenr'ufe.) . 

Präsident (das Glockenzeichen gebend): Bitte 
keine Zwischengespräche, das Wort hat der 
Abgeordnete Konir! 

Abgeordneter Konir: "Für die Wirtschafts­
jahre 1957 bis 1959 verzichtet das Land 
Niederösterreich als Gesellschafter der 
NIOGAS auf die Bezahlung des aus diesem 
Titel geschuldeten Betrages." (Abg. Gla8er: 
Das ist doch eine Vorlesung und lceine Frage 
mehr 1 - Abg. Prinke: Das ist doch keine 
Frage!) "Dieser Verzicht unterliegt als eine 
Leistung des Gesellschafters " (Anhaltende 
Zwischenrufe.) 

Präsident: Herr Abgeordneter! Bitte zur 
Frage zu kommen! (Abg. M ayr: Da8 ist ja 
eine Vorlesung! Anhaltende Zwischen­
rufe.) 

Abgeordneter Konir: Ich darf Sie fragen: 
Ist Ihnen bekannt, daß diese Abzüge für 
Betriebsausgaben nie dem Land Niederöster­
reich zugekommen sind, sondern in der Conti­
Bank liegengeblieben sind und daß daher all 
die Voraussetzungen dieses Erlasses nicht 
zutreffen 1 Stimmt es also, daß dann dafür 
Steuer hätte bezahlt werden müssen 1 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Schmitz: Ich bin Ihnen 
für die Vorlesung sehr dankbar, denn sie 
enthält die Antwort, die ich Ihnen gegeben 
hätte, wenn Sie gefragt hätten: Wieso ist 
hier kein Steuerausfall vorhanden 1 Das ist 
genau die Antwort, die ich deI' Presse ge­
geben habe. Dieser Erlaß ist richtig zitiert. 
Er beruht auf der allgemeinen Gewinnermitt­
lung auf Grund des Körperschaftsteuergesetzes 
und zeigt auch an, daß hier keine Transaktion 
vorgenommen wurde, sondern daß mit einem 
normalen Gewinnermittlungsverfahren s teuer­
lieh richtig vorgegangen worden ist. 

Wenn das richtig ist, was Sie sagen, Herr 
Abgeordneter, daß ein Teil davon nicht stimmt, 
so wird das der Rechnungshofbericht zeigen, es 
wird die Betriebsprüfung ergeben, ob alles 
in Ordnung ist, aber vorher habe ich keinen 
Anlaß, irgendwelche Konsequenzen aus in der 
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Bundesminister Dr. Schmitz 
Presse oder sonst irgendwo erschienenen Mei- Neuorganisation des österreichischen Bundes­
nungen zu ziehen. heeres beschlossen. Diese Neuorganisation 

Präsident: Zweite Zusatzfrage. 

Abgeordneter Konir: Aus dem Bericht der 
Finanzlandesdirektion ist klar ersichtlich, daß 
die Voraussetzungen nicht zutreffen. Darf 
ich Sie nun bitten, Herr Finanzminister : 
Könnten Sie uns diesen Edaß zur Verfügung 
stellen? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Schmitz: Den Erlaß 
kann ich zur Verfügung stellen. Der Erlaß 
ist ein Schreiben des Finanzministeriums, 
da es um eine Rechtsansicht, gebeten worden 
ist, wie die steuerliche Behandlung eines 
solchen Falles vorzunehmen ist. Ich habe 
gar keine Bedenken, Ihnen diesen Erlaß zur 
Verfügung zu stellen, wenngleich es nicht 
immer üblich ist, ein Rechtsgutachten des 
Finanzministeriums der Öffentlichkeit zugäng­
lich zu machen. Mir scheint der Fall aber 
so interessant für die Öffentlichkeit, daß ich 
glaube, daß ich Ihnen diesen Text zur Ver­
fügung stellen sollte. (Beifall bei der Ö V P. -
Abg. Dr. Kreisky: Der Miillner macht Sie 
sehr nervös, meine Herren! Sie werden sich 
noch 'W~tndern, was hera'ltskommt ! ) 

Präsident: Ich möchte grundsätzlich fest­
stellen ... (Andauernde Rufe und Gegenruj'e. 
- Der Präsident gibt das Glockenzeichen.) 
Bitte, jetzt möchte ich etwas sagen. 

Ich möchte grundsätzlich feststellen, daß 
seit Einführung der Fragestunde eine sehr 
elastische Interpretation Gewohnheitsrecht 
wurde. Wir werden im Herbst in der Präsidial­
konferenz prüfen, ob neue Normen für die 
Geschäftsbehandlung notwendig werden. (Abg. 
Dr. va'tl, Ton gel.' W ithalm hat 8ie ja abgelehnt!) 
Bisher haben alle Parteien gemeinsam dies­
bezüglich Proporzsünden begangen. 

Danke, Herr Minister. 

Bundesministerium für Landesverteidigung 

Präsident: 12. Anfrage: Abgeordneter Töd­
ling (Ö V P) an den Herrn Bundesminister 
für Landesverteidigung, betreffend N eugliede­
rung der Luftstreitkräfte. 

221/M 
Welche Gründe waren für die vor kurzem 

durchgeführte Neugliederung der Luftstreit­
kräfte maßgebend? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister für Landesverteidigung 
Dr. Prader: Herr Abgeordneter! Die öster­
reichische Bundesregierung hat mit Beschluß 
vom 17 . Juli 1962 die U morganisa ti on und 

ist für die Landstreitkräfte mit 1. Jänner 1963 
wirksam geworden. Die von mir im Dezember 
1965 verfügte Neugliederung der Luftstreit­
kräfte bildet nunmehr den Abschluß dieser 
Umgliederung. Damit ist nun das gesamt.e 
Gebilde der neuen Konzeption entsprechend 
geformt. 

Mit dieser Neugliederung wurde auch die 
Grundlage bei den Luftstreitkräften geschaffen, 
daß die Ortspläne erstellt werden und der 
systematische Aufbau der österreichischen 
Luftstreitkräfte vorangetrieben wird. 

In diesem Zusammenhang, Herr Abgeordne­
ter, darf ich ferner darauf verweisen, daß 
die in der Zwisohenzeit bei meinem Ressort 
errichtete Luftraumverteidigungskommission 
sehr intensiv Arbeiten für die Erstellung eines 
Luftraumverteidigungskonzeptes geleistet hat. 

Präsident: Eine Zusat~flage. 

Abgeordneter Tödling: Herr .Minister! Darf 
ich fragen: Welche Gründe waren maßgebend, 
daß die Neugliederung der Luftstreitkräfte 
nicht in einem Zuge mit der Umgliederung 
des übrigen Heeres erfolgte? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Prader: E~ waren damals 
die technischen, die baulichen und vor allem 
die personellen Verhältnisse noch nicht ge­
geben, um diese Umorganisation bei den 
Luftstreitkräften gemeinsam mit der bei den 
Landstreitkräften durchführen zu können. 

Präsident: 13. Anfrage: Abgeordneter Fach­
leutner (ÖV P) an den Herrn Verteidigungs­
minister, betreffend Hinterbliebene von ver­
unglückten Soldaten. 

251/M 
Welche sozialrechtlichen Vorsorgen sind für 

Hinterbliebene von Soldaten, die bei Flugzeug­
unfällen tödlich verunglücken, getroffen? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Prader: Herr Abge­
ordneter! Für Hinterbliebene nach verunglück­
ten Fliegern wird auf mehrfache Weise vor­
gesorgt: zunächst durch Gesetze, dann aber 
auch durch Privatversicherungsverträge. Wir 
haben je na<;h der Art des Dienstverhältnisses 
das Heeresversorgungsgesetz, das Allgemeine 
Sozialversicherungsgesetz, und wir haben auch 
die Dienstpragmatik und das Pensionsgesetz 
1965. 

Ich habe die Anordnung gegeben, daß 
zusätzlich zu diesen gesetzlichen Vorsorgen 
nun auch noch Versicherungsverträge bezüglich 
des fliegenden Personals abgeschlossen werden, 
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Bundesminister Dr. Prader 
sodaß auch von dieser Warte her eine zusätz­
liche Versorgungsrate im entsprechenden Fall 
eintritt. 

Präsiden t: Danke, Herr Bundesminister. 

Bundeskanzleramt 

Präsident: 14. Anfrage: Abgeordneter Doktor 
Kummer (ÖV P) an den Herrn Bundeskanzler, 
betreffend Gesetzesinitiativen der Bundes­
regierung. (Abg. Dr. van Tongel: Wenn das 
keine bestellte Anfrage ist!) 

224JM 
Welche wichtigen Gesetzesinitiativen bereitet 

die Bundesregierung für die Herbstsession des 
Nationalrates vor? 

Präsident: Bitte, Herr Kanzler. 
Bundeskanzler Dr. Klaus: Die Bundes­

regierung hat noch keinen Beschluß darüber 
gefaßt, welche Gesetzesinitiativen im Herbst 
dem Nationalrat vorgelegt werden sollen. 
Ich habe aber schon gestern anläßlich einer 
anderen Anfragebeantwortung einige Andeu­
tungen gemacht, so zum Beispiel, daß in 
der Herbstsession die Wohnungsgesetze, aber 
auch die notwendigen Gesetze für die Neu­
ordnung der verstaatlichten Industrie kommen 
werden. 

Ich bin aber gerne bereit, Ihnen, sehr 
geehrter Herr Abgeordneter, darüber Antwort 
zu geben, was im Bereiche des Bundeskanzlei­
amtes an Gesetzesinitiativen vorbereitet wird. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. 
Abgeordneter Dr. Kummer: Herr Bundes. 

kanzler! Um welche konkreten Maßnahmen 
handelt es sich ~ 

Präsident: Herr Kanzler. 
Bundeskanzler Dr. Klaus: Beim Bundes­

kanzleramt nenne ich nur schlagwortartig 
die im Zusammenhang mit dem Fordel"ungs­
programm der Bundesländer und der Ge­
meinden vorberei teten bundesverfassungs ge­
setzlichen Vorkehrungen, die als Novelle zum 
Bundes-Verfassungsgesetz gedacht sind, ferner 
den Ausbau der Verfassungsgerichtsbarkeit, 
die jüngst bei der Beratung des Berichtes 
des Verfassungsgerichtshofes für 1964 auch 
im Verfassungsausschuß behandelt worden ist, 
dann die verfassungsgesetzliche Regelung des 
Fernmeldegeheimnisses, eine Vorlage, die schon 
einmal dem Hohen Hause vorgelegen ist, 
aber in der letzten Gesetzgebungsperiode nicht 
mehr verabschiedet wurde. Ich erwähne dann 
nur noch schlagwortartig das Organhaftpflicht­
gesetz, das Rechtsbereinigungsgesetz, das Per­
sonalvertretungsgesetz und eine Novelle zur 
Dienstpragmatik, die die Stellung der Bundes­
beamten verbessern soll - Beamtenschutz-

gesetz war das Stichwort bisher -, und schließ­
lich den Entwurf eines Personalaufnahme­
gesetzes, das unter anderem die Ausschreibung 
der Dienstposten im öffentlichen DienRt vor­
sehen wird. 

Präsident: Zweite Zusatzfrage. 

Abgeordneter Dr. Kummer: Herr Bundes­
kanzler! Werden Sie hinsichtlich dieser Maß­
nahmen auch mit der Opposition Fühlung 
aufnehmen ~ 

Präsident: Herr Bundeskanzler. 

Bundeskanzler Dr. Klaus: Ja, soweit das 
zweckmäßig ist, wird die Opposition, was ja 
bisher schon erfolgt ist, aber auch weiterhin 
erfolgen wild, informiert werden, und ich 
darf Ihnen auch ruhig mitteilen, meine sehr 
geebrten Herren, daß konstruktive Vorschläge 
willkommen sind. Das Bessere ist auch hier 
der Feind des Guten. (Abg. Weikhart: Somit 
es zweckmäßig ist!) 

Präsident: 15. Anfrage: Abgeordneter Doktor 
Bassetti (Ö V P) an den Herrn Bundeskanzler, 
betreffend Stellung der Bundesländer. 

225JM 
Sind von der Bundesregierung bereits kon­

krete Maßnah:r~en vorgesehen, um die von den 
Ländern geltend gemachten Forderungen zur 
Stärkung ihrer Stellung im Blmdesstaat zu 
erfüllen? 

Präsident: Bitte, Herr Kanzler. 

Bundeskanzler Dr. Klaus: Die Bundes­
regierung hat im Juni die zuständigen Ressort­
minister, darunter auch den Bundeskanzler, 
eingeladen, die Punkte aus dem Forderungs­
programm der Bundesländer und Gemeinden, 
über die im Beratungskomitee bereits eine 
übereinstimmende Auffassung erzielt worden 
ist, in die Gestalt von Gesetzentwürfen zu 
bringen und diese Gesetzentwürfe beschleunigt 
dem Begutachtungsvelfahren zuzuführen. So 
hat das Bundeskanzleramt bereits Anfang 
Juli dieses Jahres den Ent\\'Urf einer Bundes­
Verfassungsgesetznovelle dem Begutachtungs­
verfahren zugeführt. 

Diese Novelle enthält alle jene Punkte 
- ich glaube, es sind insgesamt neun -
des Forderungsplogramms, die in dem er­
wähnten gemeinsamen Komitee zwischen Bun­
desregierung und Landesregierung bereits zu 
einer übereinstimmenden Auffassung geführt 
haben. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. 

Abgeordneter Dr. Bassetti: Herr Bundes­
kanzler! Wie beabsichtigen Sie auf Regierungs­
ebene weiter vorzugehen, damit das Forde­
rungsprogramm von Ländern und Gemeinden 
nun völlig erfüllt WeI den kann? 
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Präsident: Herr Bundeskanzler. Präsident: Herr Kanzler. 

Bundeskanzler Dr. Klaus: Es sind eine Bundeskanzler Dr. Klaus: Der Entwurf 
Reihe von Punkten noch offen. Hierüber ist bereits im Begutachtungsverfahren ; dieses 
werden einmal von den zuständigen Ressorts wird im September be endet sein. Ich werde 
mit den von den Landesregierungen ernannten dann dem Hohen Hause diesen Gesetzentwurf 
Landesregierungsmitgliedern Beratungen ge- über die Bundesregierung zuleiten. 
pflogen. Es wird sich dann das Komitee I Präsident: Danke, Herr Kanzler. 
wiederum mit diesen Fragen befa'Ssen. Offen 
sind zum Beispiel noch die Fragen de&Denkmal-
schutzes, des Kurortewesens und wenn ... Bundesministerium fiir Auswärtige Angelegen-
(Abg. Dr. Pittermann: Das Problem der Assa- heiten 
nierungder, der Rechtsstellung von Wien! -Abg. 
Dr. Broda: De1· Naturhöhlen I) Hinsichtlich der 
Rechtsstellung von Wien daIf ich sagen, daß ein 
neuer Verfassungsgesetzentwurf bereits ausge­
arbeitet und dem Begutachtungsverfahren zuge­
leitet wird. Ich darf Sie hiemit auf diesem Wege 
informieren; ich wollte das in einem anderen 
Zusammenhang tun. Wir haben einen Weg 
gefunden, der jede Diskriminierung des Landes 
Wien künftig au&schließt. (Abg. Probst: Aber 
primär war doch der Denkmalschutz!) 

Kurzum: Wir werden nach Abschluß diesel' 
Beratungen dem Hohen Hause weitere Gesetz­
entwürfe vorlegen, bodaß das gesamte Forde­
rungsprogramm der Bundesländer seiner Er­
füllung zugeführt werden kann. 

Präsident: 16. Anfrage: Frau Abgeordnete 
Dipl.-Ing. Dr. J ohanna Bayer (Ö V P) an den 
Herrn Bundeskanzler, betreffend familienpoli­
tischer Beirat der Bundesregierung. 

227/M 
"Verden in dem beabsichtigten Familien­

politischen Beirat bei der Bundesregierung auch 
die Y orsitzenden der in den Bundesländern 
bestehenden familienpolitischen Beiräte ver­
treten sein? 

Präsident: Bitte, Herr Kanzler. 

Bundeskanzler Dr. Klaus: Bekanntlich be­
stehen nur in einigen Bundesländern bei den 
Landesregierungen familienpolitische Beiräte. 
Smveit ich weiß, ist das in Tirol, in Ober­
österreich und in der Steiermark der Fall. 
Es würde nicht gut gehen, gerade nur die 
Vertreter aus diesen Bundesländern dem 
Familienpolitischen Beirat beim Bundeskanz­
leramt beizuziehen. Wenn aber alle neun 
Bundesländer vertreten sein sollten, dann 
habe ich das Empfinden, sehr geehrte Frau 
Abgeordnete, daß der Kreis vielleicht zu 
groß und dadurch zuwenig arbeitsfähig werden 
würde. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. 

Abgeordnete DipL-Ing. Dr. Johanna Bayer: 
Herr Bundeskanzler! Beabsichtigen Sie, die 
Regierungsvololage 110ch im Herbst ins Parla­
ment zu bringen? 

Präsident: 17. Anfrage: Abgeordneter Doktor 
Scrinzi (F PÖ) an den Herrn Bundesminister 
für Auswärtige Angelegenheiten, betreffend 
Südtirol. 

254jM 
Sind Sie bereit, die erforderlichen Schritte 

einzuleiten, damit das Südtirol·Problem ange­
sichts der unveränderten Haltung Italiens in 
die Tagesordnung der diesjährigen General­
versammltmg der Vereinten Nationen aufge­
nommen und somit neuerlich auf internationaler 
Ebene behandelt wird? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister für Auswärtige Angelegen­
heiten Dr. Toncic-Sorinj: Sehr geehrter Herr 
Abgeordneter! I<;h habe am 11. Juli dem 
Außenl;olitischen Ausschuß in einer einstimmig 
für vertraulich erklärten Sitzung ausführlich 
Bericht über die gegenwärtige Entwicklung 
des Südtirol-Problems gegeben. Ich hoffe, 
daß ich zu gegebener Zeit auch dem Hohen 
Haus einen solchen Bericht werde erstatten 
können. 

Ich beabsichtige nach dem gegenwärtigen 
Stand der Dinge nicht, einen Antrag zu 
stellen, daß die Südtirol-Frage formell in 
die Tagesordnung der diesjährigen General­
versammlung der VeI'einten Nationen auf­
genommen werde. Ich werde selbstverständlich 
so wie bisher auch der diesjährigen General­
versammlung über den gegenwärtigen Stand 
der Verhandlungen und damit über die Er­
füllung der beiden Südtirol-Resolutionen Be­
richt erstatten. 

Ich werde aber auch, sollte sich ein neuer 
Tatbestand ergeben, selbstverständlich die 
Möglichkeit nicht allS dem Auge v81lieren, 
einen Antrag auf eine neuerliche Inkludierung 
des Südtirol-Problems in die Tagesordnung 
der Generalversammlung der Vereinten Natio­
nen zu stellen. 

Ich möchte in diesem Zusammenhang noch­
mals betonen, daß es keine endgültige Regelung 
dieses Fragenkomplexes geben wird, ohne 
daß die gewählte Vertretung der SüdtiIoler 
hiezu ihre Zustimmung erteilt. 
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Präsident: Eine Zusatzfrage. 

Abgeordneter Dr. Scrinzi: Herr Bundes­
minister! Sie haben laut einer Pre:.semitteilung 
auf einer Tagung des Cartellverband~s in 
Salz burg im Mai dieses Jahres geäußert, 
man müsse in der Südtirol-Frage Mut zu 
unpopulären Maßnahmen haben. 

Darf ich Sie, Herr Bundesminister, fragen: 
Was sind "unpopuläre Maßnahmen" im Zu­
sammenhang mit de!' Südtirol-Frage? 

Präsident: Herr BUildesminister. 

Bundesminister Dr. Toncic-Sorinj: RelT Ab· 
geordneter! Das Wort von den "unpopulären 
Maßnahmen" im Zuge meiner damaligen Rede 
hat sich auf Südtirol-Verhandlungen bezogen. 
Das war eille vielleicht leicht pressemäßig 
entstellte Mitteilung. Ich betone nochmals, 
was ich soeben ausgeführt habe: daß nichts 
ohne Zustimmung der gewählten Vertreter 
der Südtiroler geschehen wird, und das ist 
bestimmt nicht unpopulär. 

Präsident: Zweite Zusatzfrage. 

Abgeordneter Dr. Scrinzi: Herr Bundes· 
minister! Sind Sie bereit und in der I-"age, 
dem Hause eine Erklärung dahin gehend 
abzugeben, daß Sie bei den Südtirol-Ver­
handlungen keinem Ergebnis zustimmen wür­
den, das unter den in den Besprechungen 
zwischen dem ehemaligen Außen minister 
Dr. Kreisky und dem italienischen Außen­
minister Saragat in Paris erzielten Ergebnissen 
liegt? 

Und sind Sie bereit, dem Hause gleichfalls 
zu erklären, daß Sie keinem Abschluß eines 
Abkommens zustimmen, das keine ausreichende 
internatiol1ale Verankerung vorsieht und das 
die Billigung der Südtiroler Volkspartei nicht 
finden könnte? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Toncic-Sorinj: Herr Ab· 
geordneter! Ihre Frage geht schon sehr weit 
in das Meritum der gesamten Problematik. 

Ich erinnere an das, was ich am Anfang 
meiner Anfragebeantwortung gesagt habe: 
daß wir über diesen Komplex sehr ausführlich 
im Außenpolitischen Ausschuß beraten haben, 
dessen Sitzung als geheim erklärt wurde. 
Ich glaube mich bestimmt auf einer Linie 
mit Ihnen, wenn ich annehme, daß Sie mir 
nicht zumuten, daß ich über irgend etwas 
spreche, was Gegenstand von vertraulich 
erklärten Ausführungen in einem parlamen­
tarischen Ausschuß gewesen ist. 

Präsident: Danke, Herr Minister. 

Bundesministerium für Inneres 

Präsident: 18. Anfrage: Abgeordneter Doktor 
Staribacher ( S pO) an ,den Herrn Bundes­
minister für Inneres, betreffend Verbraucher­
preiße bei Schweinefleisch. 

222jM 
Nachdem Sie in der Fragestunde vom 6. Juli 

1966 dezidiert angekündigt haben, daß die 
Verbraucherpreise bei Schweinefleisch in den 
nächsten Tagen zurückgehen werden, frage ich 
nun, in welchem Ausmaß diese Verbraucher. 
preise seither zurückgegangen sind? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. (Abg. Doktor 
W ithalm: Damit sind wir schon wieder beim 
Schweinernen!) 

Bundesminister für Inneres Dr. Hetzenauer: 
Sehr geehrter Herr Abgeordneter Dr. Stari· 
bacher! In Ihrer Anfrage unterstellen Sie mir 
eine Behauptung, die ich nicht gemacht habe. 
Sie führen nämlich aus, ich hätte am 6. Juli 
dezidiert angekündigt, daß die Verbraucher­
preise für Schweinefleisch in den nächsten 
Tagen zurückgehen werden. 

Nach dem stenographischen Protokoll, Herr 
Abgeordneter Dr. Staribacher (Abg. Doktor 
Pittermann: Das liegt noch gar nicht vor I), 
hat sich in dieser Frage zwischen uns beiden 
folgender Dialog abgespieit. Ich sagte Ihnen: 
Sie sind Fachmann genug, zu wissen, daß 
die gestdge Preissenkung auf dem Schweine. 
marktsektor natürlich erst in einer Woche 
oder in 14 Tagen sicb auswirken kann, wenn 
es zur Verarbeitung dieser Tiere kommt. 
Sie dagegen, Herr Abgeordneter, haben offen­
bar das gesagt, was Sie mir unterstelJen. 
Sie sagten nämlich, es könne sich diese 
Preisentwicklung nicht erst in 14 Tagen 
auswirken, das stimme nicht, das müßte 
sich schon in einer Woche au .. wirken. Ich 
habe Ihnen daraufhin erwidert, daß ich nicht 
in der Lage bin, in die Zukunft zu sehen, 
daß ich aber die Hoffnung habe, daß dieses 
Zurückgehen der Preise auf dem Schlacht. 
viehsektor natürlich auch seine günstigen 
Auswirkungen auf den Konsumentenpreis 
haben werde. 

Ich räume Ihnen nun, sehr geehrter Herr 
Abgeordneter, gerne ein, daß Sie in der 
Zwischenzeit teilweise recht behalten haben 
in der Richtung, daß erfreulicherweise doch 
schon eine größere Zahl von Fleischhauern 
in der vergangenen Berichtswoche auf diese 
Preisrückentwicklung auf dem Schlachtvieh­
sektor Bedacht genommen hat und daß sich 
bei den häufigsten Schweinefleischsorten eine 
Preisrückentwicklung im Ausmaße von etwa 
2 S, und zwar jeweils bei den Fleischsorten 
Schopfbraten, Karree, Schulter, Schlögel und 
dergleichen, ergeben hat. 
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Bundesminister Dr. Hetzenauer 
Ich darf Ihnen in diesem Zusammenhang I stehenden Möglichkeiten auszunützen, um zu 

auch berichten, daß sich auch auf dem Kalb- einer Rückläufigkeit der Preisentwicklung zu 
fleischsektor , soweit ich mich jetzt informieren kommen, die Gott sei Dank jetzt ihre ersten 
konnte, in Gesamtösterreich eine Preisrück- Wirkungen zeigt. 
entwicklung bis zu vier und mehr Schilling Präsident: Zweite Zusatzfrage. 
ergeben hat. 

Präc;ident: Eine Zusatzfrage. 

Abgeordneter Dr. Staribacher: Herr Bundes· 
minister! Ich glaube, wir sollten nicht die 
Diskussion aufrollen, die vorige Woche statt­
fand. Sie wollen ja sachlich weiterkommen, 
wie Sie damals erklärt haben. (Bundesminister 
Dr. Hetzenauer: Beide, Herr Kollege!) Beide! 
Einverstanden. 

Sie lesen doch hoffentlich das »Volksblatt,". 
Dort drinnen haben Sie doch gelesen, daß 
Preissenkungen bis zu 10 S durchgeführt 
wurden, die weder das Marktamt noch die 
Erhebungen der Arbeiterkammer feststellen 
konnten, sondern es waren die berühmten 2 S, 
auf die Sie jetzt Bezug nehmen und die sich 
im Laufe einer Woche auswirken, denn der 
Markt vom Dienstag müßte sich am Freitag 
oder Samstag bei den Konsumenten aus­
wirken. 

Ich frage Sie aber, Herr Bundesminister: 
Halten Sie es nicht für zweckmäßig, als zu­
ständiger Minister für die Preisbildung im 
Einvernehmen mit dem Herrn Landwirt­
schaftsminister - Sie sind oberste Preis­
behörde, dei' Herr Landwirtschaftsminister ist 
sachlich führend zuständig - Vorkehrungen 
zu treffen, damit es nicht zuerst zu Preis­
steigerungen von 8 bis 10 und 12 S kommt, 
statt nach einiger Zeit die Preise um 2 S 
zu senken und zu erklären, die Fleischpreise 
sind jetzt wieder im Lot, sie sind wieder in 
Ordnung? 

Ich frage Sie daher, Herr Minister: GlaubeIl 
Sie nicht, daß es zweckmäßiger wäre, ent­
sprechende Vorschläge, die Ihnen die Arbeiter­
kammer und der Gewerkschaftsbund zu diesen 
Punkten gemacht hat, aufzugreifen und durch­
zuführen? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Hetzenauer: Sehr ge­
ehrter Herr Abgeordneter t Diese Information 
im "Volksblatt" stammt nicht von mir, 
sondern ich habe dem "Volksblatt", soweit 
es mich fragt, nichts anderes zu berichten, 
als ich nach den objektiven Erhebungen des 
Marktamtes berichten kann. 

Im konkreten Falle darf ich Ihnen sagen, 
sehr geehrter Herr Abgeordneter, daß wir 
uns in den vergangenen Wochen, wie Sie ja 
wissen, gemeinsam mit dem Herrn Land­
wir tschaftsminister und dem Herrn Handels­
minister bemüht haben, die uns zur Verfügung 

Abgeordneter Dr. Staribacher: HeIr Minister! 
Sie erklären selbst, daß Sie die Möglichkeiten, 
die Sie haben, ausgenützt haben. Wir glauben 
nicht, daß es alle Möglichkeiten waren, die 
Sie gehabt hätten. 

Aber sieher bestätigen Sie damit das, was in 
Anfragen einiger Abgeordneter sowohl an den 
Herrn Handelsminister als auch an den Herrn 
Landwirtschaftsminister und auch an Sie, 
Herr Innenminister, zum Ausdruck gekommen 
ist: Halten Sie es als Mitglied der Regierung 
nicht für zweckmäßiger und notwendiger 
- Sie sind dafür verantwortlich; das letzte 
Mal haben Sie gesagt, wir im Vi eh verkehrs­
fonds sind verantwor~lich; es ist eindeutig 
festgestellt worden, daß wir das nicht sind -, 
Möglichkeiten zu schaffen, damit diese Ent­
wicklung nicht wieder eintreten kann? 'Vollen 
Sie nicht doch vielleicht auf die Vorschläge 
des Österreichischen Arbeiterkammertages und 
Gewerkschaftsbundes zurückgreifen? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Hetzenauer: Sehr ge­
ehrter Herr Abgeordneter t Ich stehe nicht an, 
die Vorschläge des Arbeiterkammertages und 
jüngstens auch des Österreich ischen Gewerk­
schaftsbundes zu den Verhandlungen des 
Verfassungsausschusses über die Novellierung 
des Preisregelungsgesetzes zur Verfügung zu 
stellen. Ich habe nur mein Bedauern zum 
Ausdruck zu bringen, daß diese Verhandlungen 
mit Rücksicht auf das Verhalten Ihreb Herrn 
Klubobmannes n.i~ht schon im Zusammenhang 
mit den Marktordnungsgesetzen in der gegen­
wärtigen Session geführt werden konnten. 

Im übrigen darf ich Sie, sehr geehrter Herr 
Abgeordneter, so wie gestern in der Pari­
tätischen Kommission daran erinnern, daß 
der Verbraucherpreisindex im Juni dieses 
Jahres um 1,1 Prozent unter dem Vorjahres­
stand steht. Er war im Mai des Vorjahres 
um 1,7 Prozent höher und zu Begimi des 
heurigen Jahres 1966 noch um 5 Prozent 
über dem Stand des Vorjahres. Darüber 
hinaus hat sich aber auch gegenüber dem 
Vormonat der Verbraucherpreisindex nur um 
2,3 PIOzent erhöht gegenüber 6,3 PlOzent 
zum gleichen Zeitpunkt des Vorjahres. 

Ich hätte nun schon die Bitte, sehr ge­
ehrter Herr Abgeordneter, daß Sie Ihre 
Bemühungen, die wir ja gemeinsam anstellen 
wollen, daß sich die Pleisentwicklung in 
vernünftigen Grenzen hält, auch in einem 
Verhältnis zu dieser sich aus dem Verbraucher-
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Bundesminister Dr. Hetzenauer 
preisindex ergebenden Situation halten. Ich Wird gegen diese beiden Zusammenziehun­
habe nicht in. Erinnerung, daß Sie bei doppelt gen ein Einwand erhoben 1 - Das ist nicht 
HO großer Erhöhung im vergangenen Jahr der Fall. Die Debatte über die Punkte 2 
meinen Herrn Amtsvorgänger ebenso energisch und 3 sO"wie über die Punkte 4 und 5 der 
kritisiert haben, wie Sie das im gegenwärtigen heutigen Tagesordnung wird daher jeweils 
Zeitpunkt bei mit tun. (Beifall bei der unter einem durchgeführt. 
Ö V P. - Abg. .J.W a y r: E ehr 1'ichtig! - Weitere Ferner ist mir der V orsch1a,g zugekommen, 
Zwischenrufe.) die Debatte über die Punkte 6 und 7 der 

Präsident: Die 60 Minuten der Fragestunde heutigen Tagesordnung unter einem abzu­
sind abgelaufen. Damit ist die Fragestunde führen. Es sin::l dies: 
beendet. der Bericht des Ausschusses für soziale 

Die schriftliche Beantwortung der An- Verwaltung über den Antrag 8/A der Abge­
frage 46 des Abgeordneten Horejs an den ordneten Kulhanek und Genossen, betreffend 
Bundesminister für Auswär tige Angelegen- das Gewerbliche Selbßtändigen-Krankenver­
heiten, betreffend unzUleichende Beantwortung sicherungsgesetz (166 der Beilagen) und 
der Anfrage 29/J, wurde den Anfragestellern der Bericht und Antrag des Ausschusses 
übermittelt. Diese Anfragebeantwortung für soziale Verwaltung über den Entwurf 
wurde auch vervielfältigt und an alle Abge- eines Bundesgesetzes, mit dem das Bundes­
ordneten verteilt. gesetz über den sozialversicherungsrechtlichen 

Die in der gestdgen Sitzung bekannt- Schutz der den Präsenz dienst leistenden Wehr­
gegebenen Berichte wei~e ich zu wie folgt: pflichtigen abgeändert wird (167 der Bei-

Bericht des Bundeskanzlers, betreffend Er- lagen). 
mächtigung der Bundesregierung an den Bun- Dieser Vorschlag hat jedoch zur Voraus­
desminister für Landesverteidigung zur Ver- setzung, daß der Nationalrat unter Bedacht­
fügung über das Bundesheer, dem Verfassungs- nahme auf die Bestimmung des § 19 Abs. 2 
ausschuß und Geschäftsordnungsgesetz beschließt, daß der 

Bericht des Bundesministeriums für Finan- Punkt 7 - Bericht und Antrag des Am.schusses 
zen über die Veräußerung von unbewegTiehem für soziale Verwaltung, betreffend die Novelle 
Bundeseigentum im vierten Vierteljahr 1964 zum Bundesgesetz über den sozialversiche­
dem Finanz- und Budgetausschuß. rungsrechUichen Schutz der den Präsenz-

Eingelangt ist ein Bericht der Bundes- dienst leistenden Wehrpflichtigen - unmittel­
regierung, betreffend Maßnahmen zur Er- bar in zweite Lesung genommen wird, nicht 
fü]]ung der Verpflichtungen, die von Öst.er- etwa einem anderen Ausschuß zur neuerlichen 
reich durch die Ratifikation der Europäischen Vorberatung zugewiesen wird. 
Menschenrechtskonvention übernommen wur- Ich bitte daher zunächst jene Damen und 
den. Ich werde diesen Bericht gemäß § 41 Herren, die zustimmen, ·daß über den unter 
Abs. 4 Geschäftsordnungsgesetz in der nächsten Punkt 7 genannten Bericht und Antrag des 
Sitzung zuweisen. Ausschusses für soziale Verwaltung unmittelbar 

Es ist mir der Vorschlag zugekomnien, die in die zweite Lesung einzugehen ist, sich von 
Debatte über die Punkte 2 und 3 unter einem den Sitzen zu erheben. - Einstimmig ange­
abzuführen. Es sind dies die Berichte des nommen. 
Fina.nz- und Budgetausschusses über Ich frage nunmehr, ob gegen den Vor-

die 3. Novelle zum Landeslehler-Dienst- schlag, die Debatte über die Punkte 6 und 7 
rechtsüberleitungsgesetz und unter einem abzuführen, ein Einwand erhoben 

das Landesvertragslehrergesetz 1966. wird. - Das ist nicht der Fall. Die Debatte 
Ebenso "wurde mir vorgeschlagen, die De- wird somit auch über die Punkte 6 und 7 

batte über die Punkte 4 und 5 unter einem unter einem durchgeführt. 
durchzuführen. Es sind dies die Beri~hte des Im Einvernehmen mit den Parteien schlage 
Ausschusses tür Land- und Forstwirtschaft. ich ferner vor, die erste Lesung über die 
über Anträge 21/A und 23/A unter einem durch-

das Land- und forst,virtschaftliche Bundes- zuführen. Wird dieser Vorschlag angenommen, 
schulgesetz und werden zuerst die Erstantragsteller das Wort 

das Land- und forstwirtschaftliche Landes- zur Begründung erhalten, sodann wird die 
lehrer-Dienstrechtsüberleitungsgesetz. Debatte unter einem abgeführt. Ich bitte 

Falls diese V OI schläge angenommen wer- jene Damen und Herren, die hiezu ihre Zu­
den, ,,,erden jedesmal die Berichterstatter i stimmung ge~en,. sic~ von den Sitzen zu 
zuerst ihre Berichte geben, sodann wird die I erheben. - Emstlmmlg angenommen. 
Debatte über die jeweils zusammengezogenen I Einvernehmlich steHe ich gemäß § 38 
Punkte gemeinsam abgeführt. Die Abstim-' Abs. 4 Geschäftsordnungsgesetz die Tages­
mung erfolgt selbstverst,ändlich getrennt. I ordnung in der Weise um, daß ich die Punkte 6 
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Präsident 
und 7 vorziehe und als erste zur Verhandlung I gesetz - GSKVG.), eingebracht. Der Ausschuß 
bringe. Es sind dies: für soziale Verwaltung, dem der Antrag zur 

das GewerbHche Selbständigen-Pensionsver- Vor beratung zugewiesen wurde, hat in seiner 
sicherunO'sgesetz und Sitzung am 31. Mai 1966 für diese Gesetzes-

N 1lb B d . t "b d . 1 materie einen Unterausschuß eingesetzt. Dem 
ove e zum un esgese z u er ea SOZIa - U h ß h" t d O"VP d' . h d d p" nteraussc u ge or en von er le 

versicherungsrechtbchen Sc utz er en ra- Ab d t D H K K Ih k 
senzdienst leistenden Wehrpflichtigen. D geMor ~el end Rr .. hauser'd eSrnp'O" d~ Aanbe , 

r. USSI un eIC, von er le ge-
WÜ'd gegen diese Umstel1ung der Tages- ordneten Ing. Häuser Kostroun Müller und 

ordnung ein EiI~wand erhoben 1 - Das. ist Pfeffer sowie von der' FPÖ der' Abgeordnete 
nicht der Fall. DIe Punkte 6 und 7 der heutIgen MeißI an. 
Tagesordnung werden somit als erste zur Ver- Der erwähnte Unterausschuß hat in ins-
handlung gelangen. gesamt acht vielstündigen Sitzungen den 

Es ist mir ferner der Vorschlag zugekommen, Antrag der Abgeordneten Kulhanek und Ge­
gemäß § 73 Geschäftsordnungsgesetz über die nossen einer intensiven Beratung unterzogen. 
in der heutigen Sitzung eingebrachte Anfrage Ab der dritten Sitzung des Unterausschusses 
der Abgeordneten Preußler und Genossen nahmen die von der SPÖ-Flaktion entsen­
an den Bundesminister für Landesverteidigung, deten Mitglieder an den Beratungen nicht 
betreffend die personalpolitischen Praktiken mehr teil. Abgeordneter Dr. MusBil hat dem 
und den Gesinnungsterror im Bereich des Ausschuß für soziale Verwaltung am 30. Juni 
Bundesministeriums für Landesverteidigung, 1966 über das Ergebnis der Beratungen des 
eine Debatte abzuführen. Das bedeutet, diese Unterausschusses Bericht erstattet. 
Anfrage als dringlich zu behandeln. Da dieser Nach dem vom Unterausschuß erarbeiteten 
Dringlichkeitsantrag von 20 A~geordneten Entwurf eines Bundesgesetzes über die Kran­
unterstützt ist, ist ihm ohne WeIteres statt- kenversicherunO' der in der gewerblichen Wirt­
zugebeu. Ich. verlege. die De~atte .. an de.n schaft selbstän~lig Erwerbstätigen sollen zu­
~~hluß der ~ltzung, Jedo~h mcht uber dIe nächst alle jene selbständig Erwerbstätigen 
funfte Nachmlttagsstunde hmaus. der Pflichtversicherung unterliegen, die nach 

6. Punkt: Bericht des Ausschusses für soziale 
Verwaltung über den Antrag (8/A) der Abge­
ordneten Kulhanek und Genossen, betreffend 
die Schaffung eines Bundesgesetzes über die 
Krankenversicherung der in der gewerblichen 
Wirtschaft selbständig Erwerbstätigen (Ge­
werbliches Selbständigen-Krankenversiche­
rungsgesetz - GSKVG.) (166 der Beilagen) 

7. Punkt: Bericht und Antrag des Ausschusses 
für soziale Verwaltung über den Entwurf 
eines Bundesgesetzes, mit dem das Bundes­
gesetz über den sozialversicherungsrechtlichen 
Schutz der den Präsenzdienst leistenden Wehr­
pflichtigen abgeändert wird (167 der Beilagen) 

den am 30. Juni 1966 in Geltung gestandenen 
Vorschriften über die Meisterkrankenversiche­
rung bei den Meisterkrankenkassen pflicht­
versichert waren. Die gewerblichen IntereRsen­
vertretungen, die in der Vergangenheit Pflicht­
beschlüsse gefaßt haben, sind aus der Anlage 1 
zum Gesetzentwurf ersichtlich. Weiters sollen 
nach dem Entwurf alle Mitglieder der Kam­
mern der gewerblichen Wirtschaft in den 
Bereichen der Sektionen Gewerbe, Handel, 
Verkehr und Fremdenverkehr pflichtversichert 
sein, sofern die betreffenden Fachgruppen die 
Einbeziehung in die Pflichtversicherung be­
schließen und das Bundesministerium für 
soziale Verwaltung im Verordnung~ weg die 
Einbeziehung verfügt. Die Pflichtversicherull.g 
soll im Bereich der genannten Sektionen auch 
für die Gesellschafter offener Handelsgesell­
schaften und die persönlich haftenden Gesell­
schafter von Kommanditgesellschaften be­
stehen. Das Einbeziehungsvert'ahren ist grund-

Präsident: Wir gehen in die Tagesordnung 
ein und gelangen zu den vorgezogenen Punk­
ten 6 und 7, über die, wie soeben beschlossen 
wurde, die Debatte unter einem abgeführt 
werden soll. 

sätzlich im Gesetzentwurf geregelt; die Aus­
der führung bleibt einer Verordnung des Bundes­
um ministeriums für soziale Verwaltung vorbe­

halten. Besonders hervorgehoben zu werden 

Berichterstatter über beide Punkte ist 
Abgeordnete Staudinger. Ich bitte ihn 
seine beiden Berichte. 

Berichterstatter Staudinger : Hohes Haus! 
Die Abgeordneten Kulhanek, Dr. Mussil, 
Dr. Hauser und Genossen haben am 24. Mai 
] 966 den Initiativantrag, betreffend die Schaf­
fung eines Bundesgesetzes über die Kranken­
versicherung der in der gewerblichen Wirt­
schaft selbständig Erwerbstätigen (Gewerb­
liches Selbständigen-Kranken versicherungs-

verdient, daß für das Abstimmungsverfahren 
Vordrucke zu verwenden sein werden, die von 
der betreffenden Fachgruppe aufgelegt werden 
müssen. Das Muster der Vordrucke ist vom 
Bundesministerium für soziale Verwaltung zu 
genehmigen (amtlicher Stimmzettel). Schließ­
lich werden auch die Bezieher einer Pension aus 
der Pensionsversicherung der gewerblichen 
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Staudinger 
Wirtschaft pflichtversichert sein, sofern der b) die Selbstversicherung für alle Mitglieder 
Pension eine Erwerbstätigkeit auf Grund einer der Kammern der gewerblichen Wirtschaft, 
Berechtigung zugrunde liegt, die im Zeitpunkt solange sie nicht in einer gesetzlichen Kranken­
des Ausscheidens aus der Pensionsversicherung versicherung pflichtversichert sind, 
die Pflichtversicherung in der Krankenver- c) die Zusatzversicherung für Pflicht­
sicherung der Selbständigen begründet hatte. versicherte - mit Ausnahme der Pensio­
Pflichtbeschlüsse im Bereich einzelner Fach- nisten - auf Kranken-, Tag- und Wochengeld 
gruppen werden auch die Pflichtversicherung und 
der dieser Fachgruppe zugehörig gewesenen d) die Familienversicherung, die von Pflicht-
Pensionisten umfassen. versicherten, Weiterversicherten und Selbst-

Sämtliche Fachgruppen beziehungsweise versicherten für ihre Familienangehörigen ab­
FachvertretunO'en in den in Betracht kommen- geschlossen werden kann. 
den Sektionen~ in dm-en Bereich noch keine Die Selbstversicherung und die Zusatz­
Pflichtversicherung besteht, werden innerhalb versicherung wird allerdings nur von Personen 
eines Jahres nach Inkrafttreten des Gesetzes, abgeschlossen werden können, die das 60. Le­
also bis 30. Juni 1967, eine Abstimmung bensjahr noch nicht vollendet haben und deren 
beziehungsweise Beschlußfassung darüber Gesundheitszustand ärztlicherseits nicht als 
durchzuführen haben, ob sie sich für die Ein- schlecht festgestellt worden ist. Diese beiden 
beziehung in die Pflichtversicherung aus- Voraussetzungen gelten auch in der Familien­
sprechen. Die betreffende Fachgruppe be- versicherung für jene Personen, die im Wege 
zi~hung~weise die betreffende Landeskammer der Satzung den Familienangehörigen gleich­
WIrd, WIe .:von -y ertreter~ der Kammer .zuge.~agt gestellt werden. Familienangehörige, für 
wurde, fur ellle sachh~he. Info:matlO~ uber die bereits von Gesetzes wegen die Familien­
die Rechte und Verbllldl~chkeIten, ~Ie. aus I versicherung abgeschlossen werden kann - es 
der Versicherung für die elllzelnen MItglIeder sind dies vor allem die Ehegattin und die 
erfließen, sorgen. Kinder bis zur Vollendung des 18. beziehungs-

Auch nach dem vorliegenden Gesetzentwurf weise unter gewissen Voraussetzungen bis 
wird daher zunächst eine Pflichtversicherung zur Vollendung des 26. Lebensjahres 
nur für einzelne Fachgruppen beziehungweise werden ohne Rücksicht auf den Gesundheits­
einzelne Fachgruppenmitglieder in einzelnen zustand und das Lebensalter bei entsprechen­
Bundesländern bestehen. Verfassungsrecht- der AntragsteIlung in die Versicherung auf­
liehe Bedenken gegen diese Lösung unter dem genommen werden müssen. 
Gesichtspunkt des Gleichheitsgrundsa~zes be- Der Unterausschuß und auch der Ausschuß 
stehen nicht, weil d~r Verfassun~.sgenchts~of für soziale Verwaltung haben sich sehr ein­
in seinem Erkenn~ms vom 4. Marz 19.~1. Im gehend mit der Frage beschäftigt, ob nach 
Zusammenhang mIt der verfassungsmaßlgen dem Vorbild des Allgemeinen Sozialversiche­
Prüfung des § 490 AS:,G. unter anderem rungsgesetzes, des Bundesangestellten-Kran­
folgendes festgestellt hat.. kenversicherungsgesetzes und des Bauern-

"Es ist an sich keine sachhch
d 

ungMer~cht- Krankenversicherungsgesetzes die sogenannte 
fertigte Differenzierung, wenn as elster- beitraasfreie Familienversicherung" verwirk­
krankenversicherungswesen nicht bundesein- iicht :erden soll. Nach Meinung des Aus­
heitlich, sondern nach Bundesländern oder schusbes fehlt es vor allem an den finanziellen 
auch nach größeren oder klein,eren Gebie~s- Voraussetzungen für eine solche beitragsfreie 
einheiten verschieden geregelt WIrd; denn dles FamilienversicherunO'. Der Ausschuß schlägt 
kann dUIch die gegebenen tatsächlichen Ver- allerdinCls insoweit 0 eine Verbesserung des 
schiedenheiten sachlich gerechtferti?t sein. geltend:n Rechtes auf diesem Gebiet vor, 
Es ist zu untersuchen, ob gegen dIe durch als der Beitrag für den mitversicherten 
diese Gesetzesstelle (§ 490 Ahs. 1 ASVG.) Eheaatten höchstens 50 Prozent des Grund­
geschaffene Rechtslage verfassungsrechtli.che beit;ages im Gegensatz zu gegenwärtig 75 Pro­
Bedenken aus dem Gesichtspunkt des GleICh- zent des Grundbeitrages betragen soll. Sind 
heitsgrundsatzes bestehen. Der Verfassungs- in der Familienversicherung mehr als drei 
gerichtshof kann nicht finden, daß dem Kinder versichert, sollen ab dem vierten Kind 
Bundesgesetzgeber in bezug auf diese Rege- keine besonderen Beiträge mehr entrichtet 
lung eine gegen den Gleichheitsgrundsatz -werden. Auch dies ist eine Verbesserung 
verstoßende Willkür vorgeworfen werden kann. " gegenüber dem geltenden Recht. 

Neben der Pflichtversicherung soll es nach Im übrigen soll die Finanzierung der 
dem Entwurf noch vier Formen der frei- Selbständigen-Krankenversicherung - abge­
willigen Versicherung geben, und zwar: sehen von der Krankenversicherung der Pen­

a) die Weiterversicherung für Personen, die sionisten. - ausschließlich durch die Beiträge 
aus der Pflichtversicherung ausscheiden, der VerSIcherten erfolgen. 
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Die Beitragsgrundlage beträgt jäbrlich min- 26 Wochen für ein und dieselbe Krankheit ge­

destens 12.000, höchstens 48.000 S. Die Höhe währt; die Satzung kann die Höchstdauer auf 
des Grundbeitrages ist dmch die Satzung mit 52 'Vochen ausdehnen. Als tägliches Kranken­
einem Hundertsatz zu bestimmen, der höch- geld ",-erden mindestens 20 S gebühren. 

stens 6 vom Hundert betragen darf. Abwei- In Form einer Übergangshe&timmung wird 
ehend hievoll kann durch die Satzung für für den Bereich der Selbständigenkrankenkasse 
alle oder fül bestimmte Gruppen von Ver- des Handels (bisher Krankenkasse der Kauf­
sicherten der Grundbeitrag unabhängig vom mannschaft) die Möglichkeit beibehalten, durch 
Einkommen festgesetzt werden. Neben den die Satzung eine Höherversicherung vorzu­
Grundbeiträgen sind noch Familienbeiträge sehen solan~e die Ermittlung· der Grundbeiträ-

b 'e> • und ZusatzLeiträge für die Zusatzversic erung ge unabhängig vom Einkommen des VerslCher-
vorzusehen. ten vorgenommen wird. Die Leistungen .der 

Diese skizzierte Beitragsregelung gilt auch Höherversicherung werden bei ärztlicher Hdfe, 
für die Pensionisten mit der Maßgabe, daß als bei Anstaltspflege sowie als zusätzlicher Ent­
Grundlage für die Ermittlung der Grund- bindungsbeitrag und zusätzlicher Begräbni~­
beiträge der Jahresgesamtbetrag der zur Aus- kostenbeitrag gewährt. Die Satzung kann d~e 
zahlung gelangenden Pensions- und Pensions- Beiträge und unter Bedachtnahrne. au~ dIe 
sonderzahlungen, und zwar jeweils d81 Grund-. Beiträge die Leistungen staffeln. DIe. nahere 
betrag und der Steigerungsbetrag, gilt. Diesen Regelung der Höherversicherung bleIbt der 
Beitrag hat die Pensionsversicherungsanstalt Satzung vorbehalten. 

der gewerblichen Wirtschaft von der Pension Die Durchführung der Selbständigen­
einzubehalten und an die zuständige Kasse krankenversicherung wird den Selbständigen­
abzuführen. Darüber hinaus hat die Ver- krankenkassen übertragen, die an Stelle der bis­
sioherungsanstalt für jeden Versicherten einen herigen Meisterkrankenkassen tIeten. Der Ver­
Beitrag in der Höhe von 2 Prozent der Pension band der Meisterkl'ankenkassen wird in Verband 
zu entrichten. Diese Regelung wird allerdings der Gewerblichen Selbständigenkrankenkassen 
erst am 1. Jänner 1967 wirksam werden. Für umbenannt. Der örtliche und sachliche Zu­
die daraus sich ergebende finanzielle Mehr- ständigkeitsbereich der Selbständigenkranken­
belastung der Pensionsversicherungsanstalt der kassen entspricht dem Zuständigkeitsbereic.h 
gewerblichen Wirtschaft ist durch die Bundes- der gegenwärtigen Meisterkrankenkasse~. DIe 
beitragsregelung des § 27 GSPVG. VOl'- Durchführuna der Krankenversicherung 1ll den 
gesOf!!t. e> Ib I . 

~ Bundesländern Tirol und Vorar elg, wo mme 
Die Leistungen nach dem Entwurf sind Meisterkrankenkassen und damit auch keine 

Geld- oder Sachleistungen, wobei die Geld- Gewerblichen Selbständigenkrankenkassen be­
leistungen im Vordergrund stehen. Für die stehen beziehungsweise bestehen werden, ist der 
von den Kassen gewährten Sachleistungen Gewerblichen Selbständigenkrankenkasse für 
hat der Ver.sicherte 20 Prozent der Kosten ~ls Salzburg übertragen. Die allenfalls notwendig 
Kost~nant~Il zu ers~tzen. Ausgenommen hJe-1 werdende Errichtung eigener Krankenkassen 
von Ist dIe SachleJstung der Anstaltspfiege, fUr die Bundesländer TÜ'ol und Vorarlberg 
die zur Gänze von den Kassen getragen wird. wird durch Verordnung des Bundesministeriums 
Im Falle einer Geldleistung soll der Kosten- für soziale Verwaltung auf Antrag der zustän­
?nteil des Versicherten vom E:stattungsbetrag digen Kammer der gewerblichen Wirtschaft 
In Abzug gebracht werden. DIe Kassen ~aben verfügt werden. 
keine Möglichkeit, auf den Kostenalltell des Ab d t K lh k d 
Versicherten zu verzichten. Bei Vorliegen Im Antrag der geo~ . ~e eI?: u ane un 

. b d . I S h t b d-' ft' 'k 't Genossen waren auch el111ge Anderungen des eIner eson eren SOZIa en c uze ur 19 el . . .' , 'd 
wird allerdings die Möglichkeit bestehen, den Allgememen ~ozIal versICher~ng~gesetzes . un 
Kostenanteil aus Mitteln des Unterstützungs- des GewerblIchen Selbstalnd]gedn:Per:-s~o~s-
f d b t 't versichenlngsgesetzes vorgese leu, 1e SIe 1m on s zu es rm en. . ' . S Ib 

Eine wesentliche Verbesserung gegenüber 
dem geltenden Leistungsrecht der Meister­
krankenversicherung stellt die zeitlich unbe­
grenzte Übernahme der Kosten der Anstalts­
pflege dar. Pflichtversicherte und freiwillig 
Versicherte werden daher Anspruch auf An­
staltspflege haben, wenn und solange es die 
Krankheit erfordert. 

Aus der Zusatzversicherung sollen Anspruch 
auf Kranken-, Tag- und Wochengeld bestehen. 
Krankengeld wird bis zur Höchstdauer von 

Zusammenhang mIt der Schaffung emer 8 -

ständiuenkrankenversichel'ung und der Umbe­
nennu~g der Meisterkrankenkassen in GC1YOl?­
liehe Selbständigenkrankenkassell als notwendig 
erwiesen haben. Der Unterausschuß und dann 
auch der Ausschuß für soziale Verwaltung 
kamen zu dem Ergebnis, daß es im ~nteresse 
der Rechtssicherhelt liegt, wenn diese Anderun­
gen in eigenen Novellen zum ASVG. beziehungs­
weise zum GSPVG. verfügt werden. Darüber 
hinaus stand die Frage zur Erörterung, ob die 
in dem Gesetzentwurf vorgesehene zeitlich 
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unbeschränkte übernahme der Kosten der 
Anstaltspflege auch für den Bereich der im 
ASVG. geregelten Krankenversicherung Gel­
tung haben sollte. Da auch dort eine solche 
Leistungsverbesserung erwünscht ist und der 
Mehraufwand, der hiedurch verursacht wird, 
sich auf nur Iund 1 Million Schilling jährlich 
belaufen dürfte, wird in dem Entwurf einer 
18. Novelle zum ASVG. vorgeschlagen, für 
diesen Bereich die zeitlich unbesch.l'änkte Ge­
währung der Anstaltspflege für Versicherte una 
für Angehörige vorzusehen. Die übrigen Ände­
rungen stehen - wie bereits ausgeführt -
ebenso wie die im Entwurf einer 15. Novelle 
zum GSPVG. vorgesehenen Änderungen un­
mittelbar mit der Schaffung des Selbständigen­
Krankenversicherungsgesetzes im Zusammen­
hang. 

Der Sitzung des Ausschusses für soziale 
Ver'waltung am 30. Juni 1966 wohnte Bundes­
minister für soziale Verwaltung Grete Rehor 
bei. 

Der Ausschuß trat zunächst in die Beratung 
des Gewerblichen Selbständigen-Krankenversi­
cherungsgesetzes ein. An der sehr eingehenden 
Debatte beteiligten sich die Abgeordneten 
Dr. Mussil, Pfeffer, Kostroun, Kulhanek, 
Dr. HausCl, Altenburger, Müller, Meißl und 
Bundesminister Grete Rehor. Schließlich 
wurde der dem Ausschußbericht beigedruckte 
Gesetzentwurf mit Stimmenmehrheit ange­
nommen. 

Sodann wurden die Änderungen des Allge­
meinen Sozialversicherungsgesetzes beraten, 
die - wie bereits erwähnt - aus Gründen der 
Rechtsklarheit als 18. Novelle zum ASVG. in 
Wirksamkeit treten sollen. An der Debatte be­
teiligten sich die Abgeordneten Reich, Pfeffer, 
Horr, Dr. Hauser, Vollmann und Meißl. Ein 
von den Abgeordneten Pfeffer und Reich einge­
brachter Ergänzungsantrag zu § 90 Abs. 1 
ASVG. wurde vom Ausschuß angenommen. 
Diese Ergänzung ist deswegen notwendig, um 
in Übereinstimmung mit der bisherigen Rechts­
lage die Pension aus der eigenen Pensions­
versicherung bis zur Höhe des in Betracht 
kommenden Krankengeldes auch dann zum 
Ruhen zu bringen, wenn die Pension nicht 
während des Krankengeldbezuges selbst, 
sondern während der Dauer des Ruhens des 
KrankengeldanSIJruches wegen Anstaltspflege, 
Unterbringung in einem Genesungsheim und 
dergleichen anfällt odee wiederauflebt. Eben­
falls angenommen wurde ein Antrag der Abge­
ordneten Dr. Hauser und Pfeffer, der als Z. 16 
in den vom Unterausschuß vorgelegten Ge­
setzentwurf eingebaut wurde und § 349 Abs. 2 
ASVG. betrifft. Nach dem neuen Gewerb­
li chen SeI bständigen-Kranken versicherungs­
gesetz soll nämlich der Abschluß der Gesamt-

v~rträge mit den Standes vertretungen der 
Ärzte und Dentisten dem Verband der Gewerb­
lIchen Selbständigenkrankenkassen obliegen. 
Gesamtverträge mit anderen Vertragspartnern 
kann der Hauptverband der österreichischen 
Sozialversicherungsträger auch für den Bereich 
der Gewerblichen Selbständigen-Kranken­
versicherung abschließen, ,,,"ob ei der Verband 
det Gewerblichen Selbständigenkrankenkassen 
Elganzungsvereinbarungen festlegen kann. Da 
§ 341 Abs. 2 ASVG., welcher die Mitwirkung 
des Verbandes der Meisterkrankenkassen beim 
Abschluß von Gesamtverträgen mit den Arzten 
vOlsieht, weggefallen ist, empfiehlt es sich, in 
gleicher Weise die Zustimmung des Verbandes 
der Gewerblichen Selbbtändigenkrankenkassen 
in jenen Fällen vOIzusehen, in denen der 
Hauptverband der österreichischen Sozialver­
sicherungsträger einen Gesamtvertrag mit 
Wirkung für die Gewerblichen Selbständigen­
kl ankenkassen vereinbart, zum Beispiel 
Gesamtverträge mit den Hebammengremien 
und dergleichen. Schließlich wurde der Ent­
wurf einer 18. Novelle zum ASVG. in der bei­
gedruckten Fassung vom Ausschuß einstimmig 
angenommen. 

Ebenfalls einstimmig nahm der Ausschuß 
den Entwurf einer 15. Novelle zum Gewerb­
lichen Selbständigen-Pensionsversicherungs­
gesetz an, der dem Bericht beigedruckt ist. 

Im Namen des Ausschusses stelle ich somit 
den An trag, der Nationalrat wolle den ge­
nannten Gesetzentwürfen die verfassungs­
mäßige Zustimmung erteilen. 

Für den Fall, daß Wortmeldungen vorliegen, 
stelle ich den Antrag, General- und Spezial­
debatte unter einem abzuführen. 

Ferner darf ich über Punkt 7 der heutigen 
Tagesordnung berichten. Es ist dies der An­
trag, betreffend eine Abänderung des Bundes­
gesetzes über den sozialversicherungsrecht­
lichen Schutz der den Präsenzdienst leistenden 
Wehrpflichtigen. 

Im Zuge seiner Beratungen hat der erwähnte 
Unterausschuß auch den Entwurf einer Novelle 
zu dem Bundesgesetz über den sozialversiche­
rungsrechtlichen Schutz der den Präsenzdienst 
leistenden Wehrpflichtigen ausgearbeitet, der 
mit der Schaffung eines Selbständigen-Kranken­
versicherungsgesetzes in unmittelbarem Zu­
sammenhang steht. 

Der Ausschuß für soziale Verwaltung hat in 
seiner Sitzung am 30. Juni 1966 einstimmig be­
schlossen, diesen Gesetzentwurf gemäß § 19 
des Geschäftsordnungsgesetzes dem Hohen 
Hause vorzulegen. Dieser Sitzung wohnte auch 
Bundesminister für soziale Verwaltung Grete 
Rehor bei. 

Im Namen des Ausschusses für soziale Ver­
waltung stelle ich den An trag, der National. 
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rat wolle dem dem Ausschußbericht angeschlos­
senen Gesetzentwurf die verfassungsmäßige 
Zustimmung erteilen. 

Auch hier beantrage ich für den Fall von 
Wortmeldungen, General- und Spezialdebatte 
unter einem abzuführen. 

Präsident: Der Herr Berichterstatter be­
antragt, General- und Spezialdebatte unter 
einem durchzuführen. - Einwand hiegegen 
wird nicht erhoben. Wir gehen daher in die 
Debatte ein. 

Als erster zum Wort gemeldet hat sich der 
Herr AbgeOl dnete Kostroun. Ich erteile es 
ihm. 

Abgeordneter Kostroun (SPÖ): Hohes Haus! 
Meine Damen und Herren! Jeder, der die Ent­
wicklung kennt, wird es bestätigen: Schon um 
die Jahrhundertwende sind die Diskussionen 
über eine gesetzliche Vorsorge gegenüber den 
unterschiedlichen Wechselfällen des Lebens, 
wie Alter, Invalidität, Unfall und Krankheit, 
auch unter den selbständig Erwerbstätigen der 
gewerblichen \Virtschaft immer lebendiger 
geworden. Aus ihrer Beobachtung oder aus 
ihrem eigenen Erleben verwiesen viele in den 
Diskussionen darauf, daß niemand einen 
Garantieschein dafür hat, im Alter für sich 
selbst und seine Familienangehörigen vorsorgen 
zu können. Darum wurde schon damals die 
Einführung einel gesetzlichen Altersversiche­
rung verlangt. Der gleiche Kreis verwies aber 
auch schon damals darauf, daß niemand 
einen Garantieschein für dauernde Gesundheit 
hat. So wurde auch das Vedangen nach einer 
gesetzlichen Klankenversicherung für selb­
ständig Erwerbstätige der gewerblichen Wirt­
schaft immer lebendiger. In den Berufsver­
tretungen wurde nicht nur diskutiert, sondern 
es wurden auch Resolutionen beschlossen und 
Versprechungen gemacht. 

Ich muß aber heute neuerlich feststeHen, 
weil es eine historische Wahrheit ist: Selbst 
zwischen 1934 und 1938, in der Zeit der Allein­
herrschaft der konservativen Kräfte in unserem 
Lande, ist in dieser Richtung in Regierung und 
Parlament nichts geschehen. 

Die große Wende 1st erst ab 1945, nach der 
Wiedererrichtung der Zweiten Republik, einge­
treten. Bereits am 8. Oktober 1947 - ich 
glaube, das soll man heute sagen - wurde von 
uns Sozialisten der erste Gesetzentwurf unter 
dem Titel Einführung einer obligatorischen 
Alters-, Invaliditäts- und Krankenversicherung 
für Selbständige der gewer blichen Wirtschaft 
im Hohen Hause eingebracht. Am 25. Jänner 
1950 - auch das soll sachlich festgestellt 
werden -, also mehr als zwei .Jahre später, 
wurde auch von Abgeordneten der Österreichi­
schen Volkspartei cinAntrag zur Schaffung eines 

Gesetzes über die Krankenversicherung und 
Alters- Rowie Hinterbliebenenfürsorge für selb­
ständig Erwerbstätige der gewerblichen Wirt­
schaft gestellt. Auf der Grundlage dieser 
beiden Anträge kam es im gleichen Jahr zu 
ersten parlamentarischen Verhandlungen. 

In monatelangen Beratungen ist man zu 
einer Einigung darüber gekommen, vorerst 
ein Unternehmer -Kranken v Cl sicherungs gesetz , 
wie es damals geheißen hat, zu schaffen. 
Am 14. Juli 1950 wurde dieses Gesetz im 
Nationalrat einstimmig, mit den Stimmen aller 
damals in diesem Hohen Hause vertreten 
gewesenen Parteien - also mit den Stimmen der 
ÖVP-, der SPÖ-, der VdU-Abgeordneten 
und der zu dieser Zeit noch im Nationalrat 
vertretenen Kommunisten -, beschlossen. 

Jedoch fünf Tage später, am 19. Juli, haben 
wir die große Überraschung erlebt: Das vom 
Nationalrat einstimmig beschlossene Gesetz 
wurde im Bundesrat von den Abgeordneten der 
Österreirhischen Volkspartei durch Einspruch 
zu Fall gebracht. Es war das erste Gesetz in 
der Zweiten Republik, gegen das durch eine 
Mehrheitsentscheidung des Bundesrates Ein­
spruch erhoben wurde. Die Österreichische 
Volkspartei war - ich habe mich damals 
gegenüber dem hochverehrten verstorbenen 
Herrn Bundeskanzler sehr bemüht - im 
Nationalrat nicht mehl zu einem Beharrungs­
beschluß zu bewegen. 

Unser Freier Wirtschaftsverband hat damals 
den Kampf um ein Alters- und Krankenversl­
cherungsgesetz für Selbständige nicht auf­
gegeben, sondern seine Bemühungen verstärkt 
fortgesetzt. Es war wahrhaftig ein leidvoller 
jahrelanger Weg, bis wir von der ursprünglichen 
Handelskammer-Altersunterstützung für Be­
dürftige nach Überwindung aller Widerstände 
in der ÖVP schließlich am 18. Dezembm 1957 
zur Beschlußfassung des ersten Sozialgesetzes 
für selbständig Erwerbstätige, des Gewerb­
lichen Selbständigen-Pensionsversicherungs­
gesetzes, gekommen sind. Heute haben wir 
bereits 89.626 selbständig Erwerbstätige, die 
ihre Pensionen in Anspruch nehmen. 

Genauso wie wir Sozialisten in der Frage der 
gesetzlichen Gewerbepension recht behalten 
haben, daher unser Kampf nicht sinnlos war, 
haben wir aus der gleichen Überzeugung der 
Notwendigkeit eines Krankenversicherungs­
gesetzes heraus aus guten Gründen unsere 
Bemühungen zur Realisierung fortgesetzt. 

Wir erinnern daran, daß wir zuletzt am 
3. Dezember 1964 im Nationalrat einen Gesetz­
entwurf eingebracht haben. Wir erinnern 
ebenso daran, daß auch Sozialminister Proksch 
im Vorjahr einen Gesetzentwurf zur Diskussion 
gestellt hat. Und schließlich erinnern wir 
daran, daß wir in den gleichen Jahren die N ot-
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wendigkeit eines Krallkenversicherungs-I Namen unserer Partei die Erklärung abgegeben, 
gesetzes für die selbständig Erwerbstätigen der daß wir unter der Voraussetzung der vollen 
gewerblichen 'Virtschaft in der Broschüre Sicherung einer freien und geheimen Abstim­
"Mehr soziale Sicherheit für selbständig Er- mung damit einverstanden sind, daß die Ange­
werbstätige" allen Handelskammermitgliedern hörigen der noch nicht gesetzlich krankenver­
aufgezeigt und nachgewiesen haben. sicherten Berufsgruppen über ihren Beitritt 

Als im Vorjahr vor Sommerbeginn der Ver- zur ge~etzlichen Krankenversi.cherung selbst 
fassungsgerichtshof die Rechtsgrundlagen auf entscheIden sollen. Angeswhts unserer 
denen bisher die Tätigkeit der Meisterkra~ken- ~hlüssigen Argume~te. erk!ärte sc~ließlich 
kasse aufgebaut war als verfassungswidrig bgeordneter Dr. lVIussIl, swh bemuhen zu 

, 11 . . Pt' . f" d' aufhob und zur Neureaeluna nach österreichi- ~o en, m semen ar eIgremwn ur lese 
schem Recht eine Frist bis ö zum 30. Juni des Lösung Verständnis zu finden. In der Sitzung 
heurigen Jahres gestellt hat, haben wir neuer- des Unterausschusses am Abend des gleichen 
lich auf gemeinsame Verhandlungen gedrängt. ~ages ~urde. aber von. den "Vertreter~ der 
Leider ist es sowohl zu einem Nein der ÖVP OVP mItgeteIlt, daß eme Ubergangslosnng 
wie auch ihres Wirtschaftsbundes und ihrer v .. ?g~lehn~. wird und bis zum 30, Juni die end­
Handelskammermehrheit zu allen unseren gultlge Losung gefunden werden muß, 
Vorschlägen, in der ganzen Zeit aber zu keinen Da auf Grund dieser Erklärung offenkundig 
eigenen Vorschlägen der ÖVP und zu keinen war, daß man nicht daran denkt, eine Einigung 
gemeinsamen VerhancUungen gekommen. auf der Grundlage der Anträge bei der Parteien 

Erst am 2. Juni des heurigen Jahres konnten zu suchen, weil es klar wurde, daß nun die 
im Unterausschuß des Sozialausschusses die I Absicht bestand, unsere Zustimmung allein 
Verhandlungen zur Schaffung eines neuen zu~ ~ntrag d~r .ÖVP zu erwir~en, weil wir 
Gewerblichen Selbständigen-Krankenversiche- SozIahsten - WIe ICh nOl"h nachweIsen weIde -
rungsgesetzes auf der Grundlage von Anträgen aber nicht die ~Iitverantwortun~ für ein Lei­
der beiden großen Parteien unseres Landes neu stungsrecht zu ubernehmen bereIt waren, das 
beginnen. i~b a:llgemAeinen wleit schlechter als. da~ der 

.tU' elter, ngestel ten und BaueI'n, m emzel-
Damals haben wir noch angenommen, daß nen Teilen auch schlechter als das gegenwärtig 

unser Verhandlungspartner von der ÖVP in den bestehenden Meisterkrankenkassen 
so wie wir bereit ist, auf der Grundlage beider geltende Leistungsrecht ist, weil es uns aber 
Anträge zu verhandeln und sich um eine Eini- auch unmöglich ersehien, vom 8. bis zum 
gung zu bemühen. Im Hinblick auf die wenigen 30. Juni ein stilistisch und verfassungsrechtlich 
Wochen, die uns vom 2. Juni bis zu der vom einwandfreies Gesetz zu schaffen, darum sind 
Verfassungsgerichtshof zur Neuregelung ge- wir Sozialisten aus dem Unterausschuß ausge­
setzten Frist, also bis zum 30. Juni, zur Vel- schieden. 
fügung standen, aber auch im Hinblick auf die 
gleichzeitig laufenden, zeitraubenden wochen­
langen Budgetberatungen, ebenso aber ange­
sichts der unterschiedlichen Auffassungen in 
bei den Gesetzentwürfen über das materielle 
Leistungsrecht, schließlich aber auch, weil es 
uns darum zu tun war, ein verfassungsrechtlich 
und stilistisch einwandfreies Gesetz zu schaffen, 
haben wir bei den Beratungen im Unteraus­
schuß zur Sicherung der Tätigkeit der bestehen­
den Meisterkrankenkassen eine mit 31. Oktober 
befristete Übergangslösung und zugleich die 
Permanenzerklärung des Unterausschusses und 
die Fortführung der Verhandlungen zu eincr 
endgültigen, befriedigenden Neuregelullg vor­
geschlagen. 

In der Frühsitzung des Unterausschusses vom 
8. Juni ist in diesem Sinne eine vom Bundes­
ministerium für soziale Verwaltung ausgear­
beitete Kurzregelung und übergangslösung zur 
Diskussion gestanden, die über unsel'e Frage 
auch von dem Vertreter des Verfassungsdienstes 
des Bundeskanzleramtes, Herrn Sektionschef 
Dr. Loebenstein, als brauchbar bezeichnet 
wurde. Im Laufe der Diskussion haben wir im 

Wie wir erwartet haben - fast möchte ich 
sagen: befürchtet haben -, ist der Unter­
ausschuß mit seinen Beratungen nicht zeit­
gerecht fertig geworden. Erst am 30. Juni, 
also zur letzten vom Verfassungsgerichtshof 
zur Sanierung gesetzten Frist, konnte der 
Sozialausßchuß einberufen werden, und erst 
an diesem Tag lag, wie erwartet, allein der Ent­
wurf der ÖVP zur Beratung vor. 

Auf Grund der Expreßarbeit weist der vor­
liegende Gesetzentwurf weiterhin eine Reihe 
stärkster Mängel, aber ebenso verfassungs­
rechtlich bedenkliche Bestimmungen auf, die 
allein schon die Dauer der Wirksamkeit dieses 
Gesetzes in Frage stellen. Unmöglich aber ist 
nach unserer Meinung in vielen Bestimmungen 
der materielle Inhalt des Entwurfes. So wie in 
unserem Entwurf vorgesehen, wird durch das 
nunmehr zu beschließende Gesetz die Tätigkeit 
der Meisterkrankenkassen auf österreichische 
Rechtsgrundlagen gesteHt. Nach dem Entwurf 
wird aber das bestehende Leistungsrecht 
mancher Meisterkrankenkassen, wie in Nieder­
österreich und im Burgenland, erheblich ver-
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schlechtert. Dafür konnten wir Sozialisten 
nicht die Mitverantwortung übernehmen. 

Nach dem Gesetzentwurf können künftighin 
Sachleistungen versagt werden, jedenfalls ist 
aber bei Inanspruchnahme ärztlicher Hilfe 
generell ein 20prozentiger Selbst behalt VOl ge­
sehen, das heißt, man mutet auch dem klein­
sten Gewerbetreibenden mit Mindesteinkom­
men eine Kostenbeteiligung von 20 PlOzent zu. 
Ja, ich weiß - vom Hel rn Berichterstatter 
wurde das heute auch ausgeführt -, eg ist eine 
Möglichkeit geschaffen, durch den Unter­
stützungsfonds den Selbst behalt zu ersetzen; 
ein wahrlich nicht würdiger Vorgang. 

Im Gegensatz zur Krankenversicherung der 
Arbeiter und Angestellten und nunmehr auch 
der Bauern ist - und das ist einer der ent­
scheidenden Punkte in dem vorliegenden Ge­
setz - keine Familienversicherung vorge­
sehen. Mit einem Beitrag ist nur der Gewerbe­
scheininhaber krankenversichert. Für die frei­
willige Mitversicherung von Ehepartnern, 
Kindern oder deren Großeltern müssen jeweils 
separate Beiträge bezahlt werden. Wer sich 
dazu noch auf Krankengeld versichern lassen 
will, hat neuerlich zusätzliche Beiträge zu 
leisten. Es ist uns Sozialisten schon wegen 
dieser Bestimmung unmöglich, einer Geset~es­
vorlage zuzustimmen, die auf dem Gebiet 
der Familienversicherung der Selbständigen 
gegenüber der gesetzlichen Krankenversiche­
rung aller anderen Bevölkerungsschichten eine 
weitaus schlechtere Regelung vorsieht. 

Nach dem vorliegenden Gesetzentwurf sollen 
die noch nicht krankenversicherten Gewerbe­
pensionisten nur dann in die zuständige 
Krankenkasse eingegliedert werden, wenn sich 
die aktiven Selbständigen jener Berufsgruppe, 
der der GeweI bepensionist ursprünglich ange­
hört hat, für diese Eingliederung entschieden 
haben. Diese Gewerbepensionisten sollen also 
weiterhin ohne gesetzlichen Krankenschutz 
sein oder den privaten VeIsicherungsanstalten 
ausgeliefert bleiben, solange sich ihre aktiven 
früheren Berufskollegen nicht für den Anschluß 
an die gesetzliche Krankenversicherung ent­
schieden haben. Soba.ld diese positive Ent­
scheidung aber erfolgt ist, will man von den 
Gewerbepensionisten perzentuell die gleich 
hohen Beiträge, wie sie für die aktiven Selb­
ständigen berechnet werden, verlangen, also 
in der Regel 6 Prozent der Pension für die 
Eigenversicherung, 3 Prozent für die Mitver­
sicherung eines Ehepartners sowie 2 Prozent 
für jedes Kind. Auch diese völlig unsoziale 
Regelung kann niemals die Zustimmung von 
uns Sozialisten finden. 

Selbst wenn sich aber die noch nicht gesetz­
lich krankenversicherten aktiven Selbständigen 
einer Berufsgruppe für den Anschluß an ihre 

zuständige Meisterkasse entschlossen haben, 
kann nach dem vorliegenden Gesetzentwurf 
diese Eingliederung nach dem § 3 Abs. 6 lit. b 
von der zuständigen Krankenkassenführungver­
weigert werden, wenn, Virie es in diesem Para­
graphen wörtlich heißt, dieser Eingliederung 
"die finanzielle Leistungsfähigkeit der in Be­
tracht kommenden Kasse entgegensteht". 
Man schafft sich also praktisch eine ge8etzliche 
Sicherheitsklausel gegen schlechte Risken und 
demonstriert so, wie man die Mehrheitsent. 
scheidung in einem Beruf gegebenenfalls miß. 
achten, negieren und wirkungslos machen 
kann. Auch zur Verankerung einer solchen, 
nicht den Mehrheitswillen respektierenden 
Bestimmung im Gesetz sagen wir Sozialisten 
nein. 

Wir haben in den Verhandlungen trotzdem­
auch durch Unterbrechungen - den Weg zu 
einer Einigung gesucht und schließlich fünf 
Mindestvorschläge gemacht. 

N ach unseren Vorschlägen sollten die Sach. 
leistungen für Versicherte mit kleinen Ein­
kommen ohne jeden Selbstbehalt beziehungs­
wei8e ohne jede Kostenbeteiligung vorgesehen 
werden. 

Wie für die Arbeiter, Angestellten und 
Bauern sollten auch bei uns mit einem Beitrag 
der Gewerbescheininhaber, sein Ehepartner 
und die minderjährigen Kinder in die gesetz­
liche Krankenyersicherung einbezogen werden. 

Weil heute unter den 89.626 Gewerbepensio­
nisten nur 30.345 bei den Meisterkrankenkassen 
versichert sind, 13.928 auf Grund des Vertrages 
der Bundeskammer mit den privaten Versiehe. 
rungsanstalten mit einem einheitlichen und 
damit allein unsozialen, vielfach zu hohen 
MonatsbeitIag von 65 S einen bescheidenen, 
völlig ungenügenden Krankenschutz haben und 
daher angenommen werden kann, daß der 
Rest von rund 45.000 Gewerbepensionisten 
weder durch Gesetz noch durch eine private 
Versicherung für den Krankheitsfall geschützt 
ist, haben wiI Sozialisten die sofortige Einglie­
derung aller Gewerbepensioni8ten in die neue 
gesetzliche Krankenversicherung und dazu 
noch die weitaus billigere Beitragsregelung 
verlangt, wie sie für die Angestellten- und 
Arbeiterpensionisten längst besteht. 

Weil uns die im Gesetzentwurf vorgesehene 
Abstimmung unter den Angehörigen der noch 
ni('ht gesetzHch kranken versicherten Berufs­
gruppen, die fn"ie und geheime Entscheidung 
nur dann gewähdeistet erscheint, wenn sie 
nicht, wie vorgesehen, schriftlich, sondern wie 
bei den meisten sonstigen Wahlen persönlich 
erfolgt, haben 'wir die freie persönliche und 
geheime Entscheidung vorgeschlagen. 

Da es uns aber ebenso völlig unmöglich er­
schien, daß man nach einer positiven Ent-
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scheidung das Abstimmungsergebnis in einer 
Berufsgruppe nicht respektiert und in diesem 
Gesetz die Möglichkeit geschaffen hat, daß man 
unter Berufung auf den bmeits zitierten § 3 
Abs. 6 lit. b die Eingliederung einer Berufs­
gruppe verweigert, haben wir die Streichung 
dieser Behinderungsbestimmung verlangt .. 

Die Vertreter der Österreichischen V olks­
partei haben es bei den Verhandlungen als 
unmöglich erklärt, unseren Vorschlägen bei­
zutreten, und haben praktisch damit unsere 
Vorschläge abgelehnt. Sie haben dazu auch 
keinen unserer konstruktiven und sozial be­
gründeten Vorschläge in ihren Gesetzentwurf 
aufgenommen. Der Gesetzentwurf wurde im 
Sozialausschuß t.rotz aller begründeten Ein­
wendungen gegen unsere Stimmen beschlossen. 
Wir haben aber in einem Minderheitsbericht, 
der heute dem Hohen Haus vorliegt, unsere 
Stellungnahme klar niedergelegt. 

Und jetzt, meine Damen und Herren, 
erlaube ich mir, einen Entschließungsantrag 
der Abgeordneten Kostroun, Adam Pichler, 
Müller und Genossen zu diesem Gesetz vor­
zulegen, in der Hoffnung, daß vielleicht doch 
noch in letzter Minute wenigstens eine ein­
mütige Willenskundgebung aller Parteien dieses 
Hauses zustande kommt und die Mängel 
dieses Gesetzentwurfes repariert werden kön­
nen. Ich beantrage deswegen folgenden E n t­
schließungsantrag: 

Der Nationalrat wolle beschließen: 
Die Bundesregierung wird aufgefordert, 

dem Nationalrat bis längstens 31. Oktober 
1966 einen Gesetzentwurf vorzulegen, der 
folgende Änderungen des Bundesgesetzes 
über die Krankenver'sicherung der in der 
gewerblichen Wirtschaft selbständig Er­
werbstätigen vorsieht: 

1. die grundsätzliche Gewährung deI' 
Leistungen der Krankenbehandlung als 
Sachleistung. Den Kassen soll es freistehen, 
in ihren Satzungen zu bestimmen, daß für 
Versicherte, deren Einkommen einen in der 
Satzung festzusetzenden Betrag überschrei­
tet, anstelle der Sachleistungen bale Lei­
stungen gewährt werden; 

2. die Einbeziehung der Familienangehöri­
gen des Versicherten in den Schutz der 
Krankenversicher ung ohne jede zusätzliche 
Beitragsleistung ; 

3. die Einbeziehung aller Pensionisten 
der Pensionsversicherung der gewerblichen 
Wirtschaft und ihrer Familienangehörigen 
in die gesetzliche Krankenversicherung, wo­
bei der den Pensionisten belastende Beitrags­
anteil nicht höher sein darf als im Bereich 
des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes ; 

4. die Regelung des Abstimmungsvor. 
ganges bei der Einbeziehung bisher nicht 

pflichtversicherter Personen im Sinne einer 
persönlich ausgeübten Stimmenabgabe 
nach dem Muster der Handelskammer­
Wahlordnung; 

5. die Beseitigung des § 3 Abs. 6 lit. b 
(Unterlassung der Einbeziehung trotz po­
sitiver Abstimmung wegen öffentlicher 
Rücksichten, insbesondere im Hinblick auf 
die finanzielle Leistungsfähigkeit der Kasse). 
Ich bitte den Herrn Präsidenten, den 

Entschließungsantrag in Behandlung zu ziehen 
und ihn zur Diskussion zu stellen. 

Dem Gesetzentwurf, der heute zur Beschluß­
fassung vorliegt, können wir aus all den von 
mir angeführten Gründen, die auch in dem 
Entschließungsantrag ihren Niederschlag fin­
den, aber ebenso in dem dem Bericht des 
Ausschusses angeschlossenen Minderheits­
bericht unserer Partei ihren Niederschlag 
gefunden haben, in der vorliegenden Fassung 
in keiner Weise die Zustimmung geben. Das 
Gesetz wird niemandem außer einigen Rück­
schrittlern und sonstigen Gegnern jeder gesetz­
lichen Krankenversicherung für Selbständige 
in der gewerblichen Wirtschaft Freude brin­
gen - das erlaube ich mir zu prophezeien -, 
nicht einmal, wie bereits feßtgestellt wurde, 
den privaten Versicherungsanstalten. 

Die Selbständigen der gewerblichen Wirt­
schaft aber werden von diesem Gesetz - da von 
bin ich überzeugt - nur schwerstens enttäuscht 
sein. Die bisher bei den Meisterkrankenkassen 
Versicherten werden nunmehr vielfach ein 
schlechteres Leistungsrecht zur Kenntnis neh­
men müssen. Ihre Ehepartner und Kinder 
werden im Krankheitsfall weiterhin ohne 
gesetzliche Krankenhilfe bleiben, es sei denn, 
daß man sich zur Leistung der Separatbeiträge 
entschließt und diese - das ist die Voraus­
setzung - auch zahlen kalla. Die mehr als 
100.000 selbständig Erwerbstätigen in der 
gewerblichen Wirtschaft, für die es bisher keine 
gesetzliche Krankenversicherung gab, werden 
im eigenen Krankheitsfall und in dem ihrer 
Ehepartner oder Kinder weiterhin schutzlos 
bich selbst überlassen bleiben. Sie werden wie 
bisher mit den Sorgen um die Aufbringung 
der Krankheitskosten und dazu noch mit 
denen um die Weiterführung ihrer Betrie b8-
stätten belastet sein. Zehntausende Gewerbe­
pensionisten aber werden vorläufig hinnehmen 
müssen, daß sie im Krankheitsfall schutzlos 
der FürsOlge überantwortet· oder einer pri­
vaten Versicherungsanstalt ausgeliefert blei­
be. Das Gesetz, das heute gegen unsere 
Stimmen beschlossen werden wird, ist darum 
als schlechtes und völlig unbefriedigendes 
Gesetz zu werten. (Abg. Rosa Jochmann: 
Das kann man sagen!) 

Meine Damen und Herren von der Öster­
reichischen Volkspartei! Sie haben seit dem 
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6. März eine geringfügige Mehrheit. Sie 
glauben, nicht mehr mit uns den Weg des 
Gemeinsamen finden zu können. (Abg. H artl: 
Allerweil ! Ihr wärt froh, wenn ihr sie hättet! -
Heiterkeit.) Ich sage Ihnen eines: Der Tag 
wird kommen, an dem die Schande beseitigt 
werden wird, daß nahezu 150.000 aktive 
Selbständige und Pensionisten - mit ihren 
Ehepartnern und Kindern sicherlich mehr als 
350.000 - von einem gesetzlichen Kranken­
schutz ausgeschlossen bleiben! Für diesen 
Tag und dieses Ziel werden wir Sozialisten 
weiterhin zu wirken wissen! (Beifa.ll bei der 
SPÖ.j 

Präsident: Zum Wort gemeldet ist der Ab­
geordnete Kulhanek. Ich erteile es ihm. 

Vorerst möchte ich noch mitteilen, daß der 
Entschließungsantrag Kostroun, der soeben 
bekanntgegeben wurde, genügend unterstützt 
ist und daher mit zur Verhandlung steht. 

Der Redner hat das Wort. 

Abgeordneter Kulhanek (ÖVP): Hohes 
Haus! Ich bin in einer Weise angenehm übel'­
rascht gewesen, daß die Ausführungen meines 
Vorredners nicht jenen Geist atmen, der im 
Minderheitsbericht zum Ausdluck kommt. 
Ich bin ihm dafür dankbar, wenngleich ich 
es bedauere, daß zwei Gewerbetreibende, zwei 
Handwerker noch dazu, zu einer und derselben 
Gesetzesmaterie an das Thema in derart 
unterschiedlicher Weise herangehen. Ich weiß, 
man wird natürlich sagen: Mein liebel' Leb­
zelter, ändere deine Meinung, und alle Sorgen 
sind vorbei! 

Ich darf aber dabei darauf verweisen, daß 
hinter mir 84 Prozent der Gewerbetreibenden 
stehen, während du, lieber Freund Kostroun, 
in der SPÖ nur 16 Prozent (Abg. Rosa J och­
mann: Aber nach diesem Gesetz nicht mehr I) 
nach dem letzten Wahlausgang in del Kammer 
hinter dir hast. Frau Abgeordnete Jochmann, 
Sie können es nachprüfen! 

Ich darf vielleicht zwei Feststellungen quasi 
als politische Präambel voraussteJIen. Wie 
immer es die Volkspartei gemacht hätte, 
sie hätte es schlecht gemacht. (Abg. K 0-

stroun: Sie hat es schlecht gemacht I) Sie hätte 
- ich bleibe beim Konjunktiv, denn ich bin 
erst bei der Beweisfli.hrung. Man wirft uns 
auf der einen Seite vor, wir suchten gar nicht 
die Zusammenarbeit, wir betrieben eine Hurra 1-
Politik, wir setzten uns einfach mit unserer 
Mehrheit, mit der "geringen Mehrheit", wie 
Sie immer betonen, über die große Opposition 
hinweg. Anlaß dazu war, daß wir uns nicht 
bereit finden konnten, den Termin, den der 
Verfassungsgerichtshof gestellt hat, weiter 
hinauszuschieben. 

Das ist dm eine Vorwurf gewesen. Der 
andere Vorwurf ist in der Debatte über das 
Kapitel Soziale Verwaltung im Finanz- und 
Budgetausschuß gefallen. Dort hat man ge­
sagt: Diese Volkspartei hat vor der Wahl 
sehr viel von einer Sozialoffensive gesprochen, 
aber heute hört man nichts mehr davon; 
diese Offensive ist anscheinend im Sande 
stecken geblieben ! Darf ich aber fragen: 
Dieses Gesetz muß doch, auch wenn es diesmal 
die Selbständigen betrifft, notwendigerweise 
als eine Sozialmaßnahme angesehen werden. 
Hätten wir auch dieses Gesetz nicht gemacht, 
dann hätte uns berechtigterweise umso stärker 
der V OIwurf getroffen, daß wir eine Sozial­
offensive im Sande steckengelassen haben. 
(Abg. K ostroun: Eine Sozialdefens'ive ist 
das nur!) Weil wir aber das Gesetz gemacht 
haben, trifft uns der Vorwurf, daß wir eine 
Hurra!-Politik betreiben, daß wir einfach unsere 
Mehrheit rücksichtslos gebrauchen. Wie wir 
es gemacht hätten - es wäre der Opposition 
nicht recht gewesen. (Zustimmung des Abg. 
Dr. Withalm.) 

Eine zweite Feststellung: Nicht aus den Aus­
führungen in dem Haus, aber auS den Zeitungs­
nachrichten Ihrer Presse, meine Herren Sozi­
alisten, leuchtet hervor, daß Sie jenen Vor­
schlag hier im Hohen Hause gebracht haben, 
der vornehmlich für die kleinen Gewerbe­
treibenden und deren Interessen geschaffen 
ist. Sie bezeichnen den Entwurf, den die 
Österreichische Volkspartei gebracht hat, als 
eine "Krankenkassa nur für Reiche". Das 
ist eine gewisse Sorge um den Gewerbe­
treibenden hinsichtlich seines sozialen Schutzes, 
die Sie anklingen lassen, jenes Gewerbe­
treibenden, der sich aber tagtäglich fragen 
muß, wieso es denn kommt, daß er immer 
mehr durch daH sich ausweitende Netz der 
Filialbetriebe großer Firmen - ich beginne 
mit einem Meinl, ich setze einen Dittrich 
dran, aber nicht zuletzt den Konsumverein -
in seiner Existenz bedroht wird. Sie fragen 
sich: Auf der einen Seite die angebliche 
Sorge für den sozialen Schutz des kleinen 
Mannes, auf der anderen Seite eine gnadenlose 
Konkurrenzierung bis zum Ruin ~ Meine 
Herren Sozialisten! Das fragt sich der kleine 
Mann, das fragt sich auch der kleine Gewerbe­
treibende schon wie weiland das Rotkäppchen 
im Märchen: Bist du wirklich die liebe alte 
gute Großmutter oder vielleicht doch der 
böse, häßliche, reißende Wolf 1 Soviel 
wollte ich als politische Präambel voraus­
geben. 

Und nun zur Exposition der vorliegenden 
Gesetzesmaterie. Der Auftrag bestand darin, 
daß dem Spruch des Verfassungsgerichtshofes 
Rechnung getragen werde. 'Es ist im Erkemlt­
ms des VerfassungsgeriC' htshofes eindeutig 
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zum Ausdruck gekommen, das es fOlmelle 
Mängel sind, die man dem Gesetz zum V 01'­

wurf gemacht hat. Es heißt auch in der Zu· 
sammenfassung: "Diese Regelung der Ver­
fassung verbietet es nun jedenfalls, Bundes­
gesetze im Bundesgesetzblatt zu verlautbaren, 
deren Inhalt durch Verweisung auf andere 
Normen umschrieben wird, die jedoch nicht 
im Bundesgesetzblatt oder einem gleichzu­
wertenden Verkündungsblatt publiziert worden 
sind." (Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner 
ilberni1nmt den Vorsitz.) 

Damit war also der Auftrag gegeben: 
Das System kann bleiben, wir haben nur 
dieses System legistisch zu fassen, und wir 
haben hiezu auch einen Termin bekommen, 
der vom Verfassungsgerichtshof ausreichend 
gesetzt war, von dem wir aber alle wissen, 
daß der Rücktritt der Regierung und die 
Durchführung von Neuwahlen selbstverständ­
lich die zur Verfügung stehende Zeit tatsäch­
lich auf ein sehr belastendes Minimum ein­
geschränkt haben. 

Trotzdem, meine Herren Sozialisten, waren 
wir bereit, noch über eine mögliche Kurz­
lösung zu sprechen, für die wir allerding8 eine 
einzige Bedingung setzten: Sie müßte der 
Verfassung gerecht werden. Wir haben vom 
Verfassungsdienst eine Studie erhalten, in 
der gesagt wird: "Diese Lösung würde den 
verfassungsrechtlichen Schwierigkeiten zur 
Gänze aus dem Wege gehen, könnte aber 
wegen des Umfanges der in der Anlage zu 
rezipierenden Satzungen wohl kaum mehr als 
Kurzregelung bezeichnet werden." Wir hätten 
nämlich praktisch alle Satzungen auf die 
Verfassungsmäßigkeit überprüfen und ins Ge­
setz neu übernehmen müssen. Da war es 
schon klüger, gleich ein neues Gesetz zu 
machen. 

Wir mußten ja dabei auch darauf Rücksicht 
nehmen, daß sich durch das Vorlegen zweier 
so konträrer Initiativanträge eine gewisse 
Unsicherheit bei den Versicherten bemerkbar 
gemacht hat. Sie wußten nun nicht, nach 
welchem System sie künftig ihre Kr anken­
versicherungsleistungen bekommen werden. 
(Abg. lng. Häuser: Jetzt wissen sie es: Nach 
dem 8chlechteren!) Nach Ihrer Ansicht, aber 
die muß ja nicht notwendigerweise die bessere 
sein. ( Heiterkeit bei der Ö V P.) 

Ich darf aber sagen, daß auch die Beamten­
schaft beunruhigt war. Ich habe im Laufe der 
letzten acht Monate von den Direktoren der 
verse hiedensten Meister krankenkassellinstitu te 
den Anruf und die Bitte erhalten: Gebt eine 
Erklärung ab, uns laufen die Angestellten 
davon! Bitte, nach dem ersten VOltrag von 
Kostroun sollten sie ja alle aufgelöst werden. 
Ja, wer will denn da erst mit dem großen 

Schwung weggehen und sich dann vielleicht 
nicht aussuchen können, wo er einen Ersatz 
bekommt ~ Es sind also die besten Kräfte 
fortgegangen. Das war auch mit ein Grund, 
daß wir handeln mußten. Und trotzdem 
hätten wir noch diese Kurzlösung versucht, 
weIUl sie verfassungsrechtlich möglich gewesen 
wäre. 

Hohes Haus! Es ist vielleicht eine andere 
Tat.sache wesent.lich interessanter. Wer sich 
die Mühe genommen und in den Protokollen 
die Reden nachgelesen hat, die im Jahre 1950 
zu der gleichen Materie hier im Hohen Hause 
gehalten worden sind, der muß zu der Fest­
stellung kommen, daß damals die gleiche 
Eile, die gleiche Zeitnot gegeben war wie heute, 
In den Reden der einzelnen leuchtet es auf, 
daß diese Vorlage übereilt ins Haus gekommen 
wäre. Die Pres5e berichtet in großen Lettern: 
"Ein Schlag aus dem Dunkeln". Aus Vorarl­
berg, Kollege Melter, sind damals Protest­
telegramme gekommen, die zum Ausdruck 
gebracht haben: "Wir Vorarlberger lassen 
uns nicht wie Kongoneger behandeln!" Die 
Ärzte waren verärgert, weil sie den V er hand­
lungen nicht beigezogen worden waren. Ein 
VdU-Vertreter hat sogar die Absetzung dieses 
Punktes von der Tagesordnung verlangt. 
Schließlich wurde das Gesetz gemeinsam be­
schlossen. Der Bundesrat hat sich aber nach 
wenigen Tagen infolge der massierten Angriffe 
aus der Wirtschaft nicht in der Lage gesehent 

dieses Gesetz zu sanktionieren. 

Was dürfen wir daraus folgern? Vor ein­
einhalb Jahrzehnten war die gleiche Grund­
haltung. Die Zeitdauer ist hier auch VOll 

einer gewissen Aussage. Es war der gleiche 
Widerstand, die gleiche Aversion. Vielleicht 
lohnt es sich - und das sollten wir, glaube 
ich, als Politiker tun -, doch den Wurzeln 
dieses Widerstandes nachzugehen und zu 
untersuchen, wieso eine Einrichtung, die wir 
für notwendig halten, bei den Betreffenden 
so einen Widerstand auslöst. 

Ich habe schon im Ausschuß für boziale Ver­
waltung gesagt, daß meiner Ansicht nach bei 
diesem Problem weltanschauliche Gegensätze 
aneinanderprallen. Da ist die Sch"wierigkeit 
tür die Findung eines Kompromisses viel 
schwerer. Sie haben bedeutet, Ihrerseits wären 
es nur Grundsätze. Ich darf hier" für meine 
Partei und für meine Person sagen, daß ich 
von meiner Warte aus, aus meiner Weltan~ 
schauung heraus eine ganz andere Ansicht 
über diese Materie habe als Sie. 

Wenn ich nur ganz kurz die Kulissen zeich~ 
nen darf, damit wir ein besseres Verständnis 
finden, so möchte ich sagen: Ich meine nicht 
jenes Christentum, das in dieser "Österreichi. 
sehen Affäre" angeklungen ist, wo man einfach 
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so leichthin gesagt hat, Österreich ist vorwie­
gend ein katholisches Land, es herrschen daher 
die drei Maximen vom Schuldbewußtsein, der 
Reue und der Buße vor. Ich meine auch nicht 
jenes Christentum, das man oberflächlich dahin 
gehend charakterisiert, daß es die Religion der 
Passivität ist, daß durch das Gleichnis vom 
Backenstreich links und rechts die einzelnen 
friedfertig werden und daher keine aktiven 
Elemente besitzen. 

Ich will gerade hier von einem Moment 
sprechen, wo sehr wohl der aktive Aspekt des 
Christentums zum Ausdruck kommt, der sehr 
wohl für uns in der gewerblichen Wirtschaft 
eine Anleitung bedeutet. Vielleicht werden 
einzelne das Gleichnis von den anvertrauten 
Pfunden kennen, die Jesus dann von denjeni­
gen, denen er sie geliehen hat, zurückfordert. 
Der erste sagte: Herr, ich habe dir zehn dazu­
verdient! Jesus sprach zu ihm: Du hast richtig 
gehandelt., du sollst Macht haben über zehn 
Städte. Der andere antwortet, er habe fünf 
Pfund dazuverdient.Zu dem sprach Jesus auch: 
Du hast gut gehandelt, du sollst über fünf 
Städte sein. Der letzte antwortet: Herr, ich 
weiß, daß du ein gar gestrenger Herr bist, der 
zurückfordert, was er gegeben hat, und der 
erntet, wo er nicht gesät hat. Ich habe dieses 
Pfund in meinem Schweißtuch verborgen ge­
halten, und ich gebe es dir unversehrt wieder. 
Jesus aber sprach zu ihm: Schalk, du sollst 
mit deinen eigenen Worten geschlagen werden. 
Nehmt ihm dieses eine Pfund und gebt es 
jenem, der zehn verdient hat. Denn ich sage 
euch: Wer da hat, dem wird gegeben werden, 
von dem aber, der nicht hat, wird auch das 
genommen werden, was er noch hat. ( Abg. Rosa 
Web er: Das ist ja das beste Argument gegen 
diesen Gesetzentwurf!) 

Ich komme dazu. Meine Damen und Renen! 
Lassen wir uns doch gemeinsam etwas Zeit in 
einer Auseinandersetzung, die bestimmt für uns 
beide einen Vorteil bringt. Auch wir wissen, 
daß dieser Satz, hmausgelöst aus dem Christen­

skizziere nUT. (Abg. Lanc: Das ist aber eine sehr 
eigenwillige Bibelinterpretation !) 

Ich darf dann die zweite Kulisse daneben­
stellen. Wenn ich nun Ihre Weltanschauung 
der meinen gegenüberstelle, die doch nach dem 
perfekten Wohlfahrtsstaa~, dem Versorgungs­
staat ausgerichtet ist, der sich als Zielrichtung 
gesetzt hat, daß man dem Menschen die Risken 
des Lebens abnimmt, daß man mithilft in der 
Vorsorge für Krankheit, für das Alter, für den 
Unfall, für die Arbeitslosigkeit, daß man ihm 
diese Sorgen abnimmt ... (Abg. Rosa J och­
mann: Also sind Sie dagegen, daß man daa 
tut?) Moment, Frau Abgeordnete, Sie kom­
men noch zurecht zu einer Kritik, aber ich muß 
ja erst meine Exposition entwickeln. Wenn Sie 
weiter diese Zielrichtung im Auge haben: 
immer mehr Freizeit zu gewähren, die Leistun­
gen mit weniger Anstrengungen zu erbringen, 
so muß ich feststellen, daß sich in diesen beiden 
skizzierten Ansichten sehr wohl gleichsam die 
Ufer abzeichnen, durch die der Strom des 
Lebens fließt. Und so wie ein Strom in der 
Natur in seinem Verlauf von der Quelle bis zur 
Mündung jeweils andere Ufer hat, so sind auch 
die Weltanschauungen in den einzelnen Ab­
schnitten jeweils verschieden. 

Und jetzt komme ich zu dem, wa8 Sie 
glauben, bemängeln zu müssen: Es ist richtig 
und ich gebe das von meiner Weltanschauung 
aus als erstes zu, daß wir uns mit dem Heran­
wachsen einer Industriegesellschaft verhalten 
gesehen haben, einem Stand, der nicht einmal 
mehr wie früher zumindest sein Werkzeug als 
sein persönliches Eigentum ansprechen konnte, 
sondern der nur seine Arbeitskraft zur Verfü· 
gung hatte, notwendigerweise in der heutigen 
Zeit die Risken des Lebens tragen zu helfen. 
Genauso zählt dazu aber auch die Vielzahl der 
kleinen Gewerbetreibenden, die durch zwei 
Kriege die Ersparnisse verloren haben und 
denen man heute auf diese Weise die notwendige 
Hilfe zuteil werden läßt. 

tum, den Titel "brutal" verdient. Aber einge- Ich will damit nur sagen: Mit dieser Aner. 
bettet in die anderen Grundsätze des Christen- kennung haben wir, von unserer Weltanschau­
tums, in die Nächstenliebe, in die Demut, in die ung ausgehend, Ihrer Ansicht, Ihrer Maxime 
Opferbereitschaft, kann man daraus nur einen eine sehr wesentliche Konzession gemacht. Ich 
Aspekt lesen: nämlich den unabdingbaren I glaube, Sie sollten selbst auch nachdenken, ob 
Imperativ zur Leistung. Du hast als Mensch sich nicht auch in Ihrer Zielrichtung da oder 
auf dieser Erde eine Leistung zu vollbringen, dort Erscheinungen zeigen, denn Ihre geistige 
wo du sie nicht vollbringst, hast du auch kein Richtung ist ja wesentlich jünger an Bestand 
Recht, dich zu beklagen, daß dir irgend etwas als das Christentum, ob nicht gewisse Konse­
fehlt! (Beifall bei der Ö V P.) Das ist die Ein- quenzen zu ziehen sind. Man legt sich doch die 
stellung des Christentums, und wir in der Frage vor: Wir leben heute in der Zeit eines 
gewerblichen Wirtschaft, wir als Selbständige materiellen Überflusses, und die Leute sind 
leiten aUS dieser Ideologie unsere Eigenschaften unzufrieden. Wir lesen von der Selbstmord­
der Eigenverantwortung, der persönlichen. kurve gerade der Jugendlichen in den sozial 
Initiative, des Leistungswillens, der Schaffens- hochentwickelten Ländern, wie in Schweden 
freude und des Leistungsauftrages ab. Ich und Dänemark; wir müssen feststellen, daß 
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es bei der Jugend gewisse hysterische Erschei­
nungen gibt, wie bei den Rockers und Mods 
in England oder bei den Beatles. Das sind doch 
keine natürlichen Erscheinungen. Wir müssen 
feststellen, daß die Menschen heute bei der Ab­
nahme der Lebensrisken in einer ständigen 
Angst leben, in einer Angst vor der Krankheit, 
vor dem Alter, vor einem Krieg und vor der 
Atombombe. Woraus resultiert das 1 In einem 
tun wir dem Menschen nichts Gutes: Wenn wir 
ihm die Möglichkeit nehmen, daß er aus sich 
selbst durch die notwendige Hervorbringung 
von Leistungen, wie sie das Leben jeden Tag 
erfordert, zu sich selbst Vertrauen schöpfen 
kann, wenn wir ihm die eigene Beweismöglich­
keit nehmen, bringen wir ihn in jenen Zustand, 
wo er mehr oder weniger von einer latenten 
Angst getragen ist. 

Und noch eine Folge, die man gar nicht 
bedacht hat und die direkt widersinnig dazu 
klingt: Wir verursachen mit unserem gutge­
meinten Gedanken von der Abnahme der Sorge 
vor dem Alter und der Schaffung der Pension 
zum Teil eine Auflösung des Familienverbandes. 
Auf dem Land ist es heute noch so, daß in der 
Ausnahme der alte Mensch mit der Jugend mit­
lebt, an den Sorgen, an den Freuden mit teil­
hat. (Abg. Rosa J ockmann: Aber die sind 
frok, daß sie eine Pension bekommen, die alten 
Bauern!) Der andere, der sich die Pension 
gewünscht hat, der seine Eigenständigkeit 
erhalten will, der sie heute auch hat, der wird 
einsam, der ist verlassen, allein. 

Hohes Haus! Ich darf Ihnen kurz eiJlen 
Auszug aus einem interessanten Interview 
geben, das man mit dem Ordensgeneral der 
Serviten gepflogen hat, eines Bettelordens 
aus dem 13. Jahrhundert. Man hat ihm nie 
Frage gestellt: "Sind denn Klöster heute 
noch sinnvoll, erfüllen sie noch einen Zweck '?" 
Ich kann die Antwort nur gesammelt wiedet­
geben, er sagte: "Sehr wohl, denn früher ein­
mal sind wir der Masse der Armen gegenüber­
gestanden, heute stehen wir der Masse der 
Einsamen gegenüber'." Sie lassen ihre Ordens­
brüder zu Psychiatern ausbilden, in Chikago 
errichtet man ein eigenes Kloster mit lauter 
Einzelzellen, um die Menschen langsam wieder 
dorthin zu blingen, daß sie sich aUS einem 
eigenen freudigen Gefühl in die Lebensgemein­
schaft mit eingeschlossen finden. 

Ich habe das nur gebracht, damit darüber 
nachgedacht wird; denn ich glaube, meine 
Renen Sozialisten, auch Ihnen geht es heute 
nicht mehr darum, den Menschen rein nur die 
materielle Existenz zu sichern (Abg. Rosa 
J ockmann: Es ist uns nie nur darum ge­
gangen!), sondern auch Sie wollen das Glück 
des einzelnen, sein kleines, bescheidenes Glück 
herbeiführen. 

Darf ich noch einmal auf meine Ausführun­
gen und auf meine Weltansicht zurückkommen 
und dalan erinnern, daß es in der Bibel auch 
heißt: "Im Schweiße deines Angesichts solIst 
du dein Brot verdienen." Wir Älteren müßten 
uns eigentlich etwas schämen, wenn wir die 
Konfrontation mit diesem Thema bis spät in die 
Kindheit zurückführen müssen. Wir haben 
damals vielleicht gesagt, wenn ich es ganz 
vulgär ausdrücken darf: Hoffentlich müssen 
wir einmal nicht zuviel schwitzen! Heute, wo 
man älter geworden ist und die einzelnen 
Lebensabschnitte vergleichend nebeneinander­
steIlt, kann man feststellen, daß doch die 
glücklichsten Jahre jene waren, in denen man 
im V olIgefühl der Kraft die höchsten Leistun­
gen vollbracht hat. Ein Grundsatz darf von uns 
niemals vel gessen werden: Das Salz des 
Lebens ist die Arbeit! (Abg. Rosa J ockmann: 
Die alten Gewerbetreibenden haben in ihrem 
ganzen Leben schon genug geschwitzt!) 

Sie werden also verstehen, welill wir dieser­
art aus einer jetzt ziemlich weit dargelegten 
Unterschiedlichkeit weltanschaulicher Natur 
an dieses Thema treten, daß notwendigerweise 
verschiedene Reaktionen entstehen müssen, 
aus dem geschichtlichen Bewußtsein hel aus. 
Wenn wir abschließend als eine große Sozial­
maßnahme im Jahre 1955 das ASVG. ge­
schaffen haben und jetzt das Pensionsanpas­
sungsgesetz, dann ist damit für die Unselb­
ständigen ein langgestecktes Ziel, ein lang­
gehegter Wunsch in Erfüllung gegangen. Die 
Schaffung des ASVG. stellt für die Unselb­
ständigen eine En ungenschaft dar. 

Ganz anders reagieren die Selbständigen auf 
diese Maßnahme, denn bei ihnen wird notwendi­
gerweise mit jeder Absicherung, die sie mit 
Hilfe der Gemeinschaft erhalten, der Gedanke 
und die Erinnerung wach, daß es einmal eine 
Zeit gegeben hat, in der es die Umstände er­
laubt haben - ich füge das bewußt hinzu -, 
aus eigener Kraft mit dieser Situation, mit 
diesen Risken fertig zu werden. Dort liegt 
unbewußt die Aversion, dieses Sich-Sträuben 
gegen eine Maßnahme, die heute notwendig Ist, 
die sie aber doch immer wieder bitter dar an 
erinnert, daß sie damit einen Schritt zurück­
gegangen sind. Wenn wir das erkennen, wird es 
uns leichter sein, die Probleme einer gemein­
samen Lösung zuzuführen. 

Auch bei einem zweiten Punkt sind wir welt­
anschaulich nicht auf einer Linie. (Abg. Rosa 
Jochmann: Das hat mit einer Weltanschauung 
gar nichts zu tun, das ganze Gesetz! Es ist ganz 
interessant, was Sie sagen, aber mit einer Welt­
anschauung kat es nichts zu tun l) Ich unter­
scheide gerne und nenne es bei Ihnen Maxime, 
für mich möchte ich Weltanschauung gelten 
lassen. """Tir wissen, daß in gewissen Bereichen 
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des Lebens sogenannte Schlüsselstellungen vor- Ich glaube also, daß man einen solchen 
handen sind. Wenn ich eine Schlüsseh;tellung Stand berechtigterweise anders behandeln 
noch einmal plastisch demonstrieren darf: kann als andere Stände. Bezug nehmend auf 
Es ist jene Möglichkeit, wo es ein kleiner die Geschichte möchte ich anführen, daß wir 
Schlüssel vermag, ein großes Tor zu öffnen. es diesem Stand verdanken, daß er uns von 
Eine solche Schlüsselstellung nimmt in jedem mancher Geißel, die die Menschheit durch 
zivilisierten Land dieser Welt der freie Berufs- Jahrhunderte gequält hat - die Tuberkulose, 
stand der Ärzte ein. Es gibt nur eine Ein- das Kindbettfieber, die Pest und so weiter -, 
schränkung: Dort, wo ihm diese Freiheit befI'eit hat. Daraus ergibt sich, daß man diesem 
genommen ist, wo er in seiner Ausübung zu Stand eine besondere Achtung entgegenbringen 
einem abhängigen Beschäftigten geworden ist, muß. Dieser Stand hat uns die Möglichkeit 
dort ist ihm diese Vorrangstellung auch ge- geboten, in den Genuß jener Einrichtungen 
nommen. Damit stehen wü' mitten in der zu kommen, die wir auf sozialem Gebiet 
Problemstellung, die sich uns ergibt: Wie weit geschaffen haben. Ich verweise zum Beispiel 
dürfen wir und sollen wir die Freiheit des auf die Schaffung der Pensionen. Erst durch 
Ärztestandes dmch gesetzliche Maßnahmen seine Hilfe besteht die Möglichkeit, daß 
beschneiden? wir wirklich Freude dar an finden, weil er uns 

Ich darf auf eine Meinungsforschung, die erst eine fast doppelte Lebenserwartung geschenkt 
vor wenigen Tagen im "Kurier" verlautbart hat, zumindest um die Hälfte mehr, als unsere 
worden ist, verweisen, bei der es sich darum Väter gehabt haben, sodaß wir sagen können: 
gedreht hat, festzustellen, wer denn heute der Wir können tatsächlich in den Genuß dessen 
angesehenste Mensch in der Gesellschaft ist. kommen, was uns auf diesem Gebiet geboten 
Eigenartigerweise steht mit 20 Prozent der wird. 
Arzt an erster Stelle, dann kommt der Hoch- Nicht zuletzt verdanken wir es - das ist 
schulprofessor , dann der Minister und an vielleicht ein schwacher Trost - gerade der 
vierter Stelle der Bischof. Es muß also etwas Kunst der Ärzte, daß jeder einzelne bis zur 
daran sein, wenn man dem Arzt im Volk selbst letzten Sekunde seines Lebens noch hofft, es 
tatsächlich eine gewis&e Sonderstellung zu- wäre vielleicht doch noch nicht der letzte 
billigt. Augenblick, noch nicht der Abschied für 

Wenn ich mich jetzt bemühe, einzelne immer. 
Eigenschaften aufzuzählen, so nur deshalb, 
um verständlich zu machen, wie unsere Einstel­
lung zum Berufsstand der Ärzte ist. Ich möchte 
Eigenschaften erwähnen, die bestimmt bei 
anderen Berufen auch gegeben sind, aber nie­
mals so gesammelt, summiert in einem einzigen 
Berufsstand wie beim Berufsstand der freien 
Ärzte. Ich verweise als er&tes auf die humanisti­
sche Ausbildung, die bestimmt ein gewisses 
Verstehen erwarten läßt, ein Verständnis er­
hoffen läßt; ich darf auf die lange fachliche 
Ausbildungszeit verweisen, die dem Patienten, 
der hilfesuchend kommt, schon apriori ein 
gewisses Vertrauen einflößt; ich will nicht 
unerwähnt lassen seine persönlich zu fällenden 
Entscheidungen, die volkswirtschaftlich 
äußerst notwendig, aber auch schwerwiegend 
sind, über Arbeitsfähigkeit und Arbeitsunfähig­
keit des einzelnen, der im Prozeß der Arbeit 
steht; ich darf darauf verweisen, daß er 
laufend verhalten ist, sich weiterzubilden, sich 
rechtzeitig die neuen Erkenntnisse anzueignen; 
ich darf daran erinnern, daß er jederzeit, ob es 
im Urlaub oder ob es zur Nachtzeit ist, wenn es 
notwendig ist, zur Verfügung stehen muß. 
Ich möchte noch auf folgendes verweisen: 
Schließlich ist doch der Arbeitsbereich, die 
Materie, die ihm anvertraut ist, jenes höchste 
Gut des Menschen, das er nur einmal besitzt: 
sein persönliches Leben und die Erhaltung 
meses Lebens. 

Das sind Tatsachen, die wir dem Ärzte­
stand anrechnen müssen. Deshalb - das 
muß ich offen sagen - könnte ich mich nicht 
in der Lage sehen, einem solchen Stand die 
Freiheit im Handeln zu beschränken. loh 
bin zutiefst überzeugt, daß wir auf dem 
Vertragswege im Wege von freien Verein­
barungen zu jenem Ergebnis gelangen werden, 
das einerseits die gerechten Ansprüche der 
Ärzte enthält, andererseits aber auch jene 
Möglichkeiten, die wir für notwendig erachtet 
haben, bringen wird. 

Ich war eigentlich - das muß ich sagen -
ein bißehen enttäuscht, als einer der Herren 
Sozialisten vor dem Sozialausschuß zu mir 
gesagt hat: Mit dieser Gesetzesvorlage habt 
ihr euch den Ärzten verkauft! - Ich bin 
nicht der Meinung, daß die Ärzte jemals 
glauben werden, ihre Patienten als eine Ware 
ansehen zu können. (Abg. Rosa Jochmann: 
Das ist aber nicht schön, daß Sie das jetzt 
sagen! Das hat Ihnen sicherlich jemand im 
Vertrauen gesagt!) Ich ha be keinen Namen 
genannt. Aber das ist eine Tatsache! Frau 
Abgeordnete! Das muß ich bringen, weil sich 
ja darin die Unterschiede zeigen. (Abg. Rosa 
Jochmann: Ich habe schon viel gehört und 
habe es nicht gesagt I) "'-Tir sind ja für das 
System der Meisterkrankenkassen, das wir 
schon immer gehabt haben, deshalb, weil es 
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den persönlichen Kontakt, die individuelle 
Behandlung des einzelnen garantiert und 
uns nicht zu einem unpersönlichen Benützer 
irgendeines ASVG.- oder Gebietskranken­
kassenambulatoriums macht. 

Meine Herren Sozialisten! Ich glaube, hier 
schenken Sie uns nicht ganz reinen Wein 
ein. Ich darf hier auf eine Parallele in den 
Schulgesetzen verweisen. Als wir 1962 die 
Schulgesetze geschaffen haben, haben Sie 
sehr große Gegenleistungen von uns dafür 
verlangt, daß Sie zugestimmt haben, daß 
auch die geistlichen, also die kirchlichen, 
die privaten Schulen eine lebende Subvention 
bekommen. Sie haben einen hohen Preis 
dafür verlangt, obwohl es gerade ... (Abg. 
Rosa Web er: Welchen denn? Fortschrittliche 
Schulbestimmungen 1 Wenn Sie das einen hohen 
Preis nennen I) Sie waren damals, glaube ich, 
nicht bei den Verhandlungen. Aber wenn Sie 
wollen, werde ich den Beweis dafür nach­
bringen, daß ,viI' sehr viel eintauschen mußten, 
um auch für die konfessionellen Schulen 
eine Förderung zu ermöglichen. (Abg. Rosa 
Weber: Traurig, daß man Ihnen das abkaufen 
muß!) Und trotzdem sind es Kinder Ihrer 
Funktionäre, die vornehmlich in diese geist­
lichen und katholischen Schulen geschickt 
werden. (Abg. Rosa Jochmann: Warum 
nicht?) Warum nicht? Wenn man sich dann 
aber dagegen gestemmt hat, daß sie subven­
tioniert werden, dann stimmt doch etwas 
nicht! 

Sie raten uns - Herr Kollege Kostroun 
hat das gemacht -, wir sollten das ASVG.­
System nehmen, bei dem man wie in einer 
Kartothek nur als Nummer behandelt wird, 
während wir das persönliche Verhältnis zum 
Arzt bevorzugen. Ich darf Ihnen auch wieder 
aus der VVirklichkeit berichten: Ich bin vor 
acht Tagen im Zuge einer periodi~chen Durch­
untersuchung im Röntgeninstitut beim Herrn 
Dozenten Frank gewesen, um 8 Uhr früh. 
Wer war der Patient, der aus der Dunkel­
kammer herausgekommen ist und daraufhin 
ins Wartezimmer gegangen ist ~ Der Bürger­
meister von vVien: Bruno Marek. Also geht 
auch er in seinen persönlichen Belangen zu 
jenem Arzt, zu dem er Vertrauen hat, wenn eb 
ihm auch Kosten verursacht. (Abg. Rosa 
Jochmann: Warum soll er nicht gehen?) 
Gerade auf Grund dieser Tatsachen sollten 
wir doch der Wirklichkeit und der Wahrheit 
deutlich ins Gesicht sehen. Und wenn ich 
deshalb für die Ärzte plärliere, so glaube ich 
keineswegs ... (Abg. Rosa Jochmann: Ich 
habe auch meinen Arzt, zu dem ich gehe! Den 
kann mir niemand ausreden I) Ja, bestimmt, 
weil Sie es sich leisten könneD. Aber für uns 
Kleine wird ja vorgeschlagen, daß wir in ein 
Ambulatorium gehen müssen, wo man den 

Arzt nehmen muß, der gerade d8J ist. (Abg. 
Rosa Weber: Das stimmt doch nicht 1 - Abg. 
Rosa J ochmann: S~'e gehören a'llch zn den 
Kleinen?) Aber ich bin doch nicht schlecht 
informiert. Setzen Sie sich einmal in das 
vVartezimmel' der Vertragsärzte, und sehen Sie 
sich an, mit welcher "Genauigkeit" die Patienten 
angesichts der dortigen ÜberfüJlung behandelt 
werden, während Sie, wenn Sie als Privat­
patient kommen, ganz anders behandelt wer­
den und trotzdem den Schutz einer sozialen 
Einrichtung genießen. (Abg. H orr: Das wird 
Ihnen kein Kassenarzt bestätigen I) Ein Kassen­
arzt nicht, das glaube ich Ihnen schon. Aber 
ich stehe hier nicht als Anwalt der Ärzte. 
(Abg. H orr: Das sagen die Ärzte nicht, was 
Sie sagen I) Die ÄTzte sind sich selbst am 
besten ihre Anwälte. Aber ich freue mich, 
daß mir diese Materie die Möglichkeit gibt, 
gleichsam das Lied der J eanne d' Are für einen 
freien Äl'ztestand zu singen. (Abg. K onir: 
Zuerst loben Sie die Ärzte, dann gre'ifen Sie 
sie an!) Nein, meine Herren! 

'Vir haben auch noch einen grundsätzlichen 
Unterschied - jetzt komme ich zu den 
Grundsätzen -: den sogenannten Selbst­
behalt. In der Meisterkrankenkasse zeigt er 
sich nur mit einem kleinen Detail; heute 
ändern sich ja diese Dinge, denn wir haben 
ja bei den Geldleistungen schon immer den 
sogenannten Selbstbehalt gekannt. Wir haben 
von den acht bestehenden Meisterkranken­
kassen bei sechs auch bei den Sachleistungen 
schon bisher den sogenannten Selbstbehalt 
für die ärztliche Hilfe besessen. Und nun 
wird er auch auf Medikamente und Heilmittel 
bei den zwei noch fehlenden Anstalten aus­
gedehnt. Das ist also keine so große Veränele­
rung, wenn wir dafür den Vorteil bringen, 
daß erstens einmal der Spitalsaufenthalt künf­
tighin unbeschränkt gewährt wirrl, und wenn 
wir dafür eine FamilienveI sichmung bringen, 
deren Höchstbeitragssatz nicht mehr 75, sondeln 
50 Prozent beträgt. Da glaube ich sagen zu 
können, daß wir damit ein Gesetz schaffen, 
das wir als Besserung bezeichnen können. 

Ich möchte bitten, zum Selbst behalt noch 
einen Zusatzantrag einbringen zu dürfen. 
Ich muß ihn auch begründen. Ich möchte 
nicht leugnen, daß die Zeitnot hier mit Pate 
gestanden ist, aber es ist tatsächlich so: 
\Venn man bis in die Nacht hinein verhandelt 
hat - sogar an den gesetzlichen Ruhetagen, 
wie es die "Arbeiter-Zeitung" geschrieben 
hat -, dann ist man also in einer gewissen 
"Überspannung" gewesen. Da kann es vor­
gekommen sein, daß ein Problem irgendwo 
im Raum steckengeblieben ist. Dazu gehört 
die sogenannte Sozialklausel, die wir im 
Unterausschuß nicht erledigt haben, die ein­
fach steckengeblieben ist, wo in die Bericht-
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erstattung aufgenommen worden ist, es könnt,c 
die Kasse keine andere Möglichkeit haben, als 
über den U -Fonds von einem Abverlangen der 
Kostenbeteiligung Abstand zu nehmen. Des­
halb möchte ich hier diesen Punkt erwähnen. 
Zweitens wurde vergessen, daß man auch 
bei ansteckenden Krankheiten keinen Selbst­
behalt nehmen kann. Ich möchte dies mit 
einem Ergänzungsantrag bewerkstelligen, 
der folgendermaßen lautet. 

1. Dem § 47 ist als Abs. 5 anzufügen: 
,,(5) Bei anzeigepfiichtigen übertragbaIen 

Krankheiten darf ein Kostenanteil nicht 
eingeho ben werden. Die Kasse kann bei 
Vorliegen einer besonderen sozialen Schutz­
bedürftigkeit des Versicherten von einer 
Kostenbeteiligung absehen." 

2. Dem § 65 ist im Abs. 4 nachstehender 
Satz anzufügen: 

"Die Kasse kann bei Vorliegen einer 
besond81en sozialen Schutzbedürftigkeit des 
Versicherten von der Einhebung der Rezept­
gebühr absehen." 

Ich bitte den Herrn Präsidenten, diesen 
Antrag mit in die Diskussion einzubeziehen. 

Eines der schwierigsten Probleme, über das 
,vir allerdings keine unterschiedliche Auf­
fassung gegenüber den Sozialisten gehabt 
haben, war die Einführung einer beitragsfreien 
Familienversicherung. (Abg. Rosa Jochmann: 
Die Frauen und die Kinder!) Hier sitzen wir 
also beide auf einem Ast. Aber, Frau Abge­
ordnete, wo es nichts gibt, kann man nicht 
anders verfahren. (Abg. Rosa Weber: Das ist 
die Fa.milienpolitik der Ö V P! Ein sehr gutes 
Beispiel I) Wir haben die Familienpolitik, 
aber in jenen Grenzen, Frau Abgeordnete, 
die uns real möglich erscheinen; denn ich 
wäre ein schlechter Sozialpolitiker, wenn ich 
die besten und die höchsten Leistungen ver­
sprechen würde. Ich verspreche lieber die opti­
malsten Leistungen. (Abg. Rosa Jochmann: 
Wir werden schon sehen!) Wir hal)en uns ja 
bis zum Schluß mit drei Unterbrechungen 
bemüht, ob es nicht doch möglich wäre. Aber 
wir mußten dann beide erkennen: Bei einem 
Beitrf'Jgssatz für den Versicherten von 9 Pro­
zent ist es nicht zuzumuten, eine beitragsfreie 
Familienversicherung zu schaffen; denn wir 
dürfen ja nicht vergessen, daß bei uns eine 
andere Struktur als bei den Unselbständigen 
herrscht. 

Man muß auch nach den Gründen fragen, 
die zu diesel unterschiedlichen Belastung 
zwischen ASVG.-Kassen und Meisterkranken­
kassen führen. Wir haben dD,durch, daß man 
erst in einem etwas fortgeschrittenen Alter 
selbständig wird, ein Durchschnittsalter von 
51 Jahren, während es bei den Gebietskranken-

kassen bei 35 J ahl·en liegt; das ist ein gewaltiger 
Unterschied. Wir haben auch eine viel größere 
Haushaltsangehörigkeit pro KOI)f berechnet 
dadurch, daß bei den ASVG.-Kassen so viele 
jugendliche Unverheiratete sind; unseie Hand­
werker müssen verheiratet sein, weil sie ja 
ohne Frau ihr Geschäft nicht führen können. 
"Vir haben 3,5 Haushaltsangehörige pro Kopf, 
während es im ASVG. nur 2,7 sind. Auch das 
bringt eine Kostenvermehrung. 

Selbst der Anteil der Versicherten, die eine 
Familienversicherung in Anspruch nehmen, 
ist ganz andets gelagert. Durch die jungen 
Unselbständigen sind es im ASVG. nur 
37 Prozent, die eine Familienversicherung in 
Anspruch nehmen; bei uns sind es heute schon 
66 Prozent. Das sind Kostenfaktoren. 

Ich will nicht verschweigen, daß ein Punkt 
ebenso dazu gehört: der Kostenfaktor des 
Honorierungssystems, das wir mit den Ärzten 
haben. Aber ich weiß, daß jede Freiheit, 
jede individuelle Behandlung ihren notwendi­
gen Preis hat. Ich darf erinnern: Bei der 
Bemessung, die wir im ASVG. fe&tgehalten 
haben, wäre es wesent1ich kostensparender 
gewesen, eine einmalige gleichbleibende Volks­
pension festzusetzen, als so, wie es heute ist, 
eine umständliche Berechnung anzustellen. 
Ich verweise auf die Schwierigkeiten bei der 
Ermittlung der Voraussetzungen der Versiehe­
rungsdauer, des letzten Gehaltsbezuges. Aber 
wir haben es angepaßt der Individualität und 
der Leistung des einzelnen. Das hat auch 
seinen Preis gekostet, und hier kostet es eben 
auf der anderen Seite seinen Preis. Ich glaube, 
daß man ihn, wenn man davon überzeugt ist, 
daß es so notwendig ist, auch zu zahlen hat. 

Ich habe mir gedacht - und damit möchte 
ich zum Ende kommen -, daß es vielleicht 
doch möglich sein könnte, mit den Sozialisten 
zu einer gemeinsamen Regelung zu kommen. 
Als sie aus dem Unt~rausschuß ausgetreten 
sind, habe ich niemals versäumt, die Vor­
lagen, die wir fallweise von einer Sitzung zur 
anderen erarbeitet haben, den Sozialisten 
zugehen zu lassen in der Hoffnung, vielleicht. 
doch noch zu einer gemeinsamen Abstimmung 
zu gelangen. Ich habe mir den Grundsatz 
des Kollegen Kostroun vor Augen gehalten, 
der gesagt hat: Getrennt marschieren und 
gemeinsam beschließen! Es ist aber nicht 
dazu gekommen. 

Die einzige Hoffnung, die mich bis zum 
Schluß noch ·wachgehalten hat, lag im Sozial­
ausschuß selbst, weil ich mir gedacht habe: 
In einem Ausschuß, in dem zwei Frauen 
residieren, wo eine Frau Obmann ist und wo 
eine Frau Minister ist, müßte doch der Im­
perativ aus der Kindheit uns noch im Ohr 
klingen (Abg. R08a Jochmann: Da 8ind die 
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Frauen unschuldig I), als die lVIutter sagte: 
Kinder, streitet nicht, Kinder, vertragt euch! 
(Abg. Weikhart: Das kann der Vater auch 
sagen! - Abg. Rosa Jochmann: Da können 
selbst die Frauen nichts dafür! Schieben Sie 
es jetzt nur nicht auf die Frauen, die können 
nichts dafüT!) Aber auch diese Hoffnung ist 
entschwunden. 

Den Minderheitsbericht kann ich zumindest. 
nicht unwidersprochen zur Kenntnis nehmen. 
Im gedruckten Bericht heißt es - Kollege 
Kostroun hat diese Version nicht gebracht, 
ich habe sehr aufgepaßt -, wir hätten die 
Zusage wieder zurückgezogen. - Du hast 
es selbst in deiner Rede nicht verwendet. 
Wir haben niemals eine Zusage gemacht, 
wir haben Möglichkeiten einer Festlegung 
erwogen, die gegenseitig besprochen worden 
sind, die wir uns bis abend frei hielten. 
(Abg. Kostroun: Aber dann hat der Klaus nein 
gesagt!) Das ist eine Annahme. Ich lasse der 
Phantasie jedes einzelnen freien Spielraum, 
das Leben wird ja dadurch viel interessanter. 

Wenn Sie weiter in diesem Bericht sagen, 
daß diese Gesetzesvorlage in ihrem Grund­
konzept nicht geeignet sei, als ein Gesetz im 
Rahmen des österreichischen Systems der 
sozialen Sicherheit gewertet zu werden, dann 
frage ich mich schon: Wer bestimmt nun, 
was "österreichisch" oder was ein "öster­
reichisches System" ist? Da müßte man sich 
doch, zumindest als Minderheit, mit dem 
anderen Teil vorerst besprechen, noch dazu 
in einer Tatsache, die sechs Jahrzehnte 
existent ist. Sogar sieben Jahrzehnte besteht 
das System der Meisterkrankenkassen, und 
jetzt fällt es den Verfassern des lVIinderheits­
berichtes ein, zu behaupten, daß dieses 
System im Rahmen des österreichischen Sy­
stems der sozialen Sicherheit keine Wertung 
besitzen kann. Da komme ich nicht mit, 
denn das sind Argumente, die wohl nur 
optische \Virkung besitzen wollen. 

Es gibt einen weiteren Vorwurf: Es heißt, 
der Entwurf, also diese Gesetzesmaterie, über­
gehe die grundsätzliche Frage jeder Kranken­
versicherung, nämlich die Gewährung von 
Leistungen als Sachleistungen, mit Stillschwei­
gen. Das ist nicht wahr. Es wird sogar auf 
einen Paragraphen verwiesen, in dem tat­
sächlich diese Sachleistungen nur im negativen 
Sinn erwähnt worden sind, während der 
§ 46 sehr deutlich sagt: "Die Leistungen der 
Krankenversicherung nach diesem Bundes­
gesetz sind Geldleistungen oder Sachleistun­
gen." Dann ist noch beschrieben, was Sach­
leistungen sind. Ich wei ß schon, was gemeint 
ist, aber das hätte man auch ausdrücken 
sollen. Gemeint ist, daß man hier im Gesetz 
die sogenannte Sachleistungsgrenze, das siud 
heute 27.000 S, festgelegt hätte und diese 

Festlegung nicht der freien Vereinbarung 
der Funktionäre der Kassen und der Funktio­
näre der Ärzte zugebilligt hätte. Das ist der 
Unterschied. Es ist aber nicht wahr, daß wir 
keine Sachleistungen in der lVIeisterkranken­
kasse haben. 

Es ist weiters unrichtig, daß dieser Entwurf 
eine Verschlechterung bringt. Sie sagen, damit 
gehe der Entwurf sozialpolitisch hinter die 
gegenwärtige Regelung zurück, weil keine Sach­
leistung mehr geboten wird. Kollege Kostroun! 
Du hast zwar deinen Namen hergegeben, 
aber das solltest du auch nachsehen. Im 
§ 153 steht: Die bestehenden Verträge mit 
den Ärzten bleiben weiterhin in Geltung. 
Es ändert sich nichts. Ich muß also auch 
diese Bemerkung als nicht der Wahrheit 
entsprechend zurückweisen. 

Wenn nun abschließend gesagt wird, daß 
es bei diesem Anspruch auf Sachleistung um 
einen fundamentalen Grundsatz der öster­
reichischen Sozialversicherung geht, der auch 
in der Krankenversicherung der Selbständigen 
eingeführt werden muß, muß ich ebenso 
dezidiert erklären: Solange es eine Öster­
reichische Volkspartei gibt, die bestimmend 
hier im Hause zu reden hat, wird ein ASVG.­
System auf dem Sektor der Krankenver­
sicherung der Selbständigen keinen Platz ein­
nehmen. (Abg. Rosa Jochmann: Wir sind er­
schüttert!) 

Ich darf nun zum Schluß kommen, ich 
habe Sie schon ziemlich lange aufgehalten. 
Ich bedauere, daß dieser Bericht in seinem 
Geist in einer solchen Schärfe gehalten ist, 
daß man fast sagen könnte - aus der Ge­
schichte ist bekannt, daß man gewisse Doku­
mente mit Blut gezeichnet hat -, er ist 
mit Galle geschrieben, er ist von einer Schärfe 
und einer ätzenden Wirkung, wie sie nur ein 
trainierter Verstand hat. (Abg. Rosa J och­
mann: Die Wahrheit!) Um die Wahrheit 
brauchen wir nicht zu streiten. Ich bestreite 
ja Ihr System nicht. In der Tatsache gehen 
wir nicht auseinander, nur in der Anwendung. 
Ich glaube, Frau Abgeordnete, da kann ich 
einen Gewerbetreibenden doch besser be­
urteilen als Sie, gnädige Frau, ohne Ihnen 
nahetreten zu wollen. (Abg. Rosa Jochmann: 
Aber ich könnte mich mit Ihnen auseinander­
setzen! Ich kenne das Problem sehr genau, 
muß ich Ihnen sagen: Da täuschen Sie sich!) 
Ich bin dort aufgewachsen, ich habe mein 
Leben dort zugebracht und weiß, was der 
einzelne wünscht und braucht. 

Ich freue mich daher, daß es gelungen ist, 
das seit sechseinhalb Jahrzehnten bestehende 
System der Krankenversicherungen in der 
lVIeisterkrankenkasse weiter zu erhalten, daß es 
weiter möglich sein wird, persönliche und 
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individuell graduierte verschiedene Leistungen 
an unsere Versicherten zu erbringen. Ich 
freue mich, daß wir mit diesem System zu­
gleich auch einen Beitrag zu einer freien 
Gesellschaftsol dnung leisten. (Beifall bei der 
ÖV P. - Abg. Rosa Jochmann: Ich fre'ue 
mich nicht!) 

Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner: Die Ab­
änderungsanträge des Herrn Abgeordneten 
Kulhanek zu den §§ 47 und 65 haben Sie 
gehört. Sie sind genügend unterstützt und 
stehen zur Diskussion. 

Als nächstem Redner erteile ich dem Herrn 
Abgeordneten Adam Pichler das Wort. 

Abgeordneter Adam Picht er (SPÖ): Herr 
Präsident! Hohes Haus! Meine Damen und 
Herren I Nun darf auch ich mich zu dem 
Problem der Krankenversicherung der Selb­
ständigen zum Wort melden. Ich möchte 
von vornherein, um nicht wieder durch un­
nette Zurufe untel brochen zu werden, fest­
stellen, daß ich dieses Problem nicht vom 
Fenster aus kenne, sondern selbst seit ungefähr 
20 Jahren selbständiger Kaufmann bin und 
mich mit diesem Problem seit vielen Jahren 
beschäftigte. 

Man ist fast velsucht, bevor man auf das 
ganze Krankenversicherungsgesetz eingeht, sich 
mit den verschiedenen Randbemerkungen des 
Herrn Kollegen Kulhanek auseinanderzusetzen ; 
denn manches, was er ausführte, ist schwer 
verdaulich für uns. Wenn unser Kollege hier 
sagt, daß er eine eigene Einstellung zu diesen 
Problemen hat und wir Sozialisten eigentlich 
gar nicht belechtigt wären, das zu sagen, 
was wir uns von all dem denken, was uns 
umgibt, weil dies keine Einstellung, sondern 
eine Maxime sei, so glaube ich, Herr Kollege, 
hier wohl eines erklären zu dürfen: Ob Sie 
es Weltanschauung nennen oder Maxime 
- die beiden Ausdrücke dürften so ziemlich 
gleich alt sein -, es muß eines hier maßgebend 
sein: das Recht, und das ist wahrscheinlich 
älter als das, was Sie als Ihre Weltanschauung 
bezeichnen. 

Übrigens haben Sie manche Bemerkung 
gemacht, die mich geradezu veranlaßt, mich 
damit noch ein bißchen näher zu befa8sen, 
obwohl ich zugestehen muß, daß ich nicht 
so bibelfest bin wie Sie. (Abg. Dr. Gorbach: 
Schade! - Heiterkeit. - Abg. Dr. MU8,sil.· 
Da.<; erwartet niemand von Ihnen!) Herr 
Dr. Mussil! Mit Ihnen würde ich mich aus­
einandersetzen, denn Sie werden wahrschein­
lich die Bibel auch nur so von außen und 
von den ersten und letzten Seiten kennen. 
(Heiterkeit. - Abg. Dr. Mussil: Sie unter­
schätzen mich!) Herr Dr. Mussil! Ich bin 
nicht gehässig genug. weiter darauf einzu-

gehen. Aber ich würde, glaube ich, bestehen 
können, wenn unser Herr wieder einmal durch 
die Kirche ginge, wie es in der Bibel steht, 
und die Philister und Pharisäer ausjagt_ 
Ich würde wahrscheinlich dort meinen Platz 
behalten können. Ob es von Ihnen alle 
können, daran zweifle ich sehr. (Beifall bei 
der SPÖ. - Abg. Weikhart: Scheinheilige 
gibt es immer mehr als Heilige!) Das wollte ich 
gar nicht sagen; ich habe das einmal zu Hause 
bei mir gesagt, weil ich zu spät gekommen 
bin. (Abg. Dr. Gorbach: Er hat die Pharisäer 
ausgejagt, die Kaufleute!) Herr Altbundes­
kanzler! Mit Ihnen unterhalte ich mich auch 
sehr gern, denn Sie sind so freundlich! (H eiter­
keit.) Ich habe daheim einmal in der Kirche 
einen wichtigen Teil versäumt, und da wurde 
ich von meinem Herrn Dechant gerügt. Na, 
meine Art müssen Sie auch hier bitte zur 
Kenntnis nehmen. Ich habe daJ?n geantwortet: 
Ich bin zu spät gekommen, habe hineingeschaut, 
und da habe ich links die Scheinheiligen 
und rechts die Heiligen gesehen; da wäre 
ich in der Mitte ganz allein gestanden, und 
das wollte ich auch vermeiden! (Neuerliche 
Heiterkeit .) 

Aber jetzt lassen Sie mich zur Sache selbst 
kommen. Wir Sozialisten wissen sehr genau, 
daß das Zustandekommen dieses Kranken­
versicherungsgesetzes für die in der gewerb­
lichen Wirtschaft Tätigen letzten Endes darauf 
zurückgeht, daß der Verfassungsgerichtshof 
die bisherigen Regelungen auf dem Gebiet 
der Meisterkrankenversicherung als ver­
fassungswidrig bezeichnet hat. Obwohl der 
Verfassungsgerichtshof dem Nationalrat eine 
sehr lange Frist eingeräumt hat, um den 
von ihm gerügten Mangel zu beheben, hat 
sich die Österreichische Volkspartei beziehungs­
weise haben sich diejenigen, die von dieser 
Volkspartei beauftragt waren, erst in letzter 
Minute entschlossen, an eine Neugestaltung 
der Vorschriften über die Krankenversicherung 
der selbständig Erwerbstätigen heranzu­
gehen. Den sehr frühzeitig vorgelegten Ent­
wurf des Bundesministeriums für soziale Ver­
waltung für eine Neuordnung auf diesem 
Gebiet haben ja bekanntlich Kreise, die der 
ÖVP nahestehen, schon frühel abgelehnt. 

Was bei der nun unter schwerstem Zeit­
druck entstandenen neuen Vorlage heraus­
gekommen ist, das sehen wir vor uns. Es ist 
nichts anderes geschehen, als daß man der 
bisherigen Meisterkrankenkasse einfach ein 
neues Mäntelchen umgehängt hat. Dieses 
Gesetz, wie es uns heute hier vorJiegt, ist 
virieder einmal leider - Herr Kollege Kul­
hanek hat es ohnehin schon fast gesagt, nur 
muß ich es unter anderen Apostrophen hier 
vorbringen - ein echt ÖVP-österreichisches 
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Gesetz, ein Gesetz, durch das einem beacht­
lichen Kreis unserer Mitbürger - und aas 
sind ja letzten Endes die gewerblichen Selb­
ständigen - ähnliche Bedingungen, wenn 
schon nicht die gleichen, wie sie für die Arbeiter 
und Angestellten bisher selbstverständlich 
waren, wieder vorenthalten werden. 

Warum habe ich mir erlaubt, die Be­
zeichnung "echt ÖVP-österreichisch" zu ge­
brauchen? Weil dieses Gesetz nicht nur 
äußerst kompliziert, sondern auch geradezu 
eine Fundgrube unklarer Am;legungen ist. 
Wenn Sie mich dazu herausfordern sollten, 
das zu beweisen, habe ich die notwendigen 
Unterlagen da, ich möchte aber Ihre Zeit 
nicht so lange in Anspruch nehmen, wie es 
mein sehr verehrter Herr Vorredner getan hat. 
Ich möchte mich sehr kurz fassen. (Abg. 
Dr. Gorbach: Sehr gut!) Herr Altbundes­
kanzler, Ihre Einladung, mich kurz zu halten, 
werde ich gerne befolgen. 

Es ist zudem für einen großen Kreis derer, 
für die dieses Gesetz ja eigentlich gemacht 
werden sollte, eine ganz und gar unbefriedi­
gende Lösung. Die ÖVP wird dieses Gesetz 
natürlich wieder als einen großen Erfolg 
ansehen. Daß wir nicht der gleichen Meinung 
sein können, möchte ich Ihnen kUlz an dem 
Beispiel einer Familienversicherung aufzeigen. 

Eines der wohltönendsten Schlagworte der 
ÖVP ist in den letzten Jahren die Familien­
politik gewesen. Das .sollte doch wohl heißen, 
daß man auf allen geeignet erscheinenden 
Gebieten Maßnahmen zu treffen versucht, 
um die Gründung von Familien zu erleichtern 
und den Familienerhaltern die Lasten, die 
die Sorge um die Familie mit sich bringt, 
wenigstens zum Teil abzunehmen und auf 
die Allgemeinheit zu verteilen. 

Wenn Sie sagen, daß ein gesunder Nachwuchs 
die erste Voraussetzung für den Wohlstand 
aller ist, so haben Sie zweifellos recht. Nur 
muß auch dafür geborgt weJ'den, daß das, 
was allen zugute kommen soll, auch von 
aUen getragen wird. Im vorliegenden Gesetz 
machen Sie aber gerade das Gegenteil. Sie 
verteilen die Last, die aus dieser gesundheit­
lichen Betreuung der Familien erwächst, nicht 
auf sehr viele Leute, nicht so, wie es sein 
sollte, daß sehr viele mitzutragen veranlaßt 
werden, sondern Sie verteilen diese Lasten 
in der Hauptsache auf diejenigen, die eigent­
lich Hilfe von diesem Gesetz erwarten, auf die 
Familienerhalter . 

In der Krankenversicherung der Unselb­
ständigen werden die Mittel, die für die Er­
bringung der Leistung notwendig sind, durch 
Beiträge aufgebracht, die ohne Rücksicht 
auf den Familienstand angesetzt sinn. Da 
der vorliegende Gesetzentwurf die Frage einer 

Krankengeldversicherung ins Belieben des ein· 
zeInen Versicherten steUt, kann ich die Bei­
tragsleistung der Selbständigenkrankenver­
sicherung durchaus mit der Beitragsleistung 
für Angestellte vergleichen, für die die Kranken­
geldzahlung ja auch nur eine äußerst unter­
geordnete Rolle spielt. Für pflichtversicherte 
Angestellte werden Beiträge in der Höhe 
von 4,8 Prozent des Gehaltes berechnet, für 
die Arbeiter 7,3 Prozent. Es sei hier der 
Ordnung halber noch bemerkt, daß davon 
der Arbeitnehmer ja nur die Hälfte zu zahlen 
hat, aber das hat mit dem ganzen Problem, 
von dieser Warte aus betrachtet, gar nichts 
zu tun. 

Man kommt in der Krankenversicherung 
der Angestellten praktisch ohne Kranken­
geldzahlung mit einem Beitrag, der nicht 
einmal 5 Prozent des Einkommens des An­
gestellten ausmacht, aus. Damit sind aber 
auch alle Leistungskosten, die für die Familien­
angehörigen des Angestellten entstehen, ge­
deckt. Ermöglicht wird diese - wie ich 
beim Vergleich mit den Beitragssätzen im 
vorliegenden Gesetzentwurf wohl mit Fug 
une! Recht sagen kann - äußerst geringe 
Beitragsleistung durch den umfassenden Ris­
kenausgleich. Auch derjenige, der noch keine 
Familie zu erhalten hat, trägt zu den durch 
Familienangehörige entstehenden Bela8tungen 
bei und entlastet damit den Versicherten, 
der tatsächlich für seine Familie zu sorgen hat. 

Was sieht dagegen der vorliegende Gesetz­
entwurf vor ~ Schon der alleinstehende Ver­
sicherte muß um mehr als ein Fünftel höhere 
Beiträge für seine Versicherung aufbringen 
als der alleinstehende Angestellte. Der mit 
der Sorge um seine Familie aber ohnehin 
schon belastete selbständig Erwerbstätige 
muß, um auch seine Familie in den Ver­
sicherungsschutz einbezogen zu wissen, für 
jeden einzelnen seiner Angehörigen noch ge­
sonderte Beiträge zahlen. Hat er nur für 
die Frau zu bezahlen, so beträgt die Kranken­
versicherung für sich und seine Frau zirka 
9 Prozent seines Einkommens. Besteht seine 
Familie aber auch noch aus zwei Kindern, 
so bat er 12 Prozent und bei drei Kindern 
sogar 13,5 Prozent zu bezahlen. 

Der Gesetzentwurf ermöglicht auch die 
Einbeziehung der Eltern in die Familien­
versicherung. Das kann durch die Satzung 
geschehen. In einem solchen Fall würde aber 
die Versicherung eines Gewerbetreibenden mit 
Frau und Eltern sogar 21 Prozent seines 
Einkommens betragen. Ist er nun auch gewillt 
und sieht er sich veranlaßt, eine Krankengeld­
versicherung einzugehen, dann kommen noch­
mals 9 Prozent dazu, sodaß schließlich 30 Pro­
zent des Einkommens erreicht werden. Das 
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sieht gerade so aus, als sollte der Gewerbe­
treibende abgehalten werden, eine Familien­
versicherung einzugehen. 

Ich frage Sie nun: Wie kann man einem 
selbständig Erwerbstätigen, der Familiener­
halter ist, derartige Belastungen zumuten? 
Denken Sie doch daran, daß er auch noch 
für seine Pensionsversicherung Beiträge zu 
entrichten hat. Für einen Gewerbetreibenden 
mit Frau und drei Kindern, der jährlich 
nicht mehr als 42.000 S Einkommen hat, 
entsteht damit eine Belastung von 21,5 Prozent 
seines Einkommens, und zwar lediglich für 
die Krankenversicherung und seine Pensions­
versicherung. Das heißt, daß dieser Gewerbe­
treibende bei einem monatlichen Einkommen 
von zirka 3500 S 752,50 S an Versicherungs­
beiträgen abzweigen muß, sodaß ihm für 
den Unterhalt seiner Familie und für sonstige 
Ausgaben, wie etwa Steuern und dergleichen, 
nicht einmal 2750 S im Monat verb1eiben. 

Ich will gar nicht weiter davon reden, 
daß eine derartige Versicherungskonstruktion 
für unser sonst wohlausgebautes Sozialver­
sicherungssystem geradezu - wie schon ge­
sagt wurde - ein Schlag ins Gesicht ist. 
Es gibt Leute, die immer gerne bCleit sind, 
Kritik zu üben, und die in diesem Zusammen­
hang von der Krankenversicherung als von 
einer kranken Krankenversicherung sprechen. 
Wenn ein Krankenversicherungssystem krank 
ist, so ist es bestimmt nicht das System des 
ASVG., sondern das, das Sie den selbständig 
Erwerbstätigen bringen wollen und das Sie 
dabei noch als einen so großen Erfolg hinzu­
stellen belieben. 

Was ich aber noch eindringliehst anführen 
möchte, ist der schreiende ·Widerspruch, in 
dem dieses Krankenversicherungsgesetz zu 
der von Ihnen immer wieder betonten Absicht 
steht, echte Familienpolitik betreiben zu wollen. 
Ich glaube kaum, daß man so Familienpolitik 
betreiben kann. Auf diese Weise bestrafen 
Sie jeden, der an die Gründung einer Familie 
herangeht und der auch in unser aller Interesse 
auf einen gesunden Nachwuchs bedacht ist, 
kurzum den, der echten Familiensinn ent­
wickelt. 

Daher darf es Sie nicht wundern, daß 
wir Sozialisten gerade aus diesen verschiedenen 
Gründen, die hier anzuführen ich Gelegenheit 
hatte, Ihrem Gesetzentwurf nicht zustimmen 
können, auch dann nicht, wenn inzwischen 
einige Abänderungs- oder Zusatzanträge von 
Ihnen eingebracht wurden. Wie wollen Sie 
bei dem Gewerbetreibenden dafür Verständnis 
finden, daß er für sich und seine Familien­
angehörigen für eine Versicherung ein Viel­
faches von dem zu bezahlen hätte, was bei 
anderen Versicherungen verlangt wird? Dazu 

kommt noch, daß überdies noch Leistungen 
des Versicherten vorgesehen sind, nämlich 
namhafte Kostenbeteiligungen, das heißt also, 
daß für eine qualitativ schlechtere Kranken­
versicherung unter Umständen der fünffache 
Beitrag gegenüber dem Beitrag nach dem 
ASVG. zu bezahlen ist. Eine Krankenver­
sicherung aber, die nach diesem Gesichtspunkt 
konstruiert ist, hat mit Sozialversicherung 
wohl nichts mehr zu tun. . 

Das ist aber nicht nur unsere Meinung, 
das ist nicht nur die Meinung der Sozialisten, 
sondern es gibt Verbände, die bereit sind, 
sich unserer Meinung anzuschließen, ohne 
daß wir mit ihnen früher Verabredungen 
getroffen hätten, was gerne zu beweisen ich 
in der Lage bin. Sogar der Katholische 
Familienverband hat, wie ich glaube, einige 
Bedenken bezüglich dessen, was Sie in diesem 
Gesetz· hier festlegen wollen. Sonst wäre 
dieser Katholische Familienverband kaum 
versucht gewesen, an den Obmann des Klubs 
der sozialistischen Abgeordneten einen Brief 
zu schreiben. Ich nehme an, daß Sie von 
diesem Brief Kenntnis haben, und möchte 
von dessen Verlesung Abstand nehmen. Aber 
einen Satz darf ich hier vorlesen: "Es darf 
daher der Hoffnung Ausdruck verliehen werden, 
daß eine Regelung der Krankenversicherung 
für selbständig Gewerbetl eibende gefunden 
wird, welche den Familieperhaltern. nicht 
weitere unzumutbare Belastungen aufbürdet." 

Sie sollten also nicht sagen, daß nur wir 
uns zu diesem Problem eine eigene Meinung 
bilden, sondern Sie sehen, daß mehr Menschen, 
besonders die, die sich noch ein soziales Gefühl 
erhalten haben, Bedenken gegen dieses Gesetz 
haben, wie es uns hier vorliegt. Den selb­
ständig Gewerbetreibenden, besonders in den 
Klein- und Mittelbetrieben, hilft es ·wirklich 
nichts, wenn die Vertreter der ÖVP oder des 
Wirtschaftsbundes hier im Pa.rlament und 
auch anderswo immer wieder als die - wie 
soll man das nennen - von Gott gesandten 
Gewerberetter auftreten, aber dann, wenn 
es darum geht, diesem, \yie Sie immer behaupten, 
von Ihnen vertretenen Kreis zu helfen - Herr 
Kollege Kulhanek hat etwas von 60 Prozent 
gesagt, die, wie er meinte, von uns nichts 
wissen wollen ... (Abg. Rosa Jochmann: 
82 Prozent!) 82 Prozent, also sehen Sie! 
(Abg. Glaser: 84 Prozent 1 Ich habe a1~f­
gepaßt, was er gesagt hat! - Abg. H artl: 
84 I) Sind Sie auch unter die Gewerberetter 
gegangen, Herr Oberst? Das soll Ihnen auch 
einmal passiert sein, habe ich gehört. Wenn 
dann aber Gesetze beschlossen werden, die 
diesen Leuten helfen sollten, dann helfen 
gerade Sie mit, daraus etwas ganz anderes 
hervorzubringen. Denn das, was Sie hier 
heute beschließen wollen, kann man wohl 
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nicht als eine Hilfe für die bezeichnen, die 
der Hnfe am meisten bedürfen. 

Vielleicht wäre es ganz gut gewesen, wenn 
Sie bei der Behandlung dieser Gesetzesmaterie 
- schade, jetzt ist der Herr Altbundeskanzler 
nicht da, jetzt hätte ich ihn gerne zitiert ... 
(Abg. Glaser: Ich sage es ihm I) Ja, du kannst 
es ihm sagen. Er hat nämlich vorige Woche 
bei der Behandlung der Wachstumsgesetze 
einen netten Ausspruch getan, der so zu 
verstehen war: Es gibt Situationen, in denen 
die Meinungen der Gegner wertvoller sind 
als die eigene. Das hat mir so gut gefallen, 
ich habe gar nicht gewußt, daß ich es einmal 
verwenden könnte. (Abg. Glaser: Daran werde 
ich dich noch oft erinnern, daß es dir so gut 
gefallen hat!) Ich habe aber Bedenken, daß 
du gute Gedanken so lange behältst. 

Es ist daher, glaube ich, von uns nicht 
vermessen, wenn wir hier noch erklären: 
Es wäre empfehlenswert gewesen, es 
wäre für Sie kein Fehler gewesen, und Sie 
wären gut beraten gewesen, wenn Sie bei 
Beratung dieser Gesetzesmaterie doch einiges 
mehr von dem in das Gesetz hineingenommen 
und übernommen hätten, was wir hier als 
Vorschläge vorzubringen hatten. Dann wäre 
aus diesem Gesetz wahrscheinlich das gewor­
den, was es hätte werden sollen und 
was auch sehr viele von Ihnen eigentlich 
gewollt hätten, daß nämlich aUe zu gleichen 
oder wenigstens zu ähnlichen Bedingungen 
Schutz und Hilfe finden, wenn sie diesen 
Schutz und die Hilfe am meisten brauchen, 
dann, wenn Krankheit und Not in die Familie 
treten. 

Weil wir in diesem Gesetz das nicht heraus­
zufinden vermögen, dürfen Sie nicht über­
rascht sein, daß wir diesem Gesetz, das auch 
sonst mit sehr vielen Mängeln und Fehlern 
behaftet ist, wie mein Kollege Kostroun 
schon gesagt hat, die Zustimmung nicht geben 
können. (Beifall bei der sp6.) 

Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner: Als näch­
stem Redner erteile ich dem Herrn Abge­
ordneten Meißl das Wort. 

Abgeordneter MeißI (FPÖ): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Es tut mir fast 
leid, in diese versöhnliche Stimmung etwas 
einzudringen. Man hat das Gefühl, es geht 
ein einstimmig beschlossenes Gesetz über die 
Bühne, so sieht es in der Debatte aus. Vielleicht 
ist auch der Umstand dabei maßgebend, 
daß die Sprecher aller Parteien, wie wir 
schon gehört haben, kleine Gewerbetreibende 
sind. Auch ich darf mich als einer von ihnen 
vorsteHen. 

Ich möchte aber zuerst noch eine Zahl, 
die der Abgeordnete Kulhanek genannt hat, 

l'ichtigstellen. Ich weiß, er hat das sicherlich 
nicht mit Absicht gemacht, aber er sprach 
von 84 Prozent, die hinter ihm stehen. Hier 
müßte man schon die freiheitlichen Wirt­
schaftstreibenden auch dazuzählen, denn bei 
dieser Zahl (Abg. K ulhanek: Heute 
sind wir miteinander, da können wir das 
zusammenzählen!) Ja, aber dann hätte man 
es loyalerweise sagen müssen. (Abg. Doktor 
M ussil: Sie haben bei den Karnme·rwahlen 
auf der Liste des Wirtschafts bundes kandidiert!) 
Nein, nein, da sind Sie sehr schlecht infor­
miert, Dr. Mussil, Fachlisten waren es! (Abg. 
Zeillinger: Bleihen wir fair, Herr Kollege: 
Sie stehen hinter uns!) Ja. 

Meine Damen und Herren ! Was ist der 
uns vorliegende Gesetzentwurf nun eigentlich ~ 
Ist er ein Gesetz, das die Krankenversicherung 
für die gewerblich Selbständigen regelt, oder 
ist er nur eine verfassungsrechtliche Sanierung 
der Meisterkrankenkassen ~ Ich möchte sagen, 
er ist keines von beiden. Zu einem Gesetz, 
das beispielsweise die beitragsfreie Familien­
versicherung - und darüber wurde schon 
gesprochen - nicht vorsieht, einem Gesetz, 
das Gruppen ausnimmt - wenn ich an die 
Kriegsversehrten denke, die nach dem Kriegs­
opferversorgungsgesetz weit besser versorgt 
sind als bei Einbeziehung in dieses Gesetz -, 
muß man sagen: Das ist noch kein Gesetz! 

Es ist aber, auch das möchte ich sagen, 
etwas mehr geworden als nur eine ver· 
fassungsrechtliche Sanierung, die durch den 
Verfassungsgerichtshof notwendig geworden 
ist. Denn es sind Verbesserungen drinnen. 
Solche Verbesserungen sind, daß die Ehe­
gattin nur mehr 50 Prozent des Beitrages 
des Mannes zu zahlen haben wird und daß 
ab dem vierten Kind kein Beitrag mehr 
eingehoben wird. Eine entscheidende Ver­
besserung ist unserer Ansicht nach wohl, 
daß die Anstaltskosten eines Krankenhausauf­
enthaltes nunmehr voll übernommen werden, 
daß hier keine Einschränkungen gemacht 
werden. 

Was uns Freiheitliche dazu bewogen hat, 
dieses Gesetz anzunehmen, ihm die Zustimmung 
zu geben, ist aber eine andere Tatsache. 
Das ist die Tatsache, daß dieses Gesetz keine 
generelle Pflichtversicherung kennt. Hier 
haben wir von Anfang an den Standpunkt 
vertreten: das ist das positive Element dieses 
Gesetzentwurfes, und das wird uns auch ver­
anlassen, auch weiterhin positiv Stellung zu 
nehmen. 

Was uns nicht daran gefällt, das sind 
verschiedene Dinge, wie man die nunmehr 
vorgesehenen Pfiichtbeschlüsse durchführen 
will. Hier haben wir größte Bedenken. Ich 
möchte . an Hand eines einfachen Beispiels 
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darauf verweisen. Ich möchte dabei gar nicht 
den Extremfall nehmen, daß es ohne weiteres 
möglich ist, daß lächerliche Minderheiten 
den Fachgruppen Beschlüsse aufzwingen. Sie 
werden sagen: Wer nicht darüber abstimmt, 
hat kein Recht zur Kritik! Wenn aber 
beispielsweise nur 40 Prozent gültige Stimmen 
abgegeben werden, so haben 21 Prozent die 
Möglichkeit, den Pflichtbeschluß herbeizu­
führen. Und dafür haben wir wenig Verständ­
nis. Ich habe das auch im Unterausschuß 
sehr, sehr klar zur Kenntnis gebracht. 

Man sagte: Dann muß man sich eben den 
Stimmzettel und das Schreiben, das man 
von der Kammer bekommt, anschauen. Wie 
ist es doch in der Praxis bei den kleinen 
Gewerbetreibenden und bei den Handels­
treibenden ~ Den Wust von Papier, der täglich 
hereinkommt, kann man nicht mehr mit 
der nötigen Sorgfalt überprüfen, lesen. Es 
ist also ohne weiteres möglich, daß vieles 
übersehen wird, auch vielleicht ein so wichtiger 
Vorgang wie die Abstimmung über einen 
Pflichtbeschluß. 

Darüber hinaus wissen Sie alle, daß viele 
Handels- und Gewerbetreibende mehrere Kon­
zessionen und Gewerbeberechtigungen haben. 
Sie müssen in jeder einzelnen Fachgruppe 
abHtimmen. Sie werden es einmal tun und 
vielleicht der Meinung sein, damit schon 
das Votum abgegeben zu haben, und werden 
die anderen Abstimmungsvorgänge nicht mehr 
vornehmen. Also auch hier ist ein Mangel. 

Wir haben deshalb im Unterausschuß ver­
langt, daß, wenn schon dieser Modus durch­
geführt wird, die Kammer verpflichtet werden 
soll, die Mitglieder auf die Rechte und Pflichten 
aufmerksam zu machell und auch darauf, 
was es bedeutet, wenn' :man nicht abstimmt. 
Hier ist der Gesetzentwurf nur in einem 
bescheidenen Ausmaß dieser Forderung nach­
gekommen. Wenn ich zitieren darf - in diesem 
Entwurf ist nur die Feststellung enthalten: 
Die betreffende Landeskammer wird, wie 
von den Vertretern der Kammer zugesagt 
wurde, für eine sachliche Information über 
die Rechte und Verbind1ichkeiten, die aus 
der Versicherung für die einzelnen Mitglieder 
erfließen, sorgen. Es steht aber nichts darüber 
drinnen, was das Nichtvotieren bedeutet, 
daß man dann den Beschluß eben annehmen 
muß, den unter Umständen eine ganz kleine 
Minderhi:'it faßt. 

Wir Freiheitlichen waren weiters der Mei­
nung, daß es keinesfalls ausreicht, wenn die 
einfache Mehrheit, wie vorgesehen, diesen 
Beschluß fassen kann. Ich habe deshalb 
schon im Unterausschuß und Sozialausschuß 
erklärt, daß wir entsprechende Anträge stellen 
werden. 

Wir werden einen weiteren Antrag stellen 
bezüglich einer Gruppe, die ich schon erwähnt 
habe und die von den Ausnahmebestimmungen 
nicht mfaßt ist, die schlechter gestellt sein 
wird, das ist die Gruppe der Kriegsversehrten. 
Ich darf deshalb namens meiner Fmktion 
im Hause einen Antrag einbringen, es ist 
der Antrag des Abgeordneten MeißI, der unter 
Zitierung des Gesetzes sagt: 

Der Nationalrat wolle beschließen: 
1. In Abschnitt Ir § 3 Abs. 6 Punkt a 

des Antrages, betreffend Schaffung eines 
Bundesgesetzes über die Krankenversiche­
rung der in der gewerblichen Wirtschaft 
selbständig Erwerbstätigen, in der Fassung 
des Ausschußberichtes treten an die Stelle 
der Worte "mehr als die Hälfte der Fach­
gruppenmitglieder" die Worte "mehr als 
zwei Drittel der Fachgruppenmitglieder" . 

2. Im § 4 wird als Ziffer 4 angefügt: 
"Personen, die bereits nach den Bestim­
mungen des Kriegsopferversorgungsgesetzes 
pflichtversichert sind oder Anspruch auf 
Heilfürsorge für alle Gesundheitsschäden 
haben." 

Ich darf den Herrn Präsidenten bitten, 
die Unterstützungsfrage zu stellen. Ich darf 
weiters den Herrn Präsidenten ersuchen, über 
diese zwei Punkte getrennt abzustimmen. 
Ich möchte an beide Fraktionen dieses Hauses 
die Bitte richten, diesem Antrag von uns 
Freiheitlichen beizutreten. 

Ich möchte nun auch ein paar Worte 
über die Verhandlungen - darüber wurde 
im Haus schon gesprochen - im Unteraus­
schuß und Ausschuß sagen. Vielleicht bin 
ich dazu geeigneter als die Vertreter der 
bei den anderen Fraktionen, weil wir etwas 
liber den Dingen gestanden sind, nicht so 
mit eigenen Anträgen belastet waren und 
vielleicht etwas objektiver gewesen sind, Ab­
geordneter Kulhanek. 

Der vom Sozialausschuß zur Vorberatung 
eingesetzte Unterausschuß hat in diesen acht 
vielstündigen Sitzungen diesen Entwurf VOl'­

beraten. Der Sozialausschuß hat am 30. Juni 
diesen Antrag mit Mehrheit beschlossen. 

Die Krankenversicherung für die gewerb­
lichen Selbständigen steht schon einige Zeit 
zur Debatte. Bereits in der abgelaufenen 
Legislaturperiode haben die Abgeordneten 
Kostroun und Genossen einen Initiativantrag 
eingebracht, der die generelle Pflichtversiche­
rung für diese letzte große Gruppe der Selb­
ständigen in Handel, Gewerbe, Verkehr und 
Fremdenverkehr vorsah. Dieser Absicht stan­
den wir Freiheitlichen von Anfang an ab­
lehnend gegenüber. Das war ja auch die 
letzte Bastion, die vor dem Ziel der Sozialisten, 
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dem staatlichen Gesundheitsdienst, noch ge­
blieben ist. Denn daß das das Endziel dieser 
ganzen Gesetzesvorlage war, ist klar ersicht­
lich gewesen. Ich glaube, es wird auch nicht 
in Abrede gestellt. 

Meine Damen und Herren! Wenn nun 
nach dem 6. März eine Änderung der innen­
politischen Verhältnisse eingetreten ist, nach 
der eine Partei als Mehl'heitspartei regiert, 
so ist damit eine Frage im vorhinein ent­
schieden worden, die Frage nämlich, ob 
auch dieser Entwurf Kostroun von der ÖVP 
noch der alten Koalition geopfert wird. Ich 
bin überzeugt: Wäre die Koalition wieder 
gekommen, so wäre auch dieses Gesetz mit 
der generellen Pflichtversicherung im Hause 
beschlossen worden. Das kann man jetzt 
in Abrede stellen (Abg. Kulhanek: 
Seinerzeit haben wir das abgelehnt, und das 
wäre heute genauso geschehen! Es wäre anders 
geworden!) Kollege Kulhanek! Ich möchte 
nicht BibelfoI'scher sein, aber dazu fehlt mir 
wirklich der Glaube. 

Wir Freiheitlichen sind froh - das möchte 
ich auch ganz offen sagen -, daß diese Koali­
tion zu Ende ist. Ihr wurde von der linken 
Seite oft eine Träne nachgeweint. Das hören 
wir in verschiedenen Reden. (Abg. Dipl.­
Ing. Dr. O. Weihs: Na geh!) Nicht? Na doch! 
In manchen Reden, Kollege Weihs, hört 
man öfter das Bedauern darüber, daß diese 
Koalition zu Ende ist. Nicht in Reden von 
Ihnen, aber von anderen. Wir sind nicht 
böse darüber, weil sich die Verhältnisse, die 
Voraussetzungen geändert haben und weil 
auch dieses Gesetz, das wir heute beschließen 
werden, nun unter ganz anderen Voraus­
setzungen zur Beratung kam und auch be­
schlossen wird. 

Ich möchte auch objektiverweise sagen, 
daß bei den Vorberatungen der Entwurf 
Kulhanek, Dr. Mussil, Dr. Hauser und Ge­
nossen meiner Ansicht nach sachlich und 
fachlich ausreichend beraten wurde, daß man 
versucht hatte, daraus wirklich noch ein 
halbwegs brauchbares Gesetz zu machen, in 
der Form zumindest, wenn schon nicht im 
materiellen Inhalt.. Ich möchte das ohne 
weiteres zur Kenntnis bringen. 

Ich habe auch in der ersten Sitzung des 
Unterausschusses unseren Standpunkt ziem­
lich klar formuliert, indem ich erklärt habe: 
Wir stehen diesem Entwurf grundsätzlich 
positiv gegenüber, weil er keine generelle 
Pilichtversicherung vorsieht. Andererseits habe 
ich aber auch zu bedenken gegeben, daß es 
nicht möglich sein wird, in der kurzen Zeit 
noch ein ordentliches, brauchbares Gesetz 
zu machen. Ich habe mich deshalb zwar 
nicht der Meinung angeschlossen, aber ich 

war der gleichen Meinung wie die Sozialisten, 
daß es besser gewesen wäre, eine Sanierung 
durchzuführen, auch wenn es so ein dickes 
Gesetz geworden wäre, was Herr Abgeordneter 
Kulhanek schon erklärt hat. Wir hätten 
ohne Zeitdruck im September mit den Ver­
handlungen über ein ordentliches, brauch­
bares Gesetz für die Selbständigenkranken­
versicherung begonnen. Daß entscheidende 
Mängel in diesem Gesetz verbleiben, haben 
verschiedene Sprecher schon erklärt. 

Wir Freiheitlichen sind der Meinung, daß 
der entscheidendste Mangel ist, daß die beitrags­
freie Familienversicherung nicht eingeführt 
wurde; daß weiterhin die Ehegattin, die 
Kinder und auch andere Familienangehörige 
sich nur freiwillig anschließen können, und zu 
Bedingungen - das wurde auch schon ge­
sagt -, die vor dem Gleichheitsgrundsatz 
fast nicht mehr zu vertreten sind. Das ist 
einer der entscheidenden Mängel. 

Ich möchte die Verhandlungen nicht im 
einzelnen zitieren. Die Sozialisten haben in 
dieser entscheidenden Sitzung die Meinung 
vorgebracht, es müßte doch möglich sein, 
im Zuge einer Sanierung zu einer einheitlichen 
Regelung zu kommen. Herr Abgeordneter 
Hauser! Ich erinnere mich noch sehr genau 
daran, wie damals der Abgeordnete Kostroun 
plötzlich sagte: Es ist denkbar, daß wir den 
Vorstellungen über die Freiwilligkeit beitreten, 
das hei ßt, in der vorgesehenen Form die 
Pflichtbeschlüsse zu fassen. Sie haben damals 
erklärt, das wäre eigentlich wert, die Sache 
vielleicht doch einheitlich zu machen. So 
ähnlich war es. Ich möchte aber gleichzeitig 
auch sagen, daß es dann umso erstaunlicher 
war, daß sich plötzlich der Standpunkt der 
Verhandlungspartner der ÖVP wieder etwas 
verändert, sich verhärtet hat. Warum ~ Weil 
wahrscheinlich dieses Gesetz von Haus aus 
auf der Erfolgsbilanz der Volkspartei stand; 
es mußte ein Gesetz beschlossen werden. 
Das ist unsere Meinung darüber. Vielleicht 
geben Sie mir recht, Dr. Mussil. 

Man hat dann sicherlich versucht, ein 
noch halbwegs brauchbares Gesetz zu machen. 
Wir sind aber der Meinung, daß die Art 
und Weise, wie man viele Gesetze durch­
beraten hat, mit Demokratie, mit der Würde 
des Hauses manchmal nichts mehr zu tun 
hat und, Herr Dr. Withalm, vielleicht auch 
manchmal nichts mit der Toleranz, die Sie 
hier im Haus verkündet haben. Es wäre 
bei manchen Materien besser gewesen, aus­
führlicher zu beraten und sich Zeit zu lassen, 
um wirklich ein brauchbares Gesetz zu schaffen. 
Aber es lag, wie gesagt, an der vorgesehenen 
Erfolgsbilanz, die man zu Ende dieser Legisla­
turperiode legen will. 
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Wir Freiheitlichen sagen zu jeder ziel­

führenden Aktion, zu jeder positiven Aktion 
ja. Das haben wir bewiesen. Aber wir ver­
wahren uns dagegen, manche Gesetze - das 
wurde im Hause schon gesagt - mit Methoden 
durchzubringen, die vielleicht nm mehr mit 
dem Wort "durchpeitschen" zu umschreiben 
sind. 

Es bleiben an diesem Gesetz viele Schön­
heitsfehler: der Schönheitsfehler bezüglich deI' 
Familienversicherung, der Schönheitsfehler, 
daß Gruppen in dieses Gesetz hineingezwungen 
werden, die anderswo besser versorgt sind. 
Wenn wir trotzdem diesem Gesetz die Zu­
stimmung geben, so aus der grundsätzlichen 
Einstellung heraus, daß eine freiheitliche 
Forderung, daß man Menschen nicht gegen 
ihren Willen Dinge aufzwingen soll, erfüllt 
wurde. Das ist auch der Grund, warum wir 
diesem Gesetz die Zustimmung geben. (Bei­
fall bei der F PÖ.) 

Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner: Mir liegen 
zwei Abänderungsanträge des Herrn Abge­
ordneten MeißI vor. Der erste, betreffend 
Abschnitt II § 3 Aba. 6 Punkt a, rter bei der 
Einbeziehung in die Versicherung das Quorum 
von der Hälfte der Fachgruppenmitglieder 
auf zwei Drittel erhöhen will. 

Die Anträge sind nicht genügend unter­
stützt. Wer diesen Antrag unterstützt, den 
bitte ich, sich von den Sitzen zu erheben. -
Danke. Das ist nicht genügend unterstützt. 
Der Antrag steht nicht zur Debatte. 

Ein weiterer Antrag betrifft § 4. Hier 
sollen die Ausnahmen auf Personen erweitert 
werden, die nach den Bestimmungen des 
Kriegsopferversorgungsgesetzes pflicht ver­
sichert sind. 

Wer diesen Antrag unterstützt, den bitte 
ich, sich von den Sitzen zu erheben. - Danke. 
Der Antrag ist genügend unterstützt und 
steht zur Debatte. 

Als nächstem Redner erteile ich dem Herrn 
Abgeordneten Müller das Wort. 

Abgeordneter Müller (SPÖ): Herr Präsident! 
Hohes Haus! Meine sehr geehrten Damen 
und Herren! Die Umstände, die zu dieser 
Gesetzesvorlage geführt haben, sind bekannt. 
Der Unterausschuß des Sozialausschusses, der 
mit der Ausarbeitung des Gesetzentwurfes 
befaßt war, hat sich zum Ziel gesetzt, die 
als verfassungswidrig außer Kraft getretenen 
Regelungen über die Meisterkrankenversiehe­
rung in ein einheitliches Gesetz umzugießen 
und dabei das Lei stungsrecht , das bisher 
in der Meisterkrankenversicherung gegolten 
hat, zu wahren, ja vielleicht da und dort zu 
verbessern. Die vielen Zehntausende von 
Gewerbetreibenden, vor allem die Kleinge-

werbetreibenden und die Pensionisten, er­
hofften sich ja, ein zeitgemäßes, leistungs­
fähiges Krankenversicherungsgesetz zu be­
kommen. Sie wurden aber durch den vor­
liegenden Gesetzentwurf enttäuscht, denn statt 
einer Verbesserung oder zumindest statt das 
bisherige Leistungsrecht beizubehalten, tritt 
eine Verschlechterung ein. 

Ieh glaube, das bisherige Leistungsrecht 
der Meisterkrankenkasse des Handwerks für 
Niederösterreich und Burgenland einigermaßen 
zu kennen. An einem einzigen Beispiel will 
ich Ihnen zeigen, wie die ",T ahrung oder gar 
Verbesserung de~ Leistungsrechtes nach dem 
vorliegenden Gesetzentwurf aussieht. 

In seinem § 47 bestimmt dieser Entwurf, 
daß der Versicherte für die von der Kasse 
gewährten Sachleistungen mit Ausnahme der 
Anstaltspflege 20 Prozent der der Kasse 
erwachsenen Kosten als Kostenanteil zu er­
setzen hat. Der Genauigkeit halber will ich 
nur anmerken, daß beim Bezug von Heil­
mitteln aus den Apotheken als Kostenanteil 
nicht 20 Prozent, sondern für jede Ver­
schreibung eine Rezeptgebühr von 5 S ein­
gehoben wird. Der 20prozentige Kostenanteil 
ist von der Kasse nachträglich einzufordern. 
Zur Eintreibung des Kostenanteiles ist der 
Kasse im Sinne des Verwaltungsvollstreckungs­
gesetzes die Eintreibung im Verwaltungswege 
gewährt. 

Ich betone, daß dieser nachträglich einzu­
hebende Kostenanteil den Versicherten dann 
belastet, wenn er die Leistung als Sach­
leistung in Anspruch nimmt. Nimmt er sie 
aber als Barleistung in Anspruch, so erhält 
er nach irgendeinem Tarif seine Kosten ver­
gütet, jedoch nicht mehr als 80 Prozent 
der ihm tatsächlich erwachsenen Kosten. 
Von der Inanspruchnahme der Leistung als 
Barleistung will ich hier nicht sprechen, 
sondern von der Sachleistung. 

Die Satzung der Meisterkrankenkasse des 
Handwerks für Niederösterreich und Burgen­
land hat die Unterscheidung zwischen Sach­
leistungen und Barleistungen auch gekannt, 
und sie hat verfügt, daß in den untersten 
Versicherungsklassen die ärztliche Behandlung 
nach der Wahl des Versicherten entweder 
als Sach- oder all:! Barleistung in Anspruch 
genommen werden konnte. Nur wenn es 
sich um eine Barleistung gehandelt hat, 
belastet die Leü,tung den Versicherten mit 
20 Prozent, war sie als Sachleistung bean­
sprucht worden, so hatte der Versicherte 
keinen Kostenanteil zu tragen. Ich darf 
hinzufügen, daß diese Möglichkeit der für 
den Versicherten kostenlosen Inanspruchnahme 
der Leistungen vor allem von jenen Pensio­
nisten in Anspruch genommen wllrde, welche 
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einer Fachgruppe beziehungsweise einem Fach­
verband angehört haben. 

Die kleinsten Einkommensträger trifft die 
Bestimmung der Kostenbeteiligung, die Ver­
schlechterung des bisherigen Zustandes am 
härtesten, vor allem die Pensionisten. Es ist 
geradezu erschütternd, und man kann hier 
kaum von einem Sozialgesetz sprechen, wenn 
man bedenkt, daß die durchschnittliche Pen­
sion bei der Pensionsversicherungsanstalt der 
gewerblichen Wirtschaft am 31. Dezember 1965 
bei der Alterspension nur 878 S betrug, 
bei der Erwerbsunfähigkeitspension 749 S, 
bei der Witwenpension 452 S und bei der 
Waisenpension 150 S. Noch schlechter sieht 
es bei den Übergang~pensionen aus. So betrug 
die Alterspension durchschnittlich am 31. De­
zember 1965 622 S, die Witwenpension 360 S 
und die Waisenpension 129 S. 

Bei diesen geringen durchschnittlichen Peu­
sionsleistungen sollen diese Menschen keine 
Krankenversicherung bekommen, und für jene, 
für die schon die Pflichtversicherung bestand, 
soll nun die bekannte Verschlechterung durch 
eine 20prozentige Kostenbeteiligung eintreten. 
Die Pensionsversicherungsanstalt der gewerb­
lichen Wirtschaft hat 89.626 Pensionisten. 
Nimmt man jene Selbständigen, deren Ein­
kommen unter 27.000 S liegt, dazu - es 
sind bekanntlich rund 91.000 -, so ergibt 
sich ein Personenkreis von rund 180.000 Per­
sonen. Nimmt man nur einen Familien­
angehörigen dazu, dann sind das zusammen 
360.000 Personen, die keine Krankenver­
sicherung haben oder bei denen eine Ver­
schlechterung durch den 20prozentigen Selbst­
behalt beziehungsweise durch die Kosten­
beteiligung erfolgt, die ~ber auf Grund ihres 
geringen Einkommens - ich habe schon 
gesagt: durchschnittliche Pension 878 S, die 
übrigen liegen unter 27.000 S J ahreseinkom­
men - eine zeitgemäße und leistungsfähige 
Krankenversicherung dringendst benötigen. 

Der vorliegende Gesetzentwurf sieht eine 
Abstimmung für jene Mitglieder von Fach­
gruppen, die noch nicht in die Kranken­
versicherung einbezogen sind, vor. Ich würde 
der rechten Seite dieses Hauses vorschlagen, 
über den vorliegenden Gesetzentwurf im 
gesamten abstimmen zu lassen, also auch· in 
jenen Fachgruppen, wo die Pflichtversicherung 
bereits besteht. Der Entwurf würde von der 
überwiegenden Mehrheit abgelehnt werden, 
denn eine Regelung, welche zu solchen Er­
gebnissen führt, hat wahrhaftig, wie mein 
Kollege Pichler schon sagte, mit Sozialpolitik, 
mit einer echten Krankenvorsorge nichts zu 
tun. 

Aber nun zur Frage des Selbstbehaltes 
überhaupt. Der Gedanke, der dem Selbst behalt 

zugrunde liegt, ist offensichtlich in erster Linie 
ein fiskalischer. Die Versicherten sollen mit 
der Drohung, daß sie außer den Versicherungs­
beiträgen auch bei der Leistungsinanspruch­
nahme noch etwas zahlen müssen, womöglich 
von einer, sagen wir, überflüssigen Leistungs­
inanspruchnahme abgehalten werden. Daneben 
soll aber auch die Kasse in ihren Leistungs­
verpflichtungen um ein Fünftel entlastet wer­
den. 

Daß durch eine derartige Kostenbeteiligung 
nur derjenige von einer Leistungsinanspruch­
nahme abgehalten wird, für den jeder Schilling 
von Bedeutung ist, steht, glaube ich, fest. 
Der Gutverdienende wird sich nicht abhalten 
lassen. Eine Kostenbeteiligung trifft also, 
soweit eine Leistungsinanspruchnahme über­
haupt in Frage kommt, in erster Linie die 
Ärmsten. Weiters ist zu bedenken, daß gerade 
bei den Pensionisten, durch das Alter bedingt, 
die Anfälligkeit für Krankheiten größer ist 
als bei jüngeren Menschen. Die Pensionisten 
werden jedoch bei einer durchschnittlichen 
Alterspension von 878 S durch den Selbst­
behalt und in gewissen Fachgruppen durch 
die Nichteinbeziehung in die Krankenver­
sicherung am härtesten getroffen. Gerade 
diejenigen, die diese Einrichtung am nötigsten 
brauchen, werden von einer Leistungsinan­
spruchnahme ferngehalten. 

Das System der Kostenbeteiligung ist aber 
noch aus einem anderen Grunde noch viel 
bedenklicher, der insbesondere von den Ärzten 
geltend gemacht wird, die doch ein Interesse 
daran haben müßten, daß dem Versicherten 
der Besuch beim Arzt etwas kosten soll. 
Hier rührt sich aber das ärztliche Gewissen! 

Ich darf dazu zwei Bemerkungen anführen. 
Die erste stammt vom Präsidenten der Deut­
schen Bundesärztekammer und des Deutschen 
Ärztetages Dr. Fromm. Auch in der Bundes­
republik Deutschland spielt man mit dem 
Gedanken der Selbstbeteiligung. Dr. Fromm 
sagt dazu: "Die Art der Selbstbeteiligung, 
die die Regierung vorgeschlagen hat, stellt 
eine so ungeheure Barriere auf, daß große 
gesundheitliche Gefahren für die Masse der 
Krankenversicherten befürchtet werden müs­
sen." 

Die zweite Bemerkung stammt vom Prä­
sidenten der Wiener Ärztekammer, Dr. Daume, 
der meint, daß die Frage der Kostenbeteili­
gung nach drei Gesichtspunkten beurteilt 
werden müsse: nach versicherungsmäßigen, 
nach sozialpolitischen und nach medizinischen. 
Dr. Daume meint: "Der Versicherte ist jeden­
falls ab dem Zeitpunkt, in dem er einen Arzt 
in Anspruch nimmt, nicht mehr frei in seinem 
Verhalten, da er an die Anordnungen des 
Arztes gebunden ist. Man muß doch von der 
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Annahme ausgehen, daß sich der Patient 
vertrauensvoll an einen Arzt wendet und jeder 
Arzt verantwortlich handelt, sodaß es daher 
dem Versicherten nicht zugemutet werden 
darf, medizinische Anordnungen des Arztes 
nicht zu befolgen. Wir ersehen aber daraus, 
welcher Konfliktstoff sich aus der Kostenbe­
teiligung ergeben wird und damit das unbe­
dingt notwendige Vertrauensverhältnis zwi­
schen Patient und Arzt auf das schwerste 
gefährdet werden kann. Um sich diese Situation 
auszumalen, sei ein Beispiel erwähnt: Der 
Arzt ordnet an, daß der Pa tient dreimal 
in der Woche zur Verabreichung einer Injek­
tion erscheinen sollte, der Patient weigert 
sich mit dem Bemerken, daß ihm diese Be­
handlung infolge der Zuzahlung zu teuer käme. 
Die daraus entstehenden Gewissenskonflikte 
des Arztes sind un vorstell bar. " Dies die 
Meinung des Herrn Präsidenten der Wiener 
Ärztekammer Dr. Daume. 

t' 

Durch die Kostenbeteiligung will man 
die Ausnützer der sozialen Krankenversiche­
rung treffen. Tatsächlich aber trifft man 
damit auch alle Kranken, und je länger eine 
Erkrankung dauert und je schwerer sie ist, 
desto stärker werden sie getroffen. Das ist 
der sozialpolitische Aspekt der Kostenbeteili­
gung. 

Sie sollten sich über diese Dinge also 
etwas näher informieren, ehe Sie einer Kosten­
beteiligung das Wort reden und ehe Sie einem 
Gesetzentwurf, der eine solche Kostenbeteili­
gung vorsieht, zustimmen. 

Ich möchte aber auch noch auf eine andere 
Tatsache hinweisen. Wir haben Zehntausende 
von AlJeinmeistern oder Alleinkaufleuten. 
Diese Menschen müssen ihren Betrieb absper­
ren, wenn sie krank werden, oder müssen 
irgendwie für eine Aushilfe sorgen. Dies be­
deutet eine doppelte Belastung: keine Ein­
nahmen oder verminderte Einnahmen auf 
der einen Seite, eine doppelte Belastung 
- Lebensunterhalt und Krankheit - auf 
der anderen Seite. Ich kenne einige solcher 
Fälle aus der jüngsten Zeit, in denen diese 
Menschen nicht wußten, womit sie den 
Lebensunterhalt bestreiten und die Kosten 
der Krankheit aufbringen sollten. Alles Tat­
sachen, auf die der vorliegende Gesetzentwurf 
keine Rücksicht nimmt. 

Der vorliegende Gesetzentwurf ist kein 
Fortschritt, sondern er ist ein Rückschritt. 
Die Betroffenen werden erkennen, wer eine 
echte Politik für aUe Österreicher betreibt, 
sie werden erkennen, daß die Sozialisten es 
sind, die sich auch für die Klein- und Mittel­
betriebe bemühen, ihnen eine fortschrittliche 
und gesicherte Krankenvorsorge zu schaffen. 

Der vorliegende Entwurf ist daher abzu­
lehnen. (Beifall bei der SPÖ.j 

Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner: Als näch­
stem Redner erteile ich dem Herrn Abgeord­
neten Dr. Mussil das Wort. 

Abgeordneter Dr. Mussil (ÖVP): Hohes 
Haus! Sehr geehrter Herr Präsident! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Darf ich 
einleitend folgendes feststellen: Es ist heute 
schon mehrmals gesagt worden, daß wir bei 
diesem Gesetzentwurf unter einem gewissen 
Zeitdruck gestanden sind. Ich muß das be­
stätigen. An diesem Zeitdruck ist allerdings 
nicht die Aktivität der Regierung schuld, 
die Sie ständig bekritteln, sondern es ist - das 
ist heute ebenfalls schon mehrmals erwähnt 
worden - durch den Verfassungsgerichtshof 
die gegenwärtige Regelung mit Ende Juni 
dieses Jahres außer Kraft gesetzt worden. 

Ich bedaure es außerordentlich, meine sehr 
geehrten Damen und Herren, daß fast einen 
ganzen Monat hindurch ein Exlex-Zustand 
eingetreten ist. Die Frau Sozialminister hat 
aber durch Erlaß den Meisterkrankenkassen 
empfohlen, während dieser Legisvakanz ihre 
Leistungen z.u erbringen, und ich hoffe, daß 
während dieser Zeit keine Störung in der 
Versorgung der Kranken eintritt. Bis jetzt 
läuft jedenfalls alles vollkommen geordnet 
weiter. 

Ich darf von dieser Stelle aus auch den be­
amteten Vertretern der Ministerien, vor allem 
den Vertretern des Sozialministeriums, den 
herzlichen Dank dafür aussprechen, daß sie 
uns bei der Durchberatung des Entwurfes 
im Unterausschuß und im Sozialausschl1ß 
- ich darf wohl mit Recht sagen: in pausen­
losem Einsatz - zur Verfügung gestanden 
sind. 

Die von den Sozialisten vorgeschlagenen 
Kurzfassungen - da komme ich auf das zurück, 
was Kollege Kostroun und einige andere 
Sprecher der Sozialistischen Partei erwähnt 
haben -, und zwar sowohl die erste als auch 
die zweite, die unter Heranziehung der zustän­
digen Ministerien verfaßt und über die in 
der "Arbeiter-Zeitung" mehrmals berichtet 
wurde, waren ausgesprochene Fundgruben 
für Verfassungswidrigkeiten. 

Der Minderheitsbericht, den die Abge­
ordneten Kostroun und Genossen vorgelegt 
haben, stellt einleitend fest, daß wir unsere 
Zm.age, eine Übergangslösung ins Auge zu 
fassen - das ist gegenüber der Version in 
der "Arbeiter-Zeitung" eine ausgesprochene 
Berichtigung -, ohne Angabe von Gründen 
nicht eingehalten hätten. Ich darf sagen, 
daß das mit den Tatsachen überhaupt nicht 
übereinstimmt und daß die Mitteilungen in 
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der "Arbeiter-Zeitung" grobe Entstellungen 
des wirklichen Verlaufes der damaligen Ver­
handlungen darstellen. 

Ich habe im Unterausschuß mehrmals darauf 
hingewiesen, daß auch der zweite Entwurf 
verfassungsrechtlich nicht haltbar ist. Die 
Mustersatzung und die Satzung der Kranken­
kassen der Kaufmannschaft hätten auf Ge­
setzesstufe gehoben werden sollen. Ich kann 
Ihnen eine Reihe von ausgesprochenen Schul­
beispielen von Verfassungswidrigkeiten vor 
Augen führen, die dann einget,reten wären, 
wenn wir diesem Entwurf die Zustimmung 
gegeben hätten. 

Ich möchte ein einziges Beispiel, um die 
Dinge abzukürzen, hier hervorheben. In der 
Satzung der Kasse der Kaufmannschaft steht 
ausdrücklich, daß Anträge auf Selbstversiche­
rung vom Vorstand, also von einem Verwal­
tungsorgan der Kasse, ohne Angabe von 
Gründen abgelehnt werden dürfen. Meine 
Verehrten! Das ist, verwaltungstheoretisch 
ausgedrückt, eine ausgesproohene Willkür und 
ist daher durohaus verfassungswidrig. 

loh will aber noch einen Umstand anführen, 
der mioh bei den Verhandlungen etwas ent­
täuscht hat. Ich möohte es nicht im Detail 
wiedergeben, um die Vertreter der Soziali­
stischen Partei nicht in eine peinliche Situation 
zu bringen. Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Sie treten in einer Reihe von Fragen 
quasi als Gralshüter der Verfassung auf. 
Ich verweise nur auf das Budgetrecht und auf 
die Rechte des Finanzministers. Bei den Ver­
handlungen im Unterausschuß waren Sie 
durchaus nicht so genau auf die Buchstaben 
der Verfassung eingestellt. Ich muß sagen: 
Ihre Liebe zur Verfassung, die bei anderen 
Gelegenheiten in den Vordergrund geschoben 
wird, hat sich dort durchaus nicht bewährt. 
Das ist eine Liebe, die sehr wankelmütig ist. 
Meine verehrten Damen und Herren! Wenn 
Sie nur dann von Ihrer Seite aus die Bestim­
mungen der Verfassung mit allem Stimm­
aufwand vertreten, wenn es Ihnen paßt, damit 
Ihre Argumente, auch wenn sie noch so 
fadenscheinig sein sollten, zur Geltung kommen, 
dann ist das eine verkehrte Einstellung 
zur Verfassung. (Abg. Rosa Weber: Was 
sagen Sie zur Ersetzung eines Gesetzes durch 
einen Erlaß? Was sagen Sie dazu?) 

Ich darf Ihnen also vorerst sagen, meine 
verehl'ten Damen und Herren: Wenn Sie der 
Auffassung sind, daß man den Finanzminister 
mit fadenscheinigen Argumenten zu einem 
Staatskassierer machen sollte, dann schieben 
Sie etwas in den Vordergrund, was Sie dann 
hundertprozent.ig ableugnen, wenn es Ihnen 
nicht ins Konzept paßt. Das wollte ich also 
grulldsät:t.:lich nur deswegen feststellen, weil 

Sie uns den Vorwurf gemacht haben, wir 
hätten ohne Angabe von Gründen im damaligen 
Unterausschuß Ihren Intentionen nicht Rech­
nung getragen. (Beifall bei der ÖVP. - Abg. 
Rosa Weber: Meine Frage haben Sie nicht 
beantwortet!) 

Ich möchte des weiteren auf eine Bemerkung 
zurückkommen, die der Abgeordnete Kos­
troun über den Nationalratsbeschluß aus dem 
Jahre 1950 gemacht hat, der dann durch den 
Bundesrat beeinsprucht worden ist. Die 
Gesetzwerdung dieses Entwurfel:! ist dann 
nicht zustande gekommen. Meine verehrten 
Damen und Herren! Ich war mit dem damaligen 
Abgeordneten der ÖVP Aichhorn bei einer 
Reihe von Versammlungen, und der Abge­
ordnete Aichhorn hat mit Engelszungen - ich 
habe es auch versucht - den Standpunkt 
vertreten, daß dieses Gesetz beschlossen wer­
den soll. Wir waren in Vorarlberg, in Feld­
kirch. Es tut mir nur leid, daß der Abgeordnete 
Probst nicht hier ist. Ich kann Ihnen sagen: 
Wir hätten damals bei einer Auseinander­
setzung in einer großen Versammlung, wo 
kleine Gewer be- und Handelstreibende V 01'­

arlbergs anwesend waren, das Fußach, das 
der Abgeordnete Probst erlebt hat, bald 
vorweggenom men. ( Abg. K 0 n i r: Schade!) 
So ist damals die Einstellung gewesen. Sie 
hat sich zweifellos geändert. Wir werden 
noch auf diese Dinge zu sprechen kommen. 
Aber Sie dürfen das nicht in ein falsches 
Licht setzen. 

Meine Damen und Herren! Ich darf grund­
sätzlich sagen - darauf ist schon hingewiesen 
worden -, daß die Organisation der heutigen 
Meisterkrankenkassen organisch gewachsen ist. 
Sie besteht seit dem Jahre 1907, das sind also 
60 Jahre. Der Gesetzgeber hat den damaligen 
Interessenvertretungen der gewerblichen Wirt­
schaft - das waren gewerbliche Genossen­
schaften, die aber, um Zwischenrufe vorweg­
zunehmen, mit den anderen Genossenschaften 
nichts zu tun haben - die volle Autonomie 
bezüglich der Beschlußfas8ung über die Errich­
tung von derartigen Einrichtungen, die Ab­
grenzung des Pflichtenkreises und das Lei­
stungs- und Beitragsrecht übertragen. Das 
waren Einrichtungen einer unmittelbaren De­
mokratie; ich glaube, einige der wenigen 
Einrichtungen der unmittelbaren Demokratie, 
die wir hochhalten müssen. Daher haben wir 
seit eh und je mit Nachdruck auf der Bei­
behaltung der Ptlichtbeschlüsse bestanden. 

Auf diese Weise sind im Laufe der 60 Jahre, 
vollkommen organisch gewachsen durch auto­
nome Akte der unmittelbaren Demokratie, 
innerhalb der Fachorganisationen unsere heu­
tigen Krankenkassen entstanden, unsel' heutiges 
System der Selbställdigenkrankenversiche-
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rung. Diese Selbständigenkrankenversicherung versicherung besteht, derartige Pflicht beschlüsse 
hat auf diese Weise bis zum gegenwärtigen gefaßt werden müssen. Es soll danach bei 
Zeitpunkt 120.000 PHichtversicherte - ohne allen Fachgruppenmitgliedern der Sektionen 
Pensionisten -- erfaßt, das sind mehr als Handel, Gewerbe, Verkehr und Fremden-
50 Prozent der bei der Pensionsversicherungs- verkehr, die bisher noch nicht in den Kreis 
anstalt der Selbständigen versicherten Kammer- der Pflichtversicherung einbezogen waren, 
mitglieder. innerhalb eines Jahres eine Urabstimmung 

Diese organische Entwicklung ist die Haupt- stattfinden. 
ursache dafür, daß heute eine einheitliche Diese Form der unmittelbaren Demokratie, 
Neuregelung so unendlich schwierig ist. Sie die innerha.lb der Fachorganisationen seit 
ist auch die Ursache dafür, daß bei uns eut- 60 Jahren besteht, mußte den Handels- und 
gegen der Entwicklung bei den Arbeitnehmern Gewerbetreibenden erhalten bleiben. Das war 
nicht zuerst die Krankeu"Versicherung, sondern eine der Hauptmeinungsverschiedenheiten 
die Pensionsversicherung einheitlich geregelt zwischen uns und den Sozialisten. Dann 
werden konnte. Wenn Sie über diese Dinge später sind durch unsere überzeugungskraft 
nachdenken, werden Sie zu der überzeugung der Abgeordnete Kostroun und die anderen 
kommen, daß die Verhältnisse innerhalb der Abgeordneten der Sozialistischen Partei zu 
gewerblichen Wirtschaft doch etwas anders der Einsicht gelangt, daß dieser Weg der richtige 
liegen als bei den Arbeitnehmern, daß man ist. Wäre das schon früher geschehen, schon 
unsere Versicherung nicht so allgemein über vor zwei oder drei Jahren, hätte dieses Haupt­
den ASVG.-Kamm scheren kann. hindernis, das einer einvernehmlichen Lösung 

Meine Damen und Herren! Diese autonome entgegenstand, schon früher weggeräumt wer­
Entwicklung und die Übertragung in die Zu- den können, dann hätten wir uns - davon 
ständigkeit der Organe der Krankenkassen bin ich überzeugt - in den Besprechungen 
ohne gesetzliche Regelung war auch die eigent- wesentlich leichter getan. 
liehe Ursache dafür, daß der verfassungs-] Nun zu einzelnen Dingen, die das Abstim­
gerichtshof die gegenwä~tigen Bestimm.ungeu mungsverfahren als solches betreffen. 
aufg~hoben ha.t .. In selllem Erken~tllls hat Kollege MeißI meinte, es müßten Vorkeh. 
er .. SICh allerdmgs auf formale Grunde ge- rungen getroffen werden, damit nicht eine 
stutzt. zu geringe Beteiligung bei den Abstimmun-

Nach unserer Verfassung muß der Versicher- gen, also eine nicht repräsentative Minderheit, 
tenkreis, aber auch das Beitrags- und Lei- die Versicherungspflicht herbeiführen kann. 
stungsrecht entweder durch das Gesetz selbst Der Gedanke ist an sich durchaus richtig, 
oder durch hinreichend abgegrenzte Verord- in der Praxis stößt er jedoch auf sehr große 
nungsermächtigungen geregelt sein. Schwierigkeiten. Wenn man ein bestimmtes 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Quorum, also etwa eine Beteiligung von min .. 
Aus diesem Grund sind wir zu der AuffaAsung destens 50 Prozent der Fachgruppenmitglieder 
gekommen - das war die Zielsetzung, die wir an der Abstimmung, verlangen würde und diese 
bei der Ausarbeitung dieses Entwurfes vor Voraussetzung nicht erfUUt wäre, so müßte 
uns gesehen haben -, daß das organisch ge- man die Abstimmung wiederholen. In Tirol 
wachsene Versicherungsrecht zuerst einmal und Vorarlberg, wo innerhalb eines Jahres 
auf eine verfassungsrechtlich einwandfreie in mehr als 100 Fachgruppen abgestimmt 
Basis zu stellen ist. Das war das Grundbestt'e- werden müßte, weil dort zurzeit überhaupt 
ben, das uns bei den Verhandlungen über keine Meisterkrankenkassen bestehen, wäre 
dieses Gesetz als Leitlinie gelten mußte. dies technisch undurchführbar. 

Das zweite Ziel ist, daß dort, wo es nach Das Erfordernis einer qualifizierten Mehrheit 
dem Beitragsaufkommen möglich ist, Lei- - Kollege MeißI, von Jhnen wurden zwei Drittel 
stungsverbesserungen einzubauen sind. Das der abgegebenen Stimmen genannt - würde 
haben wir getan, insbesondere bei der soge- dazu führen, daß bei einer sehr, sehr hohen 
nannten "ewigen Krankenhauspflege" . Selbst- Beteiligung - ich nehme einen theoretischen 
verständlich haben wir das auch auf die Extremfall von 100 Prozent, was bei kleinen 
ASVG.-Krankenkassen ausgedehnt. Fachgruppen äußerst oft vorkommt - eine 

Das dritte Ziel, das wir uns vorgenommen 35prozentige Minderheit an Nein-Stimmen 
und auch in diesen Entwurf eingebaut haben, gegen eine 65prozentige Mehrheit der Ja­
war eine Vereinfachung der Prozedur beim Stimmen die Versicherungspflicht verhindern 
Abstimmungsverfahren. könnte. Das ist etwas, was wir als nicht 

Außerdem haben wir in die Übergallgsbe- richtig ansehen, 
stimmungen eine Sanktion eingebaut, daß Wir haben daher von der Bundeskammer 
innerhalb eines Jahres in allen Fachorgani- aus die Zusicherung gegeben, daß wir in dem 
sationen, in denen zurzeit keine Kranken- Muster eines einheitlichen Verständigungs-
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schreibens an die Fachgruppen die Mitglieder 
der Fachorganisationen auf die Auswirkun­
gen einer Nichtbeteiligung an den Abbtim­
mungen aufmerksam machen werden. 

Nun zur Frage der Herausnahme der Kriegs­
opfer aus der Selbständig,enkrankenverBiche­
rung und ihre Belassung in der Versicherung 
nach dem ASVG. Kol1ege Meißl, ich würde 
das persönlich auch begrüßen. Ich bin über­
zeugt, es kommt dazu. Die Bauern verlangen 
seit eh und je das gleiche. Diese Frage muß 
studiert werden. Es sind in diesem Zusammen­
hang noch eine Reihe anderer Forderungen 
grundsätz1icher Natur angemeldet worden. 
Wir haben vor, im Herbst dieses Jahres 
dieses Problem mit den anderen ungelösten 
Fragen zur Debatte zu stellen. 

Zur Abstimmung möchte ich folgendes 
sagen: Die Abgeordneten Kostroun und 
Müller haben im Unterausschuß kritisiert 
- es ist auch heute hier geltend gemacht 
worden -, daß wir die Ejnbeziehungsver­
ordnung, wenn man das so nennen kann, 
von der finanziellen Leistungsfähigkeit der 
in Betracht kommenden Krankenkassen ab­
hängig gemacht haben. Ich möchte dazu 
ausdrücklich feststellen, daß diese Bestim­
mung über Empfehlung von Verfassungs­
experten in das Gesetz aufgenommen wurde. 
Wir hatten ursprünglich überhaupt keine 
Verordnung in unserem Entwurf vorgesehen, 
sondern wir waren der Meinung, daß die 
PHichtbeschlüsse von sich aus schon die Aus­
dehnung der Versicherungspflicht herbeiführen 
könnten, so wie es bisher der Fall war. Das 
ist verfassungsrechtlich nicht möglich gewesen. 
Wir haben uns dann diesem Gesichtspunkt 
angeschlossen. 

Zum Grundsätzlichen bin ich aber der 
Meinung: Es ist durchaus richtig, daß einer 
nicht lebensfähigen Krankenkasse nicht noch 
weitere schlechte Risken zugeführt werden 
können, sondern daß man in diesem Fall 
eine Zusammenlegung bestehender Kranken­
kassen ins Auge fassen muß, weil dadurch eine 
Verbreiterung der Riskengemeinschaft statt­
finden würde. Das ist also im allgemeinen 
ein Weg, der durchaus in Ihrem Konzept 
liegt. 

Meine Damen und Herren! Die Abgeord­
neten Kostroun und Müller waren auch der 
Meinung, daß sämtliche Pensionisten der 
gewerblichen Wirtschaft schon von Gesetzes 
wegen den Versicherungsschutz genießen 
sollten, und zwar auch dann, wenn die Fach­
gruppe, der sie während ihrer Aktivzeit ange­
hört haben, der Pfiichtversicherung nicht 
unterliegt. Dieser Punkt hat einen sehr großen 
Umfang in der Diskussion im Unterausschuß 
und dann auch im Ausschuß eingenommen. 

Der Gedanke klingt im ersten Augenblick 
sehr, sehr bestechend, und es schaut so aus, 
als wäre das durchaus sozial. Ich darf aber 
eines dazu sagen: Wenn die Aktiven wissen, 
daß ihre Eltern und sie selbst, sobald sie in 
Pension gehen, ohnedies den Ver sicherungs­
schutz genießen, dann ist ihnen die Haupt­
sorge genommen. Es besteht die Gefahr, 
daß sie zum Großteil gegen die Ausdehnung 
des Versicherungszwanges stimmen würden. 
Eine derartige Vorschrift wäre daher ein aus­
gesl'rochenes Hindernis für die Ausdehnung 
der Versicherungspflicht. (Präsident Wallner 
'Übernimmt den Vorsitz.) 

Außerdem wäre es ausgesprochen unsozial, 
wenn in einem Berufsstand die Aktiven selbst 
keine Beiträge zur Riskengemeinschaft lei­
sten würden und das aus der VerSIcherung 
ihrer eigenen Pensionisten entstehende Defizit 
ausschließlich aus dem Beitragsaufkommen 
der anderen, während der Aktivzeit Ver­
sicherten gedeckt werden müßte. Dieses Ar­
gument scheint auch dazu geführt zu haben, 
daß sich die Abgeordneten Kostroun und 
Genossen diesen Gedankengängen nicht ver­
schließen konnten. Im Minderheitsantrag, 
den sie eingebracht haben, ist jedenfalls 
von dieser Forderung keine Rede mehr. 

Der Minderheitsbericht bemängelt des wei­
teren, daß die Pensionisten dieselben Bei­
träge bezahlen müssen wie die Erwerbstätigen. 
I ch darf sagen, daß auch diese Frage einen 
breiten Raum in der Diskussion des Unter­
ausschusses eingenommen hat. Die Beitrags­
regelung für die Pensionisten - mit Ausnahme 
des 2prozentigen Beitrages der Pensions­
versicherungsanstalt der Selbständigen - ist 
aber ein seit Ja.hren geltendes Recht. Der 
verhältnismäßig hohen Belastung der Pen­
sionisten steht auf der Leistungsseite die 
wesentlich individuellere ärzWche Betreuung 
gegenüber, über die mein Freund Kulhanek 
heute schon gesprochen hat. Trotzdem wer­
den wir, sobald nach der Durchführung der 
Pflichtbeschliisse ein endgültiger überblick 
über die finanzielle Gestion der Meister­
krankenkassen möglich ist, die Beitragsent­
lastung der Pensionisten als wicht,igstes Pro­
blem neben der Familienversicherung in An­
griff nehmen. 

Meine Damen und Herren! Der Minderheits­
bericht lehnt außerdem die schriftliche Ab­
st.immung unter Hinweis auf die Handels­
kammer-Wahlordnung ab. Heute haben zwei 
Abgeordnete von Ihnen darüber gesprochen. 
Ich darf dazu sagen, daß Sie wahrscheinlich 
die Handelskammer-Wahlordnung zu ober­
flächlich durchgelesen haben. Die Handels­
kammer-Wahlordnung sieht nämlich in zwei 
Punkten, und zwar bei den Wahlen in die 
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Sektionsleitungen und in die Fachverbände, 
schriftliche Wahlen vor. Die Briefwahl, meine 
Verehrten, und das sollte Ihnen zumindest 
bekannt sein, iAt außerdem bei Dienstnehmern, 
die auf Urlaub oder die krank sind und so weiter, 
im Betriebsrätegesetz verankert. Dort geht 
es also, aber bei uns, in der Selbständigen­
versicherung, sagen Sie: Wenn hier so abge­
stimmt werden sollte, würden damit die 
Ergebnisse der Wahl in irgendeiner Form 
beeinflußt werden. Ich darf dazu noch er­
gänzen, daß die Geheimhaltung durch die 
Verwendung besonderer Wahlkuverts mit 
Anhängeblättern, die so wie bei den Betriebs­
rätewahlen kommissionell geöffnet werden 
müßten und bei denen die Minderheit selbst­
verständlich ein Kontrollrecht hat, hundert­
prozentig gesichert ist. 

Die mündliche Abstimmung - auch narüber 
haben wir diskutiert - hat folgende Schwie­
rigkeit: "Tir haben im Handel, vor allem bei 
den Gemischtwarenhändlern, eine Reihe von 
Kammermitgliedern, die durch den Aufbau 
unserer Organisation über bis zu zehn Berechti­
gungen und mehr verfügen. Meine Verehrten! 
Wir sind froh, wenn wir den Mann einmal 
zur Wahlurne bekommen; wenn er bei einer 
mündlichen Abstimmung zehnmal abstimmen 
muß, so ist das vollkommen ausgeschlossen, 
und das würde das Wahlergebnis wesentlich 
verfälschen. Das, was Kollege MeißI hier 
gesagt hat und dem wir mit erwähntem 
Muster Rechnung tragen, würde hier poten­
ziert in Erscheinung treten. 

Das also zu den Abstimmungen. Sie werden 
innerhalb eines Jahres durchgeführt werden. 
Dann werden wir einen Überblick über die 
Riskenbreite haben, über die finanzielle Lei­
stungsfähigkeit der Kassen und über die 
Anzahl der Familienangehörigen. Auf diese 
Zusammenhänge komme ich noch zu sprechen. 
Dann erst werden wir die Möglichkeit. haben, 
grundsätzliche Neuerungen im Rahmen dieser 
finan:.dellen Möglichkeiten zu treffen. 

Das gilt vor al1em für die Frage der "bei­
tragsfreien Familienversicherung". Aber auch 
über den organisatorischen Aufbau der Kassen 
wird erst dann endgültig zu reden sein. Sie 
sind der Meinung - und das ist der grundsätz­
liche Unterschied in der Einstellung zur Ziel­
setzung unseres Gesetzes -, daß es nicht 
notwendig wäre, diesen Überblick abzuwarten: 
Man schreibt fast zur Gänze das ASVG. 
ab und überträgt das auf die Selbständigen­
versicherung, ohne zu fragen, wie sieh das 
finanziell auswirken würde. 

Da treten aber die größten Bedenken auf, 
meine sehr Verehrten . Wenn es bei den 
Kassen dann finanziell nicht ausgeht und die 
Kassen in Defizite hineingezogen werden 

würden - und das wäre unvermeidlich, 
wenn alles das, was Sie gefordert haben, 
tatsächlich Wirklichkeit geworden wäre und 
wir eine einvernehmliche Lösung auf dieser 
Basis zustande gebracht hätten; auf einer 
anderen Basis waren Sie nicht bereit zu einem 
Einvernehmen -, dann ·wären wir nach der 
alten Koalitionsmanier selbstverständlich dar­
an schuld, daß die Kassen in Defizite hinein­
gezogen worden sind, oder der Finanzminister 
würde wieder herangezogen werden müssen; 
also beides Lösungen, denen wir beim besten 
Willen nicht beitreten konnten. 

Und nun zur "beitragsfreien Familienver­
sicherung" . Sie denken immer nnr daran, 
wie es bei den Gebietskrankenkassen aussieht. 
Es wäre wirklich zweckmäßig, einen Kursus 
über die Verhältnisse bei den Meisterkranken­
kassen durchzuführen, damit Sie diese dort 
richtig kennenlernen. (Abg. A. Pichler: Wir 
kennen sie!) 

Der Familienlastenausgleich innerhalb der 
Kassen, meine Damen und Herren - und das 
kann ich hier wirklich allen Ernstes grund­
sätzlich feststellen -, ist ein familienpoliti­
sches Postulat ersten Ranges unserer Partei. 
Dieses Problem muß als erstes in Angriff 
genommen werden, sobald eine entsprechende 
Verbreiterung der Riskengemeinschaft durch 
die Pflichtbeschlüsse eingetreten ist. 

Dabei müssen Sie aber bedenken - damit 
komme ich auf das zurück, was ich zuvor 
gesagt habe -, daß bei uns die Verhältnisse 
ganz anders liegen als bei den ASVG.-Kranken­
kassen. Das Durchschnittsalter der Pflicht­
versicherten bei den Meisterkrankenkassen 
liegt bei 55 Jahren, das bei den Gebietskranken­
kassen bei 35 Jahren. Das ist schon einmal 
ein sehr, sehr großer Unterschied. (Abg. 
K osfroun: Der eine sagt 51 .fah1·e, der andere 
55 .fahre /) Nein, Herr Präsident Kostroun, 
die Ziffern stimmen. Die haben wir durchaus 
richtig erhoben. Bei den Gebietskranken­
kassen sind es die Jungen, die Ledigen, die 
den Lastenausgleich für die Verheirateten 
mit Kindern bestreiten, und das ist ein wesent­
liches Argument. Bei den Meisterkranken­
kassen wären es die Alten, die nicht in Pension 
gegangen sind, die ihre Betriebe weiterführen, 
deren Kinder schon lange aus dem Hause sind, 
die zum Teil verwitwet sind, die diese Funktion 
des Lastenausgleiches innerhalb der Kranken­
kassen übernehmen müßten. Versicherte also, 
die den Zenit ihrer Schaffenskraft, damit auch 
den Zenit ihres Einkommens zum Großteil 
schon überschritten haben und die zu diesem 
Ausgleich vielfach überhaupt nichts beitragen 
können. 

Die Unselbständigenversicherung - das 
ist auch ein außerordentlich wichtiger Gesichts-
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punkt - rechnet damit, daß die Anzahl der 
Angehörigen etwa 37 Prozent der aktiv Ver­
sicherten lwsmacht ; auch über diese Dinge 
bekommt man keine hundertprozentig s~ich­
hältigen statistischen Ziffern. Bei den Meister­
krankenkassen ist dies jetzt schon eine Ziffer 
von 66 Prozent, dabei aufgebaut auf der gegen­
wärtigen Basis der freiwilligen Farilllienver­
sicherung. Wenn wir eine obligatorische 
Familienversicherung einführen würden, würde 
diese Ziffer noch wesentlich in die Höhe 
schnellen. Dabei sind statistische Ziffern 
über die Anzahl der Familienangehörigen 
gar nicht vorhanden; wir sind dabei, das zu 
erheben. Das war auch mit ein Grund, daß 
wir eine derartige Entscheidung ins Blaue 
hinein, so "ung'schauter", wie man beim 
Schnapsen oder beim Kartenspielen sagt, zu 
treffen, nicht bereit sein konnten. 

Meine Damen und Herren! Diese ganz 
anders gelagerte Verteilung der Familielllasten 
war auch der Grund - das ist sehr wesentlich 
und darf nicht übersehen werden -, daß keine 
einzige Meistf"rkrankenkasse, obwohl sie seit 
60 Jahren die Möglichkeit gehabt hätte, 
das zu tun, von sich aus die "heitragsfreie 
Familienversicherung" eingeführt hat. Sie 
sehen also, daß das Problem der Familien­
versicherung durchaus nicht so leicht zu 
lösen ist. (Zwi8chenr'l1Je bei der SPÖ.) Nein, 
meine Damen und Herren, ich weiß schon, 
was Sie meinen; da haben also die Ledigen 
und so weiter und die finanziell Leistungs­
fähigeren den Ausschlag gegeben. Das ist 
nicht wahr, ich werde Ihnen Listen über die 
Zusammensetzung unserer Verwaltungskörper 
in den Meisterkrankenkassen vorlegen. Da 
sind lauter Vertreter der Kleinen drinnen. 
Dort sind also sie sogenannten "Großkopfer­
ten" , wie Sie sagen, die "Kapitalisten" also, 
überhaupt nicht vertreten. Denn die Industrie 
und der Großhandel und so weiter sind in 
den Meisterkrankenkassen bis heute nicht 
pfiichtversichert. 

Außerdem ist das Problem der Kranken­
versicherung der im Betrieb mittätigen Meister­
söhne und -töchter durchaus noch nicht 
geklärt. Es wird Ihnen bekannt sein, daß vor 
kurzem ein Erkenntnis des Verfassungsgerichts­
hofes ergangen ist, das die Ausnahme dieses 
Personenkreises von der Krankenversicherung 
nach dem ASVG. wegen Verletzung des 
Gleichheitsgrundsatzes für verfassungs\vidrig 
erklärt hat. Meine Damen und Herren! 
Diijser Standpunkt deckt Hieh weitgehend mit 
der Auffassung vieler kleiner Gewerbe- und 
Handelstreibender. Ein Großteil derselben 
strebt seit langem, vor allem wegen des 
Krankengeldbezuges, aber auch bei Saison­
gewerben, insbesondere bei den Malern und 

Dachdeckern, eine Völlversicherung an, also 
eine Einbeziehung in die Arbeitslosenversiche­
rung für ihre im Betrieb beschäftjgten Kinder. 
Dieses Problem ist also wirklich nicht so 
einfach, wie man es von Ihrer Seite darzustellen 
versucht. Die "beitragsfreie Familienversiche­
rung" kann im vorliegenden Gesetz allein 
schon mit Rücksicht auf dieses Verfassungs­
gerichtshof-Erkenntnis nicht geklärt werden, 
denn diese Probleme gehen über Fragen 
der Selbständigen-Krankenversicherung weit 
hinaus. 

Darüber hinaus wird im Minderheitsbericht 
beanstandet, daß wir die Familienversicherung 
nur für alle Familienangehörigen gemeinsam 
eingeführt haben: entweder müssen also alle 
Familienangehörigen der Familienversicherung 
beitreten oder keiner. Ich darf dazu not'h 
einmal wiederholen, daß wir nicht aus Liebe, 
sondern aus ausgesprochen finanzieller Not 
die fakultative Familienversicherung gewählt 
haben. Solange man aber die freiwillige, die 
fakultative Familienversicherung im Gesetz 
hat, meine Damen und Herren, muß man sich 
auch an die Spielregeln dieser fakultativen 
oder freiwilligen Familienversicherung halten. 

Wenn Sie sich die private Versicherung 
oder auch die freiwillige Versicherung in der 
Sozialversicherung vor Augen führen, so wer­
den Sie feststellen, daß es nur zwei Wege gibt, 
um dieses Problem zu lösen: Entweder man 
schreibt für den freiwilligen Beitritt zur 
Familienversicherung als Voraussetzung eine 
testimmte Altersgrenze und eine Untersuchung 
der Gesundheit vor; wenn man das ablehnt 
- und das haben wir aus sozialen Erwägungen 
getan -, kann man es nicht den Versicherten 
überlassen, nur kranke und ältere Angehörige 
freiwillig versichern zn lassen. Hier muß, 
meine verehrten Damen und Herren, innerhalb 
der Familienversicherung ein Riskenausgleich 
stattfinden. 

,J et7.t zu den wiederholt geltend gemachten 
Beispielen über die Höhe der Beiträge im 
Vergleich zum ASVG., zur Angestel1tenver­
sicherung und so weiter. Sie kennen aus den 
Ausführungen meiner Vorredner die Beitrags­
sätze ; ich brauche mich darüber nicht mehr 
zu verbreitern. Ich darf nur sagen, daß der 
Vergleich mit der Angestelltenversicherung 
so aussehen würde, daß schon jetzt ein Drei­
oder Vierfaches in den Grundbeiträgen gegen­
über den Angestellten zur Verrechnung kom­
men würde. Dabei ist mir vollkommen klar 
- vor allem als Vertreter einer Gebiets­
krankenkasse -, daß die Krankenversicherung 
der Angestellten die Krankenversicherung der 
Arbeiter in hohem Ausmaß subventioniert. 
(Abg. Ing. H äU8er: Da8 stimmt ja nicht! 
Keine lal8chen Behauptungen!) Herr Kollege 
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Häuser, wir haben die Ziffern! (Ab(T. Ir/g. H äu- Aber nur von "unendlich" bis 6 Prozent, 
ser: Das sind falsche Behau,ptungen I) Ich habe das ist Ihre Rechnung I) 
die Ziffern auch, ich habe den letzten Bericht. Meine Damen und Herren! Der Grund, 
(Abg. Ing. Häuser: Das liegt schwarz auf warum die Meisterkrankenkassen verhältniR. 
weiß vor!) mäßig "teuer" arbeiten, ist der ganz anders 

Wir haben errechnet, daß die Einführung geartete Altersaufbau. (Abg. H orr: Und 
einer "beitragsfreien Familienversicherung" die Verwaltung! Sie kostet 11 bis 12 Prozent!) 
bei der jetzigen Riskenbreite der Meisterkran- Vor allem - darauf hat der Kollege Kulhanek 
kenkassen einen Beitragssatz von durch- schon hingewiesen - hat die Verwaltung bei 
schnittlich 9 Prozent zur -Folge haben würde. den Gebietskrankenkassen, Kollege Horr, das 
Ich sage ausdrücklich. beim jetzigen Stand! Glück, daß die Vergütung für di~ Einhebung 
Wenn die Familienversicherung vorn System der Beiträge an die fremden Fonds so viel 
des fakultativen Beitrittes zu einem Familien- ausmacht, daß sie den Verwaltungskosten­
ausgleich führen würde, würden noch wesent-I beitrag derart hinunterdrückt. Das ist das 
lich mehr Familienversicherte dazukommen; Ganze. Wenn wir das wegrechnen, dann 
dann würde der Beitrag noch höher werden, arbeiten unsere Meisterkrankenkassen um kein 
und wir würden mit einem Beitrag von 10 bis Jota teurer als die Gebietskrankenkassen. 
12 Prozent rechnen können. Mit einem solchen (Abg. Harr: Ihre Verwaltung ist viermal 80 

Beitrag - da muß ich Ihnen recht geben - teuer') Da würde ich einen Vergleich in keiner 
könnten wir allerdings unseren Mitgliedern Weise scheuen. 
gegenüber nicht mehr bestehen; in einem Ich darf also darauf zurückkommen, warum 
solchen Fall würden wir auch nicht die Mög- hier wirklich verhältnismäßig teurer gearbeitet 
lichkeit haben, durch Pflichtbeschlüsse eine wird. Da ist die Altersstruktur, und da ist 
Erweiterung des Versichertenkreises herbei- das HonorierungssYbtem der Ärzte, das aus­
führen zu können. schließlich auf Einzelleistungen aufgebaut ist, 

Sobald wir die PfIichtbeschlüsse durchge- was eine wesentlich individuellere ärztliche 
führt haben, was innerhalb eines Jahres der Betreuung der Versicherten ermöglicht. Die 
Fall sein wird, werden wir als erstes prüfen Kosten der ärztlichen Versorgung der Mit. 
- ich muß das nochma.ls wiederholen --, glieder der Meisterkrankenkassen - ein­
inwieweit die "beitragsfreie Familienversiche- schließlich der Pensionisten - sind pro Kopf 
rung" finanziell tragbar ist. Wenn das der des Versicherten im Jahr fast doppelt so hoch 
Fall ist, werden wir die ersten sein, die diese wie bei den Gebietskrankenkassen. 
"beitra.gsfreie Familienversicherung" einfüh- Das auf Einzelleistungen aufgebaute Hono-
ren. rierungssystem der Ärzte, meine Damen und 

Ich habe über die Rechenbeispiele schon Herren, ist ebenfalls organisch gewachsen. 
manches gesagt. Das, was im Minderheits- Die Versicherten sind damit zufrieden, weil 
bericht steht und heute der Herr Abgeordnete sie, wie erwähnt, eine wesentlich individuellere 
Müller erwähnt hat, sind ausgesprochene ärztliche Versorgung damit gewährt bekom­
Extremfälle. Außerdem ist es so, daß die men. 
Sätze, die Sie bier gewählt haben, nur Höchst-
grenzen sind. Wir haben bisher in der ge­
samten Meisterkrankenversicherung weder für 
den Grundbeitrag noch für den Familien­
beitrag noch für den Zusatzbeitrag eine Höchst­
grenze im Gesetz gehabt; nur in der Muster­
satzung, und die war gesetzlich auch nicht 
geklärt. Den Kassen war es also vollkommen 
überlassen, in welcher Höhe sie die Beiträge 
für die einzelnen Zweige festsetzen können. 
Wenn ich Ihre Rechenmethode von "unbe­
grenzt" bis auf 6, also von "unendlich" bis 
auf 6 Prozent anwenden würde, dann könnte 
ich nach Ihrer Methode feststellen, daß eine 
Verbilligung der Beiträge - man kann das 
in Zjffern fast nicht ausdrücken - fast ins 
Unendliche eingetreten ist. Ich habe bei 
diesem Beispiel absichtlich übertrieben, Kol­
lege Häuser, weil Sie mit diesen Methoden 
bisher gearbeitet haben und auch heute 
während dieser Diskussion in dieser Form 
argumentiert haben. (Abg. Ing. Häuser: 

Dieses System wahrt aber auch, wie schon 
Kollege Kulhanek gesagt hat, in wesentlich 
stärkerem Ausmaß als das Pauschalierungs­
system die freiberufliche Selbständigkeit des 
Ärztestandes, an der wir gesellschaftspolitisch 
außerordentlich interessiert sind. Es ist daher 
von keiner Seite daran gedacht, an diesem 
System etwas zu ändern. 

\Venn in der "Arbeit.er-Zeitung" und auch 
im Minderheitsbericht behauptet wird, daß 
das Gesetz eine Verschlechterung der ärztlichen 
Leistung mit sich bringe, da. es überhaupt 
keine Sachleistungen mehr kennt., dlJ,nn ist 
das eine bewußte Irreführung der Bevölkerung. 
Kollege Kulhanek hat das schon im einzelnen 
durchleuchtet. 

Es ist derzeit die Grenze des Sachleistungs­
bezuges in den Gesamtverträgen zwischen den 
Ärzten und den Meisterkrankenkassen mit 
27.000 S verankert. Das steht ausdrücklich 
in den Übergangsbestimmungen. Bei den 
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nächsten Honorarverhandlungen wird selbst­
verständlich auch eine analog zum Punkte­
wert vorzunehmende Anhebung der Bach­
leistungsgrenze zur Debatte stehen. Also 
wiederum eine Verbesserung gegenüber dem 
gegenwärtigen Zustand! 

Das, was wir in Form von Sofortmaßnahmen 
auf dem Gebiete der Familienversicherung vor­
gesorgt haben, ist auch schon hesprochen 
worden. 

Jetzt noch zum letzten Hauptproblem, 
zum Selbstbehalt : 

Daß wir grundsätzlich - unter möglichster 
Vermeidung sozialer Härten - für eine Kosten­
beteiligung der Versicherten eintreten, ist 
Ihnen bekannt (Abg. H orr: Auch eine "Ver­
be88erung" I) ; dies schon aus dem Subsidiaritäts­
prinzip heraus und um Bagatellfälle auszu­
schließen, aber auch um eine mißbräuchliche 
Inanspruchnahme der Kassenleistungen damit 
zu ver hindern. Meine verehrten Freunde von 
der Sozialistischen Partei - sofern ich den 
Ausdruck "Freunde" nach all dem, wie Sie 
mich in letzter Zeit wiederholt in diesem 
Hause behandelt haben, verwenden kann 
(Abg. Weikhart: Wieder 8cheinheilig!) -: 
Mit diesen Gedankengängen über einen Selbst­
behalt finden wir uns in bester Gesellschaft 
mit führenden Sozialpolitikern, die Ihrer 
Partei angehören. ( Abg. Ho r r: Sie irren!) 

Bei den Meisterkrankenkassen hat es die 
Mustersatzung bisher den einzelnen Satzungen 
der Kassen überlassen, ob eine Kostenbeteili­
gung eingeführt werden soll oder nicht. (Abg. 
Horr: Lauter "Verbe8serungen" I) Das war 
eine der vielen Verfassungswidrigkeiten, die 
wir hätten in Kauf nehmen müssen, wenn die 
Kurzfassung, die Kollege Kostroun vorge­
schlagen hatte, wirklich Gesetz geworden wäre. 
Wir konnten das nicht tun, ich habe schon 
darauf hingewiesen. 

Von den bestehenden acht Meisterkranken­
kassen haben sechs auf völlig freiwilliger Basis 
die Kostenbeteiligung eingeführt. Man kann 
daher ruhigen Gewissens sagen, daß auch der 
Selbstbehalt in der Krankenversicherung der 
Selbständigen organisch gewachsen ist, und 
zwar gerade bei den Sachleistungsempfängern. 
Beim Kostenersatz gehört der Selbstbehalt an 
und für sich schon zum Verrechnungssystem. 
Die zwei Kassen, die bisher keine Kostenbetei­
ligung gehabt haben, sind die Wiener Kasse und 
die niederösterreichische Kasse. Ich habe ver­
sucht, einen Ausweg zu finden, und vorge­
schlagen, den Selbstbehalt grundsätzlich ins 
Gesetz einzubauen und es der Satzung zu über­
lassen, auf diesen Selbstbehalt als Mehrleistung 
generell zu verzichten. Dieser Weg ist ver­
fassungsrechtlich ebenfalls nicht gangbar 
gewesen; auch er widerspräche dem Gleich-

heitsgrundsatz, es wäre außerdem eine ausge­
sprochene formale Delegation. 

Aber auch davon abgesehen kann man die 
Neuregelung einer Krankenversicherung in der 
Frage des Selbstbehaltes so durchführen, daß 
für alle Kassen der Selbstbehalt gilt oder für 
keine, man kann sich aber nicht einzelne 
Kassen dafür heraussuchen. Da die überwie­
gende Mehrheit der Kassen diesen Selbstbehalt 
bereits auf freiwilliger Basis eingeführt hat 
und die Versicherungsvertreter, aber auch die 
Interessenvertretungen, die Kammern und so 
weiter, für die Beibehaltung dieses Selbst­
behaltes eingetreten sind, müssen wir nach den 
Spielregeln der Demokratie diesen Selbstbehalt 
für sämtliche Kassen einführen. 

Die Möglichkeit, bestimmte Gruppen von 
Versicherten auf Grund ihres niedrigen Ein­
kommens vom Selbstbehalt auszunehmen, 
stößt auf technische Schwierigkeiten. Auch 
darauf ist bei den Besprechungen im Ausschuß 
und im Unterausschuß wiederholt hingewiesen 
worden. Ich darf Ihnen ein Beispiel bringen: 
Nach dem Gesetz ist als Beitragsgrundlage das 
Einkommen aus der versicherungspflichtigen 
Tätigkeit anzunehmen. Ein großer Eisen­
händler , der gleichzeitig eine kleine Schlosserei 
betreibt, wird daher, solange das Eisenhandels­
gremium noch keinen Pflichtbeschluß gefaßt 
hat, nur nach seinem geringen Einkommen aus 
der Schlosserei eingestuft, sowohl bezüglich 
des Beitrages als auch bezüglich des Selbst­
behaltes. Diese Regelung ist, sozial gesehen, 
sicherlich nicht ganz verständlich. Sie hängt 
mit dem Versicherungsprinzip zusammen und 
geht auf ein Erkenntnis des Verfassungsgerichts­
hofes zurück. 

Jedenfalls kann man aber nicht, meine ver­
ehrten Damen und Herren, diese Ungerechtig­
keit, solange nicht durch die Pflichtbeschlüsse 
die Versicherungspflicht entsprechend ausge­
dehnt ist, durch eine solche generelle Aus­
nahme vom Selbstbehalt noch potenzieren. 

Bis zu der nach Durchführung der Pflicht­
beschlüsse - wenn wir also dann einen bes­
seren überblick über die ganze finanzielle 
Situation in der Kassa haben werden - in Aus­
sicht genommenen Novellierung werden wir 
auch überprüfen, welche Auswirkungen es 
hätte, wenn vor allem die Erstuntersuchungen, 
also die Diagnostizierung, vom Selbst behalt 
generell ausgenommen würden. Mit einer 
derartigen Regelung könnten wir die geltend 
gemachten Bedenken, die heute, wie ich glaube, 
Herr Kollege Müller hier angeführt hat, zur 
Gänze ausschalten, vor allem aber die Bedenken, 
daß durch den Selbstbehalt ein Versicherter 
daran gehindert würde, den Arzt rechtzeitig 
aufzusuchen. (Abg. H orr: Da8 behaupten die 
Ärzte I) 
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Wenn also heute auch noch als zweites 

Beispiel angeführt wurde, daß sich jemand 
später im Zuge der Therapie die vielen Injek­
tionen wegen des Selbstbehaltes nicht leisten 
könne und sich daher zur Entgegennahme der 
Injektionen nicht entschließen könne, dann 
tritt folgende Situation ein: Entweder ist er 
finanziell leistungsfähig, dann wird er selbst­
verständlich diese Kosten auf sich nehmen, 
weil er weiß, worum es geht. Ist er aber nicht 
leistungsfähig, dann kommt die SozialklauseI 
zum Tragen, dann wird die Kasse in diesem Fall 
eben auf den Selbstbehalt verzichten. Diese 
sozialen Härten beim Selbstbehalt auszuschlie­
ßen, ist eben das Ziel des Antrages, den heute 
Kollege Kulhanek eingebracht hat. 

Das wollte ich vor allem zu den sehr, sehr 
vielseitigen und zahlreichen Kritiken und zu den 
Problemen sagen, die von Ihnen in der letzten 
Woche in den Zeitungen zum Großteil nicht 
ganz richtig dargestellt worden sind. 

Ich darf abschließend folgendes sagen: Ich 
möchte allen Ernstes meiner Hoffnung Aus­
druck geben, daß die Durchführung der Pflicht­
beschlüsse eine echte Erweiterung der Risken­
breite bringen wird, damit wir dann die Mög­
lichkeit haben, und zwar ohne finanzielle Inan­
spruchnahme des Staates, jene Probleme zu 
lösen, die heute noch offen sind. (Beifall bei 
der ÖVP.j 

Präsident Wallner: Zum Wort gemeldet ist 
der Herr Abgeordnete Pfeffer. Ich erteile es 
ihm. 

Abgeordneter Pfeffer (SPÖ): Herr Präsi­
dent! Hohes Haus! Es liegt in der Natur der 
Sache, daß gerade zu diesem Gesetzeswerk in 
der Hauptsache die unmittelbar Beteiligten 
gesprochen haben: Gewerbetreibende, die 
echte Versicherte dieser Kasse sind und die aus 
ihrer Praxis heraus ein Urteil abgeben. Ich 
muß sagen, wenn man dieser schon etwas lang 
dauernden Debatte gefolgt ist, so findet man, 
daß das abgegebene Urteil nicht günstig war. 
Die unmittelbar Beteiligten mußten an dieses 
Gesetz scharfe Kritik anlegen. Mein Vorredner 
mußte eine sehr, sehr lange Zeit aufwenden, 
um vorerst die wichtigsten Teile dieses Gesetzes 
vor dem Hohen Haus zu entschuldigen. 

Ich muß es bedauern: Der heutige Tag 
könnte eigentlich für das Hohe Haus wieder 
einmal ein Höhepunkt beim Auf- und Ausbau 
der sozialen Sicherheit in unserem Lande sein. 
Leider erfüllt dieses Gesetz diese Erwartungen 
nicht. Bedauernd muß ich sagen: Eine gute 
Gelegenheit wurde versäumt, denn das vor­
liegende Gewerbliche Selbständigen-Kranken­
versicherungsgesetz ist leider kein gutes Gesetz. 
Dabei möchte ich dem Unterausschuß zubilligen, 

daß es in dieser kurzen Zeit seit dem 8. Juni 
einfach, was wir in den ersten Sitzungen gesagt 
haben, menschlich nahezu unmöglich war, 
wirklich etwas Fruchtbares zustande zu bringen. 
In diese Zubilligung schließe ich insbesondere 
den Stab der Fachbeamten ein, die Experten, 
die in dieser kurzen Zeit ihr möglichstes getan 
haben, aus diesem Gesetz doch etwas zu 
machen. 

Ich muß auf etwas eingehen, was sich wie ein 
roter Faden durch die Diskussion gezogen hat, 
nämlich auf den konstruktiven Vorschlag der 
Sozialisten in diesem Unterausschuß, die sich 
auf den Standpunkt gestellt haben, mit Rück­
sicht auf diese kurze Zeit solle man nicht das 
vorliegende Gesetzeswerk bearbeiten, sondern, 
ich bitte zu unterscheiden, nicht eine Kurz­
lösung machen - eine solche war unter diesen 
Umständen nicht möglich -, aber eine Über­
brückungslösung, die uns hätte Zeit gewinnen 
lassen, die verschiedenen Probleme, die in 
diesem Gesetz liegen und die in der Diskussion 
aufgetaucht sind, wirklich einer befriedigenden 
Lösung zuzuführen. Ich möchte sagen - ich 
glaube nicht, daß ich bei den im Unterausschuß 
Beteiligten auf Widerspruch stoße -: Die 
Sozialisten haben im Unterausschuß nicht 
etwa eine überbrückungslösung contra legern, 
gegen verfassungsrechtliche Bestimmungen, 
vorgeschlagen, sondern unter Zuhilfenahme der 
Verantwortlichen des Verfassungsdienstes 
wurden konkrete Vorschläge gemacht, wie 
verfassungsmäßig ein gangbarer Weg gefunden 
werden kann, um Zeit für eine gründlichere 
Behandlung dieses Gesetzes zu gewinnen. 

Es ist einige Male gesagt worden: Man kann 
eine Versicherung der Selbständigen nicht mit 
dem ASVG. vergleichen. Ich möchte das daher 
auch nicht tun, obwohl man auch über diese 
Frage verschiedener Meinung sein könnte. 
Aber da das Bauern-Krankenversicherungs­
gesetz um diese Zeit das einjährige Jubiläum 
feiert, möchte ich doch gerade diese zwei 
Gesetze ein wenig miteinander vergleichen. 
Seien Sie mir nicht böse, wenn ich die Bemer­
kung daran knüpfe, daß das eine Gesetz, das 
Gesetz über die Krankenversicherung der selb­
ständigen Landwirte, noch in der Zeit der ver­
lästerten Koalition beschlossen wurde, daß das 
vorliegende Gesetz aber bereits ein Produkt der 
jetzigen Alleinregierung, der Mehrheit dieses 
Hauses ist. Die Unterschiede, die aufgezeigt 
wurden, und die harten Worte der Kritik 
sprechen eigentlich eine recht beredte Sprache, 
was auch schon gasagt wurde; aber nicht 
umsonst wurde gerade darüber soviel geredet. 

Der schwächste Punkt in diesem Gesetz ist 
die Behandlung der Familienversicherung. 
Es ist praktisch nur eine Versicherung des 
Gewerbetreibenden selbst; die Einbeziehung 
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von Frau und Kindern erfordert weitere Bei­
tragsleistungen, die nahezu nicht tragbar sind. 
(Zustimmung bei der SPÖ.j Ich denke da an 
die Konstruktion des Bauern-Krankenversiche­
rungsgesetzes. Dort ist es so, daß mit dem fest­
gesetzten Beitrag nicht nur der landwirt­
schaftliche Besitzer, sondern auch seine Gattin 
und alle Kinder unter 18 Jahren in die Versiche­
l'ung einbezogen wurden. Es ist viel darüber 
gesagt worden, daß man sich das vorerst nicht 
leisten kann, daß man das erst untersuchen 
muß, daß man vorsichtig zu Werke gehen muß. 
Na ja, dem Hohen Haus liegt der gegenständ­
liche Gesetzentwurf vor. Über das, was an 
guten Absichten für die fernere Zukunft be­
steht - nach Prüfungen, nach Erfahrungen 
und so weiter -, können wir heute leider nicht 
abstimmen, sondern es geht um den Inhalt 
dessen, was vorliegt. 

Ich komme nun zur Frage der Beitrags­
leistung. Es ist ein altes Sprichwort: Mit 
Ziffern läßt sich trefflich streiten. Ich bitte, 
mir nur eine Minute bei folgender Rechnung zu 
folgen: 

Der niedrigste Beitrag in der Bauernkranken­
versicherung beträgt monatlich 60 S. Das ist 
der Beitrag, der beim geringsten Einheitswert 
festgesetzt wurde. Die Beitragsgrundlage bei 
der Selbständigenversicherung ist zwischen 
12.000 Sund 48.000 S im Jahr festgesetzt. 
Ich gehe nun von der geringsten Beitragsgrund­
lage - 12.000 S im Jahr - aus. Das sind pro 
Monat 1000 S. 6 Prozent davon sind auch 
diese 60 S. Aber was ist in der Bauernkranken· 
versicherung an Leistung drinnen, und was ist 
in diesem Gesetz enthalten! (Abg. Dr. Hauser: 
Sollen wir als Wirtschafter auch einen Staats­
zuschuß verlangen?) Moment bitte, Herr 
Dr. Hauser! Ich rechne jetzt weiter. Bitte 
folgen Sie mir jetzt noch ein wenig. 

Will ich also nun annehmen, da ß der Bundes­
zl.lschuß - so ist das ja in der Bauernkranken­
versicherung - in der gleichen Höhe gewährt 
wird wie die Beitragsleistung, dann ist dieser 
Beitrag in dieser Stufe von 12.000 S im Jahr 
nicht 60 S, sondern 120 S. 

Wir sind aber jetzt bei dem vorliegenden 
Gesetz: 60 S für den Gewerbetreibenden 
selbst, 50 Prozent davon für seine Gattin. 
So müssen wir bereits weitere 30 S dazurechnen. 
Nun rechne ich noch drei Kinder mit je 15 S 
nach dieser Bemessungsgrundlage, und bO bin 
ich bei einem Beitrag von 135 S: 60 plus 30 
plus 3 mal ] 5, ist 45, zusammen also 135 S. 
Das bedeutet also, daß in der Ba.uernkranken­
versicherung in der niedrigsten Stufe ein Bei­
trag von 120 S ohne Bundeszu~chuß in Betracht 
käme, nach dem vorliegenden Gesetzentwurf 
unter der Annahme von drei Kindern aber ein 
Beitrag von 135 S. 

Ich muß sagen: Billig ist diese Versicherung 
nicht, und in bezug auf die I .. eist.ungen läßt 
sie das meiste zu wünschen übrig. Wenn ich 
jetzt noch anfüge, daß bei einer Zusatzversiche­
rung auf Krankengeld ein weiterer Beitrag von 
9 Prozent verlangt wird, dann unterstreicht 
dies meine Behauptung. 

Ein zweiter Punkt, den ich anführen möchte, 
ist das Kapitel der ärztlichen Hilfe. Wir 
Sozialisten stehen unter dem Eindruck, daß 
es unter den Gewerbetreibenden in Österreich 
91.000 mit einem Einkommen von unter 27.000 S 
gibt. (Abg. Dr. lJI u8sil: Das sind die "Reichen", 
von denen wir sonst immer Mren!) Sie sa.gen, 
Herr Doktor, das sind die Reichen. Ich ·will 
das aufgreifen. Fragen Sie einmal, wenn Sie 
Gelegenheit haben, diese 91.000, ob Sie nicht 
ebenso wie die Unselbständigen an der ärztlichen 
Hilfe als Sachleist.ung auf Grund ihres Ein­
kommens das größte Interesse haben. Ich be­
haupte jedenf~lls: Diese 91.000 selbständigen 
Gewerbetreibenden brauchen die ärztliche 
Hilfe als Sachleistung genauso notwendig wie 
die etwa 2,300.000 Unselbständigen, für die 
ärztliche Hilfe als Sachleistung zu den Funda­
menten ihrer sozialen Krankenversicherung 
gehört. Das ist der zweite Punkt, von dem ich 
sagen möchte, daß es zwischen Ihrer und unse­
rer Auffassung keine Überbrückung geben 
konnte. 

Mit einem Blick schaue ich immer auf die 
Uhr, und ich möchte nun kurz zn einem Kapitel 
übergehen, das ich überschreiben möchte: 
"Verfassungswidrige und verfassungsrechtlich 
bedenkliche Bestimmungen". 

Zu einem wurde schon Stellung genommen, 
nämlich daß es im § 3 heißt, daß es nach Vor­
nahme der Pfiichtbeschlüsse und nachdem eine 
positive Beschlußfassung erfolgt ist, von der 
finanziellen Leistungsfähigkeit der Kassen 
abhängig gemacht werden kann, ob die ver­
ordnungsmäßige Einbeziehung erfolgen kann 
oder nicht. Diese Bestimmung macht das bO 

demokratibch scheinende Pflichtbeschluß. 
system unter Umständen illusorisch. Es wurde 
in der Diskussion angeführt, wenn eine Kasse 
nicht leistungsfähig genug ist, daß man dann 
überlegen muß, ob man nicht Kassen zusam­
menfas8en soll, um leistungsfähigere Gebilde 
zu schaffen. Ich könnte mir den umgekehrten 
"\Veg vorstellen: zuerst diese schwächere Riske 
aufnehmen und dann Maßnahmen setzen -­
nicht Bundeszuschuß, Herr Dr. Hauser, son­
dern wirklich Maßnahmen, wie sie auch in der 
Diskussion erwähnt wurden, Konzentration 
und so weiter -,11m diese Riske tragbar zu 
machen. 

Eine weitere Bestimmung: Im § 8 Abs. 2 
ist angeführt, daß die Anzahl der zur Selbst­
versicherung gemeldeten Personen mit einem 
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Drittel begrenzt ist. Wo ist die Gleichheit 
der Staatsbürger ~ Wenn diese Drittelgrenze 
erreicht ist, werden alle anderen hinausge­
sperrt 1 Das können wir uns nicht gut vor­
stellen. 

Ein weiterer Punkt, auf den ich aufmerksam 
machen möchte: Im § 67 Abs. 1 und 3 sind 
Zahnbehandlung und Zahnersatz ausdrücklich 
zu gesetzliLhen Pflichtleistungen erklärt, ge­
setzlich, wenn das heute beschloRsen wird. 
Im Absatz 3 heißt es aber, daß die Gewährung 
von Zahnbehandlung und Zahnersatz durch die 
freiberuflichen Ärzte und Dentisten nach Maß­
gabe der Bestimmungen der Sa,tzung erfolgt. 
Obwohl also die Zahnbehandlung, die ein sehr 
wichtiger Zweig der Leistungen ist, als Pflicht­
leistung deklariert wird, erfolgt die, wie ich 
meine, unzulässige formalgesetzIiche Dele­
gation an die Satzung. Es besteht dadurch die 
Gefahr, daß 'eine klare gesetzliche Bestimmung 
abgewandelt und verschlechtert wird. 

Eine ähnliche BeRtimmung - das ist schon 
die letzte, die ich anführe - be~teht bei der 
Bemessung des täglichen Krankengeldes. Es 
heißt im Gesetz, es darf 80 vom Hundert der 
Bemessungsgrundlage nicht übersteigen; 
aber die Satzung kann ein Mindestkrankengeld 
fe&tsetzen, das wieder 20 S nicht unterschreiten 
darf. DaR ist ebenfalls eine verfassungsmäßig 
völlig unzulässige formalgesetzliche Delegation 
an die Satzung, obwohl das Gesetz eine andere 
Regelung beabsichtigt. 

Nun kann zu all dem vielleicht gesagt 
werden: Das ist ja nur ein Provisodum, und 
wir haben gute Absichten. Der erste Punkt 
ist das Kapitel der Familienversicherung, der 
zweite Punkt ist eine Verbesserung des Lei­
stungskataloges, der Beitragsbemessung und 
des Umfanges des Personenkreises für die 
Pensionibten. Ein Provisodum hätten wir 
einfacher haben können als dieses umfangreiche 
Gesetzeswerk, das uns vorliegt, wenn Sie den 
Weg beschritten hätten, den wir im Unter­
ausschuß gewiesen haben! 

Ich möchte noch auf eine Sache zurück­
kommen, die schon durch einen Zwischenruf 
reklamiert wurde, und das ist der Erlaß des 
Bundesministeriums, den uns die Frau Mini­
ster im Sozialausschuß bereits angekündigt 
hat, womit das InterreQ:num zwischen dem 
30. Juni lInd dem heutigen Tag überbrückt 
werden soll. An sich ist das eine Notwendigkeit, 
denn die Versicherten können ab 1. Juli nicht 
"in der Luft hängen", sie müssen weiter ver­
sorgt werden. Es wird auch den Meisterkassen 
eine Verantwortung abgenommen, sie brauchen 
nicht direkt contra legern zu arbeiten, sondern 
sie haben durch den Erlaß des Bundesministe­
riums eine Deckung. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Sehr geehrte Frau Minister! Ich denke, .dr 
sind uns darüber im klaren, daß dieser Erlaß 
eigentlich keine Gesetzesgrundlage hat und 
daß mit einern Erlaß - nicht mit einer Ver­
ordnung - ein Spruch des Verfassungsge­
richtshofes natürlich nicht üherbrückt werden 
kann. Ich muß sagen: Das ist der Fluch der 
bösen Tat.. ReIbst das Ministerium ·wird durch 
die Hast, mit der man unter allen Umständen 
versnchte, diese Gesetzesvorlage fertigzustellen, 
in die Situation gebracht, etwas zu tun, was 
einer echten Gesetzesgruncllage entbehrt. 

Im Anhang und im Bericht, der zu diesem 
Gesetz vorliegt, sind auch eine 18. Novelle 
zum ASVG. und eine 15. Novelle zum <i-SPVG. 
vorgesehen. Zu diesen heiden Novellen habe 
ich einige Anträge vorzulegen. Es ist nach der 
jetzigen Rechtslage und wenn dieses Gesetz 
durch da,s Hohe Haus beschlossen wird so, daß 
in der Bauernkrankenversicherung hinsichtlich 
der Anstaltspflege 78 Wochen vorgesehen sind 
und über 78 Wochen hinaus die freiwillige 
Weiterleistung möglich ist. 

Bei dem Gesetz über die Selbständigen­
Krankenversicherung wird überhaupt ein 
unbefristeter Anspruch bestehen, und es ist 
nur reeht und billig, daß auch für den ASVG.­
Bereich die gleiche gesetzliche Behandlung vor­
gesehen wird. 

Ich darf aber sagen, daß man - das hängt 
wieder mit dieser kurzen Beratungsfrist zu­
sammen - auf etwa 70.000 Personen vergessen 
hat" die dadurch schlechter behandelt werden 
als die vorher aufgezählten Berufsgruppen. 
Es sind das die Beamten und Angestellten des 
öffentlichen Dienstes, für die doch ebenfalls 
eine derartige Regelung getroffen werden sollte. 
GenauRo, wie man heute das ASVG. novelliert, 
hätte man auch für diese 70.000 Versicherten 
gleich eine Regelung treffen können. Ich werde 
mir noch erlauben, für diesen Personenkreis 
einen Antrag vorzulegen. 

Es besteht in dieser 18. Novelle noch eine 
weitere sehr beachtenswerte Lücke. Es handelt 
sich um die Krankengelddauer , die im ASVG.­
Bereich 52 W oehen beträgt. Nach Beschluß­
fassung über dieses Gesetz wird nun die un­
angenehme Situation eintreten, daß für einen 
Verheirateten, der sich in Krankenhauspflege 
befindet, wenn der Krankenham;aufellthalt 
über ein Jahr dauert, wohl die Spitalspflege 
weiter gezahlt wird, daß aber keine gesetzliche 
Grundlage besteht, um für seine Angehörigen 
Familiengeld -oder Taggeld für den Ledigen --­
zu bezahlen. Es kann zwar gesagt werden, 
daß der Unterstützungsfonds der Kassen die 
Gelegenheit gibt, diese Lücke zu schließen. 
aber das ist keine echte gesetzliche Regelung. 
die sich darauf verläßt, daß durch einen 
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zweckbestimmten Fonds eine Lücke geschlossen 
wird. Es wäre also eine Notwendigkeit, die 
Dauer ,des Krankengeldanspruches auf 78 Wo­
chen hinaufzusetzen. 

Es gibt aber noch einen zweiten sehr ge­
wichtigen Grund, daß es sicherlich im Sinne 
des Fortschrittes einer modernen Krankenver­
sicherung Hegt, dann einzuspringen, wenn der 
Notstand besonders groß ist, nämlich bei einer 
so langdauernden Erkrankung, die den echten 
Katastrophenfall darstellt. Darf ich am Rande 
in diesem Zusammenhang erwähnen, daß das 
gar nicht so fortschrittlich ist, wie ich es eben 
dargestellt habe. Ich habe zurückgeblättert 
und gefunden, daß in den zwanziger Jahren in 
dem alten Krankenversicherungsgesetz bereits 
ein 78wöchiger satzungsmäßiger Anspruch 
für die Lohnempfänger bestanden hat 
und daß ein solcher Anspruch für die An­
gestellten im Jahre 1927 statuiert wurde, 
daß aber diese Ansprüche mit 1. April 
1935 durch ein Gesetz, das ueide Gruppen, 
Arbeiter und Angestellte, umfaßt hat, wieder 
beseitigt wurden. 

Ich erlaube mir nun, dem Hohen Hause -­
es geht leider nicht anders als durch Verlesung, 
obwohl sie heim Herrn Präsidenten hinterlegt 
sind - die Anträge zur Kenntnis zu bringen. 
Ich tue dies etwas schneller, wie das schon ein 
paarmal geübt wurde. 

Der erste ist der Abänderungsantrag der 
Abgeordneten Pfeffer, Horr, Ing. Häuser und 
Genossen zu der 18. Novelle zum ASVG.: 

Der Nationalrat wolle in zweiter Lesung 
beschließen: 

1. Im Artikel I ist als Ziffer 8 a einzu­
fügen: 

8 a: § 139 Abs. 1 und 2 haben zu lauten: 
,,(1) Krankengeldanspruch besteht für 

ein und denselben Versicherungsfall bis zur 
Dauer von 78 Wochen, auch wenn während 
dieser Zeit zu der Krankheit, die die Arbeits­
unfähigkeit zuerst verursa.chte, eine neue 
Krankheit hinzugetreten ist. 

(2) Als freiwillige Leistung kann das 
Krankengeld über die Höchstdauer nach 
Abs. 1 hinaus weitergewährt werden." 

2. Im Artikel I ist als Ziffer 11 a einzu­
fügen: 

11 a: Dem § 152 ist a.ls Abs. 6 anzufügen: 
,,(6) Als freiwillige Leistung kann das 

Familiengeld und das Taggeld über die in 
Abs. 1 bezeichnete Dauer gewährt werden." 

3. Ziffer 13 ist wie folgt zu fassen: Abs. 1 
und 2 ha.ben zu lauten: 

,,(1) Fällt während des Bezuges von 
Krankengeld eine Pension aus einem der 

Versicherungsfälle der geminderten Arbeits­
fähigkeit an, so hat der Pensionsversiche­
rungsträger dem Krankenversicherungsträ­
ger ab Beginn der 27. Woche des Kranken­
geldbezuges den Aufwand an Krankengeld, 
jedoch höchstens bis zu dem Betrag zu 
ersetzen, mit dem die Pension geruht hat. 

(2) Dem Bezug des Krankengeldes ist bei 
Anwendung des Abs. 1 auoh das Ruhen 
des Krankengeldanspruches nach § 143 
Abs. 1 Z. 2 gleichzustellen." 

4. Im Artikel I Z .. 21 ist als lit. g eIn­
zufügen: 

"g) § 485 a Abs. 2 wird aufgehoben. 
Die bisherige Absatzbezeichnung im Abs. 1 
entfällt. " 

5. Als Artikel II ist einzufügen: 
,,§ 9 Abs. 5 des Bundesangestellten­

Krankenversicherungsgesetzes 1937, BGBL 
Nr. 94/37 in der derzeit geltenden Fassung, 
wird aufgehoben. Die Art. II bis IV er­
halten die Bezeichnung III bis V." 

6. Artikel III hat zu lauten: 
"Die Bestimmungen des Art. I Z. 7 

bis 13 sowie des Art. II sind auch anzu­
wenden, wenn der Versicherungsfall der 
Krankheit beziehungsweise der Arbeitsun­
fähigkeit infolge Kra.nkheit vor dem Wirk­
samkeitsbeginn dieses Bundesgesetzes ein­
getreten ist und der Anspruch auf Anstalts­
pflege am 30. Juni 1966 noch nicht er­
schöpft war." 

Ich würde bitten, daß dieser Abänderungs­
antrag ebenfalls in Verhandlung gezogen wird. 

Zur Komplettierung des vorliegenden Ge­
setzentwurfes und in Berüoksichtigung des 
Lohnpfändungsgesetzes, welches auch in diesem 
Gesetz den letzten Niederschlag finden soll, 
liegt ein Antrag der Abgeordneten Pfeffer, 
Rosa Weber, Altenburger und MeißI mit 
folgendem Inhalt vor: 

Der Nationalrat wolle in zweiter Lesung 
beschließen: 

Der Punkt 7 a soll lauten: 
"Im § 98 a Abs. 4 zweiter Satz ist der 

Betrag von 800 S durch den Betrag von 
900 S zu ersetzen." 
In analoger Weise wird auch ein Abände­

rungsantrag der Abgeordneten Pfeffer, Rosa 
Weber, Altenburger und MeißI zur 15. Novelle 
des Gewerblichen Selbständigen-Pensionsver­
sicherungsgesetzes vorgelegt. 

Der Nationalrat wolle in zweiter Lesung 
beschließen: 

Punkt 1 hat zu lauten: 
"Im § 47 a Abs. 4 des Gewerblichen Selb­

ständigen-Pensionsversicherungsgesetzes ist 
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im zweiten Satz der Betrag von 800 S 
durch den Betrag 900 S zu ersetzen." 

Punkt 1 bis 4 soll 2 bis 5 lauten. 
Ich würde bitten, auch diese zwei Anträge 

in Verhandlung zu ziehen. 
Ich möchte abschließend mit sehr ernster 

Miene feststellen: Es kann Ihnen, meine sehr 
geehrten Damen und Herren, kein Geheimnis 
sein, daß die Einstellung der beteiligten Ver­
sicherten zur Meisterkrankenversicherung bis­
her ziemlich reserviert war. Ich will mich sehr 
vorsichtig ausdrücken: Es ist zu befürchten, 
daß sich nach der Beschlußfassung über das 
Gesetz In dieser Form die selbständigen 
Gewerbetreibenden mit diesem Gesetz noch 
weniger befreunden können. Wir Sozialisten 
hätten über eine solche gesetzliche Regelung 
der Krankenversicherung der Selbständigen 
eine andere - und ohne Überheblichkeit 
möchte ich sagen: bessere - Vorstellung 
gehabt. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsident Wallner: Die vom Redner ange­
kündigten drei Abänderungsanträge liegen mir 
vor. Sie sind gehörig unterstützt und auch 
zur Kenntnis gebracht worden. Sie stehen mit 
zur Debatte. 

Als nächster Redner ist weiter gemeldet der 
Herr Abgeordnete Dr. Scrinzi. Ich erteile ihm 
das Wort. 

Abgeordneter Dr. Scrinzi (FPÖ): Herr Prä<;i­
dent! Meine Damen und Herren! Nachdem 
die Vertreter der unmittelbar Betroffenen, 
dann auch durchaus sachkundige Funktionäre 
aus dem Bereich der Krankenversicherung ge­
sprochen haben, darf ich auch vom Standpunkt 
der Ärzte, die ja auch in diesem Gesetz eine 
entscheidende Aufgabe zugeteilt erhalten, 
einiges bemerken. Daß die freiheitliche Frak­
tion dem Gesetz trotz einer Reihe von Bedenken 
die Zustimmung erteilt, hat mein Parteifreund 
Meißl ja bereits dem Hohen Haus bekannt­
gegeben. 

Wenn ich ganz kurz zurückblenden darf, 
so haben wir in der Regierungserklärung des 
Kabinetts Klaus leider eine Grundsatzerklä­
rung zu dem seit Jahren anstehenden Problem 
der Krankenversicherung in verbindlicher Form 
vermissen müssen, vielleicht, weil man inner­
halb der ÖVP und ihrer Bünde selber noch 
nicht zu einer einheitlichen Auffassung zu 
diesem gewiß sehr wichtigen Thema gekommen 
war. 

Wir können vom ärztlichen Standpunkt aus 
in diesem Gesetz zwei Regelungen begrüßen. 
Die eine, daß im Gegensatz zur Bauern­
krankenvenlicherung dieses Gesetz die Be­
ziehungen zu den Ärzten und die Form der 
ärztlichen Honorierung in klarer Weise regelt, 
und zwar in einer Weise, die von vornherein 

die Zustimmung der österreichischen Ärzteschaft 
hat finden können. Es ist nur sehr bedauerlich, 
daß Sie, meine Herren von der ÖVP, mit 
Rücksicht auf die anderen Verhältnisse, wie sie 
bei der Gesetzwerdung des Bauern-Kranken­
versicherungsgesetzes bestanden, Grundsätze 
aufgegeben haben, die Sie jetzt mit Recht hier 
vertreten. Es wäre damals am Platze gewesen, 
auch für dieses Gesetz aus 1964 ähnliche 
grundlegende Äußerungen hier im Hause zu 
finden. 

Abgeordneter Kulhanek, von dem ich an­
erkennen muß, daß er in einer sehr persön­
lichen Form seine grundsätzliche Stellung­
nahme zur Funktion des Arztes und der Ärzte­
schaft abgegeben hat, hat betont, daß von 
sozialistischer Seite geäußert worden sei, mit 
diesem Gesetz sei gewissermaßen dieser Ver­
sichertenkreis an die Ärzte verkauft oder aus­
geliefert worden. Ich würde es sehr bedauern, 
wenn diese Äußerung so gefallen ist, wie man 
sie eigentlich verstehen muß. Aber ich darf 
daran erinnern, daß vor nicht allzu langer Zeit 
aus ganz gleichem Anlaß von seiten der ÖVP 
unter Hinweis auf das Bauern-Krankenversiche­
rungsgesetz die Äußerung gefallen ist, wir 
Ärzte lehnten dieses Gesetz nur deshalb ab, 
weil es uns daran hindere, dem Bauern die 
letzte Kuh aus dem Stall zu treiben. Also mit 
den Grundsätzen, die die ÖVP in dieser Rich­
tung hat, steht es da etwas problematisch, 
aber ich unterstelle im Zusammenhang mit 
dem in Rede stehenden Gesetz den guten Willen 
in diesen für uns Ärzte wichtigen Grundsatz­
fragen. Nur aus der Überlegung heraus, diese 
Beziehungen und das Verhältnis, das zwischen 
den Versicherten der verschiedensten Kranken­
versicherungen und der Ärzteschaft besteht, 
zu entgiften, habe ich mich zum Wort gemeldet. 

Es ist gar keine Frage, daß in jedem Kran­
kenversicherungsgesetz der Funktion der Ärzte­
schaft zentrale Bedeutung zukommt. Die Rege­
lung der Beziehungen zu den Ärzten auf der 
Grundlage freier privatrechtlicher Verträge wird 
von uns als der Weg mögJicher Regelungen dieser 
Beziehungen überhaupt betrachtet. Wir be­
grüßen deshalb, daß dieses Gesetz auch diesen 
Weg gegangen ist. 

Das Problem ist außerordentlich komplex. 
Man wird zu seiner Lösung nichts beitragen, 
wenn man es emotional sieht und meint, die 
Ärzteschaft vertrete bei der Gesetzwerdung 
derartiger Krankenversicherungsgesetze ledig­
lich den Standpunkt, daß es ein gefährdetes 
Honorar zu verteidigen gelte. Meine Damen 
und Herren! Ich darf Ihnen versichern, daß 
für jeden Arzt, für den Arztsein echte Be­
rufung ist, die Honorarfrage eine unentwegte 
Peinlichkeit ist und daß nichts das Verhältnis 
des Kranken zu seinem Arzt mehr berührt als 
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diese leidige Honorarfrage. Schon im Wort 
"Honorar" kommt zum Ausdruck, daß es 
sich ursprünglich um eine freiwillige Ehren­
gabe gehandelt hat, weil letzten Endes Gesund­
heit, Leben, um die es ja zwischen Patienten 
und Arzt geht, nicht einen materiellen .. Preis 
haben können. Daß aber umgekehrt die Arzte­
schaft nicht unentgeltlich arbeiten, heilen und 
helfen kann, steht auch außer Frage. Hier 
scheiden sich selbstverständlich die Auffassun­
gen grundlegend. Das ist auch sicherlich die 
Ursache, warum dieses Gesetz nicht die Zu­
stimmung der sozialistischen Fraktion hat 
finden können. 

Es ist eben eine der möglichen Auffassungen, 
wenngleich sie von der überwiegenden Mehrheit 
auch der sozialistischen Ärzte abgelehnt wird, 
daß man durch die Schaffung einer Sachlei­
stungsbeziehung zum Arzt dieses schwierige 
Problem lösen könne. Wir glauben nicht, daß 
es so ist, wir sind der Meinung, daß eine solche 
Regelung ganz Wesentliches am Urverhältnis 
des Arztes zum Kranken übersieht und ver­
fälscht. Wir sind der Meinung, daß hier, so 
gut es geht, das freigewählte Verhältnis des 
Kranken zu seinem Arzt möglichst nicht durch 
den Eingriff von dritter Seite her berührt 
werden sollte. Je weniger hier Zwangs­
bestimmungen, Tarifvorschriften in dieses Ver­
hältnis eingreifen, umso besser wird der Arzt 
tätig sein können. Den Gewinn wird letzten 
Endes der behandelte Kranke haben. 

Wir übersehen natürlich nicht, daß das 
Problem außerordentlich komplex ist, daß es 
eine soziale, eine soziologische und eine sehr 
wichtige finanzielle Seite hat. Wir sind gerade 
in der Frage der Bereitstellung ausreichender 
Mittel für die Aufgaben und Zwecke der 
Krankenversicherung echte, natürliche und, 
wie ich sagen muß, in unserer überwiegenden 
Mehrheit wohlwollende Partner der Kranken­
versicherung. Es ist deshalb, glaube ich, 
zweckmäßig, wenn wir uns bemühen, diese 
Verhältnisse möglichst zu versachlichen und 
aus der Sphäre rein emotionaler oder ideolo­
gischer Beurteilung herauszuheben. 

Wir begrüßen deshalb in diesem Gesetz 
grundsätzlich, daß man im § 64 und in den 
§§ 96 bis 99 den bewährten Weg privat­
rechtlicher Beziehungen zwischen Versiche­
rungsanstalten, Versicherten und Ärzten ge­
gangen ist und daß man - und das ist ein 
zweiter wichtiger Punkt - auch mit diesem 
Gesetz den Grundsatz des Selbst behalt es und 
der Kostenbeteiligung aufrechterhalten hat, 
wie er in diesem Versicherungszweig schon seit 
Jahrzehnten zum gegenseitigen Vorteil von 
Versicherten und Ärzten bestanden hat. 

Daß natürlich jedes derartige Gesetz a.uch 
Standesinteressen der Ärzteschaft und der 

Ärztevertreter berührt, ist ganz klar. Wir 
müssen uns vor Augen halten, daß in Österreich 
derzeit 94 Prozent der Bevölkerung durch die 
Krankenversicherung erfaßt sind und daß 
selbstverständlich jede neue derartige Regelung 
- im vor liegenden Falle handelt es sich nur 
bedingt um eine Neuregelung - die Interessen. 
vertretung der Ärzteschaft sehr berührt. 

Man sollte auch das Thema des Selbst· 
behaltes und der Kostenbeteiligung möglichst 
ruhig und sachlich sehen. Gewiß kreuzen sich 
auch hier grundsätzliche Auffassungen, aber 
der Weg des Selbstbehaltes und der Kosten. 
beteiligung ist in einer ganzen Reihe von 
Ländern der freien Welt erfolgreich be­
schritten worden. Ich glaube, daß wir in 
Österreich auf die Dauer nur dann in der Lage 
sein werden, die finanziellen Probleme der 
Krankenversicherung zu lösen - nicht um die 
Honoraransprüche der Ärzte befriedigen zu 
können, sondern um die gesamten hier an· 
stehenden Probleme lösen zu können -, wenn 
wir den Weg des Selbstbehaltes und der Kosten. 
beteiligung weitergehen und zum Teil neu 
beschreiten. 

In Österreich bringt innerhalb der Kranken­
versicherung die bisher geübte Praxis des 
Selbstbehaltes und der Kostenbeteiligung nur 
2,6 Prozent des ganzen Aufkommens der 
Kassen. Im Vergleich dazu sind es in Frank· 
reich 20 Prozent, in Belgien 25 Prozent und 
in Finnland sogar 40 Prozent des Gesamtauf­
kommens der Kassen, das auf diese Weise ein­
gebracht werden kann. Ich glaube nicht, daß 
man deshalb diesen Ländern und ihren Sozial­
versicherungen den Vorwurf machen kann, daß 
sie unsozial seien und daß diese Art von 
Versicherung unbillige Härten mit sich bringe. 

Selbstverständlich - und dem ist ja auch 
im Rahmen dieses Gesetzes Rechnung getragen 
worden - gibt es Versichertengruppen, für 
welche auch eine geringe Selbstbetej]jgung eine 
recht beträchtliche finanzielle und soziale Härte 
mit sich bringen würde. Für diese Fälle sind ja 
auch Ausnahmebestimmungen vorgesehen. 
Aber grundsätzlich sollte man daran festhalten, 
daß ärztliche Leistung von jedem, dem es zu­
gemutet werden kann, in Form der Barleistung 
abzugelten ist und daß die Sachleistung auf 
den Kreis der sozial Bedürftigen beschränkt 
bleiben muß. Ich glaube, daß auch in diesem 
Hause die Zeiten kommen werden, in denen wir 
uns bei anderen Versicherungsgruppen werden 
entschließen müssen, ähnliche Wege zu be­
schreiten, wie sie dieses Gesetz jetzt geht. 

Ich weiß, daß verschiedene Ärztevertreter 
die Frage diskutieren, ob man nicht diagnosti­
sche Leistungen von der Barleistung grund­
sätzlich ausnehmen sollte, um zu verhindern, 
daß der Arzt aus materiellen Erwägungen nicht 
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zeitgerecht und nicht in ausreichendem Umfang 
in Anspruch genommen wird. Ich glaube, daß 
dieses Problem noch keineswegs diskussions­
reif ist beziehungsweise daß die Diskussion 
darüber schon als abgeschlossen betrachtet 
werden könnte. Hier spielen wiederum eine 
ganze Reihe medizinischer, soziologischer und 
sozialer Fragen mit herein, die, wenn wir an 
eine grundlegende Lösung gehen wollen, die 
Dauer haben kann, noch reichlich bedacht 
werden müssen. 

Wir werden aus den Erwägungen, die ich 
eben angeführt habe, dem Abänderungsantrag 
Kulhanek und Genossen auch unsere Zu­
stimmung geben können. Hingegen sind wir 
aus den gleichen Gründen nicht in der Lage, 
dem Entschließungsantrag der Abgeordneten 
Kostroun und Genossen zuzustimmen, weil er 
insbesondere in den Punkten 1 und 2 Regelun­
gen vorschlägt, die wir auS unserer grund­
sätzlichen Haltung heraus ablehnen müssen. 
Das ist im Punkt 1 die Forderung nach der 
grundsätzlichen Sachleistung und im Punkt 2 
die Forderung nach Einbeziehung der Familien­
angehörigen der Versicherten in den Schutz der 
Krankenversicherung ohne jede zusätzliche 
Beitragsleistung. Das würde - wie heute 
schon ausgeführt worden ist - entweder eine 
ganz wesentliche Erhöhung der Beiträge der 
Hauptversicherten zur Folge haben oder den 
staatlichen Zuschuß erforderlich machen. "\\Tir 
aber sind der Meinung, daß wir uns in der 
Krankenversicherung vom System des staat­
lichen Zuschusses schrittweise entfernen und 
zu einem echten Versicherungssystem schreiten 
sollten. 

Im übrigen ist - was ja auch schon betont 
wurde - für die Sachleistung eine Einkommens­
grenze bei derzeit 27.000 S vorgesehen. Diese 
soll entsprechend der Entwicklung jeweils 
erhöht werden. Die ärztlichen Leistungen 
sollen jeweils in eine Relation mit dieser 
Sachleistungsgrenze gebracht werden. 

Meine Damen und Herren! Es ist beklagt 
worden, daß das Gesetz keine einstimmige 
Annahme finden konnte. Ich glaube aber 
- und das ist eine grundsätzliche Anmer­
kung -: Darin kommt die echte Problematik, 
der wir uns gegenübersehen, zum Ausdruck. 
Die nicht einstimmige Annahme von Gesetzen, 
gleich welcher Art, bringt doch nur zum Aus­
druck, daß auch das beste Gesetz ungelöste, 
vielleicht sogar unlösbare Probleme beinhaltet, 
daß also in diesen Dingen eine gewisse Dy­
namik lebt, die sich überhaupt nur sehr schwer 
in eine legislative Form zwingen läßt. 

Wenn dem sozialistischen Minderheits­
bericht vorgeworfen wurde, er sei mit Galle 
geschrieben, so muß ich sagen, daß gegenüber 
dem Zustand, wo derlei Berichte in diesem 

Hause mit schwarz-roter Tinte geschrieben 
wurden, ein ganz eindeutiger Fortschritt auf­
zuweisen ist. Wir begrüßen es, daß dieser 
Fortschritt da ist, auch wenn einmal die eine 
oder andere Gruppe ihren Beitrag mit Galle 
schreiben muß. Mit Blut wird ja Gott sei 
Dank in diesem Hause schon sehr lange nichts 
mehr geschrieben. 

Ich möchte aber aus Anlaß der Bekundung 
unserer Zustimmung zu diesem Gesetz noch 
einmal den Appell an die rechte Seite des 
Hauses richten, nach den gleichen Grund­
sätzen - wir haben es hier mit ganz ähnlichen 
Riskengemeinschaften zu tun - auch unsere 
Bemühungen um eine N ovellierung der Bauern­
krankenversicherung zu unterstützen, denn es 
ist nicht einzusehen, warum wir bei diesem 
Kreis von selbständig Erwerbstätigen in ent­
scheidenden Fragen und insbesondere, was 
die Beziehungen dieser bäuerlichen Versicherten 
und Kranken zu ihren Ärzten anlangt, andere 
Wege gehen sollten als in der gewerblichen 
Versicherung. 

Sie hätten sich sehr viel Verdruß und Ärger 
ersparen können, wenn Sie dieselben Wege 
in der Bauernkrankenversicherung beschritten 
hätten. Deshalb glauben wir, die berechtigte 
Hoffnung aussprechen zu können, daß wir, 
so wie wir in diesem Gesetz mit Ihnen einen 
gemeinsamen Weg gehen konnten - selbst­
verständlichmit einer Reihe von Vorbehalten-, 
auch zu einer gemeinsamen Novellierung der 
Bauernkrankenversicherung kommen, um den 
leidigen Zustand, unter dem alle Beteiligten 
leiden - wie ich zugebe ~, möglichst bald 
beseitigen zu können. (Beifall bei der FPÖ.) 

Präsident Wallner: Zum Wort gemeldet 
hat sich der Herr Abgeordnete Reich. Ich 
erteile es ihm. 

Abgeordneter Reich (ÖVP): Herr Präsident I 
Meine Damen und Herren! Es liegt in der 
Natur eines Gesetzes, das den sozialen Schutz 
für einen verhältnismäßig großen Personen­
kreis betrifft, daß die Diskussion im Ausschuß 
beziehungsweise vor allem hier im Haus 
längere Zeit in Anspruch nimmt. 

Es haben nun Vertreter der verschiedensten 
Gruppen gesprochen. Es liegt vielleicht ebenso 
in der Natur der Sache, daß das eine oder das 
andere Mal Beruf und Mandat nicht ganz 
streng getrennt werden können. Ich habe 
als Abgeordneter in meinem Wahlkreis, in 
dem auch der Herr Abgeordnete Kostroun 
für die Sozialistische Partei gewählt wurde, 
einen sehr großen Wähler stock für die Öster­
reichische Volkspartei, der aus kleinen Leuten 
besteht, aus Arbeitern, Angestellten, Beamten, 
Pensionisten, aus kleinen Selbständigen, Ge­
werbetreibenden, Händlern und ähnlichen 
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mehr. Aus diesem Grund ist es in den ver­
gangenen Monaten unvermeidlich gewesen, 
bei den Versammlungen über Fragen und 
über Probleme der Meisterkrankenversicherung, 
ihres Fortbestandes, ihrer Organisation, ihres 
Leistungsrechtes, der Beitragsleistung und 
ähnliches mehr in Diskussion zu ziehen. 

Meine Damen und Herren! Ich muß hier 
das Bekenntnis ablegen, daß ich aus diesen 
Gesprächen beeindruckt war. Weil ich selbst 
mit dem Allgemeinen Sozialversicherungsgesetz 
und mit der Versicherung der Unselbständigen 
beruflich zu tun habe, bin ich in einer gewissen 
Weise, wie man das manchmal nennt, betriebs­
blind für Dinge, die außerhalb dieser Ein­
richtung bestehen. Ich habe im Verlauf 
des letzten Jahres, seitdem das Erkenntnis 
des Verfassungsgerichtsbofes in bezug auf 
die Meisterkrankenkassen veröffentlicht wor­
den ist, einiges dazugelernt, und ich bin 
dankbar dafür, daß ich dazulernen konnte. 
Ich habe nämlich die Überzeugung gewonnen: 
Man muß nicht alles über einen Leisten 
schlagen. Vor allem konnte ich immer wieder 
den Eindruck mitnehmen, daß viele Ver­
sicherte der Meisterkrankenkassen von sich 
aus diese ihre Einrichtung als eine gute und 
richtige Einrichtung beieichnet haben und 
daß sie betont haben: sie soll in der be­
stehenden Form erhalten bleiben. 

Im besonderen war ich von einer Veran­
staltung beeindruckt, zu der ich eingeladen 
war und die anläßlich des 65jährigen Bestandes 
der Meisterkrankenkasse des Fremdenverkehrs 
für Wien, Niederösterreich und das Burgenland 
abgehalten wurde. Anläßlich dieser Veran­
staltung mußte ich hören, daß man vom 
Gesetzgeber, vom Parlament nichts anderes 
verlangt als die gesetzliche Sicherung dieser 
Einrichtungen. Ich hätte eigentlich erwartet, 
daß bei dieser großen Versammlung der eine 
und der andere Vertreter aufstehen und den 
Wunsch nach einer Veränderung des Lei­
stungsrechtes äußern würde. Es ist aber 
nichts dergleichen geschehen. Es ist nur das 
Verlangen ausgesprochen worden, diese Ein­
richtung zu erhalten und gesetzliC'h zu unter­
mauern. Das hat mich scbon sehr beeindruckt. 
Ich glaube deshalb, daß die Meisterkranken­
kassen in dem Entwurf, der jetzt Gesetz 
werden soll, die Basis gefunden haben, von 
der aus in der Zukunft weitergearbeitet 
werden kann. 

Ich habe einmal bei einer anderen Gelegen­
heit im Zusammenhang mit der Behandlung 
von Sozialversicherungsgesetzen zum Aus­
druck gebracht, daß in unserem Leben eigent­
lich nichts zum Stillstand kommt, daß alles 
-gerade auf dem Gebiete der sozialen Sicher-

heit - irgend wie im Flusse ist. Aus den 
Ausführungen meiner Vurredner, meiner Freun­
de Kulhanek und Dr. Mussil, ist schon hervor­
gegangen, daß auch dieses Krankenversiche­
rungsgesetz für die Selbständigen in der ge­
werblichen Wirtsohaft nichts Endgültiges und 
Abgeschlossenes ist und sein kann, sondern 
daß auch hier das Fließen, die Entwicklung 
zum Ausdruck kommen und zum gegebenen 
Zeitpunkt eine entsprechende Anpassung er­
folgen wird, wenn sie erforderlich ist. 

Meine Damen und Herren ! Nun ein paar 
Worte zu meinem Vorredner, zum Herrn Ab­
geordneten Dr. Scrinzi. Auch in seinen 
Äußerungen ist die Verquickung des Abge­
ordneten mit seinem eigentlichen Beruf als 
Arzt irgendwie zum Ausdruck gekommen. 
Er hat insbesondere gewünscht, daß das 
Verhältnis zwischen Ärzten und Kranken­
kassen versachlicht wird. Das ist nicht nur 
sein Wunsch. Es besteht auch bei den Ver­
tretern der Sozialistischen Partei und bei 
den Vertretern der Österreichischen Volks­
partei in diesem Hause der Wunsch, daß das 
Verhältnis zwischen den Ärzten und den 
gesetzlichen Krankenversicberungsträgern ver­
sachlicht, daß die Emotionen der Vergangen­
heit zurückgestellt werden und daß es zu 
ruhigen und sachlichen Gesprächen kommt. 
Die Entwicklung der Sozialversicherung der 
Bauern und der Unselbständigen ist noch nicht 
abgeschlossen. Auch hier wird sich noch das 
eine und das andere ergeben. Jeder Kranken­
versicherungsträger bedarf der Ärzte, weil die 
Funktion der Krankenversicherung doch nicht 
darin besteht, sich auf die Einhebung von 
Beiträgen zu beschränken, sondern vor allem 
darin, Leistungen 'zu erbringen, in erster Linie 
eben Leistungen, die notwendig sind, wenn ein 
Versicherter erkrankt und den Arzt aufsuchen 
muß. 

Die Kostenbeteiligung oder der Selbst­
behalt ist vom Herrn Abgeordneten Doktor 
Scrinzi als eine Notwendigkeit für die Zukunft 
herausgestellt worden. Ich muß dazu nur 
sagen: Als - ich glaube, es war im Jahre 
1958 - die Kostenbeteiligung in der Form der 
Krankenscheingebühr eingeführt wurde, war 
von seiten der Wiener Ärztekammer keine 
sehr große Begeisterung dafür zu vermerken 
(Abg. Horr: Von neun Ärztekammern haben es 
sieben abgelehnt!), sondern es wurde zunächst 
der Regierung, weil sie eine solche Regierungs­
vorlage in das Haus bringen wollte, und 
nachher dem Parlament der heftigste Vorwurf 
gemacht, mit der Begründung, daß eine solche 
Krankenscheingebühr den Versicherten hin­
dern würde, den Arzt rechtzeitig aufzusuchen. 
Ich entnehme Ihren Ausführungen, aber 
auch anderen Erklärungen, daß sich offen-
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kundig die Meinung etwas gewandelt 
hat. ( Abg. H orr: N ein, er ist nur ein 
Einzelgänger!) Mir ist aber bekannt, daß 
der derzeitige Präsident der Wiener 
Ärztekammer auch nicht gerade mit 
ü bertrie benem Eifer hinter der Einführung 
einer Kostenbeteiligung her ist, sofern sie 
in einem Zusammenhang mit der ärztlichen 
Betreuung steht. Was der Herr Abgeordnete 
Müller gesagt hat, ist in der "Sozialen Sicher­
heit" nachzulesen, die sich in ihrer letzten 
Ausgabe sehr gründlich und eingehend mit 
der Frage der Kostenbeteiligung beschäftigt 
hat und zu einem Schluß kommt, der eben dem 
Schreiber dieser Zeilen als der richtige er­
scheint. 

Meine Damen und Herren! Ich möchte 
dieses Problem heute nicht weiter auswalzen. 
Durch eine Versachlichung der Beziehungen 
zwischen Ärzten und Krankenkassen könnte 
aber tatsächlich viel ereicht und manches, was 
rein emotional bedingt ist, beseitigt werden, 
sodaß die Verhandlungen leichter ablaufen 
würden. 

kam zutage, daß auch Ihr Antrag nicht die 
Möglichkeit böte, ein Gesetz zu vollenden, 
und Sie haben dann eben den Wunsch nach 
weiteren Verhandlungen geäußert. 

Meine Damen und Herren! Ich glaube, daß 
die Überbrückungslösung doch nicht so ein­
fach gewesen wäre, wie das heute dargestellt 
worden ist. Wir hätten uns letztlich dazu 
entschließen müssen, sämtliche Satzungen der 
Meisterkrankenkassen, soweit sie nicht er­
gänzungsbedürftig gewesen wären, zum Gesetz 
zu erheben. Es ist sehr die Frage, ob das eine 
wünschenswerte Übergangslösung gewesen 
wäre, ob man damit nicht vielleicht ein 
Provisorium ad infinitum geschaffen hätte. 
Das war, glaube ich, weder Ihr Wunsch, noch 
konnte es der unsere sein. 

Trotzdem hat der Unterausschuß zahlreiche 
Sitzungen abgehalten, er hat Samstage dazu 
verwendet und manchmal auch die N acht­
stunden. Wir Abgeordneten haben ja in den 
letzten Monaten des öfteren - und wie be­
deutet wurde, auch manchmal in früheren 
Jahren - längere Zeit verhandelt. Ich denke 
zum Beispiel an das Allgemeine Sozialversiche­
rungsgesetz und an andere Gesetze. Ich habe 
nicht immer auf die Uhr gesehen, aber wir 
haben manche Nachtstunde dafür verwendet. 
Ich glaube also, daß es durchaus möglich 
gewesen wäre, wenn Sie nicht aus diesem 
Ausschuß ausgeschieden wären, sondern an 
den Beratungen teilgenommen hätten, da 
und dort noch rechtzeitig eine Annäherung 
und eine Angleichung herbeizuführen. 

Der Herr Abgeordnete Pfeffer hat gemeint, 
daß dieser vom Ausschuß mit Mehrheit be­
schlossene Entwurf für ein Gewerbliches Selb­
ständigen-Krankenversicherungsgesetz kein gu­
ter Entwurf ist und damit kein gutes Gesetz 
wird. Meine Damen und Herren! Es erscheint 
natürlich, daß der Herr Abgeordnete Pfeffer 
und die Vertreter der Sozialistischen Partei 
dieses Gesetz als schlechtes Gesetzeswerk 
bezeichnen, weil sie es ja ablehnen, und ein 
gutes Gesetz könnten sie nicht ablehnen. 
Das ist also der Grund für die Ablehnung. Der Herr Abgeordnete Pfeffer meinte ferner, 

Als ein anderer GIund wird geltend gemacht, man möge doch das Bauernkrankenkassen­
daß zuwenig Zeit zur Beratung gewesen wäre. gesetz ansehen und mit diesem Selbständigen­
Meine Damen und HeITen! Mir fällt dabei Krankenversicherungsgesetz vergleichen. Ich 
ein, daß auch der Herr Abgeordnete Ko- glaube, daß dieser Vergleich nicht angestellt 
strou,n mit seinen Parteifreunden einen Initi- werden kann, weil unsere Landwirte ja bis 
ativantrag bezüglich Schaffung eines Gewerb- dahin keinen gesetzlichen Krankenversiche­
lichen Selbständigen-Krankenversicherungsge- rungsschutz kannten, in keiner wie immer 
setzes eingebracht hat. Ich glaube, es war gearteten Form. Bei ihnen bestanden keine 
am selben Tag oder einen Tag nach dem Bauernkrankenkassen in der Weise, wie es 
Antrag der Abgeordneten Kulhanek, Dr. Mussil bereits die Meisterkrankenkassen gegeben hat. 
und Dr. Hauser. Wenn ich mich recht erinnere, (Abg. H orr: Für die Arbeitnehmer genauso!) 
ist in Ihrem Entwurf auch keine Übergangs- Die Meisterkrankenkassen haben sich im 
lösung vorgesehen gewesen. Dieser Initiativ- Laufe der Jahrzehnte verschieden entwickelt. 
antrag ging von der gleichen Tatsache aus, Die Krankenkasse des Handels ließ sich 
daß der Verfassungsgerichtshof den Meister- ganz einfach nicht unter denselben Hut 
krankenkassen die gesetzliche Basis entzogen bringen wie die Meisterkrankenkasse des Hand­
und den Gesetzgeber verpflichtet hat, späte- werks. Hierin lag auch die wesentlichste 
stens bis zum 30. Juni des heurigen Jahres Schwierigkeit für die Schaffung eines ent­
eine gesetzlich einwandfreie Lösung zu finden. sprechenden Gesetzeswerkes, das eine Zu. 
Sie haben mit Ihrem Antrag offenkundig das sammenfassung herbeigeführt hätte. Das 
gleiche Ziel angestrebt, nämlich bis zu diesem Bauernkrankenkassengesetz hat also keinen 
Zeitpunkt - also bis zum 30. Juni - eine Vorgänger gehabt. 
gesetzliche Lösung zu treffen. (Abg. K 0- Meine Damen und Herren! Ich möchte nun 
stroun: Wegen dieses Zeitmangels!) Erst im zu einem Thema einiges sagen, das mich im 
Verlauf der Beratungen im Unterausschuß I besonderen berührt und das auch von Herrn 
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~bgeord~eten Pfe.ffer ange.schnitten worden I versiche~ungsgesetz als ~fli.chtleistung .fest-
1St; es 1st das dIe Novelherung des AUge- gelegt wIrd, und zwar, so WIe 1m SelbständIgen­
meinen Sozialversicherungsgesetzes. Das Selb- Krankenversicherungsgesetz, als unbefristete 
ständigen-Krankenversicherungsgesetz bedingt Pflichtleistung. 
eine N ovellierung des Allgemeinen Sozial­
versicherungsgesetzes, des Gewerblichen Selb­
ständigen-Pensionsversicherungsgesetzes und 
auch des Gesetzes über den sozialversicherungs­
rechtlichen Schutz der Präsenzdienstpflichti­
gen, vor allem deshalb, weil das Gesetz über die 
Selbständigen-Krankenversicherung für die bis­
her bestehenden Meisterkrankenkassen andere 
Bezeichnungen gewählt hat. 

Daneben hat sich schon seit längerer Zeit 
im Allgemeinen Sozialversicherungsgesetz eine 
Härte gezeigt, die die Betroffenen besonders 
empfunden haben, wenn sie das Unglück 
hatten, sich längere Zeit in Spitalspflege be­
finden zu. müssen. Das Allgemeine Sozial­
versicherungsgesetz hat nämlich für die Ge­
währung der Anstaltspflege an die Versicherten 
und deren Familienangehörigen eine bestimmte 
Frist gesetzt, und zwar eine Höchstfrist von 
52 Wochen für die Versicherten und von 
26 Wochen für die Familienangehörigen. Diese 
Befristung hat dazu geführt, daß in einzelnen 
Fällen bei einer Erkrankung über diese Frist 
hinaus von den Krankenversicherungsträgern 
nach dem Wortlaut des Gesetzes die Kosten 
für die Anstaltspflege nicht getragen werden 
konnten. Die Krankenversicherungsträger ha­
ben sich aber in einer anderen Form geholfen. 
Sie haben in jenen Fällen, wo dies zweckmäßig 
erschien, nach Prüfung des Sachverhalts aus 
dem sogenannten Unterstützungsfonds einen 
Zuschuß zu den Kosten gewährt, die dem 
Versicherten oder dessen Angehörigen er­
wachsen sind, wenn sie vom Spitalserhalter 
zur Tragung der Kosten verpflichtet wurden. 
(Abg. H orr: Wenn einer da war 1) Wenn einer 
da war, selbstverständlich. Wenn keiner da 
war, dann hatte unter UmBtänden der Für­
sorgeträger für die Kosten aufzukommen. 

Meine Damen und Herren! Wir haben 
versucht, mit einem Antrag der Abgeordneten 
Reich, Altenburger, Vollmann und Genossen 
diese besondere Härte zu beseitigen, und 
haben im Juni dieses Jahres einen diesbezüg­
lichen Abänderungsantrag zum Allgemeinen 
Sozialversicherungsgesetz eingebracht. 

Die Behandlung des Gewerblichen Selb­
ständigen -Kranken versicherungsgesetzes im 
Unterausschuß hat es ermöglicht, schon im 
Unterau.sschuß diese Frage zu prüfen. Der 
Unterausschuß hat sich entschlossen, in einer 
18. Novelle zum ASVG. nicht nur die not­
wendigen textlichen Veränderungen, sondern 
auch eine Ergänzung in dem Sinn vorzunehmen, 
daß die Anstaltspflege für die Krankenversiche­
rungsträger nach dem Allgemeinen Sozial-

Der Initiativantrag selbst ist nicht zur 
Behandlung gekommen, er ist auch nicht dem 
Unterausschuß zugewiesen worden, sondern 
der Unterausschuß hat von sich aus in Analogie 
zum Selbständigen-Krankenversicherungs­
gesetz diese Ergänzung vorgenommen. Der 
Entwurf des Selbständigen-Kranken ver­
sicherungsgesetzes hat diese unbefristete An­
staltspflege vorgesehen, sicherlich von der 
richtigen Überlegung ausgehend, daß bei einer 
längerdauernden Erkrankung auch entspre­
chende Mehraufwendungen entstehen und die 
Kranken nicht noch dazu verhalten werden 
sollen, die Spitalskosten zu bezahlen. 

Meine Damen und Herren! Dieser Antrag 
ist der Sozialistischen Partei als nicht zu­
reichend erschienen. Es ist schon im Ausschuß 
und nun auch hier im Hause vom Herrn Abge­
ordneten Pfeffer beantragt worden, daneben 
noch weitere Leistungen zu gewähren. Vor 
allem wird vorgeschlagen - ich hoffe, diesen 
Antrag richtig verstanden zu haben -, daß 
auch das Krankengeld für einen längeren 
Zeitraum gewährt werden soll, und zwar 
in Zukunft für 78 Wochen statt für 52 Wochen. 
Weiters wird vorgeschlagen, das Familien­
und Taggeld als freiwillige Leistung zu ge­
währen, und zwar für die gleiche Zeit, als 
in Zukunft Leistungen für den Spitalsaufent­
halt erbracht werden. 

Vlir haben uns bedauerlicherweise schon im 
Unterausschuß nicht in der Lage gesehen, 
diesen Abänderungs- oder Ergänzungsanträgen 
zuzustimmen. Nicht weil wir hartherzig wären 
oder nicht verstünden, worum es geht, sondern 
darum, weil wir 'ganz einfach nicht in der Lage 
sind, im Rahmen eines Initiativantrages oder 
eines Ausschußantrages die ganze Konse­
quenz einer solchen Erweiterung abzusehen. 
Ich habe im Ausschuß vor allem darauf hin­
gewiesen, daß die Geschäftsordnungsbestim­
mungen meiner Meinung nach so aufzufassen 
sind, daß der Ausschuß weitere Anträge dann 
stellen kann, wenn sie mit dem Anlaßantrag 
in einem engen Zusammenhang stehen. 
Der Anlaßfall ist das Selbständigen-Kranken­
versicherungsgesetz, und in diesem Gesetz 
wird eine leistungsrechtliche Bestimmung ge­
troffen, die auch für das Allgemeine Sozial­
versicherungsgesetz von Bedeutung ist. (Abg. 
Ing. Häuser: Das glauben Sie doch selbst 
nicht, was Sie da sagen I) Herr Kollege Ing. Häu­
ser, ich glaube, daß wir doch die andere Taktik 
nicht einschlagen sollten ... (Abg. Ing. Häuser: 
Das ist wirklich nicht zu glauben 1 Weil es von 
uns kommt, haben Sie es abgelehnt 1) Umgekehrt: 
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Weil die Österreichische Volkspartei emen 
Vorschlag gemacht hat, haben Sie sich be­
müßigt gefühlt, über diesen Vorschlag hinaus­
zugehen und ihn zu erweitern. 

Meine Damen und Herren! Wir gehen doch 
nicht fehl ... (Abg. H orr: Das kostet für ganz 
Österreich 600.000 S!) Ja, für die Verlängerung 
der Anstaltspflege ! Aber der Aufwand für die 
anderen Vorschläge ist wesentlich größer. 
(Abg. H orr: Das kostet 10 Millionen für ganz 
Österreich!) In Ihrer Begründung haben Sie 
zirka 10 Millionen Schilling genannt. Ich 
nehme an, daß wir in absehbarer Zeit ver­
schiedene Sozialgesetze einer Novellierung un­
tel'ziehen werden. Ich glaube, daß es richtig 
und notwendig ist, bei dieser Gelegenheit 
auch diese Frage zu prüfen und auch den 
betroffenen Krankenversicherungsträgern die 
Möglichkeit zu geben, von ihrer finanziellen 
Situation aus zu dieser Frage Stellung zu 
nehmen. 

Meine Damen und Herren! Wenn auch die 
Lage der gesetzlichen Krankenversicherung 
in Österreich nicht bedrohlich ist, so gibt uns 
doch der Tätigkeitsbericht des Rechnungshofes 
für das Jahr 1965 eine sehr gute, sehr brauch­
bare Übersicht. Ich freue mich, daß der 
Herr Präsident des Rechnungshofes bei der 
Behandlung des Tätigkeitsberichtes für das 
Jahr 1964 meine Anregung aufgenommen hat, 
den künftigen Tätigkeitsberichten einen um­
fassenden Überblick über die Lage der öster­
reichischen Sozialversicherung beizufügen. Das 
ist auch tatsächlich geschehen. (Abg. H orr: 
Schauen Sie sich das Jahr 1965 an! Das wissen 
Sie genau!) Ich habe mir das Jahr 1965 auch 
angesehen, Herr Abgeordneter Horr, selbst­
verständlich! 

Ich stelle eben fest, daß die Lage der 'gesetz­
lichen Sozialversicherung in Österreich keines­
wegs bedrohlich ist, wenn wir sie summarisch 
betrachten. Es sieht bedauerlicherweise etwas 
anders aus - und das ist allen, die mit der 
Sozialversicherung oder mit der Kranken­
versicherung zu tun haben, bekannt - im 
Hinblick auf die einzelnen Krankenversiche­
rungsträger. Da gibt es eben strukturell 
bedingte Unterschiede, an denen wir nicht 
vorbeigehen dürfen. Gerade die Landwirt­
schaftskrankenkassen leiden sehr stark unter 
dieser Strukturänderung. 

Ich weiß, was der Herr Abgeordnete Horr 
jetzt meint, wenn er auf eine Äußerung des 
Herrn Abgeordneten Dr. Mussil hinweist (Abg. 
Harr: Jawohl!), der von der Vergrößerung 
der Riskengemeinschaft durch die Zusammen­
legung von Krankenversicherungsträgern ge­
sprochen hat. (Abg. H orr: Er hat da8 richtig 
erfaßt !) Meine Damen und Herren! Man kann 
alles überlegen und prüfen. Ich weiß, daß 

nieser ·Wunsch schon seit längerer Zeit besteht. 
Aber auf der anderen Seite ist doch zu sagen: 
Der Berufsstand der Landwirtschaft ist nicht 
ganz mit dem des Gewerbes und der Industrie 
zu vergleichen. Schließlich und endlich wurde 
auch in diesem Hause beschlossen, für die 
Arbeiter und Angestellten in der Landwirtschaft 
eine eigene Krankenversicherung im Hinblick 
auf die besonderen Verhältnisse dieses Berufs­
standes zu schaffen. 

Meine Damen und Herren! Ich glaube, die 
heutige Diskussion war gründlich, war auch 
lange genug, und ich darf mich nun kurz fassen 
und zum Schluß sagen: Wir halten unseren 
Antrag zur Beseitigung von Härten im All­
gemeinen Sozialversicherungsgesetz in bezug 
auf die Leistung für die Anstaltspflege auf­
recht. Wir bedauern aber, den anderen Anträ­
gen heute nicht beitreten zu können. 

Die Österreichische Volkspartei freut sich 
darüber, daß in einigen Härtefällen ohne partei­
politische Propaganda Abhilfe geschaffen 
wurde. Sie können uns eine parteipolitische 
Propaganda in dieser Sache nicht nachweisen, 
während in der "Arbeiter-Zeitung" ständig 
darauf hingewiesen wurde, es handle sich hier 
um ein Verlangen der Kassen, um ein Verlangen 
der Sozialisten und ähnliches mehr. Ich habe 
das Gefühl, daß Sie in der Hitze des Gefechtes 
übersehen haben, daß hier eine Härte, die nur 
ganz wenige Personen betrifft, beseitigt wer­
den muß. (Abg. Ing. Häuser: Wir haben es 
schon lange genug verlangt! Sie haben es immer 
abgelehnt!) Wir haben es nicht abgelehnt, 
wir stimmen heute auch zu und hoffen, daß die 
Gesetze, die wir heute beschließen, auch für 
die Zukunft praktisch und brauchbar sind. 
(Beifall bei der Ö V P.) 

Präsident Wallner: Zum Wort gemeldet 
hat sich die Frau Minister Rehor. Ich erteile 
es ihr. 

Bundesminister für soziale Verwaltung Grete 
Rehor: Herr Präsident! Meine sehr verehrten 
Damen und Herren! Erlauben Sie mir eine 
ganz kurze Bemerkung zu der zitierten Äuße­
rung über den Erlaß des Bundesministeriums 
für soziale Verwaltung. Allen Damen und Her­
ren hier im Hause ist bekannt, worauf ja wie. 
derholt die Debatteredner Bezug genommen 
haben, daß mit 30. Juni das Leistungsrecht im 
Bereich der Meisterkrankenkassen zu Ende 
gegangen ist und daß wir hier eine Lücke aus­
weisen, bei der es - und ich zitiere die Begrün­
dung des Herrn Abgeordneten Pfeffer - not­
wendig war, sie durch eine Überbrückungsmaß­
nahme zu schließen. Er sagte wortwörtlich: 
Im Bereich der gewerblichen Selbständigen 
gibt es rund 93.000 Personen mit einem Jahres­
einkommen unter 27.000 S. Wenn ein Gewerbe-
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Bundesminister Grete Rehor 
treibender in der Zeit vom 30. Juni bis zu dem 
Tag, an dem das neue Gesetz - nachdem noch 
der Bundesrat in der nächsten Woche seine 
Zustimmung geben muß - in Kraft treten 
wird, erkrankt, wäre demnach eine echte Härte 
in der Richtung entstanden, daß eben dieser 
erkrankte Gewerbetreibende keine Leistungen 
aus der Krankenversicherung hätte in Anspruch 
nehmen können. 

Man kann rechtlich verschiedener Meinung 
sein, ob eine Gesetzeslücke mit einem Erlaß 
geschlossen werden kann. (Abg. Gratz: Ein 
neues Notverordnungsrecht!) Aber ich denke, 
daß wir eine Lücke auch mit, einer sozialen 
Maßnahme überbrücken können. Und wir 
wollen versuchen, einen echten Notstand, der 
höchstens drei Wochen währt, in dieser Weise 
zu überbrücken. 

Ich darf in diesem Zusammenhang noch 
darauf verweisen, daß im Sozialausschuß 

auch das wurde hier zitiert 
von mir eine Äußerung bereits in der Rich­
tung gemacht worden ist, daß keine Lücke 
entstehen soll und daß versucht werden muß, 
eine Überbrückung zu finden. 

Das Bundesministerium für soziale Verwal­
tung will sich nicht reinwaschen, möchte aber 
doch durch mich mit einem Satz zum Aus­
druck bringen, daß wir rechtzeitig darauf ver­
wiesen haben, daß, wenn nicht ein neues Gesetz 
zustandekommt, eine Lücke mit der Auswir­
kung von Härten entstehen wird. Wir wollen 
auch feststellen, daß wir einen Vorschlag für 
ein Übergangsgesetz unterbreitet haben, daß 
aber nach der Überprüfung durch den Ver­
fassungsdienst der Entwurf nicht einwandfrei 
unter Beweis gestellt hat, daß dieses Über­
gangsgesetz wirklich auch vor der Verfassung 
bestanden hätte. 

Ich darf schon zum Schluß kommen und 
sagen, daß wir vielleicht in gewissen Zeiten 
manchmal einander einen Vorwurf machen, 
aber es sollte vielleicht doch nicht dazu kom­
men, einen Vorwurf dann zu erheben, wenn 
es gilt, einen Notstand durch eine soziale 
Maßnahme zu überbrücken. (Beifall bei der 
ÖVP.) 

Präsident Wallner: Zum Wort ist niemand 
mehr gemeldet, die Debatte ist geschlossen. 
Der Herr Berichterstatter hat das Schlußwort. 

Berichterstatter Staudinger (Schlußwort) : 
Hohes Haus! Ich habe noch auf folgendes 
hinzuweisen: In dem Entwurf des Bundes­
gesetzes über die Krankenversicherung der in 
der gewerblichen Wirtschaft selbständig Er­
werbstätigen, der dem Ausschußbericht ange­
schlossen ibt, scheinen zwei Druckfehler auf. 
Auf Seite 8 § 7 Abs. 3 lit. c ist folgende Ände-

rung notwendig: Hier wird der Satz zur Auf­
zählung in a), b), c) unterbrochen, und die 
Beendigung der Unterbrechung soll darin 
ersichtlich wE'rden, daß nach der eingeschalte­
ten, in Klammer gestellten Bezeichnung ,,( ~ 10 
Abs. 10)" eine volle neue Zeile ab den Worten 
"solange die zur Weiter versicherung berech­
tigte Person" und so weiter eingeschaltet wird. 

Ferner auf Seite 41 § 143 Abs. 1. Da heißt 
es in der viertletzten Zeile von unten: "solange 
sie die Berichtigung", und heißen soll das: 
"solange sie die Berechtigung". 

Ich beantrage, daß diese Druckfehlerbe­
richtigungen zur Kenntnis genommen werden. 

Präsident Wallner: "Vir gelangen nunmehr 
zur Abstimmung, die ich über jeden der vor­
liegenden Gesetzentwürfe getrennt vornehme. 

Wir kommen nunmehr zur Abstimmung über 
den Entwurfdes Gewerblichen SeI bs tänd igen­
Kranken versicherungsgesetzes. Es Hegen 
hiezu Abänderungsanträge vor. Ich lasse daher 
paragral'henweise abstimmen. 

Zu den §§ 1 bis einschließlich 4 Abs. 3 liegen 
keine Abänderungsanträge vor. Ich lasse 
daher hierüber unter einem abstimmen und 
bitte jene Damen und Herren, die diesen Teilen 
des Gesetzentwurfes in der Fassung des Aus­
schußberichtes ihre Zustimmung geben, sich 
von den Sitzen zu erheben. - Das ist die Mehr­
heit. Angenommen. 

Zu § 4 liegt ein Antrag der Abgeordneten 
MeißI und Genossen auf Einfügung eines 
neuen Absatzes 4 vor. Ich lasse über diesen 
Zusatzantrag abstimmen und bitte jene Damen 
und Herren, die diesem Antrag der Abgeordne­
ten MeißI und Genossen ihre Zustimmung 
geben, sich von den Sitzen zu erheben. - Das 
ist die Mjnderheit. Abgelehnt. 

Zu den §§ 5 bis einschließlich 47 Abs. 4 
liegen mit Ausnahme der Berichtigung des 
Herrn Berichterstatters zu § 7 Abs. 3 keine 
Abänderungsanträge vor. Ich lasse daher 
hierüber unter einem abstimmen und bitte 
jene Damen und Herren, die diesen Teilen des 
Gesetzentwurfes in der Fassung des Aus­
schußberichtes sowie der Berichtigung des 
Herrn Berichterstatters zu § 7 Abs. 3 zustim­
men, sich von den Sitzen zu erheben. - Das 
ist die Mehrheit. Angenommen. 

Zu § 47 liegt ein Antrag der Abgeordneten 
Kulhanek und Genossen auf Anfügung eines 
neuen Absatzes 5 vor. Ich lasse über die Ein­
fügung eines neuen Absatzes 5 in der Fassung 
des Antrages der Abgeordneten Kulhanek und 
Genossen abstimmen und bitte jene Damen und 
Herren, die hiezu ihre Zustimmung geben, sich 
von den Sitzen zu erheben. - Das ist einstim­
mig angenommen. 
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Präsident Wallner 
Zu den §§ 48 bis einschließlich 64 liegen 

keine Abänderungsanträge vor. Ich lasse 
daher über diese Teile des Gesetzentwurfes in 
der Fassung des Ausschußberichtes abstimmen 
und bitte jene Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung geben, sich von den Sitzen 
zu erheben. - Das ist die Mehrheit. Ange­
nommen. 

Zu § 65 liegt ein Zusatzantrag der Abgeord­
neten Kulhanek und Genossen auf Anfügung 
eines letzten Satzes im Absatz 4 vor. Ich lasse 
zuerst über § 65 in der Fassung des Ausschuß­
berichtes abstimmen und sodann über den 
Zusatzantrag. Ich bitte jene Damen und 
Herren, die dem § 65 in der Fassung des Aus­
schußberichtes zustimmen, sich von den Sitzen 
zu erheben. - Das ist die Mehrheit. Ange­
nommen. 

Ich lasse nunmehr über den Zusatzantrag 
der Abgeordneten Kulhanek und Genossen 
auf Anfügung eines letzten Satzes im Absatz 4 
abstimmen und bitte jene Damen und Herren, 
die hiezu ihre Zustimmung geben, sich von den 
Sitzen zu erheben. - Das ist einstimmig ange­
nommen. 

Zu den übrigen Teilen der Vorlage liegen 
mit Ausnahme der Berichtigung des Herrn 
Berichterstatters zu § 143 Abs. 1 keine Abände­
rungsanträge vor. Ich bitte jene Damen und 
Herren, die diesen Teilen des Gesetzentwurfes 
samt Titel und Eingang in der Fassung des 
Ausschußberichtes und unter Berücksichtigung 
der Berichtigung zu § 143 Abs. 1 ihre Zustim­
mung geben, sich von den Sitzen zu erheben.­
Das ist die Mehrheit. 

Damit ist die zweite Lesung beendet. 
Der Berichterstatter beantragt die sofortige 

Vornahme der dritten Lesung. Wird dagegen 
ein Einwand erhoben? - Es ist dies nicht der 
Fall. 

Ich bitte jene Frauen und Herren, die dem 
vorliegenden Gesetzentwurf auch in dritter 
Lesung ihre Zustimmung erteilen, sich von 
den Sitzen zu erheben. - Das ist die Mehr­
heit. Der Gesetzentwurf ist somit auch in 
dritter Lesung angenommen. 

Wir kommen nunmehr zur Abstimmung 
über den von den Abgeordneten Kostroun, 
Adam Pichler, Müller und Genossen zu diesem 
Gesetzentwurf eingebrachten Entschlie­
ßungsantrag, der vom Antragsteller bereits 
verlesen worden ist. Ich bitte jene Damen und 
Herren, die diesem Entschließungsantrag ihre 
Zustimmung geben, sich von den Sitzen zu 
erheben. - Das ist die Minderheit. Abge­
lehnt. 

Wir kommen nunmehr zur Abstimmung über 
den Entwurf der 18. Novelle zum Allgemei­
nen Sozialversicherungsgesetz. Da hie-

zu Abänderungsanträge vorliegen, werde ich 
punkteweise abstimmen lassen. 

Zu Artikel I bis einschließlich Punkt 7 liegen 
keine Abänderungsanträge vor. Ich lasse 
hierüber unter einem abstimmen und bitte 
jene Damen und Herren, die diesen Teilen der 
Vorlage in der Fassung des Ausschußberichtes 
ihre Zustimmung geben, sich von den Sitzen 
zu erheben. - Das ist einstimmig angenommen. 

Es liegt mir nun ein gemeinsamer Antrag der 
Abgeordneten Pfeffer, Altenburger, Meißl und 
Genossen auf Einfügung eines neuen Punktes 
7 a vor, durch den der § 98 a Abs. 4 des ASVG. 
geändert werden soll. Ich lasse über diesen 
gemeinsamen Antrag auf Einfügung dieses 
neuen Punktes 7 a abstimmen und bitte jene 
Damen und Herren, die hiezu ihre Zustimmung 
geben, sich von den Sitzen zu erheben. - Das 
ist einstimmig angenommen. 

Zu Punkt 8 liegt kein Abänderungsantrag 
vor. Ich lasse hierüber abstimmen und bitte 
jene Damen und Herren, die diesem Punkt in 
der Fassung des Ausschußberichtes ihre Zu­
stimmung geben, sich von den Sitzen zu erhe­
ben. - Das ist einstimmig angenommen. 

Es liegt mir nun ein Antrag der Abgeordneten 
Pfeffer und Genossen auf Einfügung eines neuen 
Punktes 8 a vor. Ich lasse hierüber abstimmen 
und bitte jene Damen und Herren, die der 
Einfügung dieses neuen Punktes 8 a ihre Zu­
stimmung geben, sich von den Sitzen zu erhe­
ben. - Das ist die Minderheit. Abgelehnt. 

Zu den Punkten 9 bis einschließlich 11 liegen 
keine Abänderungsanträge vor. Ich lasse 
hierüber unter einem abstimmen und bitte 
jene Damen und Herren, die diesen Punkten 
in der Fassung des Ausschußberichtes ihre 
Zustimmung geben, sich von den Sitzen zu 
erheben. - Das ist einstimmig angenommen. 

Es liegt mir ein Antrag der Abgeordneten 
Pfeffer und Genossen auf Einfügung eines neuen 
Punktes 11 a vor. Ich lasse über diesen Antrag 
abstimmen und bitte jene Damen und Herren, 
die hiezu ihre Zustimmung geben, sich von den 
Sitzen zu erheben. - Das ist die Minderheit. 
Abgelehnt. 

Zu Punkt 12 liegt kein Abänderungsantrag 
vor. Ich bitte jene Damen und Herren, die 
diesem Punkt in der Fassung des Ausschuß­
berichtes ihre Zustimmung geben, sich von 
den Sitzen zu erheben. - Das ist einstimmig 
angenommen. 

Zu Punkt 13 liegt ein Antrag der Abgeord­
neten Pfeffer und Genossen vor, demzufolge 
nicht nur der Absatz 2 des § 320 a ASVG. 
- wie auch in der Fassung des Ausschuß­
berichtes vorgesehen -, sondern auch der 
Absatz 1 eine neue Fassung erhalten soll. 
Ich lasse zuerst über diesen Antrag zu Punkt 13 
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Präsident WaUner 
abstimmen und sodann über Punkt 13 in der Ich bitte jene Frauen und Herren, die dem 
Fassung des Ausschußberichtes. Ich bitte vorliegenden Gesetzentwurf auch in dritter 
jene Damen und Herren, die dem Antrag der Lesung ihre Zustimmung erteilen, sich von den 
Abgeordneten Pfeffer und Genossen zu Punkt 13 Sitzen zu erheben. - Das ist einstimmig. 
ihre Zustimmung geben, sich von den Sitzen Der Gesetzentwurf ist somit auch in dritter 
zu erheben. - Das ist die Minderheit. Abge- Lesung angenommen. 

lehnt. Wir kommen nunmehr zur Abstimmung 
Ich lasse nunmehr über Punkt 13 in der über den Entwurf der 15. Novelle zum Gewerb­

Fassung des Ausschußberichtes abstimmen lichen Selbständigen-Pensionsversiche­
und bitte jene Damen und Herren, die hiezu rungsgesetz. Auch hiezu liegt ein Abände­
ihre Zustimmung geben, sich von den Sitzen rungsantrag vor. Ich lasse daher punkteweise 
zu erheben. - Das ist einstimmig angenom- abstimmen. . 
men. E I siegt mir ein gemeinsamer Antrag der 

Zu den Punkten 14 bis einschließlich 21 Abgeordneten Pfeffer, Altenburger, Meißl und 
lit. f liegen keine Abänderungsanträge vor. Genossen auf Einfügung eines neuen Punktes 1 
Ich lasse über sie unter einem abstimmen und. A t'k I I W' d d' A t Im r 1 e vor. Ir leser n rag ange-
bitte jene Damen und Herren, die diesen Punk- nommen, so erhalten die bisherigen Punkte 1 
ten in der Fassung des Ausschußberichtes ihre bis 4 die Bezeichnung 2 bis 5. 
Zustimmung geben, sich von den Sitzen zu 
erheben. - Das ist einstimmig angenommen. Ich lasse nunmehr über diesen gemeinsamen 

Es liegt mir nun ein Antrag der Abgeordne- Antrag auf Einfügung eines neuen Punktes 1 
ten Pfeffer und Genossen auf Einfügung einer im Artikel I abstimmen und bitte jene Damen 
lit. g vor. Ich bitte jene Damen und Herren, und Herren, die hiezu ihre Zustimmung geben, 

sich von den Sitzen zu erheben. - Das ist die hiezu ihre Zustimmung geben, sich von den 
Sitzen zu erheben. - Das ist die Minderheit. einstimmig angenommen. 
Abgelehnt. Ich lasse nunmehr über die übrigen Teile des 

Zu den Punkten 22 und 23 liegen keine Gesetzentwurfes, zu denen keine Abänderungs-. 
Abänderungsanträge vor. Ich lasse hierüber anträge vorliegen, unter einem abstimmen, 
unter einem abstimmen und bitte jene Damen wobei die bisherigen Punkte 1 bis 4 die Bezeich­
und Herren, die diesen Teilen der Vorlage in nung 2 bis 5 erhalten. Ich bitte jene Damen 
der Fassung des Ausschußberichtes ihre Zu- und Herren, die diesen übrigen Teilen des 
stimmung geben, sich von den Sitzen zu erhe- Gesetzentwurfes samt Titel und Eingang in 
ben. - Das ist einstimmig angenommen. der Fassung des Ausschußberichtes ihre Zu-

Es liegt mir ein Antrag der Abgeordneten' stimmung geben, sich von den Sitzen zu erhe­
Pfeffer und Genossen auf Einfügung eines ben. - Das ist einstimmig angenommen. 
neuen Artikels II vor. Ich bitte jene Damen Damit ist die zweite Lesung beendet. 
und Herren, die diesem Antrag ihre Zustim- Der Berichterstatter beantragt die sofortige 
mung geben, sich von den Sitzen zu erheben. Vornahme der dritten Lesung. Wird dagegen 
- Das ist die Minderheit. Abgelehnt. ein Einwand erhoben 1 - Dies ist nicht der 

Mit der Ablehnung dieses Antrages auf Ein- Fall. 
fügung eines neuen Artikels II erübrigt sich Ich bitte jene Frauen und Herren, die dem 
auch eine Abstimmung über den Abänderungs- vorliegenden Gesetzentwurf auch in dritter 
antrag zum Artikel II des Ausschußberichtes. Lesung ihre Zustimmung erteilen, sich von den 

Ich lasse nunmehr über Artikel II in der Sitzen zu erheben. - Das ist einstimmig. 
Fassung des Ausschußberichtes abstimmen und Der Gesetzentwurf ist somit auch in dritter 
bitte jene Damen und Herren, die hiezu ihre Lesung angenommen. 
Zustimmung geben, sich von den Sitzen zu Wir gelangen nunmehr zur Abstimmung 
erheben. - Das ist einstimmig angenommen. über den Entwurf eines Bundesgesetzes, mit 

Ich lasse nunmehr über die Artikel III und dem das Bundesgesetz über den sozialversiche­
IV samt Titel und Eingang in der Fassung des rungsrechtlichen Schutz der den Präsenz­
Ausschußberichtes abstimmen und bitte jene dienst leistenden Wehrpflichtigen abgeändert 
Damen und Herren, die hiezu ihre Zustim- wird. 
mung geben, sich von den Sitzen zu erheben. - Der Gesetzentwurf wird in der Fassung des 
Das ist einstimmig angenommen. Ausschußberichtes in zweiter und dritter 

Damit ist die zweite Lesung beendet. Lesung einstimmig zum Beschluß erhoben. 
Der Berichterstatter beantragt die sofortige 

Vornahme der dritten Lesung. Wird dagegen 
ein Einwand erhoben? - Dies ist nicht der 
Fall. 

1. Punkt: Bericht des Finanz- und Budgetaus­
schusses über die Regierungsvorlage (168 der 
Beilagen): Bundesgesetz, mit dem eine Jahres-
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kreditüberschreitung bei Kapitel 15 Titel 3 § 2 
"Kurzarbeiterunterstützung" genehmigt wird 
(2. Budgetüberschreitungsgesetz 1966) (174 der 

Beilagen) 

Präsident Wallner: Wir gelangen nun zum 
l. Punkt der Tagesordnung: 2. Budgetüber­
schreitungsgesetz 1966. 

Berichterstatter ist der Abgeordnete Steiner. 
Ich bitte ihn, zum Gegenstand zu berichten. 

Berichterstatter Steiner: Hohes Haus! Im 
Namen des Finanz- und Budgetausschusses 
erlaube ich mir folgendes zu berichten: 

Die in dem vorliegenden Gesetzentwurf 
enthaltende Jahreskreditüberschreitung bei 
Kapitel 15 Titel 3 § 2 "Kurzarbeiterunter­
stützung" bedarf eines Bundesgesetzes im 
Sinne des Artikels 42 Abs. 5 und des Arti­
kels 51 des Bundes-Verfassungsgesetzes. 

Der Finanz- und Budgetausschuß hat die 
Regierungsvorlage in seiner Sitzung am 7. Juli 
1966 in Anwesenheit des Bundesministers für 
soziale Verwaltung Grete Rehor und des Bun­
desministers für Finanzen Dr. Schmitz in 
Beratung gezogen. Bei der Abstimmung wurde 
der . Gesetzentwurf mit Stimmeneinhelligkeit 
angenommen. 

Der Finanz- und Budgetausschuß stellt den 
Antrag, der Nationalrat wolle dem von der 
Bundesregierung vorgelegten Gesetzentwurf 
(168 der Beilagen) die verfassungsmäßige 
Zustimmung erteilen. 

Falls Wortmeldungen vorliegen, beantrage 
ich, General- und Spezialdebatte unter einem 
abzuführen. 

Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner (der soeben 
den Vorsitz übernommen hat) : Danke. Es liegen 
keine Wortmeldungen vor, wir stimmen daher 
sofort ab. 

Be·i der Abstimmung wird die Regierungs­
vorlage in zweiter und dritter Lesung e~n­
stimmig zum Beschluß erhoben. 

2. Punkt: Bericht des Finanz- und Budget­
ausschusses über die Regierungsvorlage (97 der 
Beilagen): Bundesgesetz, mit dem das Landes­
lehrer-Dienstrechtsüber leitungsgesetz 1962 
neuerlich abgeändert wird (3. Novelle zum 

LaDÜG. 1962) (172 der Beilagen) 

Berufsschulen(Landesvertragslehrergesetz1966) 
(173 der Beilagen) 

Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner: Wir kom­
men nunmehr zu den Punkten 2 und 3 der 
heutigen Tagesordnung, über die ebenfalls be­
schlossen wurde, die Debatte unter einem ab­
zuführen. 

Es sind dies 
die 3. Novelle zum Landeslehrer-Dienst­

rechtsübel'leitungsgesetz 1962 und 
das Lanclesvertragslehrergesetz 1966. 
Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Re­

gensburger. Ich bitte ihn, das 'Yort zu er­
greifen. 

Berichterstatter Regensburger: Hohes Haus! 
Ich berichte über die Regierungsvorlage, be­
treffend ein Bundesgesetz, mit dem das Landes­
lehrer -Dienstrechtsü berlei tungsgesetz 1962 
neuerlich abgeändert wird (3. Novelle zum 
Landeslehrer -Dienstrechtsüber lei tungsgesetz 
1962) (97 der Beilagen). 

Auf Grund des Schulorganisationsgesetzes, 
BGBL Nr. 242/1962, und der hiezu ergangenen 
Ausführungsgesetze der Länder wird mit 
1. September 1966 der Polytechnische Lehr­
gang eingeführt. Diese neue Schultype auf dem 
Gebiete des allgemeinhildenden PRichtschul­
wesens macht es unter anderem erforderlich, 
daß auch im Landeslehrer-Dienstrechtsüber­
leitungsgesetz 1962 auf die Lehrer an Poly­
technischen Lehrgängen Bedacht genommen 
wird. Dieser Anlaß bietet Gelegenheit, die auch 
infolge einiger Änderungen des Bundesdienst­
rechtes notwendige N oveJIierung des Landes­
lehrer-Dienstrechtsüberlf'itungsgesetzes 1962 
durchzuführen. Außerdem kann nunmehr die 
Möglichkeit der Einrechnung des Erzieher­
dienstes von Berufsschullehrern in die Lehr­
verpflichtung gesetzlich verankert werden. 
Ferner enthält der vorliegende Entwurf die 
gesetzliche Grundlage für dienstrechtliche 
Krankenfürsorgeeinrichtungen, sodaß die in 
den Bundesländern Oberösterreich und Tirol 
bestehenden dienstrechtlichen Kranken­
fürsorgeeinrichtungen für die Landeslehrer 
eine auf gesetzliche Basis gestellt werden 
können. 

Nach der Bestimmung des Artikels I Z. 6 
des Entwurfes ist es möglich, einen Landes­
lehrer auch ohne seine Zustimmung zum Un­
terricht an einem Polytechnischen Lehrgang 

. zu verpflichten. Die Ausschöpfung dieser 
3. Punkt: Bericht des Finanz- und Budget- Möglichkeit liegt im Ermessen der die Dienst­
ausschusses über die Regierungsvorlage (98 hoheit über die Landeslehrer ausübenden 
der Beilagen): Bundesgesetz über das Dienst- Behörden. Damit ist festgehalten, daß der 
und Besoldungsrecht der Vertragslehrer der' Gebrauch einer Verpflichtung der Dienst­
Länder für Volks-, Haupt-, Sonderschulen und leistung eines Lehrers am Polytechnischen 
Polytechnische Lehrgänge sowie für gewerb- Lehrgang nur in besonderen Notfällen ange­
liehe, kaufmännische und hauswirtschaftliche wendet wird. 
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Regensburger 
Der Finanz- und Budgetausschuß hat die 

Regierungsvorlage in seiner Sitzung am 7. Juli 
1966 in Verhandlung gezogen. Nach einer 
Debatte, an der sich außer dem Berichterstatter 
die Abgeordneten Gabriele, Skritek, Zankl, 
Peter und Dr. Staribacher sowie Bundes­
minister Dr. Schmitz beteiligten, wurde der 
Gesetzentwurf mit der dem Ausschußbericht 
beigedruckten Abanderung mit Stimmeneinhel­
ligkeit angenommen. 

Namens des Finanz- und Budgetausschusses 
stelle ich somit den Antrag, der Nationalrat 
wolle dem von der Bundesregierung vorgelegten 
Gesetzentwurf (97 der Beilagen) mit der dem 
Bericht angeschlossenen Abänderung die ver­
fassungsmäßige Zustimmung erteilen. 

Hohes Haus! Ich komme zum Bericht über 
die Regierungsvorlage (98 der Beilagen): 
Bundesgesetz über das Dienst- und Besoldungs­
recht der Vertragslehrer der Länder für Volks-, 
Haupt-, Sonderschulen und Polytechnische 
Lehrgänge sowie für gewerbliche, kaufmännische 
und hauswirtschaftliehe Berufsschulen (Lan­
desvertragslehrergesetz 1966). 

Im einzelnen ist zum vorliegenden Entwurf 
folgendes zu bemerken: 

Zu § 1: 
Im Abs. I wird die Anstellung von Vertrags­

lehrern an öffentlichen Volks-, Haupt- und 
Sonderschulen, Polytechnischen Lehrgängen 
sowie gewerblichen, kaufmännischen und haus­
wirtschaftlichen Berufsschulen, sofern diese 
Schulen nicht vom Bund erhalten werden, 
zulässig erklärt. 

Zu § 2: 
Durch § 2 Abs. 1 des Entwurfes werden das 

Vertragsbedienstetengesetz 1948, BGBI. Nr. 86, 
und die Reisegebührenvorschrift 1955, BGBI. 
Nr. 133, auf die Landesvertragslehrer für an­
wendbar erklärt. 

Zu § 3: 
Abs. 2 nimmt auf Art. IV Abs. 3 des Bundes­

verfassungsgesetzes vom 18. Juli 1962 Be­
dacht, nach dem bestimmte Angelegenheiten 
des Dienstrechtes der Lehrer für öffentliche 
PHichtschulen der Zustimmung des zuständi­
gen Bundesministeriums im Einvernehmen 
mit dem Bundesministerium für Finanzen 
bedürfen, solange der Bund ganz oder teilweise 
für die Kosten der Besoldung dieser Lehrer 
aufkommt. 

Zu § 4: 
Zur Feststellung der grundsätzlichen Eig­

nung der Bewerber für den Berufsschuldienst 
sollen diese so wie bisher auch in Hinkunft 
zur Erprobung vorerst als Vertragslehrer 
eingestellt werden. 

Die §§ 6 und 7 enthalten die Schlußbe­
stimmungen. 

Als Vermerk ist noch hinzuzufügen, daß 
durch § 4 des im Entwurf vorliegenden Bundes­
gesetzes ein jährlicher Mehraufwand von 
2,500.000 S verursacht wird. 

Der Finanz- und Budgetausschuß hat die 
Regierungsvorlage in der Sitzung am 7 . Juli 
in Verhandlung gezogen. Ich kann namens des 
Finanz- und Budgetausschusses den Antrag 
stellen, die Regierungsvorlage 98 der Beilagen 
annehmen zu wollen. 

In formeller Hinsicht beantrage ich, falls 
'Vortmeldungen vorliegen, General- und Spe­
zialdebatte unter einem durchzuführen. 

Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner: Danke. 
Sie haben gehört: Es ist beantragt, General- und 
Spezial debatte unter einem durchzuführen. 
- Kein Einwand. Dann gehen wir in die 
Debatte ein. 

Zum Wort gemeldet hat sich der Herr 
Abgeordnete Peter. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Peter (FPÖ): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Namens der frei­
heitlichen Fraktion habe ich festzustellen, 
daß sie den beiden in Verhandlung stehenden 
Regierungsvorlagen die Zustimmung mit Vor­
behalt erteilt. Mit Vorbehalt deswegen, 
weil die auf Grund der Schulreform 1962 im 
Zusammenhang mit dem Polytechnischen Jahr 
geschaffene Lage zu Maßnahmen führen kann, 
die einen weitgehenden Eingriff in die Freiheit 
der Lehrerpersönlichkeit darstellen. In 97 der 
Beilagen kommt im Artikel I Punkt 6 Abs. 3 
zum Ausdruck, daß ein Volksschullehrer ohne 
seine Zustimmung auch einer Haupt- oder 
Sonderschule oder einem Polytechnischen Lehr­
gang, ein Haupt-, Sonder- oder Berufsschul­
lehrer auch einem Polytechnischen Lehrgang 
zugewiesen werden kann. 

An Hand dieser Formulierung der Regie­
rungsvorlage tritt zutage, daß infolge des be­
stehenden Lehrermangels für das kommende 
Schuljahr bei weitem nicht jene Erfordernisse 
geschaffen werden können, die im Interesse 
eines reibungslosen Schulbetriebes notwendig 
sind. Vier Jahre nach Beschlußfassung über 
die Schulreform 1962 ist der Nationalrat 
genötigt, eine Reihe von schwerwiegenden 
Abänderungsmaßnahmen vorzunehmen, weil 
seinerzeit die Grundlagen dieser Schulreform 
zuwenig überlegt worden sind und weil dar­
über hinaus heute auf Seite der Regierungs­
partei keine Bereitschaft besteht, berechtigten 
Argumenten, die von der freiheitlichen Frak­
tion seit geraumer Zeit zum Ausdruck gebracht 
werden, zu entsprechen. 

Wir haben der Regierungspartei, aber auch 
der Sozialistischen Partei den Vorwurf zu 
machen, daß der Aufbau unserer Grundschule 
und die Einordnung des 9. Schuljahres nach 
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unserer freiheitlichen Überzeugung falsch ist. 
Die Einfügung dieses 9. Schuljahres am Ende 
der Schulbahn entspricht nicht jenen er­
ziehungswissenschaftlichen, schulorganisatori­
schen, pädagogischen und psychologischen 
Notwendigkeiten, die von Fachkreisen stets 
gefordert worden sind. 

Der Sprecher der Österreichischen Volks­
partei zu diesem Thema, der Herr Abgeordnete 
Harwalik, brachte verschiedentlich zum Aus­
druck, daß einem kontinuierlichen Übergang 
in höhere Schulkategorien weitestgehend mit 
dem jetzigen Schulaufbau entsprochen worden 
ist. Ich wage es, dieser Auffassung mit aller 
gebotenen Schärfe entgegenzutreten, und führe 
dafür als Beweis an, daß es heute nur noch 
zwei europäische Länder gibt, die über einen 
vierjährigen Aufbau der Grundschule ver­
fügen. Auf der einen Seite die Bundesrepublik 
Deutschland, deren Schulsystem wir uns in 
Österreich nicht zum Vorbild nehmen wollen; 
darüber hinaus befindet sich zurzeit die Dis­
kussion über die Schulreform in der Bundes­
republik Deutschland in vollem Gang. Man 
ist dort zumindest von der Notwendigkeit 
überzeugt, die Grundschule von vier auf 
fünf Schulstufen aufzustocken und dann erst 
den Übergang in das aufbauende Schulwesen 
bei einer zehnjährigen Schulpflicht zu voll­
ziehen. 

Bleibt also noch die Republik Österreich 
mit einem vierjährigen Grundschulaufbau in 
Europa übrig, weil sich ÖVP und SPÖ nicht 
entschließen konnten, den berechtigten Argu­
menten von seiten der Freiheitlichen Partei zu 
entsprechen. 

Frankreich verfügt über einen fünf jährigen 
Aufbau der Grundschule. Ebenso Italien. 
Spanien kennt ebenfalls fünf Grundschul­
jahre, bevor der Übergang in die anderen 
Schulkategorien vollzogen wird. Griechen­
land hat einen sechsjährigen Grundschulauf­
bau. England ebenso wie Irland einen sechs­
jährigen. In den skandinavischen Staaten ist 
eine mindestens fünf- bis sechsjährige Grund­
schule vorgesehen, ehe die Auffächerung des 
Unterrichtes vollzogen wird. 

In Österreich aber hat man es in jüngster 
Zeit für notwendig gefunden, das mittlere 
Fundament unseres Schulaufbaues nicht zu 
verstärken, sondern das 9. Schuljahr am Ende 
der Schulbahn in Form des Polytechnischen 
Lehrganges einzufügen. 

Ich sehe mit meinen Parteifreunden in dieser 
Art des Grundschulaufbaues und der Ein­
fügung des 9. Schuljahres einen schweren 
Mangel, der sich erst nach Jahren rächen 
wird. Einen schweren Mangel deswegen, weil 
dem Volksschüler mit Hilfe von vier Volks­
schulstufen nicht jener solide Grundaufbau 

vermittelt wird, der in der Zeit der Speziali­
sierung des höheren Bildungswesens notwendig 
ist. Das Spezialistentum auf dem Gebiet des 
Schulwesens ist in Amerika und in Sowjet­
rußland am ausgeprägtesten. 

Es steht außer Diskussion, daß Amerika 
einen zwölf jährigen und Rußland einen elf­
jährigen allgemeinen Schulaufbau kennt, ehe 
die Spezialisierung des höheren Schulwesens 
einsetzt. ÖVP und SPÖ entschlossen sich, 
das frühere Mittel- und heutige Höhere Schul­
wesen zu differenzieren, ohne die entsprechen­
den V Ol'aussetzungen für diese nachfolgende 
Differenzierung im Grundschulaufbau zu 
schaffen. Da in den Ausschußberatungen im 
Zuge der Budgetverhandlungen zutage getreten 
ist, daß heute 60 Prozent der früheren Mittel­
und heutigen höheren Schüler des Nachhilfe­
unterrichtes bedürfen, um das Lehrziel ·zu 
erreichen, wage ich die Behauptung, daß auf 
Grund dieser Form des Schulaufbaues der 
Prozentsatz des Nachhilfeunterrichtes nach 
Einführung des 9. Schuljahres und nach Durch­
führung der Schulreform noch größer sein wird, 
als er heute bereits ist. Dies deswegen, weil 
das Abstützen der Schüler mit Hilfe der 
5. Volksschulstufe in der kritischen Lebens­
phase des zehnten und elften Lebensjahres 
nicht möglich ist. 

Die Entwicklungspsychologie kennt eine 
unumstößliche Tatsache: einer körperlichen 
Entwicklungsbeschleunigung von vier Jahren 
steht eine geistige Entwicklungsverzögerung 
von bis zu vier Jahren gegenüber. Anstatt 
diese Differenz dadurch auszugleichen, daß 
wir den Zehnjährigen noch ein Jahr in der 
Nestwärme der Familie belassen und ihm die 
Auffächerung des Unterrichtes im Zusammen­
hang mit dem Fachlehrersystem noch ein Jahr 
ersparen, reißen wir ihn mit dem zehnten 
Lebensjahr aus der Geborgenheit der Familie 
heraus, ohne bis zum heutigen Tag genau zu 
wissen, wie dieses Polytechnische Jahr am 
Ende der Schulbahn sinnvoll eingebaut wer­
den soll. 

Ich habe mir erlaubt, in der Budgetdebatte 
Stimmen aus dem konservativen Lager zu 
zitieren, die zum Ausdruck brachten, daß es 
auf Grund fehlender Voraussetzungen noch nicht 
an der Zeit ist, den Polytechnischen Lehrgang 
mit Herbst dieses Jahres in die Tat umzusetzen. 
Diese aus dem ÖVP-Lager stammenden Beden­
ken wurden von der Regierung wie auch von 
der Österreichischen Volkspartei in den Wind 
geschlagen. Der Herr Unterrichtsminister ist 
auch in jüngster Zeit mit solchen kritischen 
Stimmen aus seinem eigenen politischen Lager 
zum Polytechnischen Lehrgang befaßt worden. 

Ich erlaube mir, einen Schulfachmann des 
Landes Salzburg zu zitieren, der mit anderen 
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Kollegen diese Bedenken dem Herrn Unter­
richtsminister neuerdings eingehend zur Kennt­
nis gebracht hat. Der Hauptschuldirektor 
Dr. Hans Laußermair aus Badgastein erfreut 
sich eines großen Ansehens in Fachkreisen des 
Pflichtschulwesens. Er hat dem Herrn Unter­
richtsministel' vor kurzer Zeit mit anderen 
Kollegen, die auch dem Lager der Österreichi­
schen Volkspartei angehören, folgende Beden­
ken im Zusammenhang mit der Einführung des 
9. Schuljahres zur Kenntnis gebracht: 

"Sehr geehrter Herr Unterrichtsminister ! 

Es ist kaum anzunehmen, daß Eure Exzellenz 
mit dem Kind des Schulgesetzes 1962 (gemeint 
ist das 9. Schuljahr), das nun ein zweites Mal 
getauft werden mußte, eine besondere Freude 
haben. Die Sache ist aber für jegliche Polemik 
vi~l zu ernst. Es geht um mehrere zehntausend 
junge Menschen, die zum Teil bisher fleißig 
gelernt haben und die als wertvollste Eigen­
schaft den Drang in sich spüren, ihre sich ent­
wickelnden Kräfte zu nützen und damit vor­
wärts zu kommen. 

Vom Lehrplanentwurf, der im Feber 1966 
den Kammern zur Begutachtung überreicht 
wurde, ist eindeutig und ohne Widerspruch 
festgestellt worden, daß er einem guten Schüler 
der 4. Klasse der Hauptschule nur eine" schwache 
Wiederholung bietet. Wohl als Reaktion darauf 
wurde nun die Stundenzahl von 30 auf 33 er­
höht, ist dann immer noch um eine Stunde 
niedriger als in der 4. Hauptschulklasse. Der 
Leistungsabfall ergibt sich aber vor allem aus 
der "Festigung der Grundkenntnisse" , die das 
Wesen des Lehrplans ausmacht. Ein guter 
Hauptschüler braucht diese Grundkenntnisse 
nicht mehr zu festigen. 

Daß in einigen Fächern dies und das ge­
funden ''''urde, was für die Jugendlichen nütz­
lich ist und nicht im Lehrplan der Hauptschule 
steht, rechtfertigt noch lange nicht, den Jugend­
lichen ein zusätzliches Schuljahr zuzumuten. 
Diese kleinen Ergänzungen können bestimmt 
auch in der Hauptschule untergebracht werden, 
sodaß der Vorwurf bleibt, daß die Berufsvor­
schule einen empfindlichen Leistungsabfall 
bringt. 

Der reformierte Lehrplan steht jetzt, wenige 
Monate vor Schulbeginn, noch nicht zur Ver­
fügung. Es ist aber nicht anzunehmen, daß 
man jetzt in wenigen Wochen das finden wird, 
was man vorher vier Jahre vergeblich gesucht 
hat, nämlich einen Lehrstoff, den man Volks­
schul- und Hauptschulabgängern gleicher­
maßen zumuten kann. 

Der Hinweis auf andere Länder rechtfertigt 
die jetzt in Frage stehende Form des 9. Schul­
jahres keinesfalls. Es ist nicht anzunehmen, 
daß dort das Problem auf so merkwürdige 

Weise gelöst wird, wie dies bei uns jetzt geplant 
ist. 

Herr Minister! Wir kennen die Stimmung 
unter den Schülern. Auch die Stimmung unter 
der Lehrerschaft ist bekannt ... " 

Es wird sodann auf die Notwendigkeit ver­
wiesen, auf dieses Problem aufmerksam zu 
machen. 

Ferner heißt es: 

"Die Sache wird erst richtig heiß werden, 
wenn die Eltern dahinterkommen, wofür sie die 
Last einer verlängerten Schulbildung tragen 
müssen. 

Das Empörendste an der Sache ist, daß man 
hier über 14jährige verfügt, die sich noch nicht 
selber helfen können. Man könnte ähnliches 
keiner Gruppe von Erwachsenen zumuten. 
Was würden wohl Maturanten sagen, wenn 
man ihnen diktieren würde, vor der Hochschule 
nochmals die Grundkenntnisse zu festigen, noch 
dazu mit Lehrern, die weniger ausgebildet sind 
als die, welche sie zur Matura geführt haben. 

Herr Minister werden vielleicht auf die 
Klagen über schlechte Leistungen von Schul­
abgängern verweisen, die eine Verbesserung 
der Schulbildung nahelegen. Es hätte sich 
gelohnt, den Ursachen dieser Klagen nachzu­
gehen. Daß man aber nur auf die Idee verfiel, 
alle in einen Topf zu werfen, und mit den 
Untüchtigen und Faulen nun auch die Fleißigen 
nachsitzen lassen will, das muß als bedenkliches 
Kuriosum in die Geschichte der Pädagogik 
eingehen. Es war noch nicht da, daß der Staat 
seine Macht dazu einsetzte, um jungen Menschen 
die Möglichkeit zur Anstrengung und Leistung 
zu behindern, denn darum handelt es sich, 
wenn die Stundenzahl erniedrigt wird. 

Sehr bezeichnend ist das Zugeständnü" daß 
als Übergang auf 28 Wochenstunden vermindert 
werden kann. 

Dabei wäre das Problem so einfach zu lösen: 
Es könnte klar umschrieben werden, welche 
Kenntnisse ein Schüler der 4. Klasse der Haupt­
schule nachweisen muß, damit er ein Entlas­
sungszeugnis bekommt. Im Falle des Ver­
sagens ist die einfache Lösung die "Wiederholung 
der 4. Klasse, welche keinerlei personelle und 
finanzielle Probleme aufwirft. Die Anforde­
rungen könnten so eindeutig und streng um­
schrieben werden, daß kein ungenügend ausge­
bildeter Schüler entlassen wird. Diese Leistungs­
norm würde die Schüler schon in den voraus­
gehenden Jahren ermuntern, sich anzustren­
gen, während jetzt schon ein Nachlassen des 
Eifers feststellbar ist." 

In diesem Sinne setzt Laußermair seine Be­
denken gegen die Einführung des Polytech­
nischen Lehrganges unter den gegebenen 
Voraussetzungen fort. Diese Bedenken wurden 
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in jüngster Zeit auch von Kreisen der Öffent­
lichkeit ergänzt, als darauf verwiesen wurde, 
daß man in diesem 9. Schuljahr weder Haus­
aufgaben zu geben beabsichtigt, noch daß man 
Prüfungen ablegen lassen will, noch daß 
Zeugnisse für dieses Polytechnische Jahr aus­
gestellt werden sollen. Alles in allem: Nach 
wie vor zahlreiche ungeklärte Fragen, Herr 
Abgeordneter Harwalik! (Abg. Harwalik: 
Reden Sie zum Lehrerdienstrecht ?) Ich rede zu 
den Auswirkungen der Schulreform 1962. 

Wenn Sie die Regierungsvorlage prüfen, 
werden Sie feststellen, Herr Abgeordneter 
Harwalik, daß es sich hier um einen Gesamt­
komplex handelt, der in Form von Novel1ie­
rungen in Detailprobleme zerlegt werden muß, 
weil sich der Gesetzgeber im Jahre 1962 
zuwenig Gedanken über die Auswirkungen 
seiner Beschlüsse gemacht hat. Hätte sich 
der damalige Unterrichtsminister mit den Fach­
leuten, die ihm seinerzeit zur Verfügung ge­
standen sind, über diese Schulreform 1962 
den Kopf mehr und gründlicher zerbrochen, 
bräuchten wir uns heute nicht in dieser unzu­
länglichen Form mit dieser Problematik 
auseinanderzusetzen. (Abg. Zankl: Sie sprechen 
schon zu Punkt 8 der heutigen Tagesordnung!) 

Im übrigen darf ich Sie an das erinnern, 
was der damalige Unterrichtsminister Doktor 
Schmitz im Jahre 1927 bei der Beschlußfassung 
über das Mittelschul- und Hauptschulgesetz 
zum Ausdruck gebracht hat, als er sagte: Man 
soll mit der Inkraftsetzung solcher Gesetze 
zuwarten und sich Zeit lassen, ehe man einer 
Fehlentwicklung Bahn bricht. 

Es wäre auch in diesem Fall notwendig 
gewesen, daß der Gesetzgeber und die Ver­
waltung mehr Einsicht bekundet hätten. Man 
hätte sich ohne weiteres ein bis drei Jahre mit 
der Inkraftsetzung des 9. Schuljahres Zeit 
lassen können, denn eines der schulfortschritt­
lichsten Länder Österreichs, das Bundesland 
Oberösterreich, steht im Zusammenhang mit 
der Inkraftsetzung des 9. Schuljahres im 
Herbst dieses Jahres vor den größten Schwierig­
keiten. Dies deswegen, weil es sich um ein 
kinderreiches Bundesland handelt, in dem 
nicht weniger als rund 10.000 Schüler vom 
Polytechnischen Lehrgang erfaßt werden 
müssen, in dem aber die Voraussetzungen für 
eine verantwortungsbewußte Führung und 
Betreuung dieser 10.000 Schüler im Rahmen des 
Polytechnischen Lehrganges heute noch nicht 
gegeben sind. 

Wir Freiheitlichen halten es für notwendig, 
bei jeder sich bietenden Gelegenheit mahnend 
das Wort zu ergreifen, um zu erinnern, wie 
überstürzt bei der Beschlußfassung über die 
Schulreform im Jahre 1962 zu Werke gegangen 
wurde. Es wurde damals keine Bildungsfor-

Bchung betrieben. Es waren darüber hinaus 
unterschiedlichste Zielsetzungen in der Bil­
dungspolitik zwischen den zwei politischen 
Gesprächspartnern vorhanden. Es gab keine 
Bildungsplanung durch die zuständige Unter­
richtsverwaltung. Es gab keine ausreichende 
Finanzierung jener Bildungspolitik, die man 
im Schulgesetzwerk 1962 verankern wollte. 
Auf Grund dieser fehlenden Voraussetzungen 
wird das Schulgesetzwerk 1962 nicht zu dem 
werden, was es letzten Endes sein soll: die 
entscheidende Bildungsreform der Zweiten 
Republik Österreich. Dafür tragen jene zwei 
Parteien die Verantwortung, die diese Schul­
reform im Jahre 1962 gegen die Stimmen der 
freiheitlichen Fraktion beschlossen haben. 
(Beifall bei der F PÖ.) 

Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner: Zum 
Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte 
ist geschlossen. Der Herr Berichterstatter 
verzichtet auf ein Schlußwort. 

Wir gelangen zur Abstimmung. 

Bei der getrennt durchgeführten A bstim­
mnng werden die beiden Gesetzentwürfe mit den 
vom Ausschuß beschlossenen Abänderungen in 
'Z'IL'eiter und dritter Le8ung einstimm'ig zum, 
Beschl'ltß erhoben. 

4. Punkt: Bericht des Ausschusses für Land­
und Forstwirtschaft über die Regierungsvorlage 
(40 der Beilagen): Bundesgesetz, mit dem Be­
stimmungen über die land- und forstwirtschaft­
lichen Lehranstalten des Bundes getroffen 
werden (Land- und forstwirtschaftliches Bun­
desschulgesetz) (170 der Beilagen) 

5. Punkt: Bericht des Ausschusses für Land­
und Forstwirtschaft über die Regierungsvor­
lage (44 der Beilagen): Bundesgesetz, mit dem 
ein bundeseinheitliches Dien~trecht für Landes­
lehrer für öffentliche land- und forstwirtschaft­
liehe Berufs- und Fachschulen geschaffen wird 
(Land- und forstwirtschaftliches Landeslehrer­
Dienstrechtsüberleitungsgesetz) (171 der Bei-

lagen) 

Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner: 'Wir 
gelangen nunmehr zu den Punkten 4 und 5 
der heutigen Tagesordnung, über die, wie be­
schlossen wurde, die Debatte ebenfalls unter 
einem abgeführt werden wird. 

Es sind dies: 

das Land- und forstwirtschafthche Bundes. 
schulgesetz und 

das Land- und forst wirtschaftliche Landes. 
lehrer -Dienstrech tsü berleitungsgesetz. 

Berichterstatter zu Punkt 4 ist der Herr 
Abgeordnete Dipl.-Ing. Tschida. Ich bitte um 
den Bericht. 

23. Sitzung NR XI. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 67 von 119

www.parlament.gv.at



1744 Nationalrat XI. GP. - 23. Sitzung - 14. Juli 1966 

Berichterstatter Dipl..lng. Tschida: Herr 
Präsident! Hohes Haus! Ich soll heute über 
das Land. und forst wirtschaftliche Bu,ndes. 

. schulgesetz berichten. 

Bundesschulgesetz in seinem wesentlichen In­
halt bereits jetzt beschlossen werden. Lediglich 
die Bestimmungen über die organisatorisch ver­
bundenen land- und forstwirtschaftlichen Fach­
schulen finden keine sichere Deckung, weshalb 
ihre Streichung für notwendig erachtet wird. 
Im übrigen wurden nur noch einige technische 
Anpassungen an die Verfassungsrechtslage 

Der Ausschu,ß für Land. und Forstwirtschaft 
hat in seiner Sitzung am 30. Juni 1966 zur 
Vor beratung der Regierungsvorlage einen zehn· 
gliedrigen Unterausschuß eingesetzt, dem von 
der Österreichischen Volkspartei die Abge- vorgenommen. 
ordneten Fachleutner, Leisser, Dipl.-Ing. Dr. Im Namen des Ausschusses für Land- und 
Leitner, Nimmervoll, Dipl..lng. Tschida, von Forstwirtschaft stelle ich daher den Antrag, 
der Sozialistischen Partei Österreichs die Abge- der Nationalrat wolle dem von der Bundes. 
ordneten Haas, Mondl, Pansi, Pfeifer und von regierung vorgelegten Gesetzentwurf (40 der 
der Freiheitlichen Partei Österreichs der Abge- Beilagen) mit den dem Ausschußbericht ange­
ordnete Peter angehörten. ,schlossenen Abänderungen, die allen Abge. 

ordneten des Hauses zugegangen sind, die 
Der ~nterausschu~ hat .de~ Gesetzentwurf verfassungsmäßiO'e Zustimmung erteilen. 

am gleIChen Tage llll Belsem von Bundes-.. 1:>. .. 

minister Dipl.-Ing. Dr. Schleinzer eingehend .Fur den Fall, ~aß eme Debatte abgefu!u't 
beraten und eine Reihe von Abänderungen vor- wIrd, beantrage ICh, General. und SpezIal­
geschlagen, worüber dem Ausschuß für Land- debatte unter einem abzuführen. 
und Forstwirtschaft am 6. Juli berichtet wurde. 
Nach Abschluß der Beratungen wurde der 
Gesetzentwurf in der vom Unterausschuß vor· 
geschlagenen Fassung _ mit Stimmeneinhellig. 
keit angenommen. 

Die Entwicklung des land- und forstwirt­
schaftlichen Schulwesens wurde durch den 
Umstand, daß dieses, abgesehen von einigen 
Ausnahmen, einer gesetzlichen Grundlage ent· 
behrte, sehr erschwert. Auch im Schulorganisa. 
tionsgesetz aus 1962 fand das land· und forst. 
wirtschaftliche Schulwesen keine Berücksich· 
tigung. 

Der vorliegende Gesetzentwurf setzt sich 
nun zum Ziel, die Angelegenheiten der äu,ßeren 
Organisation auch für die vom Bund errich· 
teten und erhaltenen land. und forstwirtschaft. 
lichen Schulen zu regeln. 

Die Regierungsvorlage geht von der Vor· 
aussetzung aus, daß der Nationalrat vor ihrer 
Verabschiedung ein Bundesverfassungsgesetz, 
mit dem das Bundes. Verfassungsgesetz in der 
Fassung von 1929 hinsichtlich des Schulwesens 
neuerlich geändert wird, beschlossen hat. Dies­
bezüglich ist eine neue Situation jedoch da­
durch eingetreten, daß der Verfassungsaus. 
schuß in seiner Sitzung am 28. Juni beschlossen 
hat, den Entwurf des genannten Bundesver­
fassungsgesetzes einem Unterausschuß zuzu· 
weisen. Dieser Entwurf konnte in der Früh· 
jahrstagung dem Nationalrat zur Beschluß· 
fassung nicht mehr vorgelegt werden. 

Die im erwähnten Entwurf eines Bundes· 
verfassungsgesetzes in Aussicht genommene 
Kompetenzregelung entspricht hinsichtlich je­
ner Schultypen, die Gegenstand des Land- und 
forst wirtschaftlichen Bundesschulgesetzes sein 
sollen, der derzeitigen Kompetenzlage. Es 
kann daher das Land- und forstwirtschaftliehe 

Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner: Danke. 
Berichterstatter zu Punkt 5 ist der Herr 

Abgeordnete Nimmervoll. Ich bitte um seinen 
Bericht. 

Berichterstatter Nimmervoll : Hohes Haus t 
Ich habe den Auftrag, den Bericht des Aus­
schusses für Land- und Forstwirtschaft über 
das Land- und forstwirtschaftliehe Landes­
lehrer-Dienstrechtsüberleitungsgesetz zu er­
statten. 

Der Auschuß für Land- und Forstwirtschaft 
hat in seiner Sitzung am 30. Juni 1966 zur 
Vorberatung der Regierungsvorlage einen zehn­
gliedrigen Unterausschuß eingesetzt, dem von 
der Österreichischen V olkspartei die Abge­
ordneten Fachleutner, LeisseI' , Dipl. -Ing, Doktor 
Leitner (ais Vorsitzender), Nimmervoll, Dipl.­
Ing. Tschida, von der Sozialistischen Partei 
die Abgeordneten Haas, Mondl, Pansi, Pfeifer 
und von der Freiheitlichen Partei Österreichs 
der Abgeordnete Peter angehörten. 

Der Unterausschuß hat den Gesetzentwurf 
in einer am gleichen Tag stattgefundenen 
Sitzung im Beisein von Bundesminister Dipl.­
Ing. Schleinzer eingehend beraten und eine 
Reihe von Abänderungen vorgeschlagen, wor­
über dem Ausschuß für Land- und Forstwirt­
schaft in seiner Sitzung am 6. Juli 1966 berich­
tet wurde. Nach Abschluß der Beratung wurde 
der Gesetzentwurf in der vom Unterausschuß 
vorgeschlagenen Fassung - mit Ausnahme 
der Bestimmung des § 44, die nur die Mehrheit 
der abgegebenen Stimmen fand - stimmen­
einhellig angenommen. 

Der vorliegende Gesetzentwurf regelt das 
Dienstrecht der im öffentlich·rechtlichen 
Dienstverhältnis stehenden Lehrer für öffent­
liche land- und forstwirtschaftliehe Berufs­
und Fachschulen. 
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Nimmervoll 
Die Regierungsvorlage geht von der Vor­

aussetzung aus, daß der N ationa.lrat noch vor 
ihrer Verabschiedung ein Bundesverfassungs­
gesetz , mit dem das Bundes-Verfassungsgesetz 
in der Fassung von 1929 hinsichtlich des 
Schulwesens neuerlich abgeändert wird (38 der 
Beilagen), beschließen wird. Diesbezüglich ist 
eine neue Situation dadurch eingetreten, daß 
der Verfassungsausschuß in seiner Sitzung vom 
28. Juni laufenden Jahres beschlossen hat, den 
Entwurf des genannten Bundesverfassungs­
gesetzes einem Unterausschuß zuzuweisen. Die 
Schwierigkeit des Gegenstandes und die Tat­
sache, daß die Frühjahrstagung des National­
rates voraussichtlich am 15. Juli endet, ließen 
befürchten, daß die Vorlage vor den Sommer­
ferien des Nationalrates nicht mehr zur Be­
schlußfassung vorgelegt werden kann. 

Die im erwähnten Entwurf eines Bundes­
verfassungsgesetzes hinsichtlich des Dienst­
rechtes für Lehrer an land- und forstwirtschaft­
lichen Berufs- und Fachschulen in Aussicht 
genommene Kompetenzregelung entspricht 
weitestgehend der derzeitigen, auf Grund des 
Lehrerdienstrechts-Kompetenzgesetzes, BG BI. 
Nr. 88/1948, bestehenden Kompetenzlage. Es 
kann daher das Land- und forstwirtschaftliehe 
Landeslehrer-Dienstrechtsü berleitungsgesetz in 
seinem wesentlichen Inhalt bereits jetzt be­
schlossen werden. Die notwendigen Anpassun­
gen sind in der weitaus überwiegenden Zahl 
technischer Natur. 

Namens des Ausschusses für Land- und Forst­
wirtschaft stelle ich den Antrag, der National­
rat wolle dem von der Bundesregierung vor­
gelegten Gesetzentwurf (44 der Beilagen) mit 
den angeschlossenen Abänderungen die ver­
fassungsmäßige Zustimmung erteilen. 

Gleichzeitig erlaube ich mir den Antrag zu 
stellen, General- und Spezialdebatte unter 
einem abzuführen. 

Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner: Danke. 
Es ist beantragt, General- und Spezialdebatte 
unter einem abzuführen. - Kein Widerspruch. 
Dann gehen wir in die Debatte ein. 

Zum Wort gemeldet ist der Herr Abge­
ordnete Dr. Leitner. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Dipl.-Ing. Dr. Leitner (ÖVP): 
Hohes Haus! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Das Bundesverfassungsgesetz BGBL 
Nl'. 215, welchBs am 18. Juli 1962 beschlossen 
wurde, hat für das allgemeine Schulwesen 
eine klare Auf teilung der Kompetenzen zwi­
schen Bund und Ländern vorgenommen. Auf 
Grund dieses Vel'fassungsgesetzes erfolgte dann 
im Juli 1962 die gesetzliche Regelung des allge­
meinen Schulwesens. 

Das land- und forstwirtschaftliehe Schul­
wesen wurde jedoch durch diese Regelung nicht 
erfaßt. Die Landwirtschaft wurde damals mit 
ihrem Schulwesen auf eine spätere Regelung 
vertröstet, damit die allgemeinen Schulgesetze 
noch vor der Auflösung des Parlaments 1962 
verabschiedet werden konnten. Der Minister­
rat hat bereits am 26. Juni 1962 anläßlich der 
Beschlußfassung über dieses allgemeine Schul­
gesetzwerk beschlossen, die Angelegenheiten 
des land- und forstwirtschaftlichen Schulwesens 
dem Schulverhandlungskomitee der Regie­
rungsparteien zur Beratung zuzuweisen. An­
läßlich der Regierungsverhandlungen am 
3. April 1964 ist dieser Auftrag mit der Maß­
gabe erneuert worden, daß ein gesondertes 
land- und forstwirtschaftliches Schulverhand­
lungskomitee mit dieser Angelegenheit zu be­
fassen ist. Dieses Komitee hat im Juni 1964 
in drei Sitzungen die vorbereiteten Gesetzent­
würfe eingehend beraten, wobei eine weit­
gehende Übereinstimmung der Auffassungen 
festgestellt werden konnte. Die Angelegen­
heiten des Dienstrechtes der land- und forst­
wirtschaftlichen Berufs- und Fachschullehr­
kräfte wurden gesonderten Verhandlungen der 
ZentralstelIen des Bundes und der Lehrer­
gewerkschaft vorbehalten. 

Nach einer gründlichen Begutachtung 'wurde 
bereits am 22. und 29. Juni 1965 das gesamte 
Paket der sieben land- und forstwirtschaft­
lichen Schulgesetzentwürfe im Ministerrat ein­
gebracht. Dieser stellte jedoch die Beschluß­
fassung zurück. Weitere Verhandlungen wur­
den zwischen Vertretern der Länder, und zwar 
zwischen Herrn Landeshauptmann Dipl.-Ing. 
Hartmann und Herrn Landeshauptmann-Stell­
vertreter Dr. Schachner-Blazizek, geführt. Auch 
bei diesen Verhandlungen wurde wiederum 
eine einvernehmliche Lösung erreicht. 

Im Oktober 1965 wurden die Schulgesetze 
neuerlich im Ministerrat eingebracht, und sie 
wurden wiederum zurückgestellt. Die Sozialisti­
sche Partei machte ihre Zustimmung neuerlich 
von einer Änderung des niederösterreichischen 
Landeslehrer -Dienstho hei tsgesctzes abhängig. 
Die Zustimmung zu einer Verfassungsänderung, 
mit der eine klare Kompetenzaufteilung zwi­
schen Bund und Ländern getroffen werden 
sollte und mit der das Erfordernis der pak­
tierten Gesetzgebung für verschiedene Be­
reiche des land- und forstwirtschaftlichen 
Schulwesens endgültig beseitigt worden wäre, 
wurde vom damaligen Regierungspartner mit 
der Änderung eines Landes-Ausführungsge­
setz es gekoppelt. Ich glaube sagen zu können, 
daß dies ein Vorgang ist, der abzulehnen ist. 

Die neue Bundesregierung hat diese sieben 
landwirtschaftlichen Schulgesetze dem Parla­
ment zur Beschlußfassung zugeleitet. Dje Hal-
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Dipl.-Ing. Dr. Leitner 
tung der Sozialistischen Partei hat sich nicht 
geändert, und so können heute nur zwei Ge­
setze beschlossen werden, die vom Ausschuß 
allerdings auch erst an die derzeitigen Ver­
fassungsbestimmungen angepaßt werden 
mußten. Diese zwei wichtigen Gesetze rufen in 
diesem Haus nach den weiteren fünf Gesetzen. 
Die ÖVP wird dafür eintreten, daß diese fünf 
Gesetze nicht eines gewaltsamen Todes sterben. 
Wenn die Sozialistische Partei ihre Zustimmung 
zur Änderung der Bundesverfassung hinsicht­
lich des landwirtschaftlichen Schulwesens nicht 
gibt, muß auf dem Wege der paktierten Gesetz­
gebung dafür gesorgt werden, daß das land­
wirtschaftliche Berufsschulwesen in allen Bun­
desländern eingeführt werden kann und daß 
die land- und forstwirtschaftlichen Privat­
schulen sowie das Religionsunterrichtsgesetz 
auch im landwirtschaftlichen Schulbereich 
eine befriedigende Lösung erfahren. 

Die Pflicht zum Besuch land- und forst­
wirtschaftlicher Berufsschulen besteht in den 
Bundesländern Kärnten, Niederösterreich, 
Tirol und Steiermark. In den Ländern Salz­
burg und Vorarlberg besuchen die meisten 
bäuerlichen Jugendlichen freiwillig die Berufs­
schule; in den Ländern Oberösterreich und 
Burgenland hingegen muß die Berufsschule 
erst eingeführt werden. Der Bundesgesetzgeber 
würde sehr zweckmäßig handeln, wenn er die 
land- und forstwirtschaftlichen Schulgesetze 
verabschieden würde. Die Länder haben der 
Kompetenzbereinigung zugestimmt, und auf 
Grund einer Forderung der Sozialistischen 
Partei ist auch die Errichtung von Schulbei­
räten vorgesehen. 

Die Blockade dieser Gesetze durch die 
Sozialistische Partei ist nicht nur für die Ent­
wicklung des landwirtschaftlichen Schulwesens 
in Österreich schädlich, sie hemmt auch den 
großen Bildungswillen der bäuerlichen Jugend 
und trägt zu einer Benachteiligung der Land­
jugend bei. Weiters sind die Bundesländer die 
Benachteiligten, denn die Kompetenzvertei­
lung hätte eine volle Gesetzgebung für das 
landwirtschaftliche Fachschulwesen vorgese­
hen und weiters, daß die Bundesländer für die 
Berufsschulen eine sehr erweiterte Grundsatz­
gesetzgebung haben und nur wichtigste Punkte 
der Grundsatzgesetzgebung dem Bund ver­
bleiben: so die Schulpflicht, die Pflichtgegen­
stände, der Übertritt von der Schule eines 
Bundeslandes in die Schule eines anderen 
Landes und die Unentgeltlichkeit des Unter­
richts. 

Die Bundesländer sind auf Grund der Hal­
tung der Sozialistischen Partei jetzt weiterhin 
auf die paktierte Gesetzgebung angewiesen. 
Hier helfen nicht schöne Worte anläßlich einer 
Budgetdebatte, es hilft ausschließlich die Zu­
stimmung zu einer guten gesetzlichen Rege-

Iung. Darüber hinaus ist diese Blockade un­
sachlich und nicht gerechtfertigt. 

Das Industriezeitalter in der Mitte des 
20. Jahrhunderts ist durch eine Agrarkrise ge­
kennzeichnet, welche alle Bereiche der Land­
wirtschaft erfaßt, die wirtschaftlichen genauso 
wie die sozialen und die kulturellen. Die Ab­
wanderung aus der Landwirtschaft, die Dis­
parität des landwirtschaftlichen Betriebsein­
kommens und ein verbreitetes Unbehagen sind 
Erscheinungen, welche in allen Industrie­
staaten anzutreffen sind. Wer nicht gegenüber 
dem wahren Sachverhalt blind oder in einer 
rationalistischen Nationalökonomie befangen 
ist, weiß um die große gesellschaftspolitische 
Aufgabe der Landwirtschaft, diese zu erhalten 
und sie sinnvoll in das Atomzeitalter einzu­
ordnen. 

Der Europäer, auch der Österreicher, muß 
zur Kenntnis nehmen, daß ein Drittel der 
Menschheit hungert, daß jährlich Millionen 
von Menschen verhungern und daß es nur der 
geschulte Bauer ist, der ihn in der Zukunft vor 
diesem Hunger bewahren kann. Er soll dies 
bereits jetzt zur Kenntnis nehmen, obwohl es 
scheint, daß ein Überfluß an Nahrungsmitteln 
vorhanden ist und der Wohlstandsbauch zu 
einer weitverbreiteten Erscheinung wurde. 

Der Bauer erhält mit seiner Arbeit und 
seinem Bemühen, zwischen Boden, Pflanze und 
Tier eine biologisch bedeutsame Lebensgemein­
schaft zu wahren, auch die Grundlagen unseres 
Daseins, die Kulturlandschaft, den nachhaltig 
genutzten Boden, einen geordneten Wasser­
haushalt und manches andere mehr. Zur Er­
haltung des bäuerlichen Familienbetriebes in 
der Form des Voll- und Nebenerwerbsbetriebes 
sind ausgewogene, wohl aufeinander abge­
stimmte Maßnahmen der Strukturpolitik, der 
Markt- und Preispolitik, der Sozialpolitik und der 
Bildungspolitik notwendig, um die Selbsthilfe 
der Bauernschaft zu erleichtern und wirksamer 
zu gestalten. 

Wenn es schon nicht möglich ist, heute alle 
landwirtschaftlichen Schulgesetze zu verab­
schieden, so können ohne Verfassungsänderung 
doch zwei der wichtigsten Gesetze verabschie­
det werden. Die bäuerliche Bildungspolitik 
braucht diese Gesetze sehr notwendig. Das Bun­
desschulgesetz sorgt nämlich für einen guten 
Nachwuchs im landwirtschaftlichen Lehr- und 
Förderungsdienst. Darüber hinaus gibt es 
vielen Bauernkindern die Möglichkeit, eine 
höhere Lehranstalt zu besuchen und mit der 
Fachmatura einen größeren Betrieb modern 
zu bewirtschaften oder in einem der vielen 
landwirtschaftsnahen Berufe tätig zu sein. 
Ich denke dabei an das große Gebiet des Ge­
nossenschaftswesens, an die Landmaschinen­
industrie und an einschlägige Handels- und 
Gewerbebereiche. Auch der Hochschulbesuch 
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Dipl.-Ing. Dr. Leitner 
wird den Absolventen offenstehen. Gute Lehr­
und Förderungskräfte sind für die Bewältigung 
der großen Bildungs- und Erziehungsaufgaben 
der bäuerlichen Jugend notwendig. 

Das landwirtschaftliche Gutsinventar eines 
Reichshofes Karls des Großen war nicht viel 
anders beschaffen als das eines ähnlichen 
Betriebes tausend Jahre später. In dieser 
Zeit war der bäuerliche Beruf kein Lehrberuf, 
es genügte die Lebenserfahrung vieler Genera­
tionen. 

Heute ist es ganz anders. Eine große Mobili­
tät hat alle Bereiche der Landwirtschaft 
ergriffen. Es genügt auch nicht mehr, auf Vor­
rat zu lernen, wie es vielleicht noch unsere 
Großväter konnten. Die Wirtschaftsweise in 
den landwirtschaftlichen Betrieben hat sich 
innerhalb einer Generation vom Dreschflegel 
bis zum Mähdrescher gewandelt. Eine rasche 
Entwicklung vollzieht sich nicht nur auf dem 
Gebiete der Technik und der Arbeitswirtschaft, 
die Anpassung an die sich ständig wandelnden 
Marktverhältnisse zwingt zur Qualitätspro­
duktion und zu neuen Vermarktungsformen. 
Die Einkommenssituation zwingt zur Verbes­
serung der Produktivität und zur weitgehenden 
Betriebsvereinfachung. 

Der Land wirtschaftslehrer und der Wirt­
schaftsberater müssen aber auch die Grenzen 
dieses rationalistischen Systems kennen und 
den Blick der jungen Me~schen auch auf eine 
neue, integrale Zeit richten, in der ein modern 
geführter Landwirtschaftsbetrieb seine großen 
Aufgaben in einer industrialisierten Gesell­
schaft erfüllt und von dieser Gesellschaft auch 
voll anerkannt wird. Diese Epoche scheint 
in erreichbare Nähe gerückt. 

Es gilt also, überkommene Erfahrungen 
selbst in Zeiten stärkster Wandlung bewußt 
zu erhalten und die jungen Menschen zu einer 
eigenständig verantwortlichen Tätigkeit hin­
zuführen, damit sie ihren Betrieb ständig an 
die sich wandelnden Situationen anpassen 
können, ohne seine Nachhaltigkeit und dau­
ernde Existenz zu gefährden. Nur so kann der 
geschulte Mensch seine Bewährungsprobe be­
stehen. 

Das Land- und forstwirtschaftliehe Bundes­
schulgesetz regelt den Bereich der höheren 
land- und forstwirtschaftlichen Lehranstalten 
sowie den Bereich des Bundesseminars für die 
Ausbildung der land- und forstwirtschaftlichen 
Lehr- und Beratungskräfte. Leider ist es auf 
Grund der derzeitigen Verfassungssituation 
nicht möglich, die Fachschulen des Bundes 
mitzuregeln. Daher mußte dieser Teil der 
Regierungsvorlage gestrichen werden. 

Mit dem vorliegenden Gesetz werden die 
höheren land- und forstwirtschaftlichen Lehr­
anstalten auf eine solide gesetzliche Basis 

gestellt. Derzeit besuchen 855 Srhüler und 
360 Schülerinnen diese Schulen. Es ist vorge­
sehen, daß diese Schulen, die höheren Lehr­
anstalten für allgemeine Landwirtschaft, 
für alpenländische Landwirtschaft, für Wein­
und Obstbau, für Gart.enhau, für Landtechnik 
und die Schulen für die land\virtschaftlichen 
Frauenberufe, normal fünf jährig geführt wer­
den und mit einer Fachmatura abschließen. 
Diese Matura wird der anderer höherer Fach­
schulen gleichgestellt sein und zum Besuch 
einer wissenschaftlichen Hochschule gleicher 
oder verwandter Fachrichtung berechtigen; 
für den Besuch anderer Fachrichtungen sind 
genauso wie bei den anderen Schulen Zusatz­
prüfungen erforderlich. 

Als Sonderformen können diese Schulen 
nach einer zweijährigen Praxis auch in einem 
vierjähr:igen Bildungsgang geführt werden und 
geben so Landkindern in einem fortgeschrit­
tenen Alter noch die Möglichkeit, eine höhere 
Schule zu besuchen. Diese Schulen verhelfen 
wertvollen jungen Menschen, vor allem aus 
dem ländlichen und bäuerlichen Lebensbereich, 
zu einer höheren Bildung. Damit dies möglich 
wird, sind diesen Schulen Schülerheime ange­
gliedert. Es ist dringend Vorsorge zu .treffen 
- ich richte hier meine Bitte an den Herrn 
Landwirtschaftsminister -, daß bedürftige 
und begabte Internatsschüler eine entspre­
chende Studienförderung erhalten, damit die 
notwendige Aufnahme in ein Schülerheim 
keinen sozialen Numerus clausus bewirkt. 

Aus diesen Schulen wird eine breite Schicht 
von Führungskräften für den bäuerlichen 
Berufsstand und darüber hinaus für den 
ganzen ländlichen Lebensbereich hervorgehen. 
Soweit die Absolventen beruflich den Lehr- und 
Förderungsdienst anstreben, erhalten die Matu­
ranten in der berufspädagogischen Lehranstalt 
in Ober-St. Veiteine weitere Ausbildung in 
Pädagogik, in Beratungslehre und in anderen 
Fächern im Hinblick auf ihren kommenden 
Beruf. Die Landwirtschaft braucht bestens 
ausgebildete Lehr- und Beratungskräfte, weil 
nur solche den großen Anforderungen gewach­
sen sind, welche die Landwirtschaft in der 
Praxis an sie stellt. 

Das vorliegende Gesetz soll aber auch dazu 
beitragen, die bauliche Ausgestaltung dieser 
Schulen zu beschleunigen. Die rasche Fertig­
stellung des Baues der Bundeslehranstalt für 
alpine Landwirtschaft in Ursprung-Elixhausen, 
also in Salzburg, sowie der baldige Baubeginn 
einer solchen Anstalt in St. Florian in Ober­
österreich sind notwendig. Der weitere Ausbau 
der pädagogischen Anstalt sowie der Ausbau 
von Sportanlagen und Turnsälen an den beste­
henden Schulen sind ebenfalls ein dringendes 
Anliegen. Unser Vaterland wird für seine 
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großen Investitionen jedoch einen guten Zins 
erhalten. 

An dieser Stelle sei dem Herrn Landwirt­
schaftsminister und seinen Vorgängern, den 
Beamten dieses Ministeriums, den Direktoren 
und Lehrkräften aller höheren Landwirt­
schaftsschulen und des Berufspädagogischen 
Seminars für ihre große Aufbauarbeit seit 
dem Jahre 1945 und für die Heranbildung vie­
ler guter Kräfte im Namen der Landwirtschaft, 
aber auch im Namen des ganzen Volkes 
bestens gedankt. (Beifall bei der ÖV P.) Die­
ses Gesetz soll ihnen neuen Ansporn und ver­
besserte Möglichkeiten für ihre Bildungsauf­
gaben geben. 

Das zweite Gesetz, welches jetzt zur Bera­
tung steht, ist das Land- und forstwirtschaft­
liehe Landeslehrer-Dienstrechtsü bel' leitungs­
gesetz. Auch dieses Gesetz füllt eine große 
Lücke aus und regelt das Dienstrecilt aller 
land- und forstwirtschaftlichen Berufs- und 
Fachschullehrkräfte, die in einem Dienstver­
hältnis zu einem Lande stehen. Es sind dies 
derzeit 472 männliche und 467 weibliche haupt­
amtliche und 3200 nebenamtliche Lehrkräfte. 
Auf diese Lehrkräfte fand das Landeslehrer­
Dienstrechtsüberleitungsgesetz 1962 keine An­
wendung, weil die Verhältnisse im allgemeinen 
und im landwirtschaftlichen Schulwesen sehr 
verschieden sind. 

Eines der Kernprobleme, mit dem sich 
dieser Gesetzentwurf auseinanderzusetzen 
hatte, ist die Tatsache, daß im Bereich des 
landwirtschaftlichen Schulwesens eine sehr 
große Anzahl von Schulen besteht, die nur im 
Winterhalbjahr unterrichten. Die Schüler kön­
nen während der Vegetationsperiode als 
Arbeitskräfte auf ihrem elterlichen Betrieb 
nicht entbehrt werden. Die Lehrkräfte dieser 
Schulen werden in der unterrichtsfreien Zeit 
neben ihrer Tätigkeit in Lehrbetrieben und 
Lehreinrichtungen zur Mitarbeit in verschie­
denen Bereichen des land- und forstwirtschaft­
lichen Förderungsdienstes herangezogen. Das 
bewirkt, daß der Landwirtschaftslehrer mit 
der praktischen Berufswelt immer eng in Ver­
bindung bleibt, mit den sich rasch wandelnden 
Verhältnissen in den bäuerlichen Betrieben 
stets laufend vertraut ist und so nicht ein 
Schulmeister im schlechten Sinn wird. Die 
bäuerliche Jugend verlangt nicht nur viele 
fachliche, sie fordert auch gute praktische 
Kenntnisse von ihren Lehrern. Wir wissen 
alle, daß die Jugend sehr kritisch ist, aber wir 
dürfen ihr auch ein gutes Gerechtigkeitsempfin­
den bestätigen, wenn der Landwirtschaftslehrer 
heute von ihr durchschnittlich sehr gut quali­
fiziert wird. Das spricht für diesen Berufs­
stand. 

Eine weitere Eigenart des landwirtschaft­
lichen Schulwesens ist in vielen Fällen die Ein-

heit zwischen Schule, Internat und Lehrbe­
trieb. Gerade diese Einheit verlangt vom Leh­
rer großen Idealismus, weil der Schüler und 
die Schülerin nicht die 42-Stunden-Woche 
einhalten und der Lehrer als Aufsichtskraft 
im Internat weniger gestrenges Auf.'3ichtsorgan 
als mehr Freund und Mitgestalter des ganzen 
Zusammenlebens sein muß. Die Landwirt­
schaftsschule ist nicht nur eine Fachschule im 
engeren Sinn, sie will den ganzen jungen Men­
schen formen helfen, seine Fachausbildung 
erweitern und vertiefen, die praktischen 
Kenntnisse festigen, die Allgemeinbildung 
heben und dabei die geistig-kulturelle Seite 
des Menschen genauso beachten wie seine 
sportliche Ertüchtigung. Der junge Mensch 
als Persönlichkeit fordert daher von seinem 
Lehrer einen vollen Einsatz. 

Das Fehlen eines entsprechenden Dienst­
rechtes hat sich für die Lehrkräfte nachteilig 
bemerkbar gemacht. Es ist daher zu be­
grüßen, daß das neue Gesetz eine Gleich­
stellung mit den übrigen Lehrkräften bewirkt, 
wobei die Sonderstellung des Landwirtschafts­
lehrers entsprechende Berücksichtigung findet. 

Die Lehrkräfte der landwirtschaftlichen 
Berufs- und Fachschulen haben bisher ihre 
Aufgabe gut erfüllt und ihren Idealismus 
unter Beweis gestellt. Es ist jedoch notwendig 
und richtig, daß entsprechende Leistungen 
vom Dienstgeber auch honoriert werden und 
dabei die soziale Sicherstellung berücksichtigt 
wird. Das neue Gesetz hält sich soweit wie 
möglich an das Landeslehrel'-Dienstrechts­
gesetz 1962. Es ist zu begrüßen, daß es im 
landwirtschaftlichen Schulwesen in Hinkunft 
ernannte Schulleiter gibt, daß schulfeste Stellen 
dem Lehrer die Sicherheit eines ständigen 
Wohnortes geben, daß die Leistungen des 
Lehrers im Internat, im Schulbetrieb und 
im Förderungsdienst entsprechend gewertet 
und auch bezahlt werden und daß die Lehr­
verpflichtung des Lehrers und des Schulleiters 
gesetzlich festgelegt wird. 

Der § 44 regelt den Urlaub des Lehrers. 
An ganzjährig geführten Schulen gilt die 
Beurlaubung vom Dienst während der Ferien 
analog dem übrigen Schulwesen. Damit für 
die Lehrer an saisonmäßig geführten Schulen 
der Anschluß an diese Regelung gefunden wird, 
erlaube ich mir, namens aller Fraktionen 
dieses Hohen Hauses einen Abänderungsantrag 
zu stellen, der wie folgt lautet: 

Abänderungsantrag der Abgeordneten 
Dipl.-Ing. Dr. I .. eitner, Pansi, MeißI und 
Genossen zum Land- und forstwirtschaft­
lichen Landeslehrer - Dienstrechtsüberlei­
tungsgesetz (44 der Beilagen) in der 
Fassung des Ausschußberichtes (171 der 
Beilagen). 
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1. § 44 Abs. 1 soll lauten: 
,,( 1) Der land- und forstwirtschaftliehe 

Landeslehrer an ganzjährig geführten Schu­
len ist während der Dauer der Schulferien 
vom Dienst beurlaubt, soweit in den folgen­
den Absätzen nicht anders bestimmt wird. 
Dem land- und forstwirtbchaftlichen Landes­
lehrer an einer saisonmäßig geführten Schule 
gebührt - soweit nicht die Bestimmungen 
des § 18 Abs. 3 letzter Satz anzuwenden 
sind - ein Urlaub im Ausmaß von 26 Werk­
tagen; dieses Ausmaß erhöht sich um 
2,5 Werktage für jeden in Vollbeschäftigung 
im Unterricht verbrachten Monat des Schul­
jahres, das in dem Kalenderjahr endet, 
für das der Urlaubsallspruch gilt. Ergeben 
sich bei der Regelung des Ur1aubsausmaßes 
für ein Kalenderjahr zuletzt nicht volle 
Tage, so ist auf die nächsthöhere Zahl von 
vollen Urlaubstagen aufzurunden. Die in 
die Weihnachts- und Osterferien fallenden 
Werktage sind nicht einzurechnen." 

2. § 49 Abs. 3 soll lauten: 
,,(3) Dem im Abs. 1 genannten land­

und forstwirtschaftlichen Landeslehrer ge­
bühren monatliche Ruhegenüsse, die nach 
zehn Dienstjahren 50 v. H. der Ruhe­
genußbemessungsgrundlage (Abs. 4) betra­
gen. Für die weitere Dienstzeit ist § 7 
Abs. 1 des Pensionsgesetzes 1965 mit der 
Maßgabe anzuwenden, daß die in 'Teil­
beschäftigung zugebrachten Zeiträume, wenn 
die Beschäftigung wenigstens zehn Wochen­
stunden beträgt, voll, wenn sie wenigstens 
sechs Wochenstunden beträgt, zur Hälfte, 
sonst zu einem Drittel angerechnet werden." 

3. Im § 49 Abs. 4 ist der Klammeraus­
druck ,,( § 47 des Gehaltsüberleitungsgeset­
zes)" durch den Klammerausdruck ,,(§ 4 
Abs. 2 des Pensionsgesetzes 1965)" zu er­
setzen. 

4. Im § 61 Abs. 2 sind die Worte ,,§ 46 
Abs. 1 erster Satz des Gehaltsüberleitungs­
gesetzes" durch die Worte ,,§ 7 Abs. 1 des 
Pensionsgesetzes 1965" zu ersetzen. 

Mit diesem Antrag erhält der Lehrer an 
einer Schule mit zehnmonatiger Unterrichts­
dauer somit einen Urlaub im Ausmaß der 
Ferien. Wenn der Lehrer an nicht ganz­
jährig geführten Schulen dieses Ausmaß nicht 
voll erreicht, muß doch beachtet werden, 
daß im § 44 ein Urlaubsanspruch festgesetzt 
wird und nicht Ferien, in welchen der Lehrer 
beurlaubt ist. Der Landwirtschaftslehrer kann 
seinen Urlaub somit in der ganzen unterrichts­
freien Zeit, also auch in der Vor- und N ach­
saison, nehmen. Die Bestimmung, daß Krank­
heit den Urlaub unterbricht, gilt für ihn 
wie bei den anderen öffentJich Bediensteten. 
Weiters werden weiterbildende Veranstaltun-

gen nicht in diese Urlaubszeit fallen, wie sie 
bei den Lehrern in die Ferien fallen. 

Die getroffene Regelung ist wirklich groß­
zügig und soll einen Anreiz für den Lehr beruf 
geben sowie den Landwirtschaftslehrer für 
seine verantwortungsbewußte und umfang­
reiche Tätigkeit während der Unterrichtszeit 
nicht schlechter stellen als den allgemein­
bildenden Lehrer. 

Die Abänderungen im § 49 und im § 60 
bewirken eine Angleichung an die derzeitige 
Gesetzeslage im Bereich des öffentlichen 
Dienstes. Sie sind offensichtlich in der Regie­
rungsvorlage irrtümlicherweise nicht berück­
sichtigt worden. 

Das Land- und forstwirtschaftliehe Landes­
lehrer-Dienstrechtsüberleitungsgesetz so11 dem 
Landwirtschaftslehrer nicht seine Lehrtätigkeit 
erleichtern oder sogar seinen Idealismus 
schmälern. Wie bereits gesagt, verlangt der 
Schüler aus dem bäuerlichen Berufsstand­
vom Lehrer sehr viel Wissen und Können, 
aber auch einen vollen Einsatz, der weit über 
das übliche Maß einer Dienstverpflichtung 
hinausgeht. Das Gesetz soll dazu dienen, 
dieser Lehrergruppe eine soziale Gleichstellung 
mit den übrigen Lehrern zu geben und die 
Voraussetzung für eine richtige \" ertung und 
Entlohnung ihrer Arbeit und ihrer Mehrarbeit 
sein. 

Von dieser Stelle aus möchte ich allen 
landwirtschaft.lichen Lehrkräften, den Berufs­
und Fachschullehrkräften, für ihre bisherige 
Arbeit herzlich danken. Sie haben diese 
Arbeit ohne Dienstrechtsgesetz geleistet. Ich 
darf sie bitten, ihre Arbeit auf Grund des 
neuen Gesetzes mit dem gleichen Idealismus 
und so erfolgreich wie bisher fortzusetzen, 
damit die bäuerliche Jugend eine gute Bildung 
und Ausbildung erhält und ihrer großen Auf­
gabe in der Zukunft gerecht werden kann. 

Namens meiner Fraktion erkläre ich, daß 
wir beiden Gesetzen gerne unsere Zustimmung 
geben. (Beifall bei der Ö V P.) 

Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner: Der Ab­
änderungsantrag der Abgeordneten Dipl.-Ing. 
Dr. Leitner, Pansi, MeißI und Genossen ist 
genügend unterstützt und steht zur Diskussion. 

Als nächstem Redner erteile ich dem Herrn 
Abgeordneten Pansi das Wort. 

Abgeordneter Pansi (SPÖ): Hohes Haus! 
Meine Damen und Herren! Wenn heute das 
Hohe Haus das Land- und forstwirtschaftli­
che Landeslehrer-Dienstrechtsüberleitungsge­
setz beschließt, so bedeutet das zweifellos einen 
Markstein in der Geschichte der land- und 
forstwirtschaftlichen Schulgesetzgebung. Bis­
her gab es auf dem Gebiete des Dienstrechtes 
dieser Lehrer von Land zu Land !'lehr unter-
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Pansi 
schiedliche Regelungen, die durch Verein- Aber auch das landwirtschaftliche Fach­
barungen zwischen Lehrern und Schulbehörde schulwesen entspricht nicht den Bedürfnissen. 
oder vielfach durch einseitige Erlässe der Wenn wir einer Statistik, die allerdings 
Landesregierungen zustande gekommen sind. schon einige Jahre alt ist, entnehmen, daß 
Mit diesem Gesetz wird nun für unsere Lehrer in Österreich von 1000 landwirtschaftlichen 
an den landwirtschaftlichen Fachschulen, die Betriebsleitern nur etwas mehr als zehn 
schon bald auf eine 100jährige Tradition zu- über eine Fachausbildung verfügen, so ist 
rückblicken können, und für die Lehrer der das geradezu erschreckend. Die Verhältnisse 
land- und forstwirtschaftlichen Berufsschulen, sind von Land zu Land sehr verschieden. 
deren Anfänge in einigen Bundesländern auch Im Burgenland kommen auf 1000 Betriebe 
schon bis in die zwanziger Jahre zurückreichen, 5,5 Besitzer mit Fachschulausbildung, in Vor-
endlich ein einheitliches Recht geschaffen. arlberg sind es 5,6, in Niederösterreich 7,1, 

• • . • • I in der Steiermark 8, in Oberö&terreich 10, 
Bevor ICh mICh mIt dIesem Gesetz befasse, in Tirol 194 in Salzburg 236 und' K" t 

d f' h k' l' h F ' , , . In arn en 
ar IC urz zu emer ?rundsät~ IC en rage 25,8. In den letzten Jahren dürften sich die 

des land- und forstwIrtschaftbchen Schul- Verhältnisse etwas gebessert habe 
wesens, nämlich zur Frage der Kompetenz, n. 
Stellung nehmen. Das genannte Schulwesen Di~ völlig. ungenügende schulische Fach-
untersteht nicht, wie das sachgemäß anzu- ausblldung Ist aber auch der Hauptgrund 
nehmen wäre dem Unterrichtsministerium dafür, daß wir uns heute so krampfhaft be­
sondern de~ Landwirtscha.ftsministerium: mühen müssen, auf dem Gebiete der Land­
Auch die letzte Kompetenzverteilung vor wirtschaft europäisches Niveau zu erreichen. 
wenigen Wochen hat daran nichts geändert. Für die gewerblichen und kaufmännischen 
Man hat es zum Beispiel wohl für notwendig Berufe gilt das dank der besseren Schul­
gefunden, die dem Sozialministerium unter- bildung nicht oder bei weitem nicht in diesem 
stehende Fachschule für Technik, in welcher Ausmaße. Hätte das land- und forstwirt­
ausschließlich schwer körperbehinderte Kinder schaftliehe Schulwesen seit jeher ebenfalls 
untergebracht sind, dem Unterrichtsministe- dem Unterrichtsministerium unterstanden so 
rium zu unterstellen, doch bei dem land- und wäre wahrscheinlich eine parallele Entwickl~ng 
forstwirtschaftlichen Schulwesen blieb alles gesichert gewesen und der enorme Rückstand 
unverändert. Man ist anscheinend der Mei- nicht eingetreten. Diese Ansicht wird auch 
nung, daß nur das Landwirtschaftsministerium von vielen Lehrern der landwirtschaftlichen 
in der Lage sei, das Schulwesen auf dem Schulen vertreten. 
Gebiete der Land- und Forstwirtschaft ent­
sprechend auszubauen und zu fördern. Wenn 
das richtig wäre, dann müßten auch die gewerb­
lichen und kaufmännischen Berufsschulen so-

. wie die Handelsschulen, die Handelsakademien 
und so weiter dem Handelsministerium und 
nicht dem Unterrichtsministerium unterstehen. 

Ich zweifle auf Grund der bisherigen Ent­
wicklung, daß die Zuständigkeit des Land­
wirtschaftsministeriums für das land- und 
forstwirtschaftliche Schulwesen günstig war. 
Das land- und forstwirtschaftliche Schulwesen 
ist gegenüber dem gewerblichen und kauf­
männischen Schulwesen wesentlich zurück­
geblieben. Während dieses laufend verbessert 
und den gegebenen Verhältnissen angepaßt 
wurde, hat sich jenes nur sehr langsam weiter­
entwickelt. Die gewerblichen und kaufmänni­
schen Berufsschulen bestehen schon seit Jahr­
zehnten in ausreichendem Maße, während 
auf dem landwirtschaftlichen Sektor die An­
fänge der Berufsschulen nur in einigen Ländern 
bis in die Erste Republik zurückreichen, 
einige Länder vor wenigen Jahren ent­
sprechende Gesetze beschlossen ha ben und 
zwei Länder bis heute noch keine Gesetze für 
land- und forstwirtschaftliche Berufsschulen 
besitzen. 

Erfreulicherweise kann festgestellt werden, 
daß nach dem Krieg eine Wendung ein­
getreten ist und vor allem der derzeitige 
Landwirtschaftsminister und sein Vorgänger 
der fachlichen Ausbildung der ländlichen 
Jugend weit mehr Augenmerk zugewendet 
haben und zuwenden, als dies vorher ge­
schehen ist. Es scheint nun doch auch in 
bäuerlichen Kreisen langsam Allgemeingut 
geworden zu sein, daß Bildung, Leistung und 
Lebensstandard auf das engste miteinander 
verbunden sind. 

Meine Damen und Herren ! Nun wieder 
zurück zum Land- und forstwirtschaftlichen 
Landeslehrer - Dienstrechtsüberleitungsgesetz. 
Das Dienstrecht dieser Gruppe von Lehrern 
ist, wenn auch viele Bestimmungen aus dem 
Dienstrecht der übrigen Landeslehrer über­
nommen wurden, doch in einigen Punkten 
von diesem sehr verschieden und dem be­
stehenden land- und forstwirtschaftlichen Fach­
und Berufsschulwesen angepaßt. Das kommt 
vor allem im § 28 zum Ausdruck. Da der 
weitaus größte Teil der Fachschulen und alle 
Berufsschulen nur während des Winterhalb­
jahres geführt werden, kann leider der Lehrer 
seiner ureigensten Aufgabe, nämlich der Lehr­
tätigkeit in der Schule, nur während dieser 
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Zeit nachkommen. Während der übrigen Zeit 
des Jahres kann er laut Gesetz iru Schüler­
und Absolventenberatungsdienst verwendet 
werden. 

Es ist zu hoffen, daß dies in Zukunft auch 
tatsächlich geschieht und dem Gesetze Genüge 
getan wird. Bisher ist die Verwendung der 
land- und forstwirtschaftlichen Fach- und 
Berufsschullehrer vielfach keinesfalls befriedi­
gend. Diese ausgezeichneten Fachkräfte werden 
sehr oft zu nebensächlichen und vollkommen 
berufsfremden Arbeiten herangezogen. Daß 
dem tatsächlich so ist, mögen einige Sätze 
aus dem Brief eines solchen Lehrers beweisen. 
Diese lauten: 

"Vielfach handelt es sich auch um nicht 
zumutbare Hilfsarbeiten, sei es in der Form 
des Abschreibens von Listen oder der Ordnung 
von Karteien, der Zählung und Kartierung 
von Ohrmarken geimpfter Rinder, der Ver­
schickung und Umpaketierung solcher Ohr­
marken oder sonstiger Gemeindedienerarbeiten. 
Hier wäre wirklich noch ein weites Feld für 
das Landwirtschaftsministerium, die Lehr­
kräfte wirklich als Fachorgane zur Betreuung 
der Absolventenbetriebe einzusetzen." 

Soweit die Sätze dieses Briefes. 
Im gleichen Brief wird aber auch Klage 

darüber geführt, daß die Lehrer während 
ihrer Verwendung außer halb der Schule einfach 
den Bezirksbauernkammer-Sekretären unter­
stellt werden und diese praktisch in jeder 
Hinsicht die Diensthoheit über sie ausüben. 

Diesen Meinungen ist nicht viel hinzuzu­
fügen. Dieser Brief stammt aber nicht etwa 
aus Kärnten, sondern aus einem der bei den 
großen Bauernländer. 

Es wird Aufgabe des Landwirtschafts­
ministeriums sein, im Interesse der Landwirt­
schaft diese Mißstände zu beseitigen. Die 
gesetzlichen Bestimmungen sehen eindeutig 
vor, für welchen Zweck die Lehrer zu ver­
wenden sind. Es ist auch sehr logisch, daß 
während der schulfreien Zeit die Verbindung 
zwischen Lehrkräften und Schülern beziehungs­
weise Absolventen in Form von fachlicher 
Beratung aufrecht bleibt. Dadurch ist sicherlich 
der beste Erfolg für die gesamte Landwirt­
schaft gewährleistet. 

Im gleichen Paragraphen ist auch die 
Bestimmung verankert, daß der Lehrer bei 
Bedarf zum Erzieherdienst verpflichtet werden 
kann. Wir Sozialisten haben mit dieser Be­
stimmung keine Freude, weil wir der Meinung 
sind, daß der Lehrer neben seiner Lehr­
tätigkeit nicht gegen seinen Willen zu anderen 
Arbeiten verpflichtet werden soll. Aus einem 
anderen Brief kann ich entnehmen - er 
stammt ebenfalls aus einem der bei den großen 

Bauernländer -, daß es bei solchen Ver­
pflichtungen teilweise zu Arbeitsleistungen bis 
100 Wochenstunden kommt. Solche Zustände 
sind nicht günstig. Wir glauben aber auch, 
daß auf freiwilliger Basis ausreichend Lehr­
kräfte für den Erzieherdienst gefunden werden 
können und ein Zwang nicht notwendig ist. 
Bereits bestehende Beispiele beweisen das. 
Wir wollen daher diese Kann-Bestimmung 
auch nur so verstanden haben, daß von ihr 
nur dann Gebrauch gemacht wird, wenn 
keine andere Lösung gefunden werden kann. 

Erfreulich ist, daß im Ausschuß noch einige 
von der Gewerkschaft geltend gemachte und 
von den Sozialisten unterstützte Wünsche 
der Lehrerschaft in das Gesetz aufgenommen 
werden konnten. Das gilt vor allem für die 
Trennung der pädagogischen Leitung der 
Fach- und Berufsschulen, wenn sie organisa­
torisch verbunden sind. Dadurch wurden 
für die Berufsschullehrer mehr Aufstiegs­
möglichkeiten geschaffen. 

Keine volle Einigung konnte leider hin­
sichtlich des Urlaubsausmaßes erzielt werden. 
Die vorgesehene Urlaubsregelung bringt den 
landwirtschaftlichen Lehrern in jenen Ländern, 
die ihre Lehrer bisher nicht besonders günstig 
behandelt haben, eine Verbesserung. Dort, 
wo die landwirtschaftlichen Lehrer aber im 
Laufe der Zeit die gleichen Rechte durch­
gesetzt haben, wie sie für die übrige Lehrer­
schaft gelten - das gilt vor allem für Kärn­
ten -, würde durch dieses Gesetz selbst unter 
Berücksichtigung des von allen drei Parteien 
eingebrachten Antrages eine sehr erhebliche 
Verschlechterung eintreten. Das Urlaubsaus­
maß würde sich für diese Lehrer um zwölf 
Werktage pro Jahr vermindern. 

Wir Sozialisten sind der Meinung, daß 
man nicht ein Gesetz beschließen kann, mit 
welchem die erworbenen Rechte für eine 
Gruppe empfindlich geschmälert werden. loh 
darf daher den Antrag stellen, dem § 44 
einen Absatz 5 anzufügen. 

Der Antrag lautet: 
Ergänzungsantrag der Abgeordneten Pansi 

und Genossen zur Regierungsvorlage 44 der 
Beilagen (Land- und forstwirtschaftliches 
Landeslehrer-Dienstrechtsü ber lei tungsgesetz) 
in der Fassung des Ausschußberichtes : 

Der Nationalrat wolle in zweiter Lesung 
beschließen: 

Dem § 44 Abs. 4 der Regierungsvorlage 
wird folgender Absatz 5 angefügt: 

,,(5) Durch die Bestimmungen des Abs. 1 
werden bereits bestehende vertraglich er· 
worbene Ansprüche, die über das im Abs. 1 
festgesetzte Urlaubsausmaß hinausgehen, 
nicht berührt." 
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Pansi 
Ich darf den Herrn Präsidenten bitten, 

diesen Antrag ebenfalls in Behandlung zu 
nehmen. Ich bitte das Hohe Haus, diesem 
Antrag zuzustimmen. 

Ich weiß, daß gegen eine solche Regelung 
verfassungsmäßige Bedenken bestehen. Wenn 
aber dieser Weg als nicht gangbar bezeichnet 
wird, so sollen uns die Verfassungs juristen 
sagen, auf welche Weise den Landwirtschafts­
lehrern von Kärnten die schon vor vielen 
Jahren erreichte Gleichstellung mit ihren 
Kollegen anderer Schulen erhalten werden 
kann. Diese Gleichstellung ist gerechtfertigt, 
weil die Landwirtschaftslehrer in Kärnten 
seit jeher auch außerhalb der Schulzeit mit 
Lehraufgaben betraut sind. Außerdem hat die 
Tatsache, daß in Kärnten schon im Jahre 1866 
die erste landwirtschaftliche Fachschule der 
Monarchie gegründet wurde und auch die 
landwirtschaftliche Berufsschule, früher Fort­
bildungsschule, schon seit 1922 besteht, dazu 
beigetragen, daß nicht nur das landwirt­
schaftliche Schulwesen gut entwickelt ist, 
wie uns das die früher genannten Zahlen 
beweisen, sondern auch die Lehrer im Laufe 
der Zeit bessere Rechte erreicht haben als in 
den übrigen Bundesländern. 

Auch die Abgeordneten der Ö VP aus 
Kärnten, besonders die beiden bäuerlichen 
Abgeordneten und, ich nehme an, auch der 
Abgeordnete des Arbeiter- und Angestellten­
bundes, müßten ein großes Interesse daran 
haben, daß bei den für die gesamte Land­
wirtschaft so wichtigen Lehrern keine Ver­
schlechterung und Unzufriedenheit eintritt. 
Nur zufriedene Lehrer können gute Lehrer 
sein. 

Im übrigen begrüßen wir Sozialisten die 
beiden landwirtschaftlichen Schulgesetze, auch 
wenn sie aus verfassungsmäßigen Gründen 
stark amputiert werden mußten, weil sie 
endlich Ordnung in das land- und forstwirt­
schaftliche Landeslehrerdienstrecht bringen 
und die land- und forstwirtschaftlichen Bun­
desschulen auf eine gesetzliche Basis stellen. 
Damit wird ein Jahrzehnte altes Versäumnis 
nachgeholt. 

Als stete Kämpfer für die Bildung und 
Befürworter der Förderung der Bildung geben 
wir Sozialisten diesen bei den Gesetzen unsere 
Zustimmung. Es ist nur zu hoffen, daß es 
der ÖVP in absehbarer Zeit gelingen wird, 
die vorhandenen und zur Genüge bekannten 
Schwierigkeiten in ihren eigenen Reihen aus 
dem Wege zu räumen, damit auch die übrigen 
Schulgesetze in Kürze beschlossen werden 
können. Gerade Herr Landeshauptmann lng. 
Hartmann müßte als ehemaliger Landwirt­
schaftsminister und höchster Funktionär des 
land wirtschaftlichen Genossenschaftswesens 

das größte Interesse daran haben, daß die 
ÖVP endlich ihren starren Standpunkt zum 
Wohle der ländlichen Jugend aufgibt. (Beifall 
bei der SPÖ.) 

PräBident Dipl.-Ing. Waldbrunner: Der An­
trag der Abgeordneten Pansi und Genossen 
ist genügend unterstützt und steht zur 
Diskussion. 

Bevor ich dem nächsten Redner, dem Herrn 
Abgeordneten Haas, das Wort erteile, mache 
ich darauf aufmerksam, daß ich nach seinen 
Ausführungen, spätestens jedoch fünf Minuten 
vor 17 Uhr, die Verhandlungen über die 
beiden Tagesordnungspunkte 4 und 5 unter­
brechen werde, um die dringliche Anfrage 
der Abgeordneten Preußler und Genossen 
in Diskussion zu ziehen. Damit wird den 
Bestimmungen des § 73 Abs. 2 der Geschäfts­
ordnung Genüge getan. 

Das Wort hat nun der Herr Abgeordnete 
Haas. 

Abgeordneter Haas (SPÖ): Hohes Haus! 
Das österreichische Schulwesen hat durch die 
Schulgesetze 1962 seine Neuordnung erfahren. 
Um den Preis von Kompromissen auf heiden 
Seiten war es damals möglich geworden, ein 
wohldurchdachtes und gutes Schulprogramm 
gesetzlich zu fundieren und so eine moderne 
Lösung der österreichischen Schulprobleme 
zu erreichen. Die Reform 1962 ist eine Gesamt­
reform, denn noch nie hat es in Österreich 
eine so umfassende Neuregelung auf dem 
Gebiete des allgemeinen Schulwesens gegeben. 

Nur das land- und forstwirtschaftliche 
Schulwesen, das bis dahin ebenfalls einer 
gesetzlichen Grundlage entbehrte, zumindest 
seit 1920 nur einen unbefriedigenden gesetz­
lichen Zustand kennt, wurde vom Anwendungs­
bereich des Schulorganisationsgesetzes 1962 
aus verschiedenen Gründen ausgenommen. 
Nach dem 'Villen der damaligen Verhandlungs­
und Koalitionspartner sollte der Komplex 
dieser Schulgesetze aber so bald als möglich 
verabschiedet werden. Dazu ist es in der 
abgelaufenen Legislaturperiode leider nicht 
mehr gekommen. 

Die SPÖ bekennt sich heute genauso wie 
1962 zu dieser modernen und fortschrittlichen 
Schulgesetzgebung und vor allem zu dem 
Geiste, in dem und durch den sie geschaffen 
wurde. Wir Sozialisten treten deshalb auch 
für die sinngemäße Verwirklichung dieser 
Schulgesetze nach wie vor unentwegt ein. 

Wo der Geist dieser Schulgesetze aber durch 
eine bewußt parteipolitische Einseitigkeit ver­
letzt wird, werden wir nicht müde werden, 
diese Abweichungen vom Willen des Gesetz­
gebers aufzuzeigen und für die Beseitigung 
der wider den Vorstellungen des Bundes-
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gesetzgebers geschaffenen Zustände einzu­
treten. 

Meine sehr geschätzten Damen und Herren 
des Hohen Hauses! Sie wissen sicherlich, 
was ich damit meine. Ich meine die zweifel­
hafte Auslegung des Artikels 14 Abs. 4lit. ades 
Bundes-Verfassungsgesetzes durch die ÖVP­
Mehrheit in Niederösterreich, nach der den 
Kollegen der Bezirksschulräte ein volles Vor­
schlagsrecht nicht eingeräumt wird. 

Unserem Drängen nach einer Novellierung 
des Artikels 14 im Si:~me des ursprünglichen 
Willens des Nationalrates, das heißt Respek­
tierung des Vorschlagsrechtes der Bezirksschul· 
räte, wurde leider von der Mehrheit dieses 
Hohen Hauses bis heute liicht Rechnung ge­
tragen. Es ist deshalb verständlich, daß wir 
Sozialisten, solange diese unsere berechtigte 
Forderung nach einer eindeutigen Auslegung 
des genannten Artikels nicht erfüllt wird, 
auch nicht bereit sind, über neue Verfassungs­
bestimmungen bei Schulgesetzen zu verhan­
deln, mag auch Herr Kollege Dr. Leitner 
der Meinung sein, daß dieser unser Standpunkt 
unsachlich und ungerechtfertigt sei. 

Diese unsere Weigerung ist selbstverständ­
]ich und verständlich. Sie kommt nun, da 
der Komplex der landwirtschaftlichen Schul­
gesetze hier im Hohen Hause eingebracht 
wurde, zu unserem Bedauern zur Wirkung. 
Ich sage: zu unserem Bedauern, denn wir 
Sozialisten haben ja oft und oft bewiesen, 
daß wir in Angelegenheiten der Schule immer 
gewillt sind, neue Wege zu gehen und dem 
Fortschritt die Tore zu öffnen. Es kann uns 
deshalb niemand vorwerfen, daß wir Sozialisten 
Feinde der Schule sind. 

Wenn es uns aber aus den vorerwähnten 
Gründen unmöglich ist, bei den land- und 
forstwirtschaftliohen Schulgesetzen Ver­
fassungsbestimmungen die Zustimmung zu 
geben, so tut uns dies aufrichtig leid. Wir 
bedauern wirklich, daß durch die unnach­
giebige Haltung der Österreichischen Volks­
partei in Niederösterreich die österreichische 
Land- und Forstwirtschaft statt einer um­
fassenden bundesgesetzlichen Regelung ihres 
Schulwesens nur mit Stückwerk vor lieb nehmen 
muß. 

Aus diesem Grunde kann sich das Hohe 
Haus nur mit zwei von den insgesamt sieben 
landwirtschaftlichen Schulgesetzen beschäfti­
gen, nämlieh dem Land- und forstwirtschaft­
lichen Bundesschulgesetz und dem Land­
und forstwirtschaftlichen Landeslehrer-Dienst­
rechtsüberleitungsgesetz. Auch bei diesen 
Vorlagen mußten alle jene Bestimmungen 
ausgeklammert werden, die in der einfachen 
Bundesgesetzgebung keine sichere Deckung 
finden. 

Das Land- und forstwirtschaftliche Bundes· 
schulgesetz sieht die Regelung der äußeren 
Organisation für die vom Bund errichteten 
und erhaltenen land- und forstwirtschaftlichen 
Schulen vor. Die vom Bund erhaltenen und 
errichteten land. und forstwirtschaftlichen 
Schulen sind höhere land- und forstwirtschaft· 
liehe Lehranstalten, weiters Anstalten für 
die Ausbildung und Fortbildung der Lehrer 
an land- und forstwirtschaftlichen Schulen, 
das sind die sogenannten land- und forst. 
wirtschaftlichen berufspädagogischen Lehr. 
anstalten. 

Wir Sozialisten begrüßen es, daß sich der 
vorliegende Gesetzentwurf weitestgehend an 
das Schulorganisationsgesetz 1962 anlehnt und 
jedem Abgänger einer Volks- oder Haupt­
schule den Übertritt in eine höhere land- und 
forst",irtbchaftliche Lehranstalt ermöglicht. 
Dadurch ist auch beim land- und forstwirt­
schaftlichen Schulwesen der einheitliche Auf­
bau gegeben. 

Wesentlich für den Erfolg der höheren 
land- und forstwirtschaftlichen Lehranstalten 
wird nicht zuletzt die Heranbildung der 
künftigen Lehrer an diesen Schulen sein. 
Hier trifft dasselbe zu wie bei der Heran­
bildung der Lehrer für alle anderen Schularten. 
Aus diesem Grunde war ja auch seinerzeit 
die künftige Lehrerbildung für die allgemein. 
bildenden Schulen ein Kernpunkt der Ver­
handlungen beim Schulgesetz 1962. Das mit 
vollem Recht, denn vom gut für seinen 
Beruf vor bereiteten Lehrer wird in einem 
sehr hohen Maße die Qualität der Schule 
bestimmt. Die Heranbildung der Lehrer für 
die land- und forstwirtschaftlichen höheren 
Lehranstalten wird die Aufgabe der land· 
und forstwirtschaftlichen berufspädagogischen 
Lehranstalten sein. 

Wir Sozialisten hätten es gern gesehen, 
wäre analog den Lehrern für die allgemein­
bildenden Schulen die Ausbildung der Lehrer 
für die land- und forstwirtschaftlichen Schulen 
an diesen berufspädagogischen Lehranstalten 
mit vier Semestern festgesetzt worden. Eine 
solche Lösung und Regelung wäre nicht 
nur im Interesse dieser Lehrer, sondern sicher 
auch in dem der Schule gelegen. In Aner­
kennung der Tatsache aber, daß sich die 
Studierenden an diesen berufspädagogischen 
Lehranstalten teils aus Absolventen höherer 
land- und forstwirtschaftlicher Lehranstalten, 
teils aber auch aus Absolventen landwirt· 
schaftlicher Hochschulen zusammensetzen, war 
es sicher zweckmäßig, sich bezüglich der 
Dauer der Lehrgänge, die in der Vorlage 
zeitlich nicht begrenzt waren, wie bei den 
berufspädagogischen Lehranstalten auf zwei 
bis vier Semester zu einigen. So ist sicher 
Gewähr ~afür gegeben, daß die Absolventen 
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dieser Lehranstalten gut gerüstet und aus­
gestattet mit solidem pädagogischem Wissen an 
ihre Arbeit gehen können. 

So kann man alles in allem zum Land­
und forstwirtschaftlichen Bundesschulgesetz 
sagen: Der vorliegende Gesetzentwurf ist der 
erste Schritt für die gesetzliche Fundierung 
des land- und forstwirtschaftlichen Schul­
wesens und somit sicherlich ein guter Schritt. 
Denn genauso, wie man mit den Schulgesetzen 
1962 den Erfordernissen unserer Zeit Rechnung 
trug und unser Schulwesen den heutigen 
Gegebenheiten anpaßte, muß es auch beim 
land- und forstwirtschaftlichen Schulwesen 
sein. 

'Vir alle wissen, daß wir eine gesunde, 
konkurrenzfähige Landwirtschaft brauchen. 
Eine gesunde, sich aufwärts entwickelnde 
und modernen Produktionsmethoden zugäng­
liche Land- und Forstwirtschaft bedarf der 
Menschen, die - entsprechend vor- und aus­
gebildet sind. Deshalb kommt dem land­
und forstwirtschaftlichen Schulwesen, das für 
die berufliche Ausbildung der Beschäftigten 
in der Land- und Forstwirtschaft zuständig ist, 
eine große Bedeutung zu. 

In Erkenntnis dieser unumstrittenen Tat­
sache sind wir Sozialisten dafür, dem land­
und forstwirtschaftJichen Schulwesen so bald 
als möglich seine gesetzliche Fundierung zu 
geben. Nicht an uns, sondern nur an, Ihnen, 
meine Damen und Herren von der Öster­
reichischen Volkspartei in diesem Hohen Hause, 
liegt es aber, den Weg hiefür frei zu machen. 
(Ruf bei der ÖV P: Eine billige Ausrede!) 

Die Novellierung des Artikels 14 Abs. 4a 
des Bundes-Verfassungsgesetzes, die nichts 
anderes bringen soll als das, was man einst 
im Jahre 1962 ausgehandelt hatte, ist von 
uns kein unbilliges Verlangen, sondern das 
berechtigte Verlangen nach einer klaren und 
eindeutigen Auslegung dieses Artikels der 
Bundesverfassung. 

Die Zustimmung der ÖVP dazu wäre ihrer­
seits auch eine neuerliche Bekundung des bei 
den Schulverhandlungen 1962 vorherrschend 
gewesenen Geistes, der für die Verhandlungen 
über die land- und forstwirtschaftlichen Schul­
gesetze zu wünschen wäre. 

Wenn es gelingt, sich wiederum auf der 
Basis des gegenseitigen Verstehens zu finden, 
dann, glaube ich, ist auch die Voraussetzung 
geschaffen, den letzten Teil der österreichischen 
Schulreform, nämlich die land- und forst­
wirtschaftlichen Schulgesetze, einer baldigen 
Verabschiedung zuzuführen. (Beifall bei der 
SPÖ.j 

Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner: Wie zu­
vor angekündigt, unterbreche ich nun die 

De ba tte über die Tagesordnungspunkte 4 
und 5. 

Dringliche Anfrage der Abgeordneten Preuß­
ler, Steininger, Pölz, Eberhard, Mondl und 
Genossen an den Bundesminister für Landes­
verteidigung, betreffend die personalpolitischen 
Praktiken und den Gesinnungsterror im Bereich 
des Bundesministeriums für Landesverteidi-

gung 

Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner: "Vir kom­
men nunmehr zu der dringlichen Anfrage 
der Abgeordneten Preußler und Genossen 
an den Bundesminister für Landesverteidigung, 
betreffend die personalpolitischen Praktiken 
und den Gesinnungsterror im Bereich des 
Bundesministeriums für Landesverteidigung . 

Ich bitte den Herrn Schriftführer, Abge­
ordneten Dr. Fiedler, um die Verlesung der 
Anfrage. 

Schriftführer Dr. Fiedler: Dringliche Anfrage 
der Abgeordneten Preußler, Steininger, Pölz, 
Eberhard, Mondl und Genossen an den Bun­
desminister für Landesverteidigung, betreffend 
die personalpolitischen Praktiken und den 
Gesinnungsterror im Bereich des Bundes­
ministeriums für Landesverteidigung. 

Die von sozialistischen Abgeordneten bereits 
mehrfach aufgezeigten und angeprangerten 
Methoden des Gesinnungsterrors und der un­
sachlichen, politisch einseitigen Personal­
politik im Bereich des Bundesministeriums für 
Landesverteidigung sind nun auch von dritter 
Seite so eindrucksvoll bestätigt worden, daß 
der zur Kontrolle der Vollziehung berufene 
Nationalrat - will er seine Kontrollfunktion 
ernst nehmen - an diesem Sachverhalt nicht 
vorübergehen kann. 

Die, ,Salzburger Nachrichten" vom 9 . Juli 1966 
berichten in einem namentlich gezeichneten 
und mit Dokumenten belegten Artikel über die 
"Methoden der Verpolitisierung' , des Bundes­
heeres durch Minister Dr. Prader, über die Tat­
sache, daß "parteipolitischer Terror und ein 
geradezu diabolisches System, bei dem absolute 
Unterwürfigkeit dem Ressortchef gegenüber für 
den beruflichen Erfolg wichtiger sind als fach­
liche Eignung und Leistung" eingeführt wurde, 
und knüpfen daran die Frage, "ob ein Regie­
rungsmitglied, das ein politisches Kontroll­
svstem dieser Perfektion aufbaut, nicht eine 
Gefahr für die Demokratie und den Staat dar­
stellt, die beseitigt werden muß". 

In dieser Dokumentation, die durch die 
reichlich späte und wenig konkrete Presse­
aussendung des Bundesministeriums für Lan­
desverteidigung in den entscheidenden Punk­
ten nicht widerlegt werden konnte, wird unter 
anderem ausgeführt, daß der Obmann der 
ÖAAB-Fachgruppe Bundesheer aus dem Per-
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sonalstand des Amtes der Niederösterreichi- dem Personalstand der Niederösterreichischen 
sehen Landesregierung als "graue Personal­
Eminenz" des Landesverteidigungsministers 
die Personalpolitik im Bundesheer nach partei­
politischen Gesichtspunkten führt beziehungs­
weise beeinflußt, obwohl dieser ÖAAB-Funk­
tionär weder im Personalstand des Landes­
verteidigungsministeriums noch in der Ge­
schäftseinteilung desselben aufscheint. Dieser 
ÖAAB-Funktionär hat gemeinsam mit einigen 
anderen ÖAAB-Funktionären und Beamten 
des Landesverteidigungsministeriums unter an­
derem die Aufgabe, die karteimäßig geord­
neten Personalgeschäftsstücke zu betreuen 
und für personalpolitische Entscheidungen, 
allenfalls nach Rücksprache mit den zustän­
digen ÖVP-Organisationen, heranzuziehen. 

Weiters wird in dieser Dokumentation be­
richtet, daß nach einer ·Weisung des Ministers 
Dr. Prader Kopien jedes Versetzungsaktes 
nicht nur beim zuständigen Referenten hinter­
legt werden, sondern daß eine zusätzliche Kopie 
an den genannten ÖAAB-Funktionär zu ge­
langen hat, der prüft, ob die personellen 
Wünsche der ÖVP bei den Beförderungen 
und Versetzungen auch erfüllt werden. Bei 
allen Beförderungen zum 1. Jänner und 1. Juli 
werden deshalb die zuständigen ÖAAB-Grup­
pen schriftlich aufgefordert, ihre Personal­
vorschläge zu erstellen. Diese Schreiben sind 
von dem Sekretär des Bundesministers für 
Landesverteidigung und ÖAAB-Obmann 
Bersch gezeichnet und tragen als Kopf den 
Absender "Österreichische Volkspartei, Öster­
reichischer Arbeiter- und Angestelltenbund, 
Bundesfachgruppe Bundesheer" . 

Ähnliche Methoden werden bei NeueinsteI­
lungen des Bundesheeres angewendet, wobei 
durch entsprechende Kennzeichnung aus dem 
Bewerbungsakt hervorgehen soll, ob es sich 
um ein ÖVP-Mit.glied handelt, das dann anzu­
stellen ist, oder einen der SPÖ nahestehenden 
Belverber, dessen Ansuchen abzulehnen ist. 

Da dieser Gesinnungsterror unter keinen 
Umständen toleriert werden kann und da 
gerade das Bundesheer - soll einer gemein­
samen Landesverteidigungspolitik nicht jede 
Basis entzogen werden - nicht zu einer Partei­
armee der Ö VP degradiert werden darf und 
da schließlich seit der Bildung einer ÖVP­
Alleinregierung auch aus anderen Ressorts 
zahlreiche Nachrichten über Gesinnungs­
terror und politisch einseitiges Vorgehen vor­
liegen, richten die unterzeichneten Abge­
ordneten an den Bundesminister für Landes­
verteidigung die nachstehenden 

Anfragen: 

1. Ist es richtig, daß der Obmann der ÖAAB­
Bundesfachgruppe Bundesheer , Bersch, aus 

Landesregierung im Landesverteidigungsmini­
sterium als Sekretär des Bundesministers für 
Landesverteidigung tätig ist? 

2. Ist es richtig, daß dieser ÖAAB-Funktio­
när auf die Personalpolitik im Bereich des 
Landesverteidigungsministeriums Einfluß hat 1 

3. Ist es richtig, daß nach einer Weisung des 
Bundesministers für Landesverteidigung eine 
Kopie jedes Versetzungsaktes an den ÖAAB­
Obmann Bersch geht ~ 

4. Ist es richtig, daß im Landesverteidi­
gungsministerium eine personalpolitische Kar­
tei existiert, auf der politische Eintragungen 
vorzufinden sind ~ 

5. Ist es richtig, daß von der Österreichischen 
Volkspartei (ÖAAB-Bundesfachgruppe Bun­
desheer) mit vorgedrucktem Formular Befö­
derungsvorschläge für Offiziere des Bundes­
heeres eingeholt werden, die vom Sekretär des 
Bundesministers für Landesverteidigung unter­
zeichnet sind ~ 

6. Ist es weiter richtig, daß diese Beförde­
rungsvorschläge von dem ÖAAB-Obmann 
Bersch und Sekretär des Bundesministers für 
Landesverteidigung bearbeitet werden? 

7. Ist es richtig, daß ebenfalls von der 
Österreichischen Volkspartei (ÖAAB-Bundes­
fachgruppe Bundesheer) mit Vordruck Vor­
schläge für die Erstellung der Beförderungs­
vorschläge für Beamte der allgemeinen Ver­
waltung eingeholt werden, wobei - so heißt 
es in dem Schreiben der ÖVP - "selbstver­
ständlich nur Mitglieder in die Beförderungs­
vorschläge aufzunehmen sind", die ebenfalls 
vom Sekretär des Bundesministers für Landes­
verteidigung unterzeichnet sind ~ 

8. Welche Auswirkungen hat die Tatsache, 
daß der Obmann der ÖAAB-Bundesfachgruppe 
Bundesheer schriftlich Beförderungsvorschläge 
für Offiziere einholt, in die nur ÖVP-Mitglieder 
aufzunehmen sind, und daß der gleiche ÖAAB­
Funktionär dann als Sekretär des Ministers 
mit der Bearbeitung von Personalfragen be­
schäftigt ist, auf die Personalpolitik im Bundes­
heer ~ 

9. Ist es richtig, daß die drei wichtigsten 
ÖVP- beziehungsweise ÖAAB-Funktionäre im 
Bundesheer, nämlich der Obmann der ÖAAB­
Bundesfachgruppe Bundesheer, der Obmann 
der ÖAAB-Landesfachgruppe Bundesheer be­
ziehungsweise der Organisationsreferent der 
ÖAAB-Fachgruppe Bundesheer im Sekretariat 
des Bundesministeriums für Landesverteidigung 
(in der Adjudantur beziehungsweise als Presse­
referent) tätig sind? 

10. Welche Konsequenzen gedenken Sie 
aus diesem Sachverhalt zu ziehen? 
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11. Wann haben Sie dem Bericht der "Salz- dem Herrn Bundesminister'" für Landesvertei­

burger Nachrichten ", der von Ihnen in einigen digung ein Vertrauensvorschuß gewährt wurde, 
Punkten bestritten wurde, pressegesetzlich den zu rechtfertigen sein größtes Bestreben 
entgegnet? sein müßte. 

In formeller Hinsicht wird gemäß § 73 der Schon bei der Beratung der Wehrgesetz-
Geschäftsordnung beantragt, dem erstunter- novelle 1966 im Ausschuß haben wir unmiß­
zeichneten Fragest.eller Gelegenheit zur münd- verständlich zu erkennen gegeben, daß es von 
lichen Begründung zu geben und hierauf eine der Durchführung der einzelnen Paragraphen 
Debatte über den Gegenstand zu eröffnen. abhängen wird, ob wir in Hinkunft eine weitere 

gemeinsame Linie in solchen Fragen verfolgen 
Präsident (der wieder den Vorsitz über- können. 

nommen hat): Ich erteile nunmehr dem Herrn 
Abgeordneten Preußler als dem als ersten Die gesamte Öffentlichkeit Österreichs, vor 
Unterfertigten das Wort zur Begründung der allem Presse, Fernsehen und Rundfunk haben 
Anfrage. die Tatsache der gemeinsamen Beschlußfassung 

als das erkannt, was sie war: nämlich ein 
Abgeordneter Preußler (SPÖ): Hohes Haus! echter Vertrauensvorschuß der Opposition 

Meine Damen und Herren! Am 15. Juni 1966, dieses Hauses. Daß hiebei ein Prohlem gelöst 
also vor rund vier Wochen, habe ich als Spre- werden konnte, das jahrelang Gegenstand 
eher der stärksten Oppositionspartei in diesem schwierigster Beratungen war, nämlich die 
Hause die Grundsätze dargelegt, die zu einer \Veiterverwendung von Unteroffizieren über 
gemeinsamen Linie aller demokratischen Par- das 40. Lebensjahr hinaus, muß als hervor­
teien in diesem Hause in der Landesverteidi- stechendes Merkmal dieser einstimmigen Be­
gungspolitik führen könnten. schlußfassung bezeichnet werden. Dies muß 

Unter den Bedingungen, die ich damals auf- umso mehr hervorgehoben werden, als es 
zählte, war unter anderem auch das Verlangen dabei um die Schaffung eines Unteroffiziers­
nach einer sofortigen Loslösung der Personal- korps geht und die Sozialistische Partei in 
politik im Bundesministerium für Landes- Erinnerung an die Ereignisse der Vaugoinschen 
verteidigung von den übermächtigen ÖVP- Heerespolitik für sich einen ablehenden Stand­
Einflüssen, die letzten Endes zu einer totalen punkt hätte in Anspruch nehmen können, 
ÖVP-Parteiarmee führen müßten. Ich sagte wobei die Öffentlichkeit diese Bedenken bei 
damals wörtlich, daß die Sozialisten wohl für der heutigen Führung der Landesverteidigung 
ein gemeinsames österreichisches Bundesheer sicherlich gewürdigt hätte. (Beifall bei der 
eintreten, aber niemals einer ÖVP-Parteiarmee SPÖ.j 
ihre Zustimmung geben würden. Daß es trotzdem zu einer Überwindung der 

Bei dieser Gelegenheit habe ich auch betont, Ressentiments einer unglückseligen Vergangen­
daß selbstverständlich die staatsbürgerlichen heit gekommen ist, beweist nur den ehrlichen 
Rechte aller Angehörigen des Bundesheeres Willen der Sozialisten zu einer echten ge­
unbestritten sind, jede sonstige parteipolitische meinsamen Landesverteidigung. (Erneuter 
Betätigung jedoch streng nach den Grund- Beifall bei der SPÖ.j 
sätzen der §§ 34 bis 36 des Wehrgesetzes zu 
beurteilen wären. Als beste Lösung zeigte ich Hohes Haus! Heute aber muß ich offen aus­
damals die Tätigkeit der Gewerkschaft der sprechen, daß das Mißtrauen in die Amts­
öffentlich Bediensteten, Sektion Bundes- führung des Ressortchefs des Bundesheeres 
heer auf, um die Anliegen und Standesinteres- in meiner Partei und auch - wie man jetzt 
sen der betroffenen Personenkreise wahren zu feststellen kann - in weitesten Kreisen des 
können. Für den Fall, daß über diese Bedin- österreichischen Volkes die wahre Ursache 
gungen eine einvernehmliche Lösung erzielt für die bisherige Entwicklung des Bundes­
werden könnte, bot ich namens der sozialisti- heer budgets ist; viele meiner Kollegen in 
sehen Fraktion dieses Parlaments eine echte, diesem Hause - nicht nur von meiner Frak­
ehrliche Zusammenarbeit zum Wohl aller tion - sind kaum zu überzeugen, daß 
Österreicher und vor allem der Angehörigen' diese Steuergelder so angelegt werden, wie 
unseres Bundesheeres an. man es für ein gesamtösterreichisches Bundes-

Meine Damen und Herren! Den Beweis für heer erwartet. 
diese gute Gesinnung haben wir bei der Be- Um keinerlei Mißdeutungen Vorschub zu 
schlußfassung über die Wehrgesetznovelle 1966 leisten, sei hier klargestellt, daß sich dieses 
dokumentiert und damit eine einstimmige Mißtrauen nicht gegen das Offizierskorps in 
Annahme dieses Gesetzentwurfes herbeige- seiner Gesamtheit und gegen die sonstigen 
führt, obwohl dem Kenner der Materie dabei Angehörigen des Bundesheeres richtet, sondern 
klar wurde, daß es hiebei um heikle Fragen nur gegen die politische Führung des Bundes­
gegangen ist und durch unsere Zustimmung heeres. (Erneuter Beifall bei der SPÖ.) 
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Preußler 
Wir halten es hier mit dem in letzter Zeit 

öfter genannten Brigadier Karl F. Lütgendorf, 
der im Juni 1965 in seinem Artikel "Die 
Stellung des Offiziers in unserer Zeit" die 
Rolle des Offizierskorps im heutigen demo­
kratischen Bundesheer ganz eindeutig und klar 
umrissen hat. Nach Meinung Lütgendorfs 
sind die Offiziere, Beamten, Unteroffiziere und 
Zeitverpflichteten in den letzten zehn Jahren 
seit Bestehen des Bundesheeres mit der ganzen 
Kraft ihres Herzens für den Aufbau einer 
Landesverteidigung, die ganz Österreich zu 
dienen hat, eingetreten. Nach Meinung dieses 
hochgeschätzten und in Kameradenkreisen 
allseits beliebten Offiziers ist daher eine dem 
gesamten Staatswohl dienende Einstellung zum 
Bundesheer notwendig. 

Es erfüllt mich mit tiefer Genugtuung -
und ich habe unzählige Unterredungen in den 
letzten Tagen durchgeführt -, daß der über­
wiegende Teil der Offiziere, Beamten und der 
sonstigen Angehörigen des Bundesheeres dieser 
Meinung beitritt. Vor kurzem erklärte mir 
ein sehr hoher Offizier, daß er und seine Ka­
meraden hundertprozentig hinter dieser An­
sicht Lütgendorfs stehen und es Sache des 
Verteidigungsministers persönlich wäre, die 
politische Seite seines Ressorts zu verant­
worten. Diese Worte in Gottes und 
Dr. Praders Ohr I 

Meine Damen und Herren! Wie ein Blitz 
aus heiterem Himmel schlug deshalb die Mel­
dung der "Salzburger Nachrichten" über die 
ÖVP-Personalpraktiken beim Bundesheer ein. 
Es handelt sich bei den "Salzburger Nach­
richten" - das möchte ich deutlich heraus­
streichen -, die der ÖVP und Wirtschafts­
kreisen näherstehen als meiner Partei, be­
kannterweise um ein konservatives Blatt, 
das unseriöse Berichterstattung ablehnt. Mit 
detaillierten Angaben schildert dieses Blatt, 
wie unter der Leitung des Herrn Bundes­
ministers Prader ein parteipolitisches System 
in der Personalverwaltung des Bundesheeres 
Einzug gehalten hat, wie es noch nie dagewesen 
ist. Auch Graf und Dr. Schleinzer waren 
Politiker, aber ich bestätige ihnen von hier aus: 
Sie haben immerhin die Grenzen der Politik 
in der Landesverteidigung zu wahren gewußt. 
(Lebhafte Zustimmung bei der SPÖ.) 

Zum Beweis werden äußerst interessante 
Unterlagen über die Methoden bei Beförde­
rungen, Versetzungen und Einstellungen vor­
gelegt. Es klingt nahezu unglaublich, was hier 
zu lesen steht: Verteidigungsminister Dr. Pra­
der, der gerade in der gemeinsamen Sache der 
Landesverteidigung den größten Wert auf die 
Mitarbeit aller demokratischen Parteien unse­
res Landes legen müßte, holt sich von außen 
her ÖVP-Politruks aus dem ÖAAB in das 

Ministerium ! (Hört ! Hört! -Rufe bei der S PÖ.) 
Als persönlicher Mitarbeiter - seit einigen 
Tagen heißt er verschämt Sekretär - fungiert 
ein gewisser Oberrechnungsrat der Niederöster­
reichischen Landesregierung Bersch, der neben­
beruflich - ach, wie zufällig! - Bundes­
obmann der Fachgruppe Bundesheer des 
ÖAAB ist. Unter einem wird als Pressechef 
für die österreichische Landesverteidigung ein 
Herr Ministerialrat Ellinger verwendet, der 
ebenfalls - oh, welcher Zufall! - Obmann 
der Landesfachgruppe Wien des Bundesheeres 
im ÖAAB ist. (Zwischenrufe bei der Ö V P.) 
Dazu aber später noch mehr! 

Anstatt die Parteipolitik aus dem Bereich 
des Bundesheeres zu verbannen und den 
§§ 34 bis 36 des Wehrgesetzes Genüge zu tun, 
gibt Vert,eidigungsminister Prader, dessen 
ÖAAB-Verdienste unbestritten sind, ÖAAB­
Funktionären nun die dienstliche Möglichkeit, 
bei allen Entscheidungen in Personalangelegen­
heiten gewissermaßen amtlich mitzuwirken. 

Daher geht auch die Verantwortung des 
Ministers, er könne politischen Organisationen 
ihre Arbeit nicht verbieten, völlig daneben. 
Durch die Zuziehung dieses parteipolitischen 
Personenkreises hat Minister Prader den von 
den "Salzburger Nachrichten" angeprangerten 
skandalösen Zustand herbeigeführt. (Rufe 
bei der SPÖ: Sehr richtig!) Es gelten also 
anscheinend im Bundesheer nicht mehr die 
Grundsätze der fachlichen Leistung und der 
charakterlichen Eignung allein, sondern es ent­
scheidet wesentlich mehr ein ausgeklügeltes 
Bewertungssystem, wer befördert wird oder 
nicht. Hat man die Ziffer 1 oder 2, dann ist 
man politisch genehm, bekommt man jedoch 
die Note 4 oder 5, dann kann dies die Aburtei­
lung bedeuten. In trautem Zusammenwirken 
zwischen dem Herrn Bundesminister, der ge­
mäß seinem Eid auf die Verfassung für eine 
gerechte Führung der Personalagenden im 
Bundesheer verantwortlich ist, und seinen 
ÖAAB-Mitarbeitern im Ministerium werden 
Beförderungen, Versetzungen und Einstel­
lungen ausgehandelt. Die zuständige Personal­
abteilung des Ministeriums ist nur mehr 
ausführendes Organ der Ministerweisungen. 

Schon die Übernahme des Berichtes der 
"Salzburger Nachrichten" durch viele andere 
bekannte österreichische Tageszeitungen be­
weist, daß man auch in diesen Kreisen absolut 
nicht bereit ist, der Meinung des Ministers 
beizutreten, diese Darlegungen seien erlogen 
und erfunden. Der für diesen Artikel verant. 
wortliche Redakteur hat nach meiner beschei­
denen Meinung die Unterlagen hiefür aus 
Kreisen in die Hand bekommen, die dem Herrn 
Verteidigungsminister sicherlich näher stehen 
als uns. 

122 
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Preußler 
Es glaubt doch keiner im Ernst, Hohes 

Haus, daß man solche Dinge frei erfinden 
könne und sie der Phantasie der "Salzburger 
Nachrichten" entsprungen sind. Das mag 
unangenehm sein, Herr Minister , aber es 
mußte einmal so kommen. 

Jetzt wird vieles klar, was man vielleicht in 
den letzten Jahren nicht glauben wollte. 
Wenn ich hier nur einige Personalfälle nehme 
und sie nachträglich auf Grund der Veröffent­
lichung der "Salzburger Nachrichten" durch­
denke, dann bleibt von den Paradestücken, 
die die "Salzburger Nachrichten" meiner 
Partei im Bundesheer zubilligen, nicht mehr 
viel übrig. 

Ich denke hier nur an den inzwischen ver­
storbenen General Schuster, der trotz seiner 
angeschlagenen Gesundheit von seiner Familie 
in Salzburg getrennt und zur Dienstleistung 
nach Wien versetzt wurde. Die damit ver­
bundenen Strapazen und kleinliche N adel­
stiche zermürbten diesen aufrechten und ge­
achteten Mann so sehr, daß er in Wien in 
seinem Büro einem Herzinfarkt erlag. 

Hier muß auch der Fall des ehemaligen 
Adjutanten des Bundespräsidenten Brigadier 
Koiner erwähnt werden, der nach seinem Aus­
scheiden aus den Diensten des Herrn Bundes­
präsidenten nicht die versprochene Stelle des 
Militärattaches in Moskau erhielt - dorthin 
kam ein anderer Offizier -, sondern nach Salz­
burg zur Truppe abgeschoben wurde. Auch 
denke ich an die Angelegenheit Oberstleutnant 
Ranzinger, der jahrelang dem Generaltruppen­
inspektor als Panzerinspektor zugeteilt war 
und jetzt einem anderen, sogar jüngeren Be­
werber weichen soll. Wahrscheinlich erhielt 
er von Bersch die Note 5 und schied damit 
aus .. der Konkurrenz au.s. (Heiterkeit bei der 
SPO. - Abg. Prinke: Sie lachen selbst dar­
über I) 

Auch die Nichterledigung des Rückver­
setzungsgesuches des Offizierstellvertreters 
Hofstetter aus St. Johallll im Pongau erscheint 
in neuem Licht: Obwohl mein Kollege Wie­
landner den Herrn Verteidigungsminister um 
diese Rückversetzung gebeten hatte, weil 
Hofstetter in St. Johann Gemeinderat der 
Sozialistischen Partei ist und seine Familie 
dort wohnt (Zwischenruf des A bg. Ha r tl) , 
ist auch dies wahrscheinlich der Einstufung 
durch Herrn Oberrechnungsrat Bersch zum 
Opfer gefallen. (Abg. H artl: Siehe den Fall 
Wallisch in Neunkirchen I) 

Ebenso wird der Fall der Beförderung 
des Bataillonskommandanten des Jäger­
bataillons 26, den Kollege Eberhard aus Kärnten 
in der Budgetdebatte erwähnte, nun klarer. 

Schon in ihrer Ausgabe vom 18. April 1966 
haben die "Salzburger Nachrichten" einen 

vielbeachteten Artikel unter der Überschrift 
"Plädoyer für einen neuen Verteidigungs­
minister" veröffentlicht. Ich möchte hier 
wortwörtlich einen Auszug aus diesem Artikel 
bringen - den nicht ich geschrieben habe, 
das betone ich -: "Georg Prader, starker 
Mann im niederösterreichischen AAB, über­
siedelte also im April 1964 in das Verteidigungs­
ministerium, und er nahm eine schon im spe­
ziellen Landesdienst bewährte Mannschaft 
mit sich. Das Betriebsklima - wenn man den 
Geist in einem Ministerium, speziell im Bundes­
heer, so bezeichnen kann - wu.rde immer 
schlechter. Vielleicht wurde diese Verschlech­
terung damit bezahlt, daß in Kürze im Bundes­
heer das 10.000. ÖAAB-Mitglied erwartet 
wird - wobei natürlich der ÖAAB genauso 
das Recht hat um Anhänger zu werben 
wie jede andere Gruppe. Doch auf den Ton 
kommt es an." (Ruf bei der () V P : Wie bei 
der Eisenbahn seinerzeit unter Probst!) 

Weiter heißt es in diesem Artikel wörtlich: 
"Zieht man eine Bilanz der Prader-Jahre, muß 
man bestürzt feststellen, daß es keine wirk­
liche Fortentwicklung des Bundesheeres zu 
einer allseits anerkannten Realität und Auto­
rität gab." 

Die vom Herrn Bundesminister Prader 
veranlaßten Entgegnungen auf diesen Artikel 
sind in der Hauptsache ebenso lahm wie die 
in der gestrigen Presse gebrachte Entgegnung 
auf die Veröffentlichung der "Salzburger Nach­
richten", weil sie am Kern der Anschuldi­
gungen vorbeigehen. (Ruf: Wenn der Kern 
da ist!) 

Herr Bundesminister Prader liebt es über­
haupt, entweder auf eine Frage gar nicht zu 
antworten oder die Beantwortung unvoll­
ständig zu geben. Ich habe bereits das Beispiel 
meines Kollegen Pay angeführt, dem Minister 
Prader trotz eindeutiger Beweisführung im 
Hohen Haus noch immer das Gegenteil ein­
reden wollte. Die gestrigen Darlegungen des 
Herrn Ministers, wo er ein Rundschreiben des 
Klubs der sozialistischen Exekutive über einen 
Gebührenerlaß des Herrn Ministers mit den 
Personaleinreichungsvorschlägen d~s ÖAAB 
vergleichen wollte, zeigt, wie leicht sich der 
Herr Minister die Dinge machen möchte. 

Es sei hier mit aller Deutlichkeit festgestellt, 
daß mit dem von den "Salzburger Nachrichten" 
aufgezeigten parteipolitischen Mißbrauch im 
Bundesministerium für Landesverteidigung der 
gemeinsamen Verteidigungspolitik mehr Scha­
den zugefügt wird, als die vielen Propaganda­
Millionen des Herrn Ministers an Erfolg einge­
bracht haben! (Lebhafte Zustimmung bei der 
SP(}.) 

Hohes Haus! Interessanterweise - das stelle 
ich deutlich fest - hat der Herr Minister bis 
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Preußler 
heute keine Antwort auf meine Frage gegeben, 
die ich vor vier Wochen stellte: wie viel die 
Inseratenkosten im Wahlkampf betrugen, die 
das Bundesheer in der Zeit vom Jänner 1966 
bis März 1966, also während des Wahlkampfes, 
als Beitrag zur Erhöhung der Wehrbereit­
schaft ausgegeben hat. (Abg. Rosa J och­
mann: Keine Antwort ist auch eine Antwort!­
Abg. Eberhard: Das sind Millionen 1 - Abg. 
Dr. van Ton gel: Die Werbeunternehmungen sind 
auch interessant I) Wird die Antwort neuerlich 
verweigert, werden wir diese Frage immer wieder 
stellen. (Zwischenrufe.) 

Es ist unverantwortlich, wie sehr durch 
solche Praktiken und Aktionen das Ansehen 
des Bundesheeres strapaziert wird und die 
großen Leistungen der Angehörigen dieses 
Berufsstandes desavouiert werden. Das soll 
der Dank an jene Männer sein, die sich nach 
Brigadier Lütgendorf für ihr Vaterland Öster­
reich mit ganzer Kraft einsetzen ~ Auf diese 
Weise, meine Damen und Herren, erreicht man 
statt einer Steigerung des Wehrwillens und der 
Landesverteidigungsbereitschaft, daß am Ende 
dieser nicht mehr verständlichen Politik des 
Herrn Verteidigungsministers das Mißtrauen 
unüberwindbare Barrieren errichtet haben 
wird. Die Schuld für eine solche Entwicklung 
liegt dann eindeutig bei der Österreichischen 
Volkspartei, die Minister Prader in das Heeres­
ministerium entsandt hat. (Abg. Hartl:Na 
selbstverständlich! - Abg. Pro b 8 t: Wer denn? 
- Der Präsident gibt das Glockenzeichen.) 

Wenn die Österreichische Volkspartei jedoch 
wirklich an einer österreichischen Landesver­
teidigung und an einer raschen Klärung der 
erhobenen schweren Vorwürfe gegen die partei­
gelenkte Politik ihres Verteidigungsministers 
Dr. Pr ader interessiert ist - und das müßte 
nach den letzten Verhandlungen im Verteidi­
gungsausschuß über die Wehrgesetznovelle 
1966 eigentlich angenommen werden -, 
dann wird sie sicher dem von mir vorgelegten 
Antrag auf sofortige Einsetzung eines parla­
mentarischen Untersuchungsausschusses zu­
stimmen. Da Bundesminister Dr. Prader die 
Vorwürfe der "Salzburger Nachrichten" samt 
und sonders als unwahr hinstellt, müßte er 
der erste sein, der eine strenge Untersuchung 
verlangt. (Lebhafter Beifall bei der S P().) 

Das österreichische Volk, seine Volksvertre­
tung und die zehntausenden anständigen 
Offiziere, Beamten, Unteroffiziere und Zeit­
verpflichteten haben ein absolutes Recht 
darauf, daß der Bericht der "Salzburger Nach­
richten" durch eine Untersuchungskommission 
des Parlaments überprüft wird. Vom Er­
gebnis dieser Untersuchung, Hohes Haus, 
wird die weitere Mitarbeit meiner Fraktion 

an der gemeinsamen Landesverteidigung ~?­
hängen. (Erneuter Beifall bei der SPO.) 

Die Klärung dieser Affäre müßte der Wille 
aller Beteiligten sein. Nehmen wir diese 
Überprüfung ernst, meine Damen und Herren, 
wir werden damit Österreichs jungem Bundes­
heer einen guten Dienst erweisen! (Lebhafter 
Beifall bei der SP().) 

Präsident: Zum Wort gemeldet hat sich der 
Herr Bundesminister für Landesverteidigung 
Dr. Prader. Ich erteile ihm das Wort. 

Bundesminister für Landesverteidigung 
Dr. Prader: Hohes Haus! Meine Damen und 
Herren Abgeordneten! Bereits gestern an­
läßlich der Beantwmtung einer Anfrage des 
Herrn Abgeordneten Zeillinger habe ich lli.eine 
grundsätzliche Auffassung und Haltung zu 
dem Sachverhalt dargelegt, der auch Inhalt 
der nunmehr zur Debatte stehenden dring­
lichen Anfrage ist. Diese Darlegungen brauche 
ich daher nicht zu wiederholen. Ieh fühle 
mich aber verpflichtet, die in der dringlichen 
Anfrage ausgesprochenen Vorwürfe des Ge­
sinnungsterrors und einer unsachlichen, politisch 
einseitigen Personalpolitik im Bereich des 
Bundcsministeriull1s für Landesverteidigung 
mit Ernst und Entschiedenheit zurückzuwei­
sen. (Beifall bei der ÖVP. - Zwischenrufe 
bei der SP(). - Gegenrufe bei der ()VP. -Abg. 
E be rh ard: Das ist doch die Höl~e! -Abg. P ay: 
Abtreten! - Der Präsident gibt das Glocken­
zeichen.) 

Diese V orwürfe sind keine sachgerechte 
Beurteilung und finden in den von mir ver­
fügten Ernennungen, Beförderungen und son­
stigen Personalmaßnahmen keinerlei Begrün­
dung. 

Die einzelnen Anfragen beantworte ich wie 
folgt: 

Die erste Anfrage: Es ist richtig, daß ich 
bei meiner Berufung als Bundesminister für 
Landesverteidigung Herrn Oberrechnungsrat 
Bersch als Sekretär mitgenommen habe. Es 
entspricht einem allgemein üblichen Vorgang, 
daß ein Minister bei Antritt seines Amtes be­
währte Mitarbeiter aus seinem bisherigen 
Arbeitsbereich in seinen neuen Arbeitsbereich 
mitbringt. (Abg. Dr. K reisky: Aber, aber, wo 
denn? - Abg. Pro b s t: Das kann man nl:cht 
allgemein behaupten!) 

Präsiden t (das Glockenzeichen gebend): Das 
W· ort hat der Herr Minister! 

Bundesminister Dr. Prader (fortsetzend) : 
Die zweite Anfrage: Mein Sekretär, Ober­
rechnungsrat Bersch, hat jene dienstlichen 
Aufgaben zu erfüllen, die ich ihm zuweise, 
wie das wohl überall so üblich ist. (Zwischen-
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Bundesminister Dr. Prader 

rufe.) Entscheidungsbefugnis in Personalange­
legenheiten kommt ihm nicht zu. 

Die dritte Anfrage: Es ist richtig, daß ich 
angeordnet habe, daß die Ministeradjutantur 
von vollzogenen Versetzungen mittels Durch­
schlags der Versetzungsverfügung nachricht­
lich im kurzen Wege in Kenntnis zu setzen 
ist, damit ich über wichtige Versetzungen 
orientiert werden kann. Mit der Bearbeitung 
dieser Angelegenheiten habe ich unter anderem 
meinen Sekretär, Oberrechnungsrat Bersch, 
beauftragt. (Abg. Dipl.-Ing. Waldbrunner: 
Er gibt alles zu! 

Die vierte Anfrage: Eine derartige Kartei 
existiert nicht. 

Di.~ fünfte Anfrage: Es ist richtig, daß von 
der OAAB-Bundesfachgruppe Bundesheer Be­
förderungsvorschläge oder -wünsche eingeholt 
werden. Diese sind nicht vom Sekretär des 
Bundesministers, sondern vom geschäftsführen­
den Obmann der Bundesfachgruppe gezeich­
net. (Abg. Dr. van Tongel: Das ist nämlich der­
selbe !) Daß mein Sekretär eine politische 
Funktion ausübt, ist sein staatsbürgerliches 
Recht, und die Wahl zum geschäftsführenden 
Obmann der Bundesfachgruppe die souveräne 
Entscheidung des hiezu satzungsmäßig be­
stimmten Organs der Bundesfachgruppe 
Bundesheer des ÖAAB. (Ruf: Welcher Zufall!) 

Die sechste Anfrage: Es ist nicht richtig, 
daß die Beförderungsvorschläge des ÖAAB 
von Oberrechnungsrat Bersch bearbeitet wer­
den. Die Beförderungsvorschläge des ÖAAB 
werden ebenso wie die Vorschläge der SPÖ 
und alle anderen Vorschläge von der zu­
ständigen Personalsektion II meines Ministe­
riums bearbeitet. 

Die sieb~?te Anfrage: Es ist richtig, daß 
von der OAAB-Bundesfachgruppe Bundes­
heer Vordrucke für die Erstellung der Beförde­
rungsvorschläge für Beamte der allgemeinen 
V er~altung eingeholt werden. (Ruf bei der 
S PO : Wo gibt' s denn das?) Es ist aber un­
richtig, wie bereits zu Anfrage 5 ausgeführt, 
daß diese Vorschläge vom Sekretär des Bundes­
ministers in seiner Eigenschaft als Sekretär 
unterzeichnet sind. (Ironische Heiterkeit bei 
SPÖ und F PÖ. - Abg. We i k ha rt: In seiner 
,!!igenschaft als Funktionär des OAAB!) Daß der 
OAAB als Mitgliederorganisation in der Interes­
senvertretung nur für seine Mitglieder tätig 
wird, ist verständlich und im übrigen in der 
Eigenentscheidungsfähigkeit dieser Organi­
sation gelegen. 

Die achte Anfrage: Auf Grund der Aus­
führungen, die ich bereits zu Punkt 6 der 
Anfrage gemacht habe, hat die Einholung von 
Beförderungsvorschlägen auf eine gerechte 
Personalpolitik im Bundesheer , wie ich sie 
bisher in meiner Amtsführung unter Beweis 
gestellt habe, keinerlei negativen Einfluß. 

Die neunte Anfrage: Diese Darstellung ist 
nicht richtig. Der Obmann der ÖAAB-Bundes­
fachgruppe Bundesheer, Herr Oberstleutnant 
des Wirtschaftsdienstes Roman Schlauss, der 
gleichzeitig 1. Vorsitzender der Bundessektion 
Bundesheer der Gewerkschaft der öffentlich 
Bediensteten ist, ist dem Hauskommando 
der Obmann der ÖAAB-Landesfachgrupp~ 
Wien der Abteilung Presse- und Informations­
dienst, die nicht zur Adjutantur gehört, 
zugeteilt. Der Organisationsreferent der 
ÖAAB-Fachgruppe Bundesheer ist dienstfrei 
gestellt, weil er als Sekretär der Sektion 
Bundesheer der Gewerkschaft der öffentlich 
Bediensteten auf deren Ersuchen zur Ver­
fügung gestellt wurde. Lediglich mein Sekretär, 
Oberrechnungsrat Bersch, als geschäftsführen­
der Fachgruppenobmann ist der Adjutantur 
dienstzugeteilt. 

Die zehnte Anfrage: Auf Grund der bereits 
gestern dargelegten verfassungsgesetzlichen Be­
stimmungen sehe ich keine Möglichkeit, Ange­
hörigen meines Ressorts die Zugehörigkeit zu 
einer politischen Partei oder die Ausübung 
politischer Funktionen zu untersagen. (Abg. 
Rosa Jochmann: Das hat niemand verlangt! 
- Weitere Zwischenrufe.) Ich werde für eine 
besonders strikte Einhaltung der Bestimmun­
gen des § 36 d~~ Wehrgesetzes sorgen. (Abg. 
Lanc: Für die OVP!) 

Die elfte Anfrage: Das Bundesministerium 
für Landesverteidigung hat in einer aus­
führlichen Stellungnahme am 12. Juli 1966, 
die über die AP A, das Fernsehen und den 
Rundfunk ausgegeben wurde, zu den Mit­
teilungen der "Salzburger Nachrichten" in 
ihrer Ausgabe vom 9. Juli 1966 Stellung ge­
nommen und in dieser Aussendung unrichtige 
Darstellungen richtiggestellt. (Abg. Dr. van 
Ton gel: Nur nicht berichtigt!) Ich habe diese 
Form für die bessere Methode gehalten. 
(Beifall bei der ÖVP. - Abg. Pay: Denn 
bei einer Entgegnung müssen Sie die Wahrheit 
beweisen!) 

Präsident: Zu Wort gemeldet hat sich der 
Herr Abgeordnete Steininger. Bevor ich es 
ihm erteile, mache ich darauf aufmerksam, 
daß gemäß den Bestimmungen des Geschäfts­
ordnungsgesetzes kein Redner länger als 
20 Minuten sprechen darf. 

Ich erteile ihm nun das Wort. 

Abgeordneter Steininger (SPÖ): Hohes Haus! 
Die dringliche Anfrage der sozialistischen 
Opposition, hervorgerufen durch einen auf­
sehenerregenden Artikel der "Salzburger Nach­
richten" vom 9. Juli 1966 über die Methoden 
der Verpolitisierung des Bundesheeres durch 
Minister Dr. Prader, ist wohl einzig dastehend 
in der Zweiten Republik. Mit diesem Zeitungs­
artikel hat nun eine Zeitung, die nicht als 
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der SPÖ nahestehend bezeichnet werden kann, 0, Weiters versieht Herr Prentinger seinen 
nicht das erste Mal die Amtsführung im Dienst im Ministerium für Landesverteidigung. 
Landesverteidigungsministerium schwerstens Genannter war vorher beim ÖAAB beschäftigt. 
angegriffen. Man kann mit einem Satz sagen: Dieses Dienstverhältnis mußte eigens gelöst 
Landesverteidigungsminister Dr. Prader sieht werden, damit er einen Vertrauensplatz im 
seine Aufgabe als Minister für Landesverteidi- Landesverteidigungsininisterium bekommen 
gung darin, das österreichische Bundesheer kann. 
zu einer ÖVP-Garde zu degradieren (Beifall Auch Herr Ministerialrat Ellinger, Presse­
bei der SPÖ), obwohl das österreichische chef im Verteidigungsministerium, ist ein 
Bundesheer nach der Verfassung zum Schutz Vertrauensmann des ÖAAB in Wien. (Ruf 
der Grenzen unserer Republik geschaffen bei der ÖVP: Wir haben ja keine Politiker-
wurde. klausel I) 

In diesem Heer, in dem alle unsere Söhne, Diese Personen sind nun Herrn Minister 
ganz gleich, welcher Herkunft und politischer Prader dafür verantwortlich, daß im Ministe­
Gesinnung sie sind, ih.~en Dienst für die rium für Landesverteidigung eine Organisa­
Republik leisten, übt die Osterreichische Volks- tion aufgebaut wird, die das österreichische 
partei einen Druck aus, der ein Skandal Bundesheer zu einer ÖVP-Garde macht. (Abg. 
erster Ordnung ist! In diesem Heer ist es bei I Pr i n k e: Laßt euch nicht auslachen I) 
Beförderungen und Ernennungen nicht wich- Da soll es nun nach den Salzburo-er Nach­
tig, was für Leistungen der einzelne er?!ingt, . hten" eine Kartei mit ung~fähr 5080 Kartei­
sonde:n es ist nur wichtig, Mitglied des OAAB ~:rten geben, die vom Bediensteten Kropf 
zu sem! betreut wird. Auf diesen Karteiblättern wird 

Herr Minister Prader hat sich bei seinem alles vermerkt, was für den ÖAAB wichtig ist. 
Dienstantritt im Verteidigungsministerium Sind Eintragungen vorhanden, die nicht auf 
sofort maßgebende ÖAAB-Funktionäre ins eine Mitgliedschaft beim ÖAAB hinweisen, 
Ministerium mitgenommen. (Abg. Prinke: dann läßt man den Betreffenden bei Be­
Na net 1 Aber denken Sie nur an den Olah I) förderungen oder Ernennungen eben warten. 
Seien Sie ruhig, ich komme schon noch darauf! Wir Sozialisten haben in diesem Haus am 
(Heiterkeit bei der ÖVP. - Der Präsident 17. September 1955 für die Aufstellung des 
gibt das Glockenzeichen.) So zum Beispiel den österreichischen Bundesheeres gestimmt. Aber 
Oberrechn~ngsrat der Niederösterreich.ischen gleichzeitig haben wir damals bemerkt, daß 
LandesregIerung Hermann Bersch. (ZwMchen- die sozialistische Fraktion es wünscht, daß 
ruf des Abg. H artl. - Abg. H orr: Hartl, dieses Bundesheer ein Heer aller Österreicher 
seien Sie ruhig ! Wir lassen uns keinen M aul- wird und daß dieses Bundesheer nie und 
korb umhängen!) nimmer zu einer Parteigarde degradiert werden 

Präsident (das Glockenzeichen gebend): Das 
Wort hat der Redner! Ich bitte um Ruhe! 

Abgeordneter Steininger (fortsetzend): Ge­
nannter versieht seinen Dienst als Bundes­
faehgruppenobmann des ÖAAB im Landes­
verteidigungsministerium und nicht, wie es 
sich gehörte, in der Laudongasse. Die "Salz­
burger Nachrichten" berichten in dem ge­
nannten Artikel vom 9. Juli 1966, daß sämt­
liche Personalangelegenheiten bei Herrn 
Bersch zusammenlaufen. (Abg. Dr. Haider: 
Das war die Mä.rchenbeilage 1 - Abg. Rosa 
Jochmann: Traurige Märchen I) Ernennungen 
und Versetzungen, die Herr Bersch nicht 
befürwortet, werden nicht in die Tat umgesetzt. 
Herr Berseh ist im Landesverteidigungsministe­
rium die graue Eminenz. 

Auch der Amtssekretär Franz Mach ist mit 
Dienstantritt des Ministers Prader in das 
Ministerium berufen worden, obwohl er Ge­
meindebeamter in Korneuburg gewesen ist. 
Herr Mach ist ÖVP-Vertrauensmann bei der 
Wohnungsvergabe beim österreichischen 
Bundesheer . 

darf. (Beifall bei der SPÖ.) 
Die Minister Graf und Schleinzer haben 

ebenfalls versucht, die Position der ÖVP 
im Bundesheer aufzubauen, aber eine ÖVP­
Diktatur ist erst durch Minister Dr. Prader 
entstanden. Unter dem Schutz des Ver­
teidigungsministers amtiert der ÖAAB im 
Verteidigungsministerium und übt einen poli­
tischen Druck auf alle Nicht-ÖAAB-Mit­
glieder aus. 

Wir Sozialisten haben wiederholt bei parla­
mentarischen Anfragen und auch bei Budget­
verhandlungen Herrn Minister Pr ader auf­
merksam gemacht, daß in seinem Ministerium 
eine Parteipolitik betrieben wird und Nicht­
mitglieder des ÖAAB immer stärker unter 
Druck gesetzt werden. Ich erinnere hier, 
meine Damen und Herren, an die parlamen­
tarischen Anfragen meiner Parteifreunde Exler 
und Haberl. Bei beiden Anfragen war klar 
erwiesen, daß es sich um politische Aktionen 
im Bundesheer gehandelt hat. Ich darf an 
die Ausführungen anläßlich der Burlgetdebatten 
für 1965 und 1966 erinnern. In diesen Debatten 
haben meine Parteifreunde Eberhard, Pay, 
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Preußler und Wodica über die Verpolitisierung 
des Bundesheeres gesprochen. Jeder der Abge­
ordneten hat klare Tatsachen angeführt. Herr 
Minister Prader hat entweder überhaupt nicht 
geantwortet, oder es wurde alles abgestritten. 
(Abg. Hartl: So wie seinerzeit der Olahl -
Abg. W odica: Wann tritt Dr. Prader zurück? 
- Abg. Weikhart: Der Hartl hat einen 
Komplex!) Bei den letzten Budgetverhand­
lungen erlaubte sich Herr Minister Dr. Prader 
sogar wörtlich zu sagen: "Ich werde mich 
auch durch die vielen Ausführungen nicht 
zur Verpolitisierung des Bundesheeres provo­
zieren lassen. " Wahrlich ein Hohn, Herr 
Minister! 

Herr Minister Prader, ich frage Sie: Wenn 
Bedienstete des Bundesheeres, die nicht 
dem Ö AAB angehören, bei Beförderungen 
oder Ernennungen zurückgestellt werden, ist 
das keine Verpolitisierung ? (Abg. Glaser: 
11 olzinger !) Wir werden noch draufkommen, 
Sie werden es gleich hören, Herr Abgeordneter 
Glaser! 

Präsident (das Glockenzeichen gebend): Bitte 
keine Dialoge! Das Wort hat der Redner! 

Abgeordneter Steininger (fortsetzend): Herr 
Minister, der Rechnungssekretär Lichtblau 
wurde, obwohl er mit "ausgezeichnet" qualifi­
ziert ist, einer C-Kraft als Hilfskraft unter­
stellt, obwohl Sie, Herr Minister, die Zusage 
gegeben haben, daß Rechnungssekretär Licht­
blau so wie früher bei der Gruppe Intendanz­
wesen, Abteilung Geld- und Rechnungswesen, 
zu verwenden sein wird. Herr Minister, 
ich frage Sie nun: Welcher Umstand war 
maßgebend, daß der Genannte die von Ihnen 
versprochene Verwendung nicht gefunden hat? 
(Ruf bei der OVP: Wie heißt der? - Heiterkeit 
bei der Ov P.) 

Ich möchte weiter anführen ... (Zwischen­
rufe bei der SpO.) 

Präsident (das Glockenzeichen gebend): Das 
Wort hat der Redner! Bitte keine Zwischen­
rufe! (Abg. Rosa Jochmann: Unerhört, diese 
Frage! - Abg. Glaser: Fragen darf er doch! 
- Abg. Skritek: Stört Sie der Name? - Abg. 
Libal: Schon wieder eine Diskriminierung 
durch Sie I - Anhaltende heftige Zwischenrufe.) 
Das Wort hat der Redner! Wenn alles spricht, 
kann der Präsident nicht verstehen, wenn ein 
Ordnungsruf fällig wäre! (Zwischenrufe bei 
der (jV P.) 

Abgeordneter Steininger (fortsetzend): Herr 
Minister! Ein Major 1. Klasse wurde ohne 
besonderen Grund aus der Gruppe "Organi­
sation" in die Breitenseer Kaserne versetzt. 
Ich habe aber selbst ein Schreiben gelesen, 
in dem festgestellt wurde, daß für den be-

treffenden Major kein Ersatz gestellt werden 
konnte. 

Ein Oberst des Generalstabes, ein hoch­
qualifizierter Generalstabsoffizier, wurde als 
Leiter der Operations abteilung abgelöst und 
hat nunmehr seit über drei viertel Jahren 
keinen entsprechenden Dienstposten, auf dem 
seine Fähigkeiten ausgenützt werden könnten. 

Herr Minister! Ein Majorintendant wurde 
nach seiner österreichischen Ausbildung ein 
Jahr lang in Paris an der französischen Inten­
danzschule gründlich ausgebildet. (Abg. Gla­
ser: Wie heißt der?) Den Namen kann ich 
Ihnen auch sagen. (Abg. Dr. Kleiner zum 
Abg. Glaser: Wozu brauchen Sie den?) Mit 
Hilfe einer schlechten Anrechnung von V or­
dienstzeiten auf Grund der 14. Gehaltsgesetz­
Novelle wurde seine Beförderung vom 1. Juli 
1966 verhindert. Dieser hochqualifizierte Of­
fizier hat nunmehr seit fast einem Jahr prak­
tisch keine Verwendung. 

Wiederum ein Major 1. Klasse hätte im 
vergangenen Jahr als dienstältester Offizier 
der Flieger-Tel-Abteilung auf Grund seiner 
Qualifikation Abteilungskommandant werden 
müssen. Er wurde statt dessen zum Militär­
kommando Oberösterreich versetzt. Abtei­
lungskommandant wurde ein Major und ÖAAB­
Mann. 

Beim Jägerbataillon 17 hat ein Wacht­
meister - merken Sie bitte 1 - vom Februar 
1962 bis Juni 1966 auf seine Beförderung zum 
Oberwachtmeister warten müssen, weil er 
vom ÖAAB keine Befürwortung bekommen hat. 
(Abg. Dr. Kummer: So ein Blödsinn! -
Abg. Hartl: Beweisen Sie das! - Abg. Titze: 
Wie wollen Sie das beweisen? - Abg. Gratz: 
Setzen Sie einen Untersuchungsausschuß ein!) 
Beweise sind hier! 

Es gibt auch einen Oberst des hö~eren 
militärischen Dienstes. .. (Rut bei der 0 V P : 
Pauschalverdächtigungen ! ) Er ist als einziger 
Ballistiker beim österreichischen Bundesheer . 
Dieser Oberst ist nun seit 2. Jänner 1957 
neuneinhalb Jahre im Range eines Obersten. 
Da kein Dienstposten der Dienstpostengruppe 
VIII, Brigadier, vorhanden ist, wurde mit 
Ihnen, Herr Minister, eine Vereinbarung ge­
troffen, daß eine Personalzulage von zwei 
Biennien an diesen Offizier gezahlt wird. Herr 
I\'Iinister! Dieser Offizier bekommt seine 
Personalzulage nicht ( Abg. Ben y a : Vergessen !), 
obwohl es eine große Anzahl von anderen 
Offizieren gibt, die diese Personalzulage er~ 
halten! 

Herr Minister! Das sind doch klare Tat­
sachen, daß beim österreichischen Bundesheer 
die Verpolitisierung auf Höchsttouren läuft. 
Herr Minister Dr. Prader! Über diese Vorgangs­
weise Ihrer Person und die Praktiken des 
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ÖAAB herrscht im Bundesheer arge ver-I Personen bestrebt, die Verteidigungskraft 
stimmung! unseres Bundesheeres zu erhöhen. Bei Kata-

Laut Zeitungsbericht soll der BIigadier' strophenfällen setzen sie manchmal ihr Leben 
Lütgendorf den Ausspruch getan haben: Wir ein, um das Leben und das Gut .. ihrer Mitbürg~r 
Offiziere wollen unserer Heimat dienen und zu retten. Aber das Vorwartskommen m 
nicht der ÖVP! (Abg. Dr. Weißmann: diesem Beruf hängt nicht von ihren Leistungen 
Das ist eine Lüge!) Wenn dieser Offizier ab, sonderfI:. einzig u~d allein von de~ .Stim­
diesen Ausspruch tatsächlich gemacht hat mung des OA~B. EI?-en so.lch,.en polItischen 
(Abg. Dr. We1~ßmann: Den hat er nicht ge- Terror verurtellen WIr SozIalIsten auf das 
machtI) - in den Zeitungen steht es! (Abg. ~.chäds~e!. Wir verlangen, da~ endlic~ b~i~ 
Dr. We1:ßmann: Er hat ihn nicht getan!) -, osterrelC.h1schen Bundesheer dIe .Partelpohtl~ 
dann muß man vor diesem Offizier den Hut verschwmdet und daß nur LeIstungen bel 
abnehmen. (Beifall bei der SPÖ.) Dieser Aus- ~eförd~rUl~gtm u~d Erne~~ungen maßg~bend 
spruch eines hohen Offiziers, der kein Sozhlist RInd! (Be1./all bet der SPO. - Abg. Pnnke: 
ist, zeigt deutlich, wie weit die Verpolitisierung Kehrt vor der eigenen Tür!) 
des Bundesheeres fortgeschritten ist! ( Abg. Meine Damen und Herren! Wenn das ge­
Prinke: Alles ohne Bewe'is! - Abg. Rosa schieht, wird das Ansehen des Bundesheeres 
Jochmann: Sie werden Beweise bekommen I) wieder steigen, und alle Parteien in diesem 

Wenn sich der Herr Bundesminister Prader 
nunmehr darauf auszureden versucht, daß 
den Angehörigen des Bundesheeres die staats­
bürgerlichen Rechte gewahrt bleiben müssen, ... 
(Anhaltende Zwischenrufe.) 

Präsident (das Glockenzeichen gebend): Bitte, 
keine Zwischenreden ! Das Wort hat der 
Redner! 

Abgeordneter Steininger (jort8etzend): ., . so 
sagen wir dazu: Wir Sozialisten bedürfen 
keiner Belehrung über die Bundesverfassung! 
(Abg. Glaser,' Der Redner ist heiser I) Wenn 
ich heiser bin, kann Ihnen das ganz gleich sein! 
(Abg. Glaser: Wir möchten doch hören, was Sie 
reden! - Abg. Weikhart: Dann seien Sie 
ruhig I) Wir Sozialisten ... (Weitere Zwischen­
rufe.) 

Präsident (abermals das Glockenzeichen 
gebend): Bitte sich zurückzuhalten! Das Wort 
hat der Redner! 

Abgeordneter Steininger (fortsetzend): Wohl 
aber scheint Dr. Prader zwischen staatsbürger­
lichen Rechten und parteipolitischem Terror 
(Abg. H artl: Das ist aber stark I), zwischen 
Vertretung der Berufsinteressen und Gesin­
nungszwang nicht unterscheiden zu können. 
(Beifall bei der SPÖ. - Abg. H artl: Das habt 
ihr notwendt:g I) Ich verstehe, daß Sie sich auf­
regen! (Abg. Prinke: Wir können Ihnen 
Bei8piele sagen von politischem Terror I) Ich 
glaube, das regt Sie auf. 

Herr Minister! Ihre Entgegnung auf den 
Artikel der "Salzburger Nachrichten" ist genau 
wie immer: Entweder wird alles abgestritten, 
oder es wird ausweichend geantwortet. (Abg. 
Pr i n k e: Das ist eure Art!) 

Beim österreichischen Bundesheer dienen 
Offiziere und Unteroffiziere unter schwierig­
sten Voraussetzungen. Tagtäglich sind diese 

Hohen Hause werden dann wieder sagen kön­
nen : Ja, es ist ein Bundesheer für alle Öster­
reicher! (Stctrker Beijall bei der SPÖ. - Abg. 
M ayr,' Sie haben jetzt Ihr Herz jür das Bundes­
heer entdeckt I) 

Präsident: Bevor ich dem nächsten Redner 
das Wort erteile, gebe ich bekannt, daß der 
mir überreichte Initiativantrag auf Einsetzung 
eines Untersuchungsausschusses und auf Vor­
beratung durch den Verfassungsausschuß 
ordnungsgemäß eingelangt und unterstützt ist. 
Ich werde die Zuweisung, falls kein Einwand 
erfolgt, am Schluß der heutigen Sitzung VOl'­

nehmen. 
Zum Wort gemeldet ist nunmehr der Abge­

ordnete Zeillinger. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Zeillinger (FPÖ): Hohes Haus! 
Meine Damen und Herren! Wir haben ein 
sehr ernstes Thema zu behandeln, ein Thema, 
an dessen restloser Aufklärung jeder Abge­
ordnete, gleichgültig, welcher Partei er ange­
hört, und ohne Unterschied, ob der Minister 
von seiner oder einer anderen Partei ist, auf 
das höchste interessiert sein muß. Ich darf 
Ihnen nicht verhehlen, daß nicht nur durch die 
Art und Weise, "vie der Herr Bundesminister 
für Landesverteidigung gestern den Fragen, 
die ich ihm als Abgeordneter stellte, ausgewichen 
ist, sondern auch durch die Art und Weise, 
wie er heute dem Hause berichtet hat, die Dis­
kussion wesentlich verschärft worden ist. 

Ich darf weiters feststellen, daß ich mich 
heute, da ich nur 20 Minuten Redezeit habe, 
ausschließlich auf Fragen der Personalpolitik 
beschränken werde; ich erkläre aber gleich, 
daß mir wesentlich mehr belastendes Material 
über die übrige Amtstätigkeit des Ministers 
zur Verfügung gestellt worden ist. (Ruf bei der 
ÖVP: Von wem?) Mir! 

Der Herr Bundesminister hat sich gestern ge­
wundert als über eine Art Amtsrnißbrauch eines 
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Abgeordneten, daß ich meine Anfrage einge­
bracht habe, bevor der Artikel in der Zeitung 
erschienen ist. Der Herr Minister hat dabei die 
Entwicklung übersehen. Seit Monaten gärt 
es im Bundesheer, seit Monaten erklären sich 
Beamte, Offiziere, Unteroffiziere, Militär­
personen bereit, den Abgeordneten Material 
zur Verfügung zu stellen, um offensichtlichen 
Mißbrauch abzustellen. Das war der Grund, 
warum ich meine grundsätzliche Anfrage ein­
gebracht habe, und das ist der Grund, warum 
der Herr Minister überrascht war, daß erst 
im Anschluß daran die Zeitungsmeldung er­
schienen ist. 

Herr Minister, Sie haben mir als Juristen 
gestern eine Art Rechtsbelehrung erteilt. 
(Ruf bei der SPÖ: Der Minister hört gar nicht 
zu!) Das macht nichts! (Abg. Dr. Tull: Er ist 
ein Ignorant sondergleichen!) Sie haben auf die 
verfassungsmäßigen Freiheiten hingewiesen. 
( A bg. Pet er: Der Minister liest Zeitung, statt 
zuzuhören 1 - Abg.Dr. Tull: Warten Sie, bis er 
Zeit hat I) Ich darf die Herren Kollegen aller 
Fraktionen dieses Hauses bitten, mich weiter­
reden zu lassen. 

Präsident (das Glockenzeichen gebend): Der 
Minister ist im Hause anwesend! Das Wort hat 
der Redner! 

Abgeordneter Zeillinger (fortsetzend): Die 
Uhr läuft weiter, es geht um meine Zeit. Es zeigt 
aber die Einstellung des Bundesministers ... 
(Anhaltende Rufe und Gegenrufe. - Abg. Peter: 
Der Minister soll aufpassen!) 

Präsident: Ich mache das Hohe Haus darauf 
aufmerksam, daß der Herr Bundesminister 
gemäß seiner Verpflichtung im Hause auf der 
Regierungsbank anwesend ist. Das Wort hat 
der Redner. 

Abgeordneter Zeillinger (fortfahrend): Herr 
Präsident! Ich danke für die Belehrung. Ich 
darf aber hier ebenfalls feststellen, daß ich im 
höchsten Maße über das Benehmen des Herrn 
Bundesministers und über die Art und Weise 
erstaunt bin, wie er zur Schau trägt, daß es 
ihm völlig gleichgültig ist, was ein Abgeord­
neter hier im Hause spricht. (Zustimmung bei 
der SPÖ. - Abg. Steininger: Er soll ab­
treten I) 

Herr Bundesminister! Sie haben es gestern 
für notwendig erachtet, mir eine verfassungs­
mäßige Belehrung zu geben. Ich darf Ihnen 
nur jene Gesetzesstelle zitieren, um die es 
nämlich geht und die Sie nicht verlesen haben, 
jenen § 36 des "\Vehrgesetzes, wo es heißt: 
"Wähl'end des Dienstes und innerhalb des 
militärischen Dienstbereiches ist jede nach 
außen in Erscheinung tretende parteipolitische 

Betätigung verboten." Und um diese Kernfrage 
geht es heute in erster Linie. 

Ich darf Ihnen hier noch einmal erklären: 
Diese Rundschreiben wurden mir von Offi­
zieren Ihres Ministeriums und der Truppe im 
reichen Ausmaße - sollten Sie oder Abgeord­
nete sie nicht besitzen, kann ich sie Ihnen 
zeigen - zur Verfügung gestellt. Es besteht 
kein Zweifel daran, daß diese Rundschreiben 
nicht von Ihrem Ministerium ausgeschickt 
werden, denn soweit kann ich auch lesen, daß 
oben steht " Österreichische Volkspartei" . 
Es besteht aber auch kein Zweifel daran, daß 
diese Rundschreiben in Ihr Ministerium zurück­
gelangen und dort wesentliche Teile der Akten­
behandlung und wesentliche Unterlagen nicht 
bei den Beförderungswünschen, sondern -vor­
schlägen des ÖAAB bilden. 

Darf ich Ihnen hier nur einen Punkt sagen: 
Diesen Rundschreiben ist ein vollkommen 
amtliches, aber auch von der Partei ausge­
arbeitetes Formular beigegeben, wo der ÖAAB 
die letzte Qualifikation eintragen muß. Herr 
Minister, ich frage Sie: Ist es nicht Mißbrauch 
der Amtsgewalt, wenn irgendein Untergebener 
im ÖAAB die Qualifikation, noch dazu seines 
Vorgesetzten, nicht nur erfährt, sondern wenn 
dann der Unteroffizier Soundso, weil er der 
Vertrauensmann Ihrer Partei in jener Einheit 
ist, die Qualifikation seines Majors oder 
Hauptmannes hineinschreibt ~ Ebenso ist es 
bei den Rundschreiben für Beamte. Dort 
heißt es: Verwendungserfolg. 

Es gibt nur zwei Möglichkeiten: Entweder 
wird diese letzte Qualifikation durch den ÖAAB 
ausgeteilt oder, was ich für zutreffend halte 
und was auch der Fall ist, Ihr Ministerium 
teilt den Vertrauensleuten des ÖAAB den 
Verwendungserfolg bei Beamten beziehungs­
weise die letzte Qualifikation mit. 
Denn ich kann nachweisen - und ich 
hoffe, daß wir im Untersuchungsaus­
schuß dazu Gelegenheit bekommen -, daß in 
den von den Vertrauensleuten des ÖAAB gn 
das Ministerium geschickten Formularen die 
Qualifikationen für Offiziere und Beamte einge­
tragen sind, obwohl sie, wie Sie ja wis:1en, 
vertraulich sind. Das ist der erste Fall 
des Amtsmißbrauches, der allein schon 
durch die Formulare, die Ihre Partei aus­
schickt und die Sie dann im Ministe­
rium als Unterlage Ihrer Arbeit venvenden, 
nachgewiesen wird. 

Diese Vorschläge, Herr Bundesminister, 
werden dann nicht etwa von den Vertrauens­
leuten im Arbeiter- und Angestelltenbund innel'­
halb des Ministeriums, sondern in den Personal­
akten verarbeitet - auch ein Umstand, der 
ohne weiteres durch einen Untersuchungsaus­
schuß jederzeit nachgewiesen werden kann. 
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ZeiJIinger 
In 20 Minuten kann man hier nicht eine 

solche Fülle von ungeheuren Vorwürfen be­
weisen. Aber ich kann erklären: Es haben sich 
genügend Offiziere, Beamte und Mannschafts­
personen zur Verfügung gestellt, um die 
Richtigkeit dieser Angaben zu beweisen und 
um zu beweisen, daß der Herr Bundesminister 
gegenüber der Öffentlichkeit die Unwahrheit 
gesprochen hat und auch die Abgeordneten 
dieses Hauses gestern und heute unrichtig 
informiert hat. Es sind genügend Unterlagen 
vorhanden, die einem solchen Untersuchungs­
ausschuß jederzeit als Dokumentation vorge­
legt werden können. 

Sie haben gestern erklärt, daß Sie sich immer 
auf der Basis des Gesetzes bewegen, Herr 
Bundesminister. Ich darf Ihnen ruhig sagen, es 
gibt seitenlange Unterlagen, die mir in den 
letzten Wochen zugekommen sind und aus 
denen hervorgeht, daß Sie das Gesetz verletzt 
haben. Mit der heutigen Post ist wahrscheinlich 
mehr an Anklagen über Ihre Tätigkeit ge­
kommen, als Sie ahnen können. Es wurde 
immer wieder festgestellt, daß Sie ohne Anträge 
von der Truppe Beförderungen vorgenommen 
haben - ein Umstand, der sich keineswegs mit 
Ihrer Behauptung, daß Sie immer auf der Basis 
der gesetzlichen Vorschriften bleiben, deckt. 
Daß diese Beförderungen wahrscheinlich in 
erster Linie Ihre Parteifreunde betroffen 
haben, wird im Zuge einer Untersuchung jeder­
zeit zu beweisen sein. 

Es ist mir heute zum Beispiel aus dem Jäger­
ausbildungsbataillon der Fall eines Majors 
Fenez genannt worden, den ich bis zur heutigen 
Stunde nicht kannte und den ich mir nur 
notiert habe, weil er mir heute zur Kenntnis 
gekommen ist. Vielleicht können Sie es richtig­
stellen. Der Vorwurf der Offiziere, die mir das 
mitgeteilt haben, lautet: Der Minister hat, 
obwohl von der Truppe kein Vorschlag vorge­
legen ist, diesen Parteifreund bevorzugt 
befördert. 

Ich kenne auch einen anderen Fall, wo Sie, 
obwohl die gesetzlichen Voraussetzungen für 
Anträge an das Bundeskanzleramt auf Be­
förderung vorgelegen wären, diese Beförderun­
gen nicht vorgenommen haben, weil Ihnen die 
betreffenden Offiziere politisch nicht genehm 
gewesen sind. 

Weiters haben Sie in einer Unzahl von Fällen 
den Auftrag auf vorzeitige Entlassung gegeben, 
obwohl Sie darauf aufmerksam gemacht worden 
sind, Herr Bundesminif:tel', daß die gesetzlichen 
Voraussetzungen in diesen Fällen fehlen. 

Ich darf einen weiteren Fall nennen: Sie 
haben gesagt, es gibt keine Kartei. Es mag 
sein, Herr Bundesminister, daß es seit einigen 
Tagen, vielleicht seit Freitag, seitdem ich 
diese Anfrage gestellt habe, die politische Kartei 

nicht mehr gibt. (Heiterkeit bei der SPÖ.j 
Sie haben gestern gesagt, Sie haben nichts 
dagegen, wenn eine Untersuchungskommission 
eingesetzt wird. Es müsse das Hohe Haus das 
nur beschließen. Ich hoffe, daß vor allem Sie 
von der ÖVP ein Interesse haben, daß Ihr 
Minister von den schweren Vorwürfen, die hier 
erhoben werden, befreit wird. Diese Vor­
würfe werden nicht von mir erhoben; ich bin 
ja nur Sprecher für Angehörige unserer Landes­
verteidigung, die sich an die Abgeordneten 
gewandt haben. Ich hoffe, daß Sie uns Gelegen­
heit geben werden, festzustellen, was richtig 
und was unrichtig ist. 

Ich darf Ihnen dann, Herr Bundesminister, 
nicht nur solche Karteien vorlegen, sondern ich 
darf Ihnen auch den Raum zeigen. Sie werden 
ihn sicher kennen. Im zweiten Stock, unmittel­
bar neben Ihnen, ist das Zimmer des Vertra,gs­
bediensteten Kropf, wo jene politischen Akten 
über jeden Offizier und Beamten geführt 
werden, wie mir das erst gestern wieder von 
einem hohen Offizier Ihres Verteidigungs­
ministeriums persönlich hier im Hause bestätigt 
worden ist. Man ist erstaunt, daß Sie heute 
abstreiten, daß solche politische Karteien 
neben der normalen Kartei, die natürlich weiter 
existieren wird, bestehen. 

Ich darf Sie weiter darauf aufmerksam 
machen, Herr Minister, daß über Ihre Anwei­
sung bei jeder Einstellung eine sogenannte Ein­
stellungs anfrage an Ihre Ministerialadjutantur 
gerichtet werden muß. Das sind so kleine 
Viertelbogen, ich glaube, ich brauche sie Ihnen 
nicht zu zeigen, ich hoffe, Sie werden es heute 
nicht ableugnen. Aber vielleicht können wir 
Ihnen im Untersuchungsausschuß dann solche 
in genügender Zahl vorlegen. Diese Bogen 
gehen dann zwischen Adjutantur und Personal­
abteilung hin und her, ein Weg, der ungefähr 
acht Wochen dauert und wo Ihr Parteifreund 
Bersch dann jene geheimnisvollen Ziffern, die 
Sie abstreiten, draufschreibt : 1 bis 5; zur 
Tarnung wurde jetzt noch eingeführt Abis E, 
und auf einigen steht, wie wir festgestellt 
haben, V bis Z drauf. V ist 1, Z ist 5, A ist 1, 
Eist 5. 1, 2, 3, 4, 5. Sie wissen: 1 ist Mitglied der 
ÖVP, 2 ist der ÖVP nahestehend ; wenn einer 
3 bekommt, Herr Minister, ist, "\",enn er doch 
eingestellt ""verden muß, weil man eben einen 
Fachmann braucht, zuerst bei Ihnen rückzu­
fragen, und die 4- und 5-Fälle sind jene, die 
abgelehnt werden müssen. 

Herr Minister, das ist die Praxis. Ich erkläre, 
claß ich genügend Material habe und daß sich 
genügend Leute bereit gefunden haben, Ihnen 
in einem parlamentarischen Untersuchungs­
ausschuß diese ungeheuren Behauptungen 
entgegenzuhalten und damit nachzuweisen, 
daß Sie, Herr Bundesminister, das Abgeord-
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Zeillinger 
netenhaus ebenso WIe die Öffentlichkeit hier 
belogen haben. 

Niemand, Herr Minister, bestreitet Ihnen das 
Recht, daß Sie sich einen Parteifreund als 
Sekretär oder Adjutant in Ihre nächste Um­
gebung setzen. Aber es ist ja nicht nur einer, 
Sie haben sich mit einem relativ großen Perso­
nalstab umgeben. Das muß ja auffallen, 
denn vor Ihnen waren auch ÖVP-Minister. 
Ich darf hier anerkennend feststellen, daß Sie 
der erste sind, der in dieser Art und Weise 
im Landesverteidigungsministerium weit aus 
dem Rahmen fällt und dem man dort allge­
mein den Vorwurf macht, daß Sie als erster 
die totale Verpolitisierung eingeführt haben. 
Es geht nicht nur um Ihren Parteifreund 
Bersch, es gibt dort den Kropf, den Jonas, den 
Mayer, den Prentinger - soll ich sie Ihnen alle 
aufzählen? -, die alle Einsicht in die politi­
schen Akten haben und von denen mir von 
Angehörigen des Ministeriums mitgeteilt 
worden ist, daß sie alle zur Politrukabteilung 
des Ministers gehören. 

Und nun kommt das Interessante, Herr 
Minister: Das sind öffentlich Bedienstete, 
Pragmatisierte. Zum Beispiel Sekretär Eersch, 
Ihr politischer Vertrauter, untersteht diszipli­
när überhaupt nicht dem Verteidigungs­
ministerium, hat aber Zutritt zu allen Fragen 
der Verteidigung. Es ist einwandfrei erwiesen, 
daß er jeden Personalakt - nicht in die Hand 
bekommt, aber natürlich in die Hand bekom­
men kann. Wenn der Mann heu,te irgend etwas 
macht, kann ihn das Verteidigungsministerium 
nicht einmal belangen. 

Da hat der Minister wieder klug vorgesorgt. 
Der Mann bleibt weiter in der Obhut der Nieder­
österreichischen Landesregierung, dort gibt 
es überhaupt keine Möglichkeit, ihn disziplinär 
zu belangen, wenn er irgend etwas anstellt im 
Verteidigungsministerium. 

Das heißt also: Ein Mann, der keine Militär­
person ist, der nicht einmal im Bundesdienst 
steht, aber die Amtszulage eines Abteilungs­
leiters bekommt, wenn meine Information 
richtig ist, der also sogar für seine verantwor­
tungsvolle Schnüffeltätigkeit die Amtszulage 
eines Abteilungsleiters erhält, dieser Mann hat 
wohl Zutritt zu allen Geheimakten, zu allen 
Personalakten, es besteht aber keine Möglich­
keit, ihn disziplinär zur Verantwortung zu 
ziehen. 

Sehen Sie, und das ist jener Mann, dem jede 
Versetzung mitzuteilen ist. Nicht Sie, Herr 
Minister, sondern der Bersch, der Politruk, 
muß jede Versetzung, muß jeden Vorgang 
wissen, muß jeden derartigen Zettel bekommen. 
Sie haben zwar abgestritten, daß es diese Zettel 
gibt, wir werden aber im Zuge der Tätigkeit 
des Untersuchungsausschusses hoffentlich alles 
feststellen können. 

Ich darf Ihnen sagen: In Ihrer Berichtigung, 
Herr Minister, war formell ein Satz richtig. 
Sie haben jenen Erlaß, wie es in der Zeitung 
geheißen hat, tatsächlich nicht erlassen. Dieser 
Erlaß existiert nicht. Nun, meine Herren, ich 
darf für die Nicht juristen hier einen kleinen 
Hinweis geben: Es hieß nicht Erlaß, sondern 
Dienstanweisung. Es dürfte ein journalistischer 
Fehler sein; ich habe die Zeitung nicht infor­
miert. 

Aber nachdem das klargestellt ist, darf ich 
Sie fragen, Herr Minister: Das, was als Dienst­
anweisung drinnen steht, haben Sie doch 
sehr wohl hinausgegeben! Das ändert nämlich 
an der Schwere des Vorwurfes gar nichts. Es 
war nur eine Dienstanweisung und kein Erlaß, 
und allein das müßte eigentlich genügen, um 
einen Bundesminister für Landesverteidigung 
zum sofortigen Rücktritt zu veranlassen. (Ruf 
bei der SPÖ: Wann treten Sie ab? - Abg. 
Hart l : Wann wir wollen, nicht wann Sie 
wollen! - Abg. Weikhart: Herr Abgeordneter 
Zeillinger, nach IhrenÄußerungen hat der Herr 
Bundesmin-ister hier die Unwahrheit gesagt!) 

Ich darf hier noch einmal wiederholen: Ich 
habe nicht nur die Unterlagen in der Hand, 
sondern es haben sich auch genügend Angehöri­
ge des Bundesheeres gemeldet, die jederzeit 
bestätigen, daß der Herr Bundesminister für 
Landesverteidigung in seiner öffentlichen 
Berichtigung die Unwahrheit gesprochen und 
das Abgeordnetenhaus angelogen hat. (Abg. 
Weikhart: Das wäre ja unerhört, wenn das 
wahr wäre! Herr Dr. Prctder, es ist Zeit!) 

Präsident (das Glockenzeichen gebend): Bitte 
den Redner nicht zu unterbrechen! (Rufe bei 
de1' Ö V P: Ordnungsruf!) 

Abgeordneter Zeillinger (fortsetzend): Ich 
bin bereit, den Ordnungsruf einzustecken, 
aber unter einer Bedingung, meine Herren: 
daß wir es im Untersuchungsausschuß beweisen 
können und daß der Herr Minister und Sie heute 
erklären, daß dieser Mann geht, wenn sich die 
Unwahrheit herausstellt. Darum geht es mir, 
Herr Kollege - mir geht es nicht um einen 
Ordnungsruf -: Ich halte ihn für eine Gefah~ 
für Österreich! (Lebhafte Zustimmung bei F pO 
und SPÖ.j 

Präsident: Herr Abgeordneter Zeillinger, es 
steht Ihnen das Recht zu, Ihre Meinung sach­
lich zu sagen, aber ich bitte Sie: zurückhaltend. 
Ich erteile Ihnen wegen der Verwendung des 
Ausdruckes "belogen" den Ordnungsruf. 

Abgeordneter Zeillinger (fortsetzend): Ich 
nehme diesen Ordnungsruf zur Kenntnis und 
wiederhole: Ich bin bereit, einem Unter­
suchungsausschuß Material vorzulegen, auch 
wenn jetzt Karteikarten weggebracht worden 
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sind in den letzten Tagen. Das spielt gar keine 
Rolle. Ich werde genügend Material vor­
legen - Herr Präsident, wie muß ich mich 
jetzt ausdrücken ~ -, das beweist, daß das, 
was ich sage, die Wahrheit ist. Da steckt 
allerdings auch drin, daß das, was der Herr 
Bundesminister gesagt hat, nicht die Wahrheit 
sein kann. 

Ich darf Ihnen hier noch etwas erklären. Es 

suchungsausschuß eingesetzt ist, dem Obmann 
des Untersuchungsausschusses zu übergeben. 
(Abg. Prinke: Das können Sie selber geschrie­
ben haben!) Ich verbürge mich, Herr Kollege 
Prinke, auf mein Ehrenwort, daß dieser hohe 
Offizier, den ich persönlich in einer Rück­
sprache ... (Weitere Zwischenrufe.) 

Präsident: Das 'Vort hat der Redner. Ich 
haben sich - ich wiederhole es - in den mache ihn darauf aufmerksam, daß seine Rede-
letzten Tagen genügend Angehörige des Mili- zeit sofort abläuft. 

tärs zur Verfügung gestellt und bereit erklärt, Abgeordneter Zeillinger: In drei Minuten, 
das in einem parlamentarischen Unter- Herr Präsident. 
suchungsausschuß zu bekräftigen. Meine Da-
men und Herren! Bei der Art und "reise, die 
vielleicht doch auch bei dem einen oder anderen 

Präsident: In zwei Minuten. 

von Ihrer Partei den Eindruck entstehen läßt, Abgeordneter Zeillinger (j01"tsetzend): Ich 
daß es nicht ungefährlich ist, im Verteidigungs- verbürge mich persönlich dafür, und ich erkläre 
ministerium offen eine andere politische Mei- noch einmal: Ich bin bereit, mein Mandat zur 
nung zur Schau zu tragen, ist es höchst beacht- Verfügung zu stellen, wenn dieser hohe Offizier 
lieh, wenn sich Angestellte, Beamte und den Brief nicht geschrieben hat. Ich habe ihn 
Offiziere in einer solchen Frage zur Verfügung persönlich gefragt, ob es echt ist und ob es seine 
stellen. Unterschrift ist. Dem Obmann des Unter-

Ich möchte Ihnen jetzt ein mir vor zwei suchungsaussch.usses übergebe ich in einer 
Stunden zugekommenes Schreiben eines hohen I S~unde ~en Bn.ef. (Abg. H artl: Warum sagen 
Offiziers aus dem Landesverteidigungsministe- S~e es mcht gleLch?) So dumm, Herr Kollege 
rium deswegen vorlesen, weil mich der Be- Hartl, s~nd wir nicht, daß wir die Leute ans 
t .ce d h R" k h 't . K I Messer lIefern. rellen e nac 11e sprac e ml SeInen 0 -

legen, sozusagen als der Bürge für die Richtig­
keit meiner Ausführungen, ermächtigt hat, sein 
Schreiben hier dem Hohen Hause zur Ver­
fügung zu stellen. Es lautet: 

"Sehr geehrter Herr Abgeordneter! Ich 
habe die Veröffentlichungen in den ,Salzburger 
Nachrichten' am 9. Juli sowie die daraufhin 
erfolgte amtliche Aussendung des Bundesmini­
steriums für Landesverteidigung, aber auch 
die gestrige Rundfunkübertragung zu diesem 
Thema aus dem Parlament aufmerksam ver­
folgt. Ich teile Ihnen mit, daß ich unter 
Beachtung des § 2 der Verordnung der Bundes­
regierung vom 30. Dezember 1965 (ADV) es 
als meine Gewissenspflicht ansehe, für den Fall 
der Einsetzung eines parlamentarischen Unter­
suchungsausschusses vor diesem zu erscheinen 
und auszusagen. Ich muß leider bestätigen, 
daß die oben erwähnten Ausführungen in den 
,Salz burger N achrichtell' sich mit meinen 
persönlichen Wahrnehmungen decken. Ich 
ermächtige Sie, sehr geehrter Abgeordneter, 
meine Bereitschaft, vor einem parlamentari­
schen Untersuchungs ausschuß über meine 
Wahrnehmungen auszusagen, den Mitgliedern 
des Nationalrates in öffentlicher Sitzung mit­
zuteilen. Hochachtungsvoll." (Abg. Eber­
ha r d : Was sagt der Herr Minister dazu?) 

Ich habe nur, um nicht den Namen vorzeitig 
bekanntzugeben, etwas drübergegeben. Ich 
erkläre mich hier bereit, diesen Brief mit vollem 
Namen in dem Augenblick, wo der Unter-

Ich darf hier sagen, meine Herren: Es geht 
nicht um den Kopf eines Ministers, es geht 
letzten Endes - und das ist eine ernste Ange­
legenheit - um unser Vaterland schlechthin, 
um seine Sicherheit. Es geht um das Ansehen 
eines Bundesheeres, das der Republik und nicht 
einer Partei zu dienen hat und verpflichtet ist. 
Zögern wir nicht - wir werden darüber im 
Untersuchungsausschuß abstimmen -, zögern 
wir nicht einen Tag, für Sauberkeit und 
Ordnung zu sorgen. Wenn alles in Ordnung ist, 
braucht der Minister nichts zu fürchten, kann 
der Untersuchungsausschuß eingesetzt werden. 
Wenn Sie ein reines Gewissen haben, dann wer­
den Sie für den Untersuchungsausschuß stim­
men. Ich bin ermächtigt, heute noch diesen 
Brief dem Obmann des Untersuchungsaus­
schusses zu übergeben. Dem Minister ohne 
Untersuchungsausschuß nicht! (Abg. Hartl: 
Aha! - Zwischenrufe be1: der SPÖ. - Ruf: 
Abschießen wollen Sie ihn!) 

Präsident: Herr Abgeordneter, die Redezeit 
ist zu Ende! 

Abgeordneter Zeillinger ( seine Rede be­
endend): Ich schließe meine Ausführungen in 
der Hoffnung, Herr Kollege Hartl, daß Sie auch 
als Offizier ein so guter Österreicher sind, daß 
Sie nur daran interessiert sind, die Wahrheit 
zu erfahren. (Lebhafter Beifall be'i F PÖ und 
SPÖ. - Abg. Weikhart: Was sagt dazu der 
Herr Minister?) 
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Präsident (das Glockenzeichen gebend): Jetzt und die DienststeIlung von Beamten zu ver­
kommt der nächste Redner. Als nächster mischen. Es liegen hier aber zwei ganz ver­
zum Wort gemeldet ist der Abgeordnete Pölz. schiedene Bereiche vor, die unbedingt aus­
Ich erteile es ihm. - Er hat die Meldung einandergehalten werden müssen. (Abg. Rosa 
zurückgezogen. Jochmann: Ja, das glauben wir auch I) Einer-

Nächste Wortmeldung: Abgeordneter Re- seits ist es die amtliche beziehungsweise beruf-
gensburger. Ich erteile ihm das Wort. liehe Tätigkeit im öffentlichen Dienst und ander-

.. seits nach Artikel 7 Abs. 2 der Bundesverfassung 
Abgeordneter Regensburger (OVP): Hohes die Gewährleistung der unO"eschmälerten Aus­

Haus! Sehr geehrte Damen und Herren! Die I übung der politischen R:chte. (Abg. Rosa· 
dringliche Anfrage der Abgeordneten Preußler Jochmann: Das bestreitet doch niemand 1 -
und Genossen ?asi~rt auf einer Presseaussen- Abg. Weikhart: Hier geht es um eine einseitige 
dung. Ich darf In dIesem Zusammenhang daran politische Sache!) 
erinnern, welche Worte von sozialistischen 
Abgeordneten hier in diesem Forum schon 
gegen die unabhängige Presse fielen. ( Rufe 
bei der S PÖ .' Jetzt geht es nicht um die unab­
hängige Presse! Es geht um das Bundesheer I) 

Präsident (das Glockenzeichen gebend) : Hohes 
Haus! Das Wort hat der Redner! 

Abgeordneter Regensburger (fortsetzend) : 
Auch die in Diskussion stehende Anfrage wird 
mich und uns ÖVP-Mandatare überhaupt 
nicht verleiten, in dieses massive Vokabular 
der SPÖ, Marke Dr. Winter und Dr. Broda, zu 
greifen. Die FPÖ hatte in der Zweiten Repu­
blik noch nie Gelegenheit, ein Regierungsamt 
zu führen, und sie tut sich deshalb bezüglich 
einer glaubwürdigen Kritik leichter. (Abg. 
Dr. Broda.' Kommen Sie zur Sache! - Abg. 
Prinke: Ihr werdet uns doch nicht das Reden 
vorschreiben I) 

Selbstverständlich ist uns bekannt, daß der 
§ 36 Wehrgesetz die politische Tätigkeit eines 
Beamten einschränkt, und dies hat auch der 
Herr Bundesminister Dr. Prader in einem 
Erlaß noch extra untermauert; alle Aktionen 
und Maßnahmen gingen von der Laudongasse 
aus. Wenn also ein öffentlich Bediensteter 
auch dann, wenn er Soldat ist, gemäß den 
Bestimmungen der Bundesverfassung seine 
politischen Rechte in Anspruch nimmt, kann 
man ihm darob keine Vorwürfe machen (Abg. 
Rosa Jochmann: Das geht vorbei I), auch 
nicht jener politischen Partei, die sich um die 
Anliegen der Leute kümmert. Welche Aufgabe 
sollte sonst eine politische Partei ausüben, 
wenn sie nicht für das Wohl der Staatsbürger 
eintreten will ~ Auch sozialistische Organi­
sationen wenden sich in Rundschreiben an 
ihre Mitglieder. Auch solche Exemplare liegen 
bei mir vor. Genau nach den gesetzlichen Vor-

Präsident (neuerlich das Glockenzeichen ge- schriften sind die heute verdächtigten Personen 
bend): Der Redner hat das Wort. vorgegangen. 

Abgeordneter Regensburger (fortsetzend): Es 
kann sein, daß Akten von Interventionsfällen 
vorliegen, aber nicht in dem Zusammenhang, 
daß eine Mutter oder eine Organisation oder 
irgendeine politische Partei den Herrn Minister 
bittet, einen Bedürftigen freizustellen oder 
zurückzustellen oder ihm nach dem Wehrgesetz 
oder HGG eine DienstfreisteIlung zukommen 
zu lassen. (Abg. Peter: Lesen Sie ~s vor! Wo 
ist das verboten?) 

Präsident (erneut das Glockenzeichen gebend) : 
Herr Abgeordneter Peter! Bitte sich etwas zu 
beruhigen! 

Abgeordneter Regensburger (fo'i'tsetzend) : 
Wenn man auf die robuste Personalpolitik 
und Subventionspolitik einiger sozialistischer 
Regierungsmitglieder zurückblendet, so er­
scheint die Anfrage der SPÖ-Abgeordneten 
zumindest erstaunlich. (Rufe bei der SPÖ: 
Bleiben Sie bei der Sache!) 

Nun zu einigen Einzelheiten im Zusammen­
hang mit der Anfrage. Von den Aufrage­
steUern wird versucht, die politische Funktion 

Ich wiederhole noch einmal, daß alle Ak­
tionen und Rundschreiben aus der Laudon­
gasse kommen. Wenn Sie, meine Damen und 
Herren in diesem Hohen Hause, der Meinung 
sind, daß Personalakten Spitzelakten seien, so 
tun Sie mir sehr leid: Im Verteidigungs­
ministerium sind Personalakten genau in dem. 
Ausmaß und Umfang vorhanden, wie sie in 
jedem anderen Minist,erium vorhanden sein 
müssen. Es sind aber keine Spitzelakten, es 
ist keine politische Kartei und auch kein 
politisches Qualifikationssystem vorhanden. 
( Abg. S k r i te k: Diese Angelegenheiten gehen 
den ÖAAB nichts an!) Die Personal angelegen­
heiten werden im Bundesministerium für 
Landesverteidigung von der zuständigen Per­
sonalabteilung vorbereitet und vom Bundes­
minister entschieden, so wie es die Gesetze 
ver langen, zum Beispiel der § 8 des Wehr­
gesetzes. Selbstverständlich heißt es hier, die 
Beförderung von Chargen obliege den Truppen­
kommandanten, die Beförderung zum Unter­
offizier dem zuständigen Bundesminister. Im 
§ 9 heißt es unter anderem, daß die höheren 
Kommandanten bis einschließlich zum Ab-
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teilungskommandanten vom zuständigen Bun­
desminister bestellt werden. 

Was nun die sogenannten Dokumente be­
trifft, so wäre es leicht, jenen Dokumenten -ich 
habe es bereits kurz angeführt - eine Reihe 
anderer Dokumente anderer politischer Par­
teien beizulegen, die sich mit dem gleichen 
Thema befassen. 

Es ist allgemein bekannt, daß der Herr 
Staatssekretär Rösch während seiner Tätig­
keit im Bundesministerium für Landesver­
teidigung ganze Listen von Vorschlägen oder 
Wünschen, wie immer Sie es nennen wollen, an 
den Minister mit der Bitte um Beförderung 
beziehungsweise Aufnahme übergeben hat. 
(Ruf bei der SPÖ: Na und? - Abg. Rosa 
Jochmann: Ist das verboten?) Ein Blick in 
Ihre eigenen Karteien wird Ihnen wahrscheinlich 
kiloweise Material vor Augen führen. Wie 
schon gestern der Herr Minister ausführte, 
haben sich darüber hinaus noch zahlreiche 
andere Persönlichkeiten aller politischen 
Schattierungen brieflich an den Minister ge­
wandt, um eine personalpolitische Förderung 
ihrer Freunde oder Anhänger zu verlangen. 

Ich möchte die Geduld des Hohen Hauses 
nicht so weit in Anspruch nehmen, daß ich 
nun alle diese Unterlagen vorlege. Letztlich 
ist ein Ressortchef nicht nach der Zahl der 
einlaufenden Wünsche zu beurteilen, sondern 
nach dem Ergebnis seiner Entscheidungen. 
(Beifall bei der Ö V P.) 

Die Anfrage spricht von einer "grauen 
Personaleminenz" , das ist im Grunde eine 
sehr billige Weise, einen Beamten mit einem 
Ausdruck zu belegen, gegen den er sich letzten 
Endes nicht zur Wehr setzen kann. Letztlich 
ist - das muß ich zugeben - der Ausdruck 
"graue Eminenz" nicht ehrenbeleidigend und 
nicht ehrenrührig. (Abg. Rosa Jochmann: 
Na eben!) 

Weiters würden es die Antragsteller sehr 
einfach haben, bei ehemaligen Ministern inner­
halb ihrer Partei nachzufragen, ob sie nicht 
auch während ihrer Tätigkeit als Regierungs­
rnitglieder Leute ihres Vertrauens oder ihre 
früheren Sekretäre in ihr Ressort mitnahmen. 
(Rufe bei der ÖVP: Nie I) 

Hinsichtlich des genannten Herrn Bersch 
hat der Herr Bundesminister für Landes­
verteidigung bereits gestern festgestellt, daß 
Herr Bersch als Sekretär tätig ist, als ein 
weisungsgebundenes Unterorgan, dem keines­
wegs irgendeine Personalhoheit delegiert wurde. 
Im Bundesministerium für Landesverteidigung 
gibt es keine politische Bindungspflicht, wie 
dies in so manchen von der SPÖ geleiteten 
Ministerien der Fall war. 

Ich darf nun nach den Erfahrungen des 
Arbeiter- und Angestelltenbundes mitteilen, 
daß es in vielen Arbeitsämtern Österreichs 
überhaupt nicht möglich ist, einen einzigen 
Vertrauensmann zu erhalten, weil sich niemand 
traut und nicht getraut hat. (Heftiger Wider­
spruch bei der SPÖ. - Hört 1 Hört I-Rufe bei 
der 0 V P. - Huf bei der S pO: Das ist doch 
allerhand!) 

Von den Österreichischen Bundesbahnen 
will ich gar nicht berichten. Während meiner 
gesamten Tätigkeit als Abgeordneter ist eine 
Bitte irgendeines ÖVP-Abgeordneten oder 
Landeshauptmannes immer ins Leere gegan­
gen. Wir haben Bahnhöfe und ganze Dienst­
bereiche, wo wir keinen christlichen Funktionär 
und keinen AAB-Funktionär bekommen, weil 
man bei der Aufnahme schon immer nur nach 
politischen Rücksichten vorgegangen ist. 
(Lebhafte Zustimmung bei der OVP. - Abg. 
Weikhart: Dafür ist jetzt der Kalz General­
direktor geworden I) Ich darf dem Hohen Hause 
berichten, daß bei der Einrichtung ... (W ei­
tere heftige Zwischenrufe.) 

Präsident (das Glockenzeichen gebend): Das 
Wort hat der Abgeordnete Regensburger . 

Abgeordneter Regensburger (fortsetzend) : 
. .. der von den Sozialisten verwalte~en Mini. 
sterien unseren Herrn Ministern es manchmal 
gar nicht möglich war, nur einen kleinen Büro­
betrieb einzurichten, weil man im gesamten 
Ministerium niemand gefunden hat, der in 
politischer Hinsicht dem Minister nahege­
standen wäre. Nach unseren Schätzungen 
sind zum Beispiel im Sozialministerium von 
600 Angestellten nur 30 Angestellte nicht 
Mitglieder der Sozialistischen Partei. (Hört! 
Hörtl-Rufe bei der ÖVP. - Abg. Mayr: Das 
war Gesinnungsterror I) Da die frühere Personal­
politik im Verkehrsministerium ja zur Genüge 
bekannt ist, bringe ich nur eine bittere Kost­
pro be aus dem Innenministerium, und zwar ..• 
(Zahlreiche Zwischenrufe.) 

Präsident (erneut das Glockenzeichen gebend): 
Bitte, sich etwas zu beruhigen! Das Wort hat 
der Redner. 

Abgeordneter Regensburger (jortsetzend) : ... 
aus der Amtstätigkeit Olahs. Ich könnte die 
entsprechenden Zahlen nennen. Ein Erlaß vom 
21. Jänner 1964: Besetzung des Bezirksgen­
darmeriekommandos Wiener Neustadt 
selbstverständlich mit dem vierten Bewerber, 
einem Sozialisten; Besetzung des Bezirksgen­
darmeriekommandos Mistelbach : auch ein 
Sozialist, obwohl erst später gereiht (Abg. 
Dr. Broda: Zur Sachel - Ruf bei der ÖVP: 
Das paßt Ihnen wohl nicht I - Heiterkeit bei 
der Ö V P); Besetzung des Postens des Stell-
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vertreters des Bezirksgendarmeriekommandos I bekamen 505.000 S, und die Hochschuljugend 
Mistelbach, Neunkirchen, Melk. Ich könnte erhielt nur 25.000 S. Das sind unumstößlich 
auch Beispiele aus Tirol bringen, wo der Be- belegbare Beispiele. (Abg. Rosa Jochmann: 
zirkskommandant und sein Stellvertreter in Was ist mit dem Unterrichtsministerium? 
Reutte rückwirkend nach dem Beitritt zur Weitere heftige Zwischenrufe.) 
Sozialistischen Partei für dieses Amt berufen 
wurden. Der Herr Innenminister Czettel sagte Präsident: Ich bitte um Ruhe, man versteht 
im Finanz- und Budgetausschuß, er werde mir doch kein Wort mehr! 
darüber Aufklärung geben. Die Aufklärung 
ist bis heute ausgeblieben. (Beifall bei der 
ÖVP. - Ruf be·i der SPÖ: Redet einmal vom 
Unterrichtsministerium! - A bg. E b e r h a r d : 
Von der niederösterreichischen Landesregierung I) 

Die Anfrage setzt fort, daß auch aus anderen 
Ressorts Nachrichten über politisch einseitiges 
Vorgehen vorliegen. Wenn da irgendwo und 
irgendwann dies der Fall gewesen wäre, hätte 
man das hier im Parlament - dessen bin ich 
sicher - schon sehr lautstark aufzuzeigen 
versucht. Aber ich kann Gott sei Dank fest­
stellen, daß der ReIT Bundeskanzler sagte, 
daß in diesem Staate Österreich niemand 
wegen seiner Gesinnung Nachteile zu erwarten 
habe. (Heftiger Widerspruch bei den Sozialisten. 
- Abg. Dr. Pittermann: Da kann man nur 
lachen!) Wir können feststellen: Seit die 
Österreichische Volkspartei alle Stellen in 
diesem Staate besetzt, ... (Lebhafte Unruhe 
bei den Sozialisten.) 

Präsident (das Glockenzeichen gebend): Hohes 
Haus! Ich bitte, den Redner nicht zu unter­
brechen! 

Abgeordneter Regensburger (fortsetzend) : ... 
ist kein "Köpferollen" eingetreten. Jeder 
Beamte kann in Ruhe und Sicherheit seine 
Amtstätigkeit fortführen (Beifall bei der Ö V P 
- ironische Heiterkeit bei der SPÖ) und braucht 
nicht zu erwarten, daß ihm wegen einer gegen­
teiligen politischen Meinung in seinem Fort­
kommen Erschwernisse widerfahren werden. 
(Beifall bei der ÖVP. - Abg. Dr. Pitter­
mann: Im Bundesministerium für soziale Ver­
waltung! - Abg. Dipl.-Ing. Dr. O. Weihs: 
Siehe Innenministerium I) 

Ich darf zur Subventionspolitik noch etwas 
sagen. 

Präsident (das Glockenzeichen gebend): Bitte, 
keine Zwiegespräche! 

Abgeordneter Regensburger (fortsetzend): In 
einem Ministerium wurden im Jahre 1962 zwei 
Drittel der Subventionen den sozialistischen 
Organisationen und nur ein Drittel den soge­
nannten unparteiischen Organisationen ge­
geben. Die Kinderfreunde bekamen zum Bei­
spiel 1,175.000 S, die Österreichische Jugend­
bewegung bekam aber nur 145.000 S (Abg. 
Dr. Pittermann: Aber vom Unterrichtsmini-
8terium Millionen I), die Arbeiterstudenten 

Abgeordneter Regensburger (fortsetzend): 
Ich möchte nur sagen: Wer Butter auf dem 
Kopf hat, der soll sich nicht in die Sonne 
stellen. Wie wenig fundiert die gesamten An­
schuldigungen gegen Bundesminister Prader 
sind, zeigt immer wieder die heutige Zitierung 
des Herrn Generals Lütgendorf, der in einem 
Schreiben zu diesen Anschuldigungen folgendes 
feststellt: 

"Als ich die Kopie des in der ,Kärntner 
Tageszeitung' erschienenen Artikels erhielt, 
war ich zutiefst betroffen, einmal wegen der 
Unterschiebung und zum anderen wegen der 
offensichtlich in Zusammenhang gebrachten 
Verbindung zum Artikel der ,Salzburger Nach­
richten'." (Abg. Gratz: Das ist eine Anschuldi­
gung I) 

Ich bin überzeugt, daß, wenn man auch die 
übrigen Aussprüche, Briefe und so weiter 
objektiv an Ort und Stelle klären könnte, 
sich in manchem Falle genauso eine Unter­
schiebung herausstellen würde. Vorgebrachte 
Wünsche und Begehren ... (Weitere stürmi­
sche Zwischenrufe. R~tf bei der SPÖ: 
Untersuchungsausschuß!) 

Präsident: Ich bitte um Ruhe! Bitte, keine 
Zwiegespräche ! Das Wort hat der Redner! 

Abgeordneter Regensburger (fortsetzend): 
Vorgebrachte Wünsche und Begehren werden 
wahrscheinlich unterschiedlich bewertet. Wir 
von der ÖVP danken dem Herrn Bundes­
minister Prader, daß er jedes Vorbringen wohl­
wollend prüft und bearbeiten läßt, Persönlich­
keit vor Apparat stellt und im Rahmen der 
Gesetze Härtefälle unkompliziert zu vermeiden 
sucht. 

Selbstverständlich gibt es bei einem größeren 
Apparat divergierende Wünsche, Unzufrieden­
heiten, Eifersüchteleien. Professor Fellinger 
und andere namhafte Älzte sagen, daß eine 
gewisse Spannung innerhalb eines größeren Be­
triebes sogar notwendig ist, gesund und lebens­
verlängernd sei. (Ruf bei der SPÖ: Das ist der 
Höhepunkt!) 

Meine Herren Abgeordneten von der Soziali­
stischen Partei! Das Dringlichste, was ich an 
Ihrer Anfrage sehe, wäre eine Stunde der 
Selbstbesinnung auf Ihre durch 20 Jahre ge­
übte Personalpolitik, die fast immer auf Kosten 
braver Staatsbürger gegangen ist (Zustimmung 
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bei der 0 V P), die es wagten, eine andere poli­
tische Meinung zu haben. (Abg. Dr. Pitter­
man n : Das gehört ins Kabarett ! Witzbold!) 

Gestatten Sie mir noch eine persönliche Be­
merkung. Ich möchte noch voraussetzen, 
daß ... (Abg. Dr. Pittermann: Im Land­
wirtschattsministeriumgibt es keinen Sozialisten I) 
Herr Vizekanzler Pittermann ! Was Interven­
tionen, Bitten und so weiter anbelangt, haben 
unsere Minister und wir eine ganz andere 
Meinung als Ihre Leute. Weil ich noch fünf 
Minuten Zeit habe, darf ich Ihnen ganz kurz 
eine kleine Episode erzählen. 

Als die Trisannabrücke gebaut wurde, wurde 
es den Arbeitern verwehrt, ein Firstfest abzuhal­
ten, obwohl es in Tirol Brauch ist, daß man 
dann, wenn ein Haus aufgestellt ist, den Arbei­
tern "danke schön" sagt. Die Arbeiter haben 
dann als Rache oder Reaktion einen alten Besen 
hinaufgehängt. 

Als das Kapitel Verkehr im Finanz- und 
Budgetausschuß behandelt wurde, hatte ich 
Gelegenheit, dem Herrn Bundesminister Probst 
diese Angelegenheit zu erzählen. Wie hat er 
darauf reagiert, daß ich einen Wunsch der 
Arbeiter vorbrachte ~ (Abg. Dipl.-Ing. Dr. 
O. We i hs : Was hat das mit dem Bundesheer 
zu tun?) Er war sehr beleidigt und hat mir bei 
der feierlichen Eröffnung der Trisannabrücke 
in aller Öffentlichkeit vor Rundfunk und 
Fernsehen einen alten Besen überreicht. Ich 
wollte ihm diesen Besen über den Schädel 
schlagen - ich sage es ganz offen -, aber 
bei meinem Versuch, einen Ausweg zu finden, 
habe ich dann mit dem Besen so schneidig, 
wie ich es noch imstande war, präsentiert, 
damit sich der Herr Minister auch etwas ab­
schauen kann, wenn ein frei gewählter Abge­
ordneter vor ihm mit einem alten Besen prä­
sentiert! (Zustimmung bei der ÖV P.) 

Nun über Bundesminister Dr. Prader noch 
eine persönliche Bemerkung: Herr Bundes­
minister Dr. Prader hat seine Opferbereitschaft 
im Kriege tausendfach bewiesen. Er ist als 
Schwerversehrter krank aus diesem Krieg 
heimgekehrt (Ruf bei der SPÖ: Andere nicht I); 
er hat seine demokratische Gesinnung unter 
Beweis gestellt, davon zeigen eine Kette von 
peinlichen Verhören und der Entzug der 
Freiheit durch die Gestapo. Was dabei seiner 
Familie widerfahren ist, spricht Bände. 

Als Krönung seines Lebens voller Pflicht­
erfüllung und Einsatzkraft stellte sich nun 
Bundesminister Prader mit unerschütterlicher 
Gesetzestreue und zäher Arbeitskraft in den 
Dienst der Wehreinrichtungen Österreichs! 
(Lebhafter Beifall bei der ÖV P. - Abg. Doktor 
Pi tt er man n: Das von der Gesetzestreue haben 
wir gespürt, wie er in Amt und Würden und 
wir eingesperrt waren, 1934 und 1938!) 

Ich als ÖVP-Abgeordneter vertraue ihm 
und bin mir dabei gewiß, daß ich nicht allein 
bin. (Langanhaltender Beifall bei der Ö V P.) 

Präsident: Zum Wort gemeldet hat sich der 
Abgeordnete Peter. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Peter (FPÖ): Hohes Haus! 
Meine Damen und Herren! Die Rechtfertigung 
des Abgeordneten Regensburger stand unter 
dem Leitgedanken: Unrecht muß Unrecht 
bleiben! (Abg. Dr. Broda: Sehr richtig! -
Ruf bei der ÖV P: Sehr richtig? - Ironische 
Heiterkeit bei der ÖVP. - Ruf bei der ÖVP: 
Das war das Beste! - Abg. Kern: Aber das 
ist danebengegangen, Herr Dr. Broda 1 -
Abg. Rosa Jochmann: Das war nicht so heiter, 
wie Sie glauben! Amüsieren Sie sich nur I) 

Präsident: Das Wort hat der Abgeordnete 
Peter. 

Abgeordneter Peter (fortsetzend): Der Spre­
cher der Österreichischen Volkspartei hat der 
sozialistischen Fraktion vorgeschlagen, sie möge 
einen Spiegel vor ihr Antlitz halten, um daraus 
ihre eigenen Fehler und Versäumnisse zu er­
kennen. 

Ich wundere mich nur, daß die gleiche Partei, 
die Österreichische Volkspartei, das erst jetzt 
erkannt hat und daß die Österreichische Volks­
partei noch vor wenigen Wochen die Sozialisti­
sche Partei zu einer Regierungsbeteiligung ein­
geladen hat. 

Wenn man den Gedankengängen und Argu­
mentationen des Abgeordneten Regensburger 
auf dieser aufgezeigten Linie folgt, kann man 
sie beim besten Willen nicht ernst nehmen. Es 
steht hier, meine Damen und Herren, keines­
falls das tragische persönliche Schicksal des 
Dr. Georg Prader zur Diskussion. Dem per­
sönlichen Tribut des Herrn Dr. Prader zollen 
wir alle den gebotenen Respekt. Dieses Schick­
sal ist nicht Gegenstand der heutigen Aus­
einandersetzung. Gegenstand der heutigen Aus­
einandersetzung sind die Mißstände im öster­
reichischen Bundesheer ! 

Als wir vor wenigen Tagen über die Neutrali­
tätsbereitschaft und Verteidigungsbereitschaft 
unseres Vaterlandes, der Republik Österreich, 
in diesem Hause diskutierten, erfolgte diese 
Aussprache auf einern beachtlich hohen und 
sachlichen Niveau. Ich will nicht verkennen, 
daß der Klubobmann der Österreichischen 
Volkspartei Dr. Withalm in dieser Situation 
einer freiheitlichen Anregung entgegengekom­
men ist und daß es nicht zuletzt dieser Bereit­
schaft der Österreicbischen Volkspartei wie 
der der Sozialistischen Partei zuzuschreiben 
war, daß dieser freiheitlichen Anregung ent­
sprochen werden konnte. 
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Peter 
Ich erlaube mir an Sie, Herr Klubobmann 

der Österreichischen Volkspartei, in diesem 
Geiste einen Appell und ein Ersuchen zu 
richten: Helfen Sie uns, im Rahmen eines 
Untersuchungsausschusses des Nationalrates 
die Wahrheit auf dem Boden der Sachlichkeit 
zu finden! Nicht Polemik, meine Damen und 
Herren, ist das Ziel dieser heutigen Diskussion, 
sondern den Sachverhalt zu klären ist die 
Pflicht, die jedem freigewählten Abgeordneten 
dieses Nationalrates auferlegt ist. 

Und in diesem Sinne richte ich namens der 
freiheitlichen Fraktion die Bitte an die Mehr­
heitspartei dieses Hohen Hauses, dem Wunsch 
der sozialistischen Fraktion und dem der frei­
heitlichen Fraktion auf Einsetzung eines Unter­
suchungsausschusses zu entsprechen. (Beifall 
bei F pO und SPÖ.j 

Präsident: Zum Wort gemeldet hat sich der 
Herr Bundesminister für Landesverteidigung 
Dr. Prader. Ich erteile es ihm. 

Bundesminister für Landesverteidigung 
Dr. Pr ader : Hohes Haus! Meine Damen und 
Herren! Ich möchte nur eine Bemerkung 
machen. Es wurden in den Reden der sozialisti­
schen Abgeordneten einige Personalfälle ge­
nannt, ohne allerdings die Namen zu nennen. 
(Abg. Steininger: Die bekommen Sie noch, 
Herr Minister!) Ich darf um die Nennung 
dieser Namen bitten. Ich werde allen Damen 
und Herren dieses Hohen Hauses eine Infor­
ma tion zustellen, in der die Sachlage und die 
dienstrechtlichen Positionen eindeutig und 
klar zum Ausdruck kommen. (Beifall bei der 
OVP. -Abg. Ing.Häuser: Untersuchungsaus­
schuß I) 

Präsident (das Glockenzeichen gebend): Zum 
Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte 
ist geschlossen. 

Fortsetzung der Debatte über Land- und 
forstwirtschaftliches Bundesschulgesetz und 
Land- und forstwirtschaftliches Landeslehrer-

Dienstrechtsüberleitungsgesetz 

Präsident: Wir setzen die unterbrochene 
Verhandlung über die Punkte 4 und 5 fo.rt. 
Als nächstem Redner erteile ich der Frau 
Abgeordneten Dr. Johanna Bayer das Wort. 

Abgeordnete Dipl.-Ing. Dr. Johanna Bayer 
(ÖVP): Hohes Haus! Meine Damen und 
Herren! Ich möchte auch meinem Bedauern 
Ausdruck verleihen, daß nicht alle sieben 
land- und forstwirtschaftlichen Schulgesetze 
heute verabschiedet werden können. (Unruhe. 
- Der Präsident gibt das Glockenzeichen.) 
Ich möchte aber doch ausdrücklich feststellen, 
daß die Verschleppung nicht an der ÖVP ge­
legen ist; denn die Entwürfe waren s,chon im 
Jahre 1964 so gut wie durchdiskutiert. Dann 

hahen Sie, sehr geehrte Damen und Herren 
von der SPÖ, die Verhandlungen aufgegeben. 
Ich frage: Warum verknüpfen Sie eine nieder­
österreichische Angelegenheit mit Bundesge­
setzen (Abg. Mond 1: Das müssen Sie den 
ÖAAB in Niederösterreich fragen!) und ver­
hindern deren Verabschiedung? Ist das lo­
gisch? (Anhaltende Unruhe.) 

Präsident: Bitte, die Erregung vielleicht in 
den Couloirs abklingen zu lassen! (Neuerliche 
Zwischenmte. - Abg. H orr: Etwas gerechter, 
Herr Präsident!) 

Abgeordnete Dip1.-Ing. Dr. Johanna Bayer 
(fortsetzend): Ich stelle noch einmal die Frage, 
ob das Logik oder vielleicht doch etwas Ob­
struktion ist. 

Seit dem niederösterreichischen Hoheits­
gesetz wurden 575 Lehrerstellen vergeben, 
557 einstimmig und 18 mit Mehrheit, davon 
waren nur drei Ernennungen, die nicht im 
Vorschlag des Bezirksschulrates waren. Ist bei 
dieser Geringfügigkeit tatsächlich die Blockade 
der Bundesgesetze gerechtfertigt? (Abg. 
M ondl: Es geht ums Prinzip, Frau Abgeord­
nete! - Abg. Pans"i: Das fragen wir auch, ob 
das gerechtfertigt ist von der 0 V P ! ) Ja, ich 
frage, ob das von Ihnen gerechtfertigt ist. 

Im Land Wien gibt es auf Grund des Bundes­
schulaufsichtsgesetzes nur einen Landesschul­
rat, der beide Funktionen, die der Bezirksschul­
räte und die des Landesschulrates, gemeinsam 
ausübt. Genauso könnte man in dem von 
der SPÖ geführten Land Wien Bezirksschul­
räte verlangen, insbesondere da hier ein Bezirk 
größer ist als drei bis vier Bezirke in den 
Bundesländern. Bei Verhandlungen in Nieder­
österreich in den letzten Wochen wurde von 
der SPÖ der Vorschlag abgelehnt, die Vor­
schlagsverfahren zu objektivieren und zu ver­
einbaren, nach welchen Kriterien die Lehr­
kräfte in die Bezirksvorschläge aufzunehmen 
sind. Solche Kriterien sollten Qualifikation, 
Dienstalter und soziale Verhältnisse und nichts 
anderes sein. Warum haben Sie diesem Vor­
schlag nicht zugestimmt? Die unnachgiebige 
Haltung hat nicht die Volkspartei, sondern 
die SPÖ eingenommen. Das vom Herrn Ab­
geordneten Haas erwähnte Stückwerk der 
heutigen Gesetze ist auf die nicht einzusehende 
Verbindung einer niederösterreichischen Lan­
desangelegenheit mit dieser Bundessache zu­
rückzuführen. Ich möchte daher den gleichen 
Appell an Sie richten: Geben Sie doch diese 
Haltung auf! 

Und nun möchte ich zum Land- und forst­
wirtschaftlichen Bundesschulgesetz kommen, 
das die Angelegenheiten der land- und forst­
wirtschaftlichen Lehranstalten des Bundes 
regelt. Der große Vorteil, den wir aus diesem 
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Gesetz ersehen, ist vor allen Dingen, daß wir 
nun eine Gleichstellung mit den Schülern der 
höheren gewerblichen und technischen An­
stalten haben und daß durch die Reifeprüfung 
die Anerkennung der Hochschul~eife ermög­
licht ist. Wir erlangen durch dieses Gesetz 
Fachkräfte, die der österreichischen Bauern­
schaft dienen werden. 

Ich möchte zum § 7 eine Bemerkung machen. 

können. Wir alle sind immer wieder bemüht, 
die bäuerliche Landjugend auf die Notwendig­
keit der Bildung und des Schulbesuches hinzu­
weisen, und haben da auch in den letzten 
15 Jahren die besten Erfolge gehabt. 

In § 8, der den Schulbesuch regelt, sind die 
Rechtfertigungsgründe für die Verhinderung 
aufgeführt, also die Erkrankung des Schülers, 
die Erkrankung der Eltern oder anderer 
Angehöriger, wenn sie der Hilfe des Schülers 
bedürfen, und außergewöhnliche Ereignisse im 
Leben des Schülers, in der Fami1ie oder im 
Hauswesen des Schülers. Ich glaube, daß es 
sehr wichtig war, diese Gründe anzuführen, 
weil in der Landwirtschaft wirklich leider immer 
wieder der Fall eintreten kann, daß der Schüler 
vorübergehend dringend zu Hause benötigt 
wird. 

Hier heißt es bei der Errichtung und Erhaltung 
der Schulen: "Die Schulen haben mit einem 
Turnsaal oder einem Spielplatz ... ausgestattet 
zu sein." Ich würde sagen, es wäre vielleicht 
besser, wenn man Turnsaal und Spielplatz haben 
könnte. Ich bitte, daß die Bemühungen in die­
ser Weise gemacht werden. Viele Schüler der 
Bundeslehranstalten kommen aus der Land­
wirtschaft. Sie benötigen besonders zum Aus­
gleich für ihren schweren Beruf und zum Aus- In § 9 ist die Aufgabe der höheren land­
gleieh der bekannten Haltungsschäden und und forstwirtschaftlichen Lehranstalten aus­
sonstigen gesundheitlichen Nachteile Leibes- geführt: die Ausbildung für die gehobene 
übungen, Sport, Gymnastik, Turnen, Schwim- Berufstätigkeit, die Heranbildung von Fach­
men, was ja auch im Lehrplan vorgesehen ist. leuten für Genossenschaften, für die landwirt­
Später, im Beruf, als landwirtschaftliche Lehrer schaftlichen Industrien, Futter- und Dünge­
oder als Berater haben sie dann noch besser mittelindustrien, Molkereien und auch von 
die Möglichkeit, auf die Bedeutung der Leibes- Lehrern und Beratern, wenn sie die berufs­
erziehung hinzuweisen, sie können eventuell pädagogische Lehranstalt absolviert haben. 
entsprechende Kurse veranstalten. Ich möchte Diese Schulen sollen schließlich aber auch dazu 
hier auf ein Beispiel hinweisen: Wir haben in dienen, um fortschrittliche Bauern, Bäuerinnen, 
Judenburg ein Hallenbad. Da werden schon Verwalter und dergleichen heranzubilden. 
seit Jahren immer im Winter Schwimmkurse Viele der höheren Lehranstalten wurden, 
fü~ Bäuerinnen. veranstaltet, die diese .Ku:se wie heute schon gesagt wurde, von vier auf 
n:1t großer Be~eIste:un~ besuchen und wIrklIch fünf Jahre umgestellt. Der Andrang ist gerade 
emen AusgleIch fur Ihren schweren Beruf I heuer wegen des 9. Schuljahres besonders 
finden. groß. Es ist bedauerlich, daß eine große Zahl 

Die land- und fOtstwirtschaftlichen Bundes- von Schülern nicht aufgenommen werden 
schulen sind im Gegensatz zu dem hier Ge- konnte. Das Lanclwirtschaftsministerium plant 
sagten sehr gut eingeTichtet. Ich kenne die ja die Errichtung weiterer Schulen, sodaß in 
meisten der Schulen und kann daher wirklich Hinkunft nicht mehr solche Engpässe ent-

. G stehen werden. nut gutem ewissen sagen: Sie haben nicht nur 
die verschiedenen Werkstätten und moderne Die Sonderformen wurden über besonderen 
Maschinen, sondern auch ganz moderne Lehr- Wunsch der Bauernschaft weitergeführt und 
küchen und andere ausgezeichnete Einrich- im Gesetz vorgesehen. Einige Lehranstalten, 
tungen. Wenn die land- und forstwirtschaft- die aber erst nach zweijähriger Praxis besucht 
lichen Schulen in die Kompetenz des Bundes- werden dürfen, bleiben vierjährig. Gerade eine 
ministeriums für Land- und Forstwirtschaft solche Praxis, insbesondere wenn sie auf einem 
fallen, dann sind sie damit bisher sehr gut guten Lehrhof durchgeführt wird, ist eine 
gefahren. 'ViI' glauben nicht, daß eine Ände- ausgezeichnete Grundlage für den zukünftigen 
rung notwendig erscheint. Auch sind in diesen Beruf. Außerdem gibt es manche Spätberufene 
Schulen ausgezeichnete Fachkräfte angestellt. oder solche, die aus arbeitswirtschaftlichen 
Hier wurde gesagt, daß in den Fachschulen Gründen von zu Hause erst später wegkönnen. 
bisher zuwenig Fachschüler gewesen sind. Das Für sie besteht dann doch noch die Möglichkeit 
liegt nicht an den Schulen und an ihrer Ein- dieser höheren Ausbildung. 
richtung oder an den Lehrern - das wissen Wir begrüßen sehr, daß die Reifeprüfung 
Sie genau -, sondern es liegt an dem großen zum Besuch einer wissenschaftlichen Hoch­
.Mangel an Arbeitskräften, daß die heranwach- schule gleicher oder verwandter Fachrichtung 
senden Kinder zu Hause arbeiten müssen und berechtigt. Dies erscheint mir sehr wichtig 
daher aus diesen Gründen und wegen des für die Absolventinnen einer höheren Lehr­
schlechten Gesundheitszustandes der Eltern anstalt für landwirtschaftliche Frauenberufe. 
eine Fachschule leider oft nicht besuchen Hier kommt hauptsächlich die Hochschule 
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für Bodenkultur in Frage. Wir würden 
solche Akademikerinnen dringend benötigen 
für die Leitung von Fachschulen, für den 
Unterricht an höheren Lehranstalten, als 
Abteilungsleiter für ländliche Hauswirtschaft 
in den Bundesländern und für die hauswirt­
schaftliehe Forschung oder für das Agrar­
wirtschaftliche Institut, wo viele betriebs- und 
arbeitswirtschaftliche Fragen behandelt wer­
den. 

Ein akademisches Studium für ländliche 
Hauswirtschaft gibt es ja in Österreich im 
Gegensatz zu Deutschland noch nicht, wo auf 
der landwirtschaftlichen Hochschule in Stutt­
gart-Hohenheim eine solche Studienrichtung 
bereits eingerichtet ist. Es wäre mit der Zeit 
zu überlegen, eine Lehrkanzel an der Hoch­
schule für Bodenkultur für Bauen, Wohnen, 
Haushaltstechnik, Maschinen und so weiter 
zu errichten. Vielleicht kann diesbezüglich 
der Herr Landwirtschaftsminister mit dem 
Herrn Bundesminister für Unterricht das 
Einvernehmen pflegen. 

Was nun die Absolventinnen einer allgemein­
bildenden höheren Schule anlangt, die die 
Hochschule für Bodenkultur besuchen, ist 
es für sie manchmal schwer unterzukommen, 
denn es kommen doch nur gewisse Stellen in 
Frage, sagen wir in Laboratorien, Molkereien 
und vielleicht in Saatzuchtanstalten. Man 
würde aber dringend solche Kräfte im Lehr­
und Beratungsdienst benötigen, weil solche 
Fachkräfte fehlen. Vielleicht könnte man für 
diese Absolventinnen einen einjährigen Sonder­
lehrgang einrichten, in welchem sie für die 
ländliche Hauswirtschaft, für die Beratung 
und für das Lehrfach noch besonders ausge­
bildet werden. Vor einigen Jahren hat es 
einen solchen Lehrgang gegeben, einen Sonder­
lehrgang, wodurch ganz ausgezeichnete Kräfte 
gewonnen wurden, die heute zum Beispiel 
im Bundesseminar für das landwirtschaftliche 
Bildungswesen und in anderen hohen Stellen 
tätig sind. 

Ich möchte hier noch ein Anliegen wieder­
holen, das ich schon seinerzeit dem Herrn 
Bundesminister Hartmann vorgetragen habe, 
und zwar, daß die Absolventinnen der höheren 
Lehranstalten für landwirtschaftliche Frauen­
berufe nach der vorgeschriebenen Praxiszeit 
auch den Ingenieurtitel verliehen bekommen, 
wie dies bei höheren gewerblichen und tech­
nischen Lehranstalten der Fall ist. Die Be­
rechtigung dazu ergibt sich einerseits aus dem 
Lehrplan, in welchem Physik, Chemie, Maschi­
nenkunde, Elektrotechnik, Betriebslehre, 
Arbeitswirtschaft und dergleichen vorgesehen 
sind, andererseits auch aus der Art der Tätig­
keit, denn diese Fachkräfte müssen ja mit 
dem ständigen Fortschritt auf technischem 

und naturwissenschaftlichem Gebiet Schritt 
halten. Sie müssen über die Chemie der 
Waschmittel genauso informiert sein wie über 
die verschiedenen Gebiete der Elektrotechnik. 
Sie müssen mit dem Tiefgefrieren und vielen 
anderen Konservierungsverfahren vertraut 
sein, die Funktion einer Fülle von Haushalts­
maschinen und -geräten kennen und diese 
Maschinen bedienen können. 

In § 21 sind die Land- und forstwirtschaft­
lichen berufspädagogischen Lehranstalten an­
geführt, die der Ausbildung von Lehrern und 
Beratern im Förderungsdienst dienen. Hier 
ist vielleicht besonders zu erwähnen, daß auch 
eine Verwendung in den Polytechnischen 
Lehrgängen möglich sein wird. Vorläufig 
haben wir ja noch einen Mangel an Kräften, 
wenn aber einmal zu viele vorhanden sein 
sollten, ist natürlich diese Verwendungsmög­
lichkeit sehr erwünscht. Vor allem wird 
dadurch manchen verheirateten Lehrerinnen 
die Möglichkeit gegeben, in Form von Halbtags­
beschäftigungen doch noch irgendwie fachlich 
tätig sein zu können. 

Außer diesen berufspädagogischen Lehr­
anstalten wurden auch vielfach die Elektro­
haushaltsberaterinnen ausgesucht und bei ver­
schiedenen Elektrizitätsunternehmungen an­
gestellt. 

Die Land- und forstwirtschaftlichen berufs­
pädagogischen Lehranstalten sind den Päda­
gogischen Akademien gleichzusetzen. Daher 
möchte ich bitten, in Erwägung zu ziehen, daß 
die Schüler in den berufspädagogischen Lehr­
anstalten, genauso wie in den Pädagogischen 
Akademien die gleichen Stipendien in gleicher 
Höhe erhalten, wie dies heute schon für die 
Hörer an den Pädagogischen Akademien der 
Fall ist. Es wäre also gut, hier keinen Unter­
schied zu machen, damit die Studiellbeihilfen 
auch für sie in gleicher Weise in Frage kommen. 

Die berufspädagogische Lehranstalt befindet 
sich, wie Sie wissen, in Wien-Ober St. Veit. 
Das ist, wie ich glaube, sehr zweckmäßig, 
weil hier doch auch viele kulturelle Aspekte 
berücksichtigt werden können, die dann den 
jungen Leuten, sobald sie in die Praxis kom­
men, zugute kommen. Im Lehrplan sind Päd­
agogik, Psychologie und Beratungslehre vor­
gesehen. Es wird auch eine jeweils 14tägige 
Schul- und Beratungspraxis durchgeführt. 

Sehr große Bedeutung kommt der Weiter­
bildung der Lehr- und Beratungskräfte zu. 
Hier können wir mit Dank feststellen, daß 
ausgezeichnete Seminare veranstaltet werden. 
und zwar über Arbeitswirtschaft, Geldwirt­
schaft, Fütterung, Psychologie der Beratung, 
Betriebswirtschaft, Publizistik und dergleichen. 
Es sind so viele Spezialgebiete, die immer ent-
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sprechend den neuesten wissenschaftJichen 
Erkenntnissen behandelt und den Fachkräften 
übermittelt werden. 

Wir haben in Österreich 467 weibliche 
Lehrkräfte an Bundeslehranstalten, Fach- und 
Berufsschulen und 726 nebenamtliche Lehr­
kräfte; außerdem 281 Frauen im Beratungs­
und Förderungsdienst. Diese führen eine 
Fülle von Kursen, Lehrgängen und Lehrfahrten 
für Bäuerinnen und die Landjugend durch. 
Wir können mit Freude feststellen, daß die 
Bäuerinnen genauso wie die Landjugend fort­
schrittlich, aufgeschlossen und interessiert sind 
an allem Neuen und Wissenswerten. 

Dem Antrag des Herrn Abgeordneten Pansi 
können wir nicht zustimmen. Wir wollen 
nicht den Kärntner Lehrern schaden, aber es 
sind sachliche und legistische Erwägungen, die 
uns eine Zustimmung unmöglich machen. 
Erstens heißt es doch, daß wir die Bundes­
einheitlichkeit gewährleisten sollen. Zweitens 
kann man nicht in einem Bundesland zwischen 
den im Dienst Stehenden und den neu Anzu­
stellenden Unterschiede machen oder bestehen 
lassen. Drittens handelt es sich um die 
Weiterbildungsveranstaltungen, die in die 
Ferien hineinfallen; es sind dies die pädago­
gischen Wochen, die für die Weiterbildung 
von größter Bedeutung sind. 

Hohes Haus! Ich möchte abschließend dem 
Bundesministerium für Land- und Forstwirt-

§ 33 besagt, daß die zuständige Schulbehörde 
das Bundesministerium für Land- und Forst­
wirtschaft ist. Hier hätte ich noch ein Anliegen: 
daß auch für das landwirtschaftliche Schul- schaft, dem Herrn Bundesminister, den Beam-
wesen eine Referentin eingestellt wird für ten und Angestellten auch für den weiblichen 
Inspektion, Lehrplangestaltung, für die Durch- ~usbildungssekto~~ für die Organisa~ion, Ein­
führung der Reifeprüfung und für die Weiter- rIchtung und Fuhrung der Blmo:-sschulen 
bildung der Lehrkräfte. Ich bin sicher, daß Dank und Anerkennung sagen; WeIter a?er 
der Herr Bundesminister für Land- und FOI'st- auch den Lehrern, Beratern und landwIrt-
wirtschaft dafür Verständis haben wird I schaftlichen Fachkräften, wo immer sie tätig 

. sind. Und schließlich, vielleicht heute ganz 
Ich möchte nun noch einige Worte zum besonders, Dank und Anerkennung der öster­

Land- und forstwirtschaftlichen Landeslehrer- reichischen Bauernschaft, die über alle Schwie­
Dienstrechtsüberleitungsgesetz sagen. Die hier rigkeiten der naturbedingten Gegebenheiten, 
vorgebrachten Vorfälle, daß Fachkräfte zu der Preisgebundenheit der Hauptagrarprodukte 
Arbeiten verwendet wurden, die in keiner hinaus dem Landwirtschaftsberuf treu bleibt 
Weise ihrer Ausbildung angemessen sind, sind und in stetem Fortschrittswillen aufgeschlos­
wohl Einzelfälle. Im allgemeinen sind sie ja sen, bildungsbeHissen und von unermüd­
tatsächlich in der schulfreien Zeit im land- lichem Fleiße beseelt für unser Land und für 
wirtschaftlichen Betrieb mit Führungsaufgaben seine Bevölkerung lebt, arbeitet und dadurch 
betraut. Auf der anderen Seite beraten und bewirkt, daß die Landwirtschaft nach wie vor 
betreuen sie die Absolventen und besuchen sie die Grundlage der gesamten Volkswirtschaft 
die elterlichen Betriebe. darstellen kann. (Beifall bei der ÖV P.) 

Das Dienstrecht wurde an das der Lehrer 
an allgemeinbildenden Schulen angepaßt. Sicher 
gönnen wir den Lehrern die Vergünstigung, 
die sie hinsichtlich Ferien und Urlaub haben. 
Wenn im Jahr sechs Monate Schuldienst sind, 
ergeben sich 41 Tage Urlaub, bei acht Monaten 
46 Tage und bei zehn Monaten 51 Urlaubstage. 
Dazu kommen die Weihnachts- und Oster­
ferien. 

Es ist richtig, daß das einen sehr großen 
Anreiz für den Lehrberuf darstellen wird, 
aber ich sehe doch eine Gefahr: Wie werden 
sich dann noch Kräfte für den Förderungs­
dienst, für die Beratung, für das Genossen­
schaftswesen und für die landwirtschaftliche 
Industrie finden, wenn nur drei Wochen 
Urlaub vorgesehen sind 1 Diese Befürchtung 
mußte ich hier vorbringen, obwohl wir selbst­
verständlich jedem das Seine gerne zugestehen. 
Aber die Fachkräfte, die in den Bundesschulen 
herangebildet werden, sind ja nicht nur für 
den Lehrberuf, sondern sollen eben auch in 
anderen Stellen wirken und tätig sein. 

Präsident: Zu Wort gemeldet ist der Herr 
Abgeordnete Pfeifer. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Pfeifer (SPÖ): Herr Präsident! 
Hohes Haus! Meine Damen und Herren I 
Das vor einigen Jahren beschlossene Schul­
organisationsgesetz enthält einen großen Ab­
schnitt über die allgemeinbildenden Schulen 
und einen zweiten über die berufsbildenden 
Schulen. Was in dem zweiten Teil des Gesetzes 
steht, ist hinsichtlich der Einteilung der 
Schulen auch für das landwirtschaftliche Schul­
wesen ein großes Vorbild. Einerseits handelt 
es sich um die berufsbildenden PHichtschulen, 
das sind die Schulen für Lehrlinge, andererseits 
um die höheren und mittleren Lehranstalten. 
Für kaufmännische Berufe sind Handels­
schulen da, die einer mittleren Lehranstalt 
entsprechen, und Handelsakademien mit einer 
Reifeprüfung als Abschluß, die als höhere 
Lehranstalten qualifiziert werden. Bei den 
technischen Schulen ist eine gleiche Zwei­
teilung vorhanden. 
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In ähnlicher Weise gliedern sich die land­

wirtschaftlichen berufsbildenden Schulen. Sehr 
viele dieser Schulen bestehen seit langem, 
und einzelne von ihnen haben einen guten 
Namen. Sie dienten vor vielen Jahrzehnten 
der Ausbildung der Gutsbeamten, später aber 
hatten sie eine weitere Aufgabe zu übernehmen. 
Als die land- und forstwirtschaftlichen Berufs­
körperschaften entstanden waren, brauchte 
man den Absolventen als Berater für die 
Land- und Forstwirtschaft. Schließlich aber 
sind die theoretisch und praktisch gebildeten 
Absolventen dieser Schulen als Lehrer an 
Schulen und als Vortragende in Kursen sehr 

Wie kann das besser geschehen als durch 
ein gut ausgebreitetes landwirtschaftliches und 
forstwirtschaftliches Schulwesen! Es ist daher 
jedes Gesetz zu begrüßen, das dieser besseren 
Ausbildung mittelbar oder unmittelbar dient. 

Allen Lehrern dieser land- und forstwirt­
schaftlichen Schulen möchte ich aber ab­
schließend noch sagen, daß sie neben dem 
so wichtigen theoretischen und praktischen 
Lehren bei ihren Schülern nicht darauf ver-
gessen sollen, diese zu guten demokratischen 
Österreichern zu erziehen. (Beifall bei der 
SPÖ.j 

nötig. Präsident: Zum Wort gemeldet hat sich 
So werden die Absolventen land- und forst- der Herr Bundesminister für Land- und 

Forstwirtschaft. Ich erteile es ihm. wirtschaftliche Beamte in Betrieben, Berater 
und Lehrer sein. Die Landwirtschaft benötigt 
Berater und Lehrer. 

Bundesminister für Land- und Forstwirt­
schaft Dipl.-Ing. Dr. Schleinzer: Hohes Haus! 
Meine Damen und Herren! Ich werde die 
Debatte gewiß nicht verlängern und mich 
auf einige wenige Bemerkungen beschränken. 
Aber es drängt mich, zunächst für diese 
sachliche Diskussion zu danken und für die 
Feststellung, die aus dieser Diskussion schließ. 
lich getroffen wurde, daß Sie sich zu beiden 
Gesetzen gemeinsam bekennen. 

Meine Damen und Herren! Es wurde heute 
die Kompetenzfrage in der Diskussion an­
geschnitten. Im Jahre 1962 wurde das land­
wirtschaftliche Schulwesen aus der Gesamt­
regelung ausgeklammert, nicht zuletzt im 
Hinblick auf die Besonderheit der zu regelnden 
Materie. Man war sich damals bereits darüber 
im klaren, daß die Kompetenz in diesem 
Bereich beim Landwirtschaftsministerium zu 
verbleiben hätte. 

Einmal war es so, daß die Kenntnisse 
und Fertigkeiten vom Vater auf den Sohn 
weitergegeben wurden. Die Art des Wirt­
schaftens und der Viehzucht war noch 
ziemlich einfach. Schon die Fruchtwechsel­
wirtschaft erforderte gewisse Kenntnisse, die 
man sich aneignen mußte. Das Eindringen 
der Technik bis in die mittleren Betriebe und 
dort, wo Maschinenhöfe bestehen, auch in 
die Kleinbetriebe verlangt vom Bauern gründ­
liche Kenntnisse in der Handhabung und 
in der Behandlung der Maschinen. Ebenso 
muß sich der Bauer im Gebrauch des Kunst­
düngers und der Schädlingsbekämpfung - um 
nur einiges zu nennen - auskennen. Aller­
dings stehen ihm auch hier Berater zur Ver­
fügung. Aber was jemand weiß, ist für ihn 
eine sichere Sache. Das alles muß in der 
Berufsausbildung gelernt werden. Ich darf ferner sagen, daß auch bei allen 

späteren Verhandlungen und schließlich auch 
Schließlich muß der Bauer auch kalkulieren im Rahmen der Gesamtl'egelung, die vorge-

können. Es kann doch nicht so bleiben, daß sehen ist, die Kompetenzen nie in Z"veifel 
man bloß aus der praktischen Arbeit lernt gezogen wurden. 
(Zwischenruf des Abg. Tödling), sondern es 
müssen noch theoretische Kenntnisse und Es bestand offenbar die Meinung, daß 
Einsichten hinzukommen. Daher auch für die Entwicklung des landwirtschaftlichen 
den künftigen Landwirt die beste Berufs- Schulwesens größere Fortschritte gemacht 
ausbildung, die möglich ist! Dazu braucht hätte, wenn sich dieses beim Unterrichtsressort 
m L h d" I' h W' Th . d befände. Als Beweis dafür wurden insbesondere 

an e rer, le In g elC er else eone un d' B d" f' b . d 1 d' h f l' h 
Praxis beherrschen. Je e ur lllsse el en an wIrtsc a t IC en 

I Berufs- und Fachschulen erwähnt. Hohes 
Österreich steht nicht allein da als Pro- Haus! Ich glaube, diese Argumentation trifft 

duzent land- und forstwirtschaft,licher Pro- nicht den Kern der Sache, denn in dem 
dukte und als Erzeuger verschiedener Sonder- Grundsatzgesetz, das heute zwar nicht zur 
produkte, die wir ausführen wollen, was Debatte steht, ist eindeutig festgelegt, daß 
andere Staaten auch tun. Genußwaren müssen die Kompetenz in Gesetzgebung und Voll­
wie alle anderen Zweige der Wirtschaft auf ziehung hinsichtlich der landwirtschaftlichen 
dem internationalen Markt bestehen können, Fachschulen bei den Ländern liegt und daß 
sonst sinken wir ab. Daher heißt es: Der sich bei den Berufsschulen die Kompetenz 
Nachwuchs in der Land- und Forstwirtschaft des Bundes auf ein Grundsatzgesetz als solches 
muß so tüchtig werden, daß er sich in der beschränkt. Es wäre also, sofern ein solcher 
Konkurrenz mit anderen behaupten kann. Vorwurf zu Recht bestünde, dieser gegen 

23. Sitzung NR XI. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)100 von 119

www.parlament.gv.at



Nationalrat XI. GP. - 23. Sitzung - 14. Juli 1966 1777 

Bundesminister DipL-Ing. Dr. Schleinzer 
die Länder gerichtet. Jene Schulkategorien, 'Was nun den Antrag des Herrn Abge­
für die der Bund die unmittelbare Zuständig- ordneten Pansi betrifft, muß ich dazu doch 
keit hat, nämlich die Bundesschulen, die folgendes sagen: Für die in einem öffentlich­
höheren Lehranstalten, waren nicht Gegen- rechtlichen Dienstverhältnis stehenden Lehrer 
stand der Kritik. Infolgedessen glaube ich, werden die Rechte und die Pflichten - und 
daß die Frage der Kompetenzen zumindest der Urlaubsanspruch gehört zu den Rechten 
nicht in diesem Zusammenhang gestellt werden des Lehrers - ausschließlich durch das Gesetz 
kann; und die Regelung ist nicht zuletzt geregelt und durch den Hoheitsakt der An­
darauf zurückzuführen, daß in keinem anderen stellung beziehungsweise der Ernennung wirk­
Bereich zwischen Lehr- und Förderungsdienst sam. Vertragliche Vereinbarungen über den 
und der Schule und der Beratung ein so enger Urlaub sind im Rahmen des öffentlichen 
Zusammenhang besteht. Rechtes ausgeschlossen und könnten daher nur 

Hohes Haus! Es scheint mir auch nicht bei Vertragslehrern in Betracht kommen. 
zutreffend zu sein, daß die bei den Gesetze, Aber gerade für die Vertragslehrer gilt ja 
die heute beschlossen werden, amputiert wor- das heute zu beschließende Gesetz nicht. 
den wären. Ich glaube, das Lehrerdienst- Demzufolge geht der Antrag, den der Herr 
recht liegt mit geringfügigen Anpassungen Abgeordnete Pansi vertreten hat, zweifellos 
voll umfänglich zur Beschlußfassung vor, ins Leere. 
und auch das Gesetz über die Bundesschulen Hohes Haus! Es war heut,e schon davon 
ist praktisch seinem Wesen und seinem Inhalte die Rede, daß es bedauerlich ist, daß die 
nach für die gesamten höheren Lehranstalten ganze Schulgesetzmaterie nicht unter einem 
wie auch für die Ausbildungsstätten der Lehrer beschlossen werden kann. Ich bin überzeugt, 
und für die Fortbildung der Lehrer in vollem daß wir mit diesen beiden Gesetzen einer 
Umfang gesichert. Wir sollten daherdiese heiden Gesamtregelung außerordentlich weit ent­
Gesetze doch nach ihrem Gewichte sphen, gegengekommen sind, denn die Novellierung 
das ihnen zukommt. I des Religionsunterrichtsgesetzes ibt eine formal-

Auch zu dem Antrag, der vom Herrn rechtliche Anpassung an eine Situation, die 
Abgeordneten Pan:,;i heute vorgetragen wurde, sich auf Grund der konkordatsgeregelten 
einige Bemerkungen. Ich danke Ihnen, ver- Materie ergibt. Das Privatschulgesetz wäre 
ehrte Damen und Herren, daß die Verhand- wünschenswert, wenn wir es ebenfalls be­
lungen über das Lehrerdienstrecht in völligem schließen könnten, und hinsichtlich der Schul­
Einvernehmen mit den Gewerkschaften ge- beiräte war das ja ein besonderer Wunsch, 
führt worden sind, daß auch eine Überein- der von Ihrer Seite vertreten wurde und 
stimmung darüber erzielt wurde, daß in der den wir damals bei den Verhandlungen akzep­
späteren Folge dann noch einmal ein Schreiben tierten. Offen ist im besonderen die Frage 
an das Ressort gerichtet wurde, mit dem der Berufsschulen und die Frage der Fach­
einige Wünsche vorgetragen worden sind. schulen, und das ist das primäre Anliegen 
Mit Ausnahme der Urlaubsregelung ist die der Länder. Den verfassungsmäßigen Spiel­
gesamte Frage einvernehmlich geregelt worden, raum, den uns die Verfassung gestattet, 
wenngleich auch im Hinblick auf den Urlaub haben wir mit diesen beiden Gesetzen aus­
zunächst ein Einvernehmen zu verzeichnen war. geschöpft. 
Erst in der späteren Folge wurde zu dem Hohes Haus! Ich würde es sehr bedauern, 
Grundurlaub von 26 Tagen für jeden Monat wenn im Rahmen einer Neuordnung der 
Unterricht ein weiterer Urlaubsanspruch von Kompetenzen nicht auch der Bereich der 
drei Tagen verlangt. Es war nicht möglich, Berufs. und Fachschulen im Sinne dieser 
diesem Wunsch zu entsprechen. Das hätte Neuordnung der Kompetenzen geregelt werden 
bei einer zehnmonatigen Unterrichtsdauer könnte, denn der Nachteil, wenn eine Regelung 
bedeutet, daß zu den 26 Tagen weitere 30 Tage nicht erfolgt, trifft ausschließlich die Länder. 
Urlaubsanspruch hinzukommen. Das wären Diese neue Kompetenzverteilung sieht nämlich 
in Summe 56 Arbeitstage als Urlaubsanspruch vor, daß bei den Fachschulen Gesetzgebung 
neben den 'Veihnachts- und Osterferien, ein und Vollziehung ausschließlich Sache des 
Urlaubsanspruch, der bei einem zehnmonatigen Landes sind und daß sich bei den Berufs­
Unterricht in den zwölf Monaten des Jahres schulen der Bund lediglich auf ein Grundsatz­
nicht hätte untergebracht werden können. gesetz, auf die Fixierung einiger weniger 
Es war dann ohnehin das Bemühen vor- Grundsätze beschränkt. Nach der gegen­
handen, eine weitgehende Berücksichtigung wärtigen Gesetzes- und Kompetenzlage ist 
dieser Wünsche zu erreichen, und schließlich die Situation so, daß Berufs- und Fachschul­
wurde mit dem gemeinsamen Antrag auf gesetze nur mit dem Bund paktiert werden 
zweieinhalb Tage je Monat Unterrichtszeit können, daß gleichlautende Sanktionsgesetze 
sicherlich auch dem Wunsch der Gewerkschaft des Bundes erlassen werden müssen, was 
weitestgehend entsprochen. natürlich den legistischen Spielraum der Länder 
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außerordentlich einengt. Ich würde es be- r über diese Paragraphen unter einem ab­
dauern, wenn wir bei einer endgültigen Rege- stimmen und bitte jene Damen und Herren, 
lung den Weg der Paktierung der Gesetze die diesen Paragraphen in der Fassung des 
beschreiten müßten. Ausschußberichtes ihre Zustimmung geben, 

Dazu kommt noch die Frage der Schul- sich von den Sitzen zu erheben. - Ein­
aufsicht. Sie ist nach der neuen Kompetenz- stimmig angenommen. 
verteilung bei den Berufs- und Fachschulen 
eine Angelegenheit der Länder. Wir halten 
das für richtig, dort gehört sie auch hin. 
Eine Regelung dieser Art wäre sinnvoll. 
Nach der gegenwärtigen Verfassungslage ist 
die Schulaufsicht aber eine ausschließliche 
Angelegenheit des Bundes. Auch auf diesem 
Gebiet trifft die Verzögerung der gesamten 
Regelung der landwirtschaftlichen Schulgesetz­
materie letzten Endes die Länder. 

Zu § 44 Abs. 1 liegt ein Abänderungs­
antrag der Abgeordneten Dr. Leitner, Pansi, 
Meißl und Genossen vor. Ich lasse zunächst 
über § 44 Abs. 1 in der Fassung des Ab­
änderungsantrages abstimmen und bitte jene 
Damen und Herren, die diesem Absatz in 
der Fassung des Abänderungsantrages der 
Abgeordneten Dr. Leitner, Pansi, MeißI und 
Genossen ihre Zustimmung geben, sich von 
den Sitzen zu erheben. - Einstimmig an­

Ich hoffe, daß in der gleichen Einvernehm- genommen. 
lichkeit, mit der diese beiden Gesetze heute Dadurch erübrigt sich eine Abstimmung 
v~m Hohen ~ause verabschiedet werden über § 44 Abs. 1 in der Fassun des Ausschuß-
konnen, auch dIe Gesamtregelung des land- berichtes. g 
wirtschaftlichen Schulwesens in absehbarer I 
Zeit möglich sein möge. (Beifall bei der Ö V P.) Zu den Absätzen 2, 3 und 4 des § 44 liegen 

keine Abänderungsanträge vor. Ich lasse hier-
Präsident: Zum Wort ist niemand mehr über unter einem abstimmen und bitte jene 

gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Damen und Herren, die diesen Absätzen in 
Der Herr Berichterstatter Nimmervoll bittet der Fassung des Ausschußberichtes ihre Zu-

um das Schlußwort. Ich erteile es ihm. stimmung geben, sich von den Sitzen zu 
erheben. - Einstimmig angenommen. 

Berichterstatter Nimmervoll: Als Bericht- Es liegt mir nun ein Antrag der Abge-
erstatter trete ich dem Antrag der Abge- ordneten Pansi und Genossen vor, dem § 44 
ordneten Dr. Leitner, Pansi, MeißI und Ge- einen neuen Absatz 5 anzufügen. Ich lasse 
nossen bei. über diesen Zusatzantrag der Abgeordneten 

Präsident. Wir kommen nunmehr zur Ab- Pansi und Genossen auf Anfügung eines 
stimmung 'd'e ich über die beiden Gesetz- neuen Absatzes 5 abstimmen und bitte jene 
entwürfe ~et:ennt vornehmen werde. I Damen u,nd Herren, die ~ezu ihre Zustimmung 

. .. . geben, sICh von den SItzen zu erheben. -
WIr gelangen zunachst zur AbstImmung Das ist die Minderheit. Abgelehnt 

über den Entwurf des Land- und forstwirt- . 
schaftlichen Bundesschulgesetzes. Zu den §§ 45 bis einschließlich 49 Abs. 2 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem liegen ~ei.~e Abänderu.ngsanträg~ vor. Ich 
vorliegenden Gesetzentwurf samt Titel und lasse hJeruber unter emem abstImmen und 
Eingang in der Fassung des Ausschußberichtes bitte jene Damen un~ Herren, die diesem Teil 
ihre Zustimmung erteilen, sich von den Sitzen des Gese~zentw~rfes In d~r Fassung des A~s­
zu erheben. - Einstimmig angenommen. schußbenchtes Ihre ZustImmung geben, sICh 

Der Herr Berichterstatter beantragt die von den Sitzen zu erheben. - Einstimmig 
sofortige Vornahme der d r i t t e n Lesung. _I angenommen. 
Ein Einwand hiegegen wird nicht erhoben. Zu § 49 Abs. 3 liegt ein Abänderungs­
Ich bitte jene Damen und Herren, die dem antrag der Abgeordneten Dr. Leitner, Pansi, 
vorliegenden Gesetzentwurf auch in dritter MeißI und Genossen vor. Ich lasse über 
Lesung ihre Zustimmung erteilen, sich von § 49 Abs. 3 in der Fassung des Abänderungs­
den Sitzen zu erheben. - Einstimmig antrages abstimmen und bitte jene Damen 
angenommen. Der Gesetzentwurf ist somit und Herren, die hiezu ihre Zustimmung geben, 

. auch in dritter Lesung angenommen. sich von den Sitzen zu erheben. - Einstimmig 
Wir kommen nunmehr zur Abstimmung angenommen. 

über den Entwurf des Land- und forstwirt- Damit erübrigt sich eine Abstimmung über 
schaftlichen Landeslehrer-Dienstrechtsüber- § 49 Abs. 3 in der Fassung des Ausschuß-
leitungsgesetzes. berirhtes. 

Da Abänderungsanträge vorliegen, werde Zu § 49 Abs. 4 liegt mir ein Abänderungs-
ich paragraphenweise abstimmen lassen. antrag der Abgeordneten Dr. Leitner, Pansi, 

Zu den §§ 1 bis einschließlich 43 liegen MeißI und Genossen hinsichtlich des Klammer­
keine Abänderungsanträge vor. Ich lasse ausdruckes in den Zeilen 1 und 2 vor. Ich 
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lasse über Absatz 4 unter Berücksichtigung 
des hinsichtlich des Klammerausdruckes ge­
stellten Abänderungsantrages abstimmen und 
bitte jene Damen und Herren, die dem Absatz 4 
des § 49 in der Fassung deI::! Ausschußberichtes 
unter Berücksichtigung des Abänderungsan­
trages der Abgeordneten Dr. Leitner, Pansi, 
Meißl und Genossen zu dem Klammerausdruck 
in den Zeilen 1 und 2 ihre Zustimmung geben, 
sich von den Sitzen zu erheben. - Einstimmig 
angenommen. 

Zu § 49 Abs. 5 sowie zu den §§ 50 bis ein­
schließlich 61 Abs. 1, das ist der ursprüngliche 
§ 60 der Regierungsvorlage, liegen keine 
Abänderungsanträge vor. Ich las~e daher 
hierüber unter einem abstimmen und bitte 
jene Damen und Herren, die diesem Teil des 
Gesetzentwurfes in der Fassung des Ausschuß­
berichtes ihre Zustimmung geben, sich von 
den Sitzen zu erheben. - Einstimmig an­
genommen. 

Zu § 61 Abs. 2 liegt ein Abänderungs­
antrag der Abgeordneten Dr. Leitner, Pansi, 
Meißl und Genossen vor. Ich lasse über diesen 
Absatz 2 in der Fassung des Ausschußberichtes 
unter Berücksichtigung des gemeinsamen Ab­
änderungsantrages abstimmen und bitte jene 
Damen und Herren, die hiezu ihre Zustimmung 
geben, sich von den Sitzen zu erheben. -
Einstimmig angenommen. 

Zu den restlichen Teilen der Vorlage liegen 
keine Abänderungsanträge vor. Ich lasse daher 
über sie unter einem abstimmen und bitte 
jene Damen und Herren, die diesem Teil 
des Gesetzentwurfes sowie Titel und Eingang 
in der Fassung des Ausschußberichtes ihre 
Zustimmung geben, sich von den Sitzen zu 
erheben. - Einstimmig angenommen. 

Somit ist die zwei te Lesung beendet. 
Der Berichterstatter beantragt die sofortige 

Vornahme der dritten Lesung. - Einwand 
wird nicht erhoben. Ich bitte daher jene 
Damen und Herren, die dem vorliegenden 
Gesetzentwurf auch in dritter Lesung ihre 
Zustimmung erteilen, sich von den Sitzen 
zu erheben. - Einstimmig angenommen. 
'Der Gesetzentwurf ist somit auch in dritter 
Lesung angenommen. 

8. Punkt: Bericht des Unterrichtsausschusses 
über den Antrag (27/A) der Abgeordneten 
Kulhanek und Genossen, betreffend neuerliche 
Abänderung des Schulorganisationsgesetzes 
(2. Novelle zum Schulorganisationsgesetz) 

(182 der Beilagen) 

Präsident: Wir gelangen nunmehr zum 

Berichterstatter ist die Frau Abgeordnete 
Lola Solar. Ich bitte sie, zum Gegenstande 
zu berichten. 

Berichterstatterin Lo]a Solar: Hohes Haus! 
Meine Damen und Herren! Im Namen des 
Unterrichtsausschusses habe ich über den 
Antrag der Abgeordneten Kulhanek, Doktor 
Mussil und Genossen, betreffend neuerliche 
Abänderung des Schulorganisationsgesetzes 
(2. Novelle zum Schulorganisationsgesetz) 
(27/A) (182 der Beilagen) zu berichten. 

Die Abgeordneten Kulhanek, Dr. Mussil 
und Genossen haben in der Sitzung des 
Nationalrates vom 7. Juli 1966 den vorliegen­
den Initiativantrag eingebracht. 

Ihm liegen folgende Erwägungen zugrunde: 

Nach § 28 letzter Satz, § 29 Abs. 1 lit. C 

und § 30 Abs. 2 letzter Satzteil des Schul­
organisationsgesetzes, BGBL Nr. 242/1962, 
ist bei der Erlassung des Lehrplanes für 
den Polytechnischen Lehrgang und bei der 
Zusammenfassung der Schüler in Klassen 
eine Unterscheidung zwischen jenen Schülern 
vorzunehmen, deren Berufsentscheidung noch 
nicht festgelegt ist, und jenen Schülern, die 
eine Berufsentscheidung bereits getroffen 
haben. Nur für diejenigen Schüler, deren 
Berufsentscheidung noch nicht festgelegt ist, 
sind die Pflichtgegenstände Berufskunde, Prak­
tische Berufsorientierung, Knabenhandarbeit 
und Mädchenhandarbeit vorzusehen. 

Diese und weitere im Schulorganisations­
gesetz vorgesehenen Differenzierungen bringen 
erhebliche Schwierigkeiten in pädagogischer 
und schulorganisatorischer Hinsicht. Außer­
dem bedeuten sie sch were finanzielle Mehr­
belastungen. 

Aus diesen Gründen sollen die einschlägigen 
Gesetzesbestimmungen mit der 2. Novelle 
zum Schulorganisationsgesetz geändert werden. 
(Präsident Wallner übernimmt den Vorsitz.) 

Der Unterrichtsausschuß hat den Initiativ­
antrag in seiner Sitzung vom 12 .. Juli 1966 
in Verhandlung gezogen und den Gesetz­
entwurf mit Stimmenmehrheit unverändert 
angenommen. 

Der Ullterrichtsausschuß stellt somit den 
Antrag, der Nationalrat wolle dem dem 
Ausschußbericht angeschlossenen Gesetzent­
wurf die verfassungsmäßige Zustimmung er­
teilen. 

Sollten Wortmeldungen vorliegen, bitte ich, 
General- und Spezialdebatte unter einem vor­
zunehmen. 

8. Punkt der Tagesordnung: 2. Novelle zum Präsident Wallner: Es ist beantragt, General­
Schulorganisationsgesetz. I und Spezialdebatte unter einem durchzu-
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führen. - Ein Einwand dagegen wird nicht 
erhoben. General- und Spezialdebatte werden 
daher unter einem vorgenommen. Wir gehen 
in die Debatte ein. 

Zum Wort gemeldet ist der Herr Abge­
ordnete Kulhanek. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Kulhanek (Ö VP) : Hohes Haus! 
Ich habe nicht die Absicht, Sie so lange wie 
heute vormittag aufzuhalten, aber es erscheint 
doch notwendig, zu dieser Gesetzesänderung 
etwas zu sagen. Rein aktenmäßig ergibt 
sich folgende Tatsache: Im Jahre 1962 hat 
die Wirtschaft durch mich den Wunsch ge­
äußert, eine Zweizügigkeit im Polytechnischen 
Lehrgang herbeizuführen. Der eine Teil soll 
eine Berufsorientierung nicht vorsehen und 
ist für jene Schüler gedacht, die schon eine 
Berufswahl getroffen, also eine Lehrstelle 
gefunden haben. Dieses Gesetz war vier Jahre 
existent, wirksam wird es erst jetzt am 
1. September 1966. 

Knapp davor wird wieder durch meine 
Person der Antrag gestellt, diese Bestimmung 
zu eliminieren. Daraus könnte man folgern, 
es wäre eine Groteske in der parlamentarischen 
Arbeit zu bemerken. Um dem vorzubeugen, 
möchte ich die Gründe nennen, die die Wirt­
schaft heute zu einer anderen Ansicht bekehrt 
haben. 

Es sind drei Tatsachen, die hier ins 
Gewicht fallen. Erstens mußte man feststellen, 
daß entgegen der Annahme die Zahl jener, 
die den Polytechnischen Lehrgang besuchen 
werden, wesentlich geringer ist, weil ein Groß­
teil der Schüler von der vierten Hauptschul­
klasse in mittlere Schulen ausweicht. Zwei­
tens war das Angebot an Lehrstellen in den 
letzten vier Jahren derart groß, daß es prak­
tisch unwahrscheinlich war, daß sich ein Lehr­
ling schon ein Jahr vorher bindet, wenn er 
weiß, daß ihm alle Möglichkeiten in der Aus­
wahloffenstehen. Das Hauptmoment liegt 
aber darin, daß die Verhandlungen mit dem 
Unterrichtsministerium dem Standpunkt der 
Wirtschaft Rechnung getragen haben, der 
dahin geht, die Lücken in der Ausbildung zu 
schließen, weil wir bei unseren Lehrlingen 
immer wieder feststellen müssen, daß es vor 
allem in den allgemeinen Fächern an der Aus­
bildung mangelt. In den Lehrplänen, die bereits 
begutachtet worden sind, ist festgehalten, 
daß das Schwergewicht auf die Allgemein­
bildung und nur ein ganz geringes Gewicht 
auf die Berufskunde und Berufsorientierung 
gelegt wird. Das hat der Wirtschaft die Mög­
lichkeit gegeben, die Eliminierung des Wun­
sches aus dem Jahre 1962 tatsächlich durchzu­
führen. Es wäre unverantwortlich, würde man 
durch die Zweizügigkeit Geld, Raum und Per-

sonen doppelt beanspruchen, zumal die Durch­
führung des Polytechnischen Lehrganges doch 
an sich schon Schwierigkeiten macht. 

Ich möchte als Vertreter der Wirtschaft 
den Unterhändlern der Sozialistischen Partei 
im Unterrichtsausschuß dafür danken, daß 
sie sich bereit erklärt haben, zwar nicht den 
Antrag mitzuunterzeichnen, ihn aber mitzu­
beschließen. Ich darf für dieses Verständnis, 
das sie hiemit bekundet haben, herzlich danken. 
Es ist mir nur darum gegangen, die Möglich­
keit der Entstehung einer Groteske in der 
parlamentarischen Arbeit nicht ohne Kommen­
tar zu lassen. Deshalb meine kurzen Erläuterun­
gen hiezu. (Bei lall bei der Ö V P.) 

Präsident Wallner: Zum \Vort gemeldet 
hat sich die Frau Abgeordnete Dr. Klein-Löw. 
Ich erteile es ihr. 

Abgeordnete Dr. Stella Klein-Löw (SPÖ): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! 
Hohes Haus! Ich möchte im Namen der soziali­
stischen Fraktion zu dem Antrag, der jetzt 
behandelt wird, eine ganz kurze Erklärung ab­
geben. Durch diesen Antrag wird, wie Herr 
Abgeordneter Kulhanek schon sagte, eine 
schulorganisatorische Maßnahme vermieden, 
die, wenn sie am 1. September hätte durchge­
führt werden müssen, viele Schwierigkeiten 
und hohe Kosten bei der Einführung des 
9. Schuljahres mit sich gebracht hätte. Ab­
geordneter Kulhanek hat, wie er hier selbst 
sagte, bei der Behandlung der Schulgesetze 
für diese Maßnahme - es handelt sich praktisch 
um verschiedene Lehrpläne für Schüler, die 
schon berufsentschieden, und solche, die es 
noch nicht sind - sehr gekämpft, er hat sich 
dafür eingesetzt. Er hat aber jetzt die Unnötig­
keit und Unmöglichkeit dieser Differenzie­
rung, die mit hohen Kosten verbunden wäre, 
eingesehen. 

Meine Fraktion, die schon bei der Beschluß­
fassung über das Gesetz im Ausschuß und Unter­
ausschuß, wie die Teilnehmer an diesen Aus­
schüssen bezeugen können und woran ich 
mich als Teilnehmerin sehr genau erinnere, 
die Meinung vertreten hat, die die Abgeordne­
ten Kulhanek und Genossen jetzt vertreten, 
hat damals dieser Meinung wohl nicht beige­
stimmt, aber dem Gesetz als ganzem zuge­
stimmt. Wir begrüßen es, daß die Einsicht 
der Abgeordneten knapp vor Beginn des 
9. Schuljahres gekommen und es nun uns allen 
möglich ist, unnötige Kosten und Schwierig­
keiten zu vermeiden. 

Wir werden für den Antrag, den wir nicht 
mitunterschrieben haben, stimmen. (Beifall' 
bei der SPÖ.) 
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Präsident Wallner: Zum Wort gemeldet 
hat sich der Herr Abgeordnete Harwalik. 
Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Harwalik (ÖVP): Hohes Haus! 
Die Regierungsvorlage 96 der Beilagen mit 
den Abänderungsbestimmungen zu verschie­
denen Schulgesetzen verbleibt im Unteraus­
schuß des Unterrichtsausschusses. Ohne jede 
Polemik ist festzustellen, daß der Abgeordnete 
Haas von der SPÖ heute wieder auf das nie­
derösterreichische Landesausführungsgesetz 
zum Bundessschulaufsichtsgesetz und auf die 
damit zusammenhängende Verweigerung zu 
verfassungsändernden schulgesetzlichen Be­
stimmungen hingewiesen hat. Die SPÖ hat 
sich aber bereit gefunden, wie eben Frau Ab­
geordnete Dr. Klein-Löw ausgeführt hat, 
dem Antrag der Abgeordneten Kulhanek 
und Genossen ihre Zustimmung zu geben, 
um den Start des Polytechnischen Lehrganges, 
der vorerst seinen Geburtsnamen beibehalten 
wird, nicht mit pädagogischen, räumlichen, 
personellen und finanziellen Hypotheken zu 
belasten. Unter den gegebenen Umständen 
begrüßen wir es, daß die SPÖ über diesen Weg 
eines Initiativantrages die notwendige Zwei­
drittelmehrheit für eine pädagogische und 
finanzielle Wohltat sicherstellt. 

Vor den kurzen Ausführungen, zu denen ich 
mich gemeldet habe, möchte ich erklären: 
Genug des polytechnischen Streites in diesem 
Hause. Er ist völlig überflüssig. Ich muß 
jedoch den Herrn Abgeordneten Peter, der 
heute schon bei der Regierungsvorlage über 
das Lehrerdienstrecht und den Polytechnischen 
Lehrgang gesprochen hat und auch als letzter 
Redner der Opposition in der Schuldebatte, 
sachlich korrigieren. Er meinte in der Schul­
debatte, der Polytechnische Lehrgang wäre 
das üble Tauschprodukt zwischen ÖVP und 
SPÖ gewesen. Es ist nicht möglich, im Rahmen 
dieser kurzen Ausführungen, zu denen ich mich 
gemeldet habe, das Buch Genesis der Schul­
gesetzgebung aufzuschlagen. Aber ich zer­
störe jetzt ohne jede Polemik - auch das möch­
te ich sagen - ein für allemal die blaue Le­
gende von dem Austauschopfer der ÖVP, die 
der SPÖ unter Verzicht auf die fünfte Volks­
schulstufe den von dieser angeblich so heiß 
begehrten Polytechnischen Lehrgang übergab, 
um ihrerseits die Subventionierung der Privat­
schulen zu erreichen. Darauf konnte ich noch 
keine Antwort geben, das werde ich jetzt 

~. besorgen. 

Vorerst: Weder die SPÖ noch die ÖVP hat 
den Polytechnischen Lehrgang gefordert -
es gibt Zeugen dafür, auch hier in diesem Haus, 
und die Protokolle -, sondern Drimmel 
hat für alle Beteiligten ganz übenaschend im 
Koalitionsausschuß persönlich diesen Poly-

technischen Lehrgang vorgeschlagen, als wir 
uns alle darüber einig waren, daß die Über­
leitung von der Schulwelt in die Berufswelt 
für jene Kinder, die zuerst keine weiterführende 
Schule besuchen, ein Baugedanke sein soll, 
wie wir ihn bei allen Schulreformen Europas 
und der Übersee finden. 

Wie kam es nun dazu? Das erkläre ich 
jetzt: Als Drimmel seinen Vorschlag im Aus­
schuß gemacht hat, war die SPÖ mehr als 
überrascht. Gestatten Sie mir das Bild, das 
Drimmel einmal gebraucht hat: Sie hatte den 
Mund offen. Ich gestehe Ihnen, daß wir von 
der ÖVP lebhaft abgewehrt haben und daß 
ich dem Herrn Minister Drimmel - das ist 
alles protokollarisch belegt - entgegengerufen 
habe: Herr Minister, aber nur für die 65.000 
jugendlichen Hilfsarbeiter. 

Dann wurde dieser Vorschlag in aller Ruhe 
einmal der Schulverwaltung übergeben, dann 
den pädagogischen Gremien und· dann kam 
die Prüfung bis zum Präsidenten der Akademie 
der Wissenschaften, den ich schon mehrmals 
zitiert habe, Dr. Meister. Letzten Endes, 
nach vielen Wochen, nach der Prüfung in die­
sen Gremien erblickten wirt darin eine echte 
Lösung. Ich sage, daß sie keine Alternative 
zu einer fünften Volksschul- oder einer fünften 
Hauptschulklasse war. 

Und nun, bitte, nehmen Sie das doch zur 
Kenntnis: Von der Kirche und von der Privat­
schule war dabei überhaupt keine Rede! 
Ich möchte auch zu dem berühmten Satz 
etwas sagen - er hat keinen kulturkämpferi­
schen Klang gehabt, ich möchte eine solche 
Debatte absolut nicht führen -: Die Kirche 
hat ihr Geld erhalten. Nein, nicht die Kirche 
hat ihr Geld erhalten, sondern die freien Bürger 
dieses freien Staates haben das Recht erhalten, 
das schon in der universellen Deklaration der 
Menschenrechte im Artikel 26 festgelegt ist, 
für ihre Kinder die Bildungsinstitutionen aus­
wählen zu dürfen, die sie eben auswählen wol­
len. Nichts anderes. Alles andere ist eine 
falsche Interpretation. (Beifall bei der Ö V P.) 

Und noch eine KlarsteIlung : Es gibt, Herr 
Abgeordneter Peter, weil Sie diesen Ausdruck 
gebraucht haben, keine konfessionellen Schulen 
in Österreich. Eine konfessionelle Schule ist 
eine Schule, die auch das Aufsichtsrecht hat. 
Alle unsere von Orden geführten Privatschulen 
haben das Öffentlichkeitsrecht, sie unterstehen 
der öffentlichen Schulaufsicht und sind nicht 
in die Terminologie "konfessionelle Schulen" 
wie etwa in Bayern, einzureihen. Das sage 
ich, damit auch das klargestellt ist. 

Und nun ganz kurz zur sogenannten Lex 
Kulhanek. Diese Differenzierung in berufs­
bestimmte und nicht berufsbestimmte Schüler 
hätte uns räumlich, personell und finanziell 
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schwer belastet. Wie kam es denn dazu 1 
Es hat eben die Sorge der Wirtschaft gegeben, 
daß etwa durch den berufskundlichen und be­
rufsbestimmten Unterricht Kinder, die schon 
einen Berufsvorvertrag haben, abgeworben 
werden. Das war die Sorge der Wirtschaft. 
Es gab genug Sorgen, und es gibt eben Sorgen 
bei einer Schulgesetzgebung. 

Hier hat uns der Herr Kollege Kulhanek 
einen großen Dienst geleistet. Er hat mit die­
ser "Lex Kulhanek" eine Brückenfunktion 
gebildet. Er hat damit Schwierigkeiten ab­
gebaut in der Wirtschaft, und er hat jetzt ge­
holfen, diese Schwierigkeiten wieder abzubauen 
und eine bessere Einsicht herbeizuführen. 
Wir danken dem Abgeordneten Kulhanek für 
diese zweimalige Brückenfunktion, mit der er 
der Schulgesetzgebung große Dienste geleistet 
hat. (Beifall bei der ÖV P.) 

Der Herr Abgeordnete Peter hat scharf 
die Ableistung des Polytechnischen Lehrganges 
für Mädchen in hauswirtschaftlichen Lehrgän­
gen kritisiert. Ich darf noch einmal darauf 
aufmerksam machen, Herr Abgeordneter Peter, 
daß diese Lehrpläne selbstverständlich auch 
mit den Lehrplänen für die Polytechnischen 
Lehrgänge abzustimmen sind. Ich möchte 
als Erzieher offen bekennen: Ich kann mir 
keine bessere Heranbildung eines vierzehn-, 
fünfzehnjährigen Mädchens für den späteren 
Beruf als Frau und Mutter vorstellen als in 
einer solchen Art des spezifischen Unterrichtes. 

Und damit bin ich auch schon am Schlusse. 
Gestatten Sie mir jetzt, daß ich das Organ der 
Katholischen Lehrerschaft zitiere, die zuerst so 
heftig - das wissen Sie, Herr Abgeordneter 
Peter, besser als ich - gegen diesen Polytech­
nischen Lehrgang zu Felde gezogen ist. 
Es ist das "Die pädagogische Warte", die 
letzte Nummer vom Mai und Juni, die ganz 
auf diese Aufgabe des "Polytechnischen Lehr­
ganges" abgestellt ist. Hier finden Sie unter 
anderem einen Aufsatz von Horner: "Der 
Polytechnische Lehrgang - eine echte päd­
agogische Konzeption". Und mit diesen we­
nigen Sätzen darf ich schließen. Er schreibt: 

"Die Welt der Technik und der Wirtschaft 
und auch die politische und die gesellschaftliche 
Welt müssen deshalb für diese besondere 
Didaktik als zentrale Anliegen gelten. Dann 
aber offenbart sich" - schreibt dieser Pädagoge 
und Wirtschafter - "der Polytechnische Lehr­
gang tatsächlich als eine lebenskräftige päd­
agogische Konzeption und nicht nur als eine 
Chance, die erst einer pädagogischen Lebens­
rettung, etwa durch Versetzung mit herge­
brachter Schulpädagogik, bedürfte." Und 
er schreibt weiter: "Wir dürfen dem immanen­
ten pädagogischen Gehalt der Konzeption 
vertrauen. Berufsausbildung, technische, wirt-

schaftliehe, soziale, staatsbürgerliche, gesell­
schaftliche Bildung und fortleitende Lebens­
ordnung sind seine konstitutiven Beweg­
gründe." 

Das finden Sie heute dankenswerterweise 
im Organ der Katholischen Lehrerschaft Öster­
reichs, die nun auch diese Konzeption auf­
richtig begrüßt. 

Lassen Sie uns am Schlusse - es ist das 
beste, da nun dieser Polytechnische Lehrgang 
beginnt und wir glauben, daß er seine Auf­
gabe erfüllen wird - diesem Polytechnischen 
Lehrgang ein herzliches "Glückauf!" zurufen t 
(Beifall bei der ÖV P.) 

Präsident Wallner: Zum Wort gemeldet 
hat sich der Herr Abgeordnete Peter. Ich er­
teile es ihm. 

Abgeordneter Peter (FPÖ): Hohes Haus! 
Meine Damen und Herren t Ich werde mich 
ebenso kurz fassen, wie es der Abgeordnete 
Harwalik getan hat. 

Ich danke meinem Vorredner für die Auf­
klärung, die er mir über das Zustandekommen 
des Polytechnischen Lehrganges zuteil werden 
ließ, wenn er mich auch mit seinen Argumenten 
nicht überzeugt hat. Herr Harwalik sagte, 
daß weder die Österreichische Volkspartei 
noch die Sozialistische Partei bei den Schul­
gesetzverhandlungen das Polytechnische Jahr 
gefordert hat. Ich glaube ihm das, soweit es 
die Österreichische Volkspartei betrifft. Ich 
nehme aber dieses Argument für die SPÖ nicht 
zur Kenntnis, denn diese hat stets erklärt, 
daß ihrer pädagogischen Überzeugung gemäß 
dies die richtige Form der neunten Schul­
stufe wäre. 

Ich habe mir heute vormittag die Mühe 
gemacht und die Diskussion aus dem Jahre 1927 
nachgelesen, als über das Hauptschul- und 
Mittelschulgesetz in diesem Hohen Hause 
verhandelt wurde. Aus der Rede des Abgeord­
neten Glöckel klang doch schon seinerzeit 
die Erweiterung der Schulpflicht in dieser 
Richtung an, und er war integrierender Be­
standteil des pädagogischen Denkens der 
sozialistischen Seite. Auf Grund dieser Ent­
wicklung aus der Wien er Schulreform heraus, 
Herr Abgeordneter Harwalik, vermögen Sie 
mich nicht mit dem Argument zu überzeugen, 
daß die Sozialisten das Polytechnikum in der 
vorliegenden Form nicht gefordert und ver­
treten hätten. 

Umso bedauerlicher ist es aber, daß die Idee 
des Polytechnischen Lehrganges nach Ihrer 
Darlegung gar nicht von der sozialistischen 
Seite, sondern von der Österreichischen V olks­
partei, nämlich vom damaligen Unterrichts­
minister Dr. Drimmel, geäußert wurde. Das 
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wiederum bestätigt meine persönliche Auffas­
sung und Überzeugung, was Drimmel für ein 
guter Jurist, aber für ein schlechter Schulmann 
war. 

Wer von uns beiden, Herr Harwalik, recht 
hat, wird die Schulgeschichte entscheiden. 
Ich stimme Ihrem "Glückauf!" für den Poly­
technischen Lehrgang zu und würde es be­
grüßen, wenn Sie recht behielten und ich mich 
irren würde. Es würde mir gar nichts aus­
machen, in fünf oder zehn Jahren meine Auf­
fassung zu diesem Gegenstand zu berichtigen, 
wenn sich andere Erfahrungswerte ergeben 
sollten, als ich vermute. 

Im Augenblick stehe ich aber unter dem Ein­
druck, daß trotz aller Argumente, die von der 
Österreichischen Volkspartei zu diesem Gegen­
stand bisher gesetzt worden sind, überstürzt 
zu Werke gegangen wird. Erinnern Sie sich 
nur an den Präsidenten des oberösterreichischen 
Landesschulrates, den Kollegen Rödhammer, 
der einstmals dem Nationalrat angehört hat. 
Er führt gemäß der Gesetzeslage den Auftrag 
nach Einführung des Polytechnischen Lehr­
ganges durch. Er setzt aber diese Maßnahme 
gegen seine Überzeugung, weil wir eben im 
Bundesland Oberösterreich diese zehntausend 
Schüler derzeit nicht ordnungsgemäß einglie­
dern und in das neunte Schuljahr einführen 
können, wie wir das alle aus Gründen des 
pädagogischen Verantwortungsbewußtseins 
gerne täten. 

In einem weiteren Punkt haben Sie mich auch 
nicht überzeugt. Ich unterstellte der Kirche 
in meiner letzten Rede nichts Unlauteres. 
Die Zeit des Kulturkampfes alter Prägung 
ist für alle drei Fraktionen dieses Hauses vorbei. 
Eine Diskussion, wie sie im Jahre 1869 über 
das Reichsvolksschulgesetz geführt wurde, 
gehört der Vergangenheit an. 

Aber in der finanziellen Wettbewerbssitua­
tion, Herr Abgeordneter Harwalik, ist die 
Kirche heute besser dran als die öffentliche 
Schule. Das ist kein Vorwurf, das ist keine 
Kritik, sondern lediglich die Feststellung einer 
Tatsache. Die katholische Kirche, im beson­
deren ihre Orden, erbdngen große finanzielle 
Eigenleistullgen und werden darüber hinaus 
von der öffentlichen Hand unterstützt. Sie 
werden dadurch in die Lage versetzt - ich 
bekenne das offen -, gelegentlich qualitativ 
bessere Arbeit zu leisten, als es der öffentlichen 
Schule möglich ist. Und das - bitte verübeln 
Sie mir das nicht - schmerzt mich als Lehrer. 
Denn ich gehe von der Überlegung aus, daß 
die öffentliche Gemeinschaftsschule, die im 
Jahre 1869 so hart erkämpft wurde ... (Abg. 
Dr. M ussil: Sie müßten als Klosterlehrer 
gehen, dann ginge e8 I) Mit so primitiven 
Argumenten, Herr Dr. Mussil, sollten wir den 

heutigen Tag nicht ausklingen lassen. Wir 
nähern uns wieder einem höheren Niveau 
in der sachlichen Auseinandersetzung und soll­
ten auf die Polemik verzichten, zumal sogar 
Herr Harwalik und ich uns u,m einen versöhn­
lichen Ausklang des heutigen Tages bemühen. 
Vielleicht könnte man ausnahmsweise einmal 
von Seite der Handelskammer etwas zurück­
haltender sein, als das sonst der Fall ist. 
(Abg. Dr. M ussil: Ausnahmsweise I) 

In diesem Sinne erstrebe ich als Lehrer 
der öffentlichen Gemeinschaftsschule bessere 
Leistungs- und Wettbewerbsbedingungen für 
das öffentliche Schulwesen, als sie derzeit 
in Österreich infolge der Versäumnisse der 
öffentlichen Hand vorhanden sind. Denn daß 
auf dem Gebiet der Bildungspolitik, vom Mate­
riellen her gesehen, manches, wenn nicht sogar 
vieles versäumt wurde - vor allem in der Ära 
Drimmel, weniger in der Ära Piffl -, gehört 
heute schon der Schulgeschichte Österreichs 
an. Da ist mir die handwerkliche Arbeit 
meines Gegners und heutigen Unterrichtsmini­
sters lieber als das seinerzeitige geistreichelnde 
Blendwerk seines Vorgängers Dr. Drimmel. 

Auf Grund u.nserer bisher zum Polytechni­
schen Lehrgang eingenommenen Haltung, die 
ablehnend ist, ist die freiheitliche Fraktion 
nicht in der Lage, der in Diskussion stehenden 
Vorlage die Zustimmung zu erteilen. (Beifall 
bei der F PÖ.) 

Präsident Wallner: Zum Wort gemeldet 
hat sich der Herr Abgeordnete Zankl. Ich 
erteile es ihm. 

Abgeordneter Zankl (SPÖ): Hohes Haus! 
Meine Damen und Herren! Auch ich werde 
mich bemühen, nicht polemisch zu sprechen, 
und meinen Beitrag dazu zu leisten, daß 
dieses Thema harmonisch ausklingt. Daß 
ich in diesem Haus als Kurzredner bekannt 
bin, brauche ich hier nicht zu erwähnen. 
Ich werde mich daher auch bemühen, uur 
kurz zu Ihnen zu sprechen. 

Meine Damen und Herren! Österreich darf 
hinter den fortschrittlichen europäischen und 
außereuropäischen Staaten nicht zurückblei­
ben. Zur europäischen Integration gehört 
nicht nur die wirtschaftliche, sondern auch 
die kulturelle. In einer Zeit permanenter 
technischer Veränderungen muß der Mensch 
den erhöhten Anforderungen gewachsen sein. 
Gegenwartsentscheidungen dieser Art sind 
daher Investitionen für die Zukunft, die sich 
zweifellos bezahlt machen werden. 

Der Sinn des Schulorganisationsgesetzes 1962 
mußte daher darin liegen, die Bildungsmög­
lichkeiten für alle Österreicher zu fördern 
und den Weg zur Reifeprüfung für möglichst 
viele gangbarer als bisher zu machen. Damit 
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sollte -das Ziel erreicht werden, die Zahl der 
Höhergebildeten und der Höchstgebildeten in 
Österreich zu vergrößern. 

Darüber hat es in den letzten Jahren sehr 
viele Vorträge und Publikationen gegeben. 
Ich erinnere zum Beispiel an einen Vortrag, 
den der seinerzeitige Rektor der Hochschule 
für Welthandel in Wien, Dr. Krasensky, und 
zwar anläßlich der Jahresversammlung des 
Kärntner Universitätsbundes in Klagenfurt, 
gehalten hat. Er wies auf den ungemein 
großen Bedarf Österreichs an Maturanten 
und diplomierten Akademikern in den nächsten 
20 Jahren hin. 

Oder ich erinnere an die große Artikelserie 
der "Arbeiter-Zeitung" in Wien vor einem 
Jahr, die das gleiche Problem gründlich 
behandelte und die viel beachtet wurde. 

Natürlich gab es 1962 anläßIich der Schul­
gesetzverhandlungen in beiden Parteien ver­
schiedene Ansichten. Aber über eines gab 
es keine Differenzen: Nachdem 93 Jahre 
vorher, im Jahre 1869, die Schulpflicht von 
bisher sechs auf acht Jahre verlängert wurde, 
war es dringend notwendig geworden, endlich 
auch in Österreich die Schulpflicht zu ver­
längern. Man wußte damals, daß in vielen 
Ländern schon die neunjährige Schulpflicht 
eingeführt war, so in der Bundesrepublik 
Deutschland, in der CSSR, in Schweden, in 
Luxemburg und in vielen Kantonen der 
Schweiz. Darüber hinaus haben England und 
Frankreich heute schon eine zehnjährige Schul­
pflicht. 

Strittig war nur, ob es ein fünftes Volks­
schuljahr oder die letzte Schulstufe sein sollte. 
Das ist ja heute schon mehrmals dargestellt 
worden. Aber neue psychologische Erkennt­
nisse haben schließlich den Ausschlag gegeben. 
Man wußte, daß bei den 15jährigen Schille­
rinnen und Schülern die Harmonisierung der 
Körperformen eintritt, man wußte, daß die 
negativen Verhaltensweisen der Trotzphase 
in diesem Alter langsam abklingen, man wußte, 
daß der junge Mensch in diesem Alter in 
eine entscheidende Phase der Charakterbildung 
eintritt. Man wußte schließlich, daß die 
Entscheidungskraft und vor allem das Urteils­
vermögen für die Berufswahl beginnen. 

So kam es also zum Polytechnischen Lehr­
gang, zum neunten Pflichtschuljahr , natürlich 
mit der Möglichkeit, es auch an weiter­
führenden Schulen zu absolvieren. Mit den 
psychologischen Erkenntnissen waren auch 
die Aufgaben des Polytechnischen Lehrganges 
klargeworden, nämlich: 

1. die Festigung der Allgemeinbildung im 
Hinblick auf die künftige Berufswahl; 

2. die Persönlichkeits bildung und eine Le­
benskunde, mit der vor allem der Gestaltung 
einer sinnvollen Freizeit Rechnung getragen 
werden muß. Es muß den jungen Menschen 
gezeigt werden, wie sie im Zeitalter der Sach­
lichkeit und der Automation schöpferische 
Menschen bleiben können, und 

3. eine Berufsorientierung und eine Berufs­
kunde, die wirklichkeitsbezogen sein muß. 

Daß die Wahl des 9. Schuljahres 
im Anschluß an die Volksschule oder an die 
Hauptschule richtig war, beweist auch der 
deutsche Ausschuß für Erziehungs- und Bil­
dungs wesen. Ihm gehören angesehene Männer 
der Praxis an, Hochschullehrer, Vertreter der 
Konfessionen und Politiker. Er hat folgende 
Empfehlung zum 9. Schuljahr gegeben. Ich 
zitiere wortwörtlich: 

"Der deut.sche Ausschuß für das Erziehungs­
und Bildungswesen hält es mit Rücksicht 
auf die körperliche, seelische und geistige 
Situation unserer 14jährigen Schüler und 
Schülerinnen für unbedingt geboten, daß der 
werktätigen Jugend ein neuntes Volksschuljahr 
im Anschluß an die achtjährige Volksschule 
gegeben wird. Diese Forderung ist sowohl 
in der Berufs- und Betriebssituation als auch 
in dem allgemeinen Bildungsanspruch der 
Jugendlichen begründet." 

Eine ganze Reihe von Schriften des Kröner­
Verlages - und hier trete ich in einen gewissen 
Gegensatz zu den Ausführungen des Kollegen 
Peter, der heute von deutschen Verlagen 
gesprochen hat - befaßt sich mit zeitgemäßen 
pädagogischen Problemen. Kein Autor dieses 
Verlages tritt für eine fünf jährige Grundschule 
ein, weil auch in Deutschland der Zehnjährige 
schon mit der allgemeinbildenden höheren 
Schule beginnt. 

Mit dem Polytechnischen Lehrgang betreten 
wir in Österreich durchaus kein Neuland. 
Die sogenannten einjährigen Lehrkurse - vul­
gär wurden sie auch 5. Hauptschulklassen 
genannt ,-, die sich an die 4. Klasse der 
Hauptschule angeschlossen haben, sind seit 
Jahren in Österreich bekannt gewesen. In 
ihnen sammelten sich Hauptschüler bei der 
Klassenzüge, die bei einer Aufnahmsprüfung 
in eine allgemeinbildende höhere Schule oder 
in die LBA oder in eine berufsbildende höhere 
Schule oder in eine Fachschule eben Pech 
hatten und warten mußten. Aber auch Volks­
schüler sammelten sich darin, die weiter­
lernend auf einen geeigneten Lehrplatz warte­
ten. Auch diese Lehrkurse vertieften schon 
das Allgemeinwissen, gaben Englischperfektion 
im Gruppenunterricht und waren auch schon 
nach dem Leben und nach den Berufen 
orientiert. 
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ZankI 
Im Jahre 1962 brachte, wie schon ausgeführt 

worden ist, im letzten AugenbliGk die Formu­
lierung des § 28 im Schulorganisationsgesetz, 
der heute eliminiert wird, den Unterausschuß 
des Unterricht.sausschusses in gewisse Schwie­
rigkeiten. Langes Verhandeln war wegen der 
Zeitnot ganz einfach nicht mehr möglich, und 
so wurde eben diese Formulierung des § 28 
im Schulorganisationsgesetz schließlich ange­
nommen. 

Es ist erfreulich - das hat auch schon 
meine Vorrednerin Dr. Stella Klein-Löw fest­
gestellt -, daß nun auch die Initiatoren der 
bisherigen Formulierung einsehen, man könne 
im 9. Schuljahr nicht zweigeleisig fahren. 
In den Bundesländern werden es zumeist 
Einzelklassen mit der Funktion einer Zentral­
schule sein; in Kärnten zum Beispiel kann 
sicher nur in Klagenfurt und vielleicht auch 
in Villach mit vierklassigen Anstalten ge­
rechnet werden. Nur dort wird es also nach 
einer dreijährigen Bewährungsprobe eigene 
Leitungen geben. 

Es wäre also sehr schwierig gewesen, in 
einer einzigen Klasse zu teilen nach Schülern, 
die sich angeblich schon für einen Beruf 
entschieden haben, und nach solchen Schülern, 
die noch vor der Berufswahl stehen; ganz 
abgesehen davon, daß gerade in den Land­
gebieten die Schüler erst mit den Berufs­
möglichkeiten und vor allem mit den Berufs­
aussichten bekanntgemacht werden müssen. 

Die Rücksichtnahme auf die Schüler mit 
einem unzumutbaren Schulweg bis zum zentral 
gelegenen Polytechnischen Lehrgang ist vor­
läufig bedacht. Die Zwischenlösung für diese 
Kinder kann natürlich keine Endlösung sein. 
Entweder müssen also die Verkehrsverhält­
nisse verbessert werden, oder es müssen Inter­
nate geschaffen werden. 

Um die Kinder nicht fast 16jährig werden 
zu lassen, wird es wahrscheinlich auch not­
wendig sein, die sogenannte Altersdispens 
für jene Schüler und Schülerinnen, die zwischen 
dem 1. September und dem 31. Dezember 
geboren sind, etwas toleranter als bisher zu 
gewähren. 

Auch die Umbenennung des Polytechnischen 
Lehrganges soll nicht überstürzt werden; 
auch das wurde heute schon erwähnt. 

Ich möchte darauf hinweisen, daß ja schließ­
lich und endlich das Unterrichtsministerium 
mit seinem "Kleinen Bildungsfahrplan" , daß 
die Landesschulräte mit vielen Rundschreiben 
an die Eltern - ich habe ein solches aus 
Kärnten bei mir - und schließlich auch 
die Schulbücherverlage mit Prospekten über 
die Lehrbücher, die unter diesem Begriff 
bereits erschienen sind, dafür gesorgt haben, 

daß die Bevölkerung mit diesem Namen 
vertraut gemacht worden ist. 

Es wird daher richtig sein, den Unterricht 
in den Polytechnischen Lehrgängen zunächst 
einmal anlaufen zu lassen. Es sollen in Ruhe 
Erfahrungen gesammelt werden; Änderungen 
müssen gründlich überlegt werden, und erst 
dann soll novelliert werden. 

Diese heute vorliegende Novelle ist dringend 
notwendig - das wurde auch schon von 
meinen Vorredner ausgeführt -, sie betrifft 
im Grunde genommen ja in der Folge eigent­
lich nur den Lehrplan, damit in zwei Monaten 
mit dem Unterricht begonnen werden kann. 
Deshalb stimmen wir Sozialisten dieser Novelle 
zum Schulorganisationsgesetz gerne zu. (Beifall 
bei der SPÖ.) 

Präsident Wallner: Zum Wort hat sich 
niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist 
geschlossen. 

Wünscht die Frau 'Berichterstatterin das 
Schlußwort? - Das ist nicht der Fall. 

Wir gelangen nunmehr zur Abstimmung. 
Gemäß Artikel 14 Abs. 10 des Bundes­

Verfassungsgesetzes in der Fassung des Bundes­
verfassungsgesetzes vom 18. Juli 1962, BGB!. 
Nr. 215, können Bundesgesetze in den Ange­
legenheiten der Schulorganisation vom Natio­
nalrat nur in Anwesenheit von mindestens 
der Hälfte der Mitglieder und mit einer 
Mehrheit von zwei Dritteln der abgegebenen 
Stimmen beschlossen werden. Ich stelle die 
Anwesenheit von mehr als der Hälfte der 
Mitglieder fest. 

Bei der Abstimmung wird der Gesetz­
entwurf in der Fassung des A uS8chußberichte8 
mit der erforderlichen Zweidrittelmehrheit in 
zweiter und dritter Le8ung zum Be8chluß 
erhoben. 

9. Punkt: Wahl der Vertreter Österreichs in 
der Beratenden Versammlung des Europarates 

Präsident Wallner: Wir kommen nunmehr 
zum 9. Punkt der Tagesordnung: Wahl der 
Vertreter Österreichs in der Beratenden Ver­
sammlung des Europarates. 

Österreich entsendet sechs Mitglieder und 
sechs Ersatzmitglieder. Vom Nationalrat sind 
fünf Mitglieder und vier Ersatzmitglieder 
und vom Bundesrat ein :lVIitglied und zwei 
Ersatzmitglieder zu wählen. 

Es liegt mir nun bezüglich der Wahl der 
vom Nationalrat zu wählenden fünf Mitglieder 
und vier ErsatzmitgJieder folgender Vorschlag 
vor: 

als Mitglieder von der ÖVP die Abge­
ordneten Dr. Kranzlmayr, Dr. Leitner; von 
der SPÖ Czernetz, Dr. Firnberg und Zankl; 
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als Ersatzmitglieder die Abgeordneten der 

ÖVP Gabriele, Dr. Weißmann; von der SPÖ 
Gratz und von der FPÖ Dr. Scrinzi. 

Falls kein Einwand erhoben wird, werde 
ich über den Wahlvorschlag unter einem 
durch Erheben von den Sitzen abstimmen 
lassen. - Einspruch wird nicht erhoben. 

Ich bitte daher jene Damen und Herren, 
die den Wahlvorschlägen ihre Zustimmung 
geben, sich von den Sitzen zu erheben. -
Das ist einstimmig. Die Wahlvorschläge 
sind somit angenommen. 

10. Punkt: Erste Lesung des Antrages der 
Abgeordneten Haberl und Genossen, betreffend 
Vermögen des Bundes an verstaatlichten Unter-

nehmungen (21JA) 

11. Punkt: Erste Lesung des Antrages der 
Abgeordneten Pay und Genossen, betreffend 
Verlängerung und gleichzeitige NovelIierung 
des Bundesgesetzes vom 4. Juli 1963 zur 
Sicherung des Bestandes des Bergbaues (23jA) 

Präsident Wallner: Wir gelangen nunmehr 
zu den Punkten 10 und 11 der Tagesordnung, 
über die ebenfalls beschlossen wurde, die 
Debatte unter einem abzuführen. Es sind 
dies: 

erste Lesung des Antrages der Abgeordneten 
Haber! und Genossen, betreffend Vermögen 
des Bundes an verstaatlichten Unternehmun­
gen, und 

erste Lesung des Antrages der Abgeordneten 
Pay und Genossen, betreffend Verlängerung 
und gleichzeitige N ovellierung des Bundes­
gesetzes vom 4. Juli 1963 zur Sicherung des 
Bestandes des Bergbaues. Ich erteile zunächst 
den Erstantragstellern das Wort zur Be­
gründung. 

Ich erteile daher dem Herrn Abgeordneten 
Haberl zur Begründung des Antrages 21jA 
das Wort. 

Abgeordneter Haberl (SPÖ): Hohes Haus! 
Wenn ich den vorliegenden Antrag, Verfügun­
gen über die verstaatlichte Industrie nur mit 
Zweidrittelmehrheit durchzuführen, begründe, 
so bin ich mir bewußt, daß es natürlich ver­
schiedene Auffassungen über den Weg in der 
Wirtschaft und über den Weg in der verstaat­
lichten Industrie geben kann und auch geben 
wird. Dagegen ist sicher nichts einzuwenden. 
Nur glauben wir, man sollte klar aussprechen, 
für welchen vVeg man sich entscheidet. 

Ich möchte nun meine Argumentationen, 
von denen ich glaube, daß sie für die Annahme 
dieses Antrages sprechen, ruhig und sachlich 
vortragen. 

Hohes Haus! Bevor ich diesen Antrag 
eingebracht habe, habe ich mich gefragt, 
ob die Notwendigkeit eines Verfassungsschutzes 
für die verstaatlichte Industrie überhaupt 
besteht und ob etwa der jetzige Bestand der 
verstaatlichten Industrie in irgendeiner Form 
in Gefahr sein könnte. Mir wurde bei der Unter­
suchung dieser Frage aber wieder bewußt, 
daß es bei der Beurteilung dieses Problems 
vielfach zwei Ebenen gibt, die oftmals mit­
einander nicht übereinstimmen, was zu man­
chen nicht unwesentlichen Erschwernissen 
auf diesem Gebiet auch in der Vergangenheit 
geführt hat. Während nämlich auf der einen 
Ebene, der Ebene der Betriebe, vielfach 
Übereinstimmung besteht, schaut es auf der 
Ebene, die über das Gesamtschicksal ent­
scheidet, oftmals wesentlich anders aus. 

Hohes Haus! Ich kenne keinen Betrieb der 
verstaatlichten Industrie, in dem nicht alle 
Parteien den dort Beschäftigten immer wieder 
versichern, daß man hinter ihnen stehe und 
daß man die verstaatlichte Industrie bejahe 
und sie in jedem einzelnen Falle erhalten 
wolle. 

Wenn dieses den Belegschaften gegenüber 
immer wieder abgegebene allseitige Bekennt­
nis stimmt, kann es keine Bedenken gegen 
diesen Antrag geben, denn er bestätigt ja nur, 
was vielfach immer wieder versprochen worden 
ist. Wieso wir aber auch eine Sicherung für 
notwendig halten, beruht nicht zuletzt auch 
darauf, daß man mit Hinweisen auf ausländi­
sche Beispiele immer wieder erklärt hat, 
der Umfang des staatlichen Besitzes müsse 
an andere Länder angepaßt, also auch in Öster­
reich vermindert werden. 

Hohes Haus! Ich glaube nicht, daß hier 
Vergleiche mit anderen Ländern immer richtig 
sind. Die historische Entwicklung und die 
Realitäten sind nun einmal verschieden, und 
die Wirtschaft der Staaten hat sich nach dem 
Krieg in ganz verschiedene Richtungen hin 
entwickelt. Die gemeinsame Entscheidung 
in Österreich ist damals weitestgehend bestimmt 
gewesen von der Tatsache der Überfremdung 
der österreichischen Schwerindustrie in der 
Ersten Republik und den schlechten Erfahrun­
gen, die damit gemacht wurden, und natürlich 
auch von der Besetzung in der Zweiten Re­
publik. 

Diese Erkenntnis hat 1946 auch zu dem 
Beschluß der Verstaatlichung geführt, bezie­
hungsweise sie ist bei ihm zutage getreten. 
Damals hat der Herr Präsident Dr. Maleta 
als Sprecher der Österreichischen Volkspartei 
erklärt: Wir von der ÖVP können für uns 
in Anspruch nehmen, daß wir mit Gewissen­
haftigkeit geprüft haben und dort, wo es die 
Notwendigkeiten allgemeiner Natur erforder-
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ten, für die Verstaatlichung eingetreten sind. 
An anderer Stelle hat er damals erklärt: 
Daher ist die Verstaatlichung von uns keines­
wegs hintertrieben worden, sondern wir haben 
uns bewußt zu diesem Gesetz bekannt. 

Hohes Haus! Diese damals auch von der 
ÖVP erkannten Notwendigkeiten, für die 
der Umfang der Verstaatlichung ja damals 
festgelegt wurde, sind heute eine Realität. 
Damit aber wird jede Änderung von großer 
wirtschaftlicher, innen- und außenpolitischer 
Bedeutung sein. Schon der reale Wert dieses 
Vermögenskomplexes der Republik Österreich, 
der auf 30 bis 35 Milliarden Schilling geschätzt 
wird, beweist dies. Er unterstreicht aber auch, 
daß dieser von allen ohne Unterschied der 
Parteizugehörigkeit geschaffene Wert in seiner 
Relation nicht etwa mit dem Staatsbesitz in 
anderen Ländern vergleichbar ist. Aber wenn 
schon, so sollen wir uns nicht beschweren 
oder gar darüber klagen, daß die seinerzeit 
ausgeraubten und zerbombten Betriebe, die 
durch gemeinsamen Beschluß verstaatlicht 
wurden, heute durch den Fleiß aller einen 
riesigen Wert repräsentieren. Bei diesem Um­
fang muß jeder nachteilige, durch ein einfaches 
Bundesgesetz mögliche Eingriff in die Struktur 
des Bundesvermögens der Republik ungleich 
größere Auswirkungen als in anderen Ländern, 
sowohl nach innen wie auch nach außen, 
hervorrufen. Ich meine hier nicht die wirt­
schaftliche Seite allein, ich meine zuerst - und 
das sollen wir nicht übersehen -: Österreichs 
immerwährende Neutralität beruht nicht allein 
auf militärischer Blockfreiheit, sondern auch 
auf unserer wirtschaftlichen staatspolitischen 
Unabhängigkeit. 

Der Herr Präsident Dr. Maleta hat erst vor 
einiger Zeit zu den Reprivatisierungsideen 
gesagt, daß der heimischen privaten Wirt­
schaft nicht gedient sei, wenn die verstaatlichte 
Wirtschaft überfremdet werden würde. Er 
sagte weiters, die für den Ankauf großer und 
- wie er betont - interessanter Projekte 
der Verstaatlichung nötigen Kapitalien gebe 
es in Österreich nicht. Mit diesem Bekenntnis 
des Herrn Präsidenten brechen auch viele 
Ratschläge, die in der letzten Zeit immer 
wieder gemacht worden sind, zusammen. 

Hohes Haus! Es gibt aber auch, wie wir 
glauben, einen moralischen Grund, warum 
das Schicksal dieser Betriebe und der in ihnen 
Beschäftigten nicht durch einfache Mehrheit 
bestimmt werden soll. Ich sagte schon: 
Riesige Werte sind durch die gemeinsame Ar­
beit, nicht für sich allein, sondern für ganz 
Österreich, von den Arbeitern und Angestell­
ten dieser Betriebe geschaffen worden. Ihnen 
wird immer wieder dafür gedankt und ver­
sichert, daß niemand an eine Änderung ihres 

Status denke. Viele dieser Menschen sind bei 
der Arbeit in diesen Betrieben alt geworden, 
und sie wollen nicht nur Dank, sondern auch 
die Sicherheit ihres weiteren Schicksals. Wir 
glauben, daß wir es deshalb diesen Menschen 
schuldig sind und es für sie eine große Beruhi­
gung bedeuten würde, wenn wir hier durch 
einen solchen Beschluß beweisen, daß auch 
in Zukunft niemand an einen einseitigen Akt 
einer Änderung denkt. 

Die Reden des Herrn Präsidenten Dr. Maleta 
sind hier direkt eine Leitlinie auch für die Zu­
kunft. Wir hoffen, daß Sie ihr folgen. Er sagte 
nämlich auch vor einiger Zeit, den Sozialisten 
eine verfassungsmäßige Absicherung zu geben, 
entspräche der Realität. 

Ich höre nun, Hohes Haus, schon die Ant­
wort eines Teiles der ÖVP, die vielleicht sagen 
wird: Ja, wir wollen die Verstaatlichte er­
halten, aber ein Verfassungsschutz könnte 
in der Praxis unter Umständen eine Blockade 
der Sozialisten oder eine Versteinerung der 
verstaatlichten Wirtschaft bedeuten! Ich 
möchte dazu sagen, daß die Sozialisten auch 
in der Vergangenheit bewiesen haben, daß 
sie für vernünftige Lösungen auch auf diesem 
Gebiet sind, selbst wenn sie unpopulär sind. 
Ich darf doch erwähnen, daß manche Regelun­
gen zustande gekommen sind. Ich darf auch 
sagen, daß sicherlich kein Mensch - auch nicht 
in der Zukunft - daran denken wird, daß in 
der Wirtschaft vielleicht kein Beistrich ge­
ändert werden soll; ich bin sogar davon über­
zeugt, daß man sich über manche Fragen, die 
diese Betriebe betreffen, leichter einigen könn­
te, wenn das Mißtrauen der einen Seite, daß 
die andere Seite Werte, die gemeinsam auf­
gebaut wurden, durch einen einseitigen 
Akt wieder abstoßen könnte, beseitigt 
würde; außer die Österreichische Volkspartei 
ist der Meinung und hält es für richtig, über 
solche Fragen durch einfache Mehrheit zu 
entscheiden. Real wäre das sicher nicht, denn 
mit einer knappen Mehrheit im Parlament 
werden Sie meiner Meinung nach die Fragen 
der verstaatlichten Industrie nicht lösen, 
sondern Sie brauchen dazu die Mitarbeit aller, 
die Sie am besten dann erhalten, wenn Sie 
die Mitsprache und die Erhaltung des gemein­
sam Aufgebauten garantieren. 

Man kann bei der Betrachtung dieser Frage 
praktisch nur für drei Möglichkeiten sein: 

1. Man ist für eine Entstaatlichung; das 
ist ein Standpunkt, der aber offen ausgespro­
chen werden soll. 

2. Man will nur einige Stücke oder - man 
könnte es auch so sagen -- Stück für Stück 
herausbrechen; dann, so glauben wir, ist 
unser Antrag berechtigt, oder: 
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3. Sie wollen den Besitzstand erhalten und 

nur in unvermeidlichen Einzelfälien nach einer 
gemeinsamen neuen Lösung suchen; dann, 
Hohes Haus, kann unser Antrag nur Zustim­
mung finden und angenommen werden. 

Ich hoffe, daß alle Fraktionen in diesem 
Hohen Hause diesen letzten Weg gehen, der 
ja auch die logische Schlußfolgerung aus allen 
Äußerungen ist, die immer wieder von allen 
Seiten zu den Fragen der verstaatlichten In­
dustrie gemacht worden sind. Ich möchte 
daher sagen: Wir Sozialisten glauben: Es 
ist höchste Zeit, die verstaatlichte Industrie 
aus allen anderen Streitigkeiten herauszuhalten, 
indem wir die Angst von den Betrieben und 
Beschäftigten nehmen, damit jene Ruhe ge­
sichert wird, die wir alle, die diese Betriebe 
Österreichs brauchen. 

In dieAem Sinne bitte ich Sie alle, diesem 
unseren Antrag Ihre Zustimmung zu geben. 
(Beifall bei der SPÖ.j 

Präsident Wallner: Ich erteile nunmehr 
dem Herrn Abgeordneten Pay das Wort zur 
Begründung des Antrages 23/A. 

Abgeordneter Pay (SPÖ): Herr Präsident! 
Hohes Haus 1 Werte Damen und Herren 1 
Es ist sehr oft notwendig, daß Gesetze kurz 
oder lang nach der Beschlußfassung novelliert 
werden. Dadurch wird eine Anpassung an 
die jeweilige Situation der bestimmten Materie 
erreicht. Diese Anpassung ist nun auch im 
Falle des Bundesgesetzes vom 4. Juli 1963, 
des Bergbauförderungsgesetzes, notwendig 
geworden. 

Ich darf nun eine kurze sachliche Richtig­
stellung des Begeiffes Bergbauförderung vor­
nehmen, weil der Kollege Neumann VOll der 
Östen'eichischen Volkspartei in der Sitzung 
vom 16. Juni dieses Jahres eine Definition 
vorgenommen hat, die nicht den Tatsachen 
entspricht. Er hat damals erklärt, daß der 
österreichische Kohlenbergbau 750 Millionen 
Schilling an Bundesdarlehen erhalten und somit 
eine versteckte Bergbauförderung bekommen 
habe. Er hat weiter erklärt, die direkte Berg­
bauförderung im Jahre 1965 habe 63 Millionen 
Schilling betragen. Das stimmt auch nicht, 
weil diese Bergbauförderung nur im Jahre 
1964 den Betrag von 65 Millionen Schilling 
ausgemacht hat; bereits im Jahre 1965 wurde 
eine Kürzung der Bergbauförderung durchge­
führt. Der Herr Abgeordnete Neumann hat 
weiter erklärt, daß in diesem Jahr noch 
318,8 Millionen Schilling für die Versicherungs­
anstalt des österreichischen Bergbaues dazu­
kommen. Und im Jahl'e 1965, so heißt es 
dann weiter, sei noch eine zusätzliche Million 
dazugekommen, und zwar als Entschädigung 

für die Geschädigten der Schlammkatastrophe 
in Köfiach. 

Ich möchte dazu folgendes sagen: Die ge­
nannten Beträge waren weder eine versteckte 
noch eine nicht versteckte Bergbauförderung, 
um die Worte des Kollegen Neumann zu ge­
brauchen. Investitionsmittel und Bergbau­
förderung sind. grund verschiedene Sachen. An 
Bundesmitteln - ich betone: an Bundes­
mitteln ! - hat beispielsweise der österreichische 
Bergbau 173 Millionen Schilling erhalten, 
und zwar von den insgesamt 1,2 Milliarden, 
die für den gesamten Bergbau aus ERP­
Mitteln, aus Bundesmitteln und aus dem 
Investitionsfonds gegeben wurden. (Abg. N eu­
mann: Ihre Ziffern decken sich aber nicht mit 
dem, was im sozialistischen Parteiorgan "Neue 
Zeit" zu lesen ist!) Die Ziffern decken sich 
genau, Herr Neumann, mit dem, was in der 
"Weststeirischen Zeitung" geschrieben wurde. 
Ich habe (auf seine Unterlagen verweisend) das 
nur herausgeschnitten. Die Investitionen, die 
der Bergbau bekommen hat, sind zur Moder­
nisierung der Förderung im Gruben- und Tag­
bau, zur Errichtung von Kohlenwäschen, 
Sortierungsanlagen und anderen notwendigen 
Einrichtungen notwendig, weil während des 
Krieges im österreichischen Braunkohlen­
bergbau keine Investitionen geleistet wurden. 

Die vom Bund für die Versicherungsan­
stalt des österreichischen Bergbaues zur Ver­
fügung gestellten Mittel haben mit der Berg­
bauförderung gar nichts zu tun, denn bei 
diesen Mitteln handelt es sich um gesetzlich 
verankerte Bundeszuschüsse für die Pensions­
versicherungsanstalt des österreichischen Berg­
baues, Diese Zuschüsse bekommt diese Pen­
sionsversicherungsanstalt erst seit dem Jahre 
1963. Vorher war diese Anstalt aktiv und 
brau,chte keine Staatszuschüsse. 

Diese 1 Million Schilling, die die Stadt 
Köfiach und die Zivilgeschädigten bekom­
men haben, stellt auch keine Bergbauförderung 
dar. Das hat man in der "Weststeirischen 
Zeitung" geschrieben. 

Die Bergbauförderung wird in den einzelnen 
Ländern verschieden gehandhabt. Ich will 
hier aus Gründen der Zeitersparnis nicht viel 
davon sprechen, aber ich weiß, daß in Belgien 
ein Kohlenwirtschaftsprogramm entwickelt 
wurde, für das im Jahr 1963 ungefähr 255 Mil­
lionen belgische Francs aufgewendet wurden. 

In Frankreich ist nach dem Eintritt von 
Versorgungsschwierigkeiten eine staatliche Sub­
ventionierung durchgeführt worden. Die Plan­
kommission wurde beauftragt, eine Vorschau, 
bis 1970 zu erbringen und geeignete Maßnah­
men für den französischen Bergbau zu treffen. 
Bisher wurde rund I Milliarde neuer Francs 
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in Frankreich für die Förderung deR dortigen 
Bergbaues ausgegeben. 

In England wurde von Regierungsseite 
zwecks Absatzsteigerung der dortigen Kohle 
ein Verzicht auf Rückstellung von rund 10 Mil­
lionen Pfund Sterling geleistet. 

In der Bundesrepublik Deutschland sind 
auch bestimmte Maßnahmen für die Förderung 
des Kohlenbergbf!.ues eingeleitet worden. Im 
Juli 1963 wurde ein Gesetz zur Förderung 
der Rationalisierung im Steinkohlenbergbau 
beschlossen. Außerdem wurde eine großzügige 
Gewährung von Darlehen bis zu 1,5 Milliarden 
DM und Bürgschaftsübernahme für Darlehen 
gegeben, für die eine Laufzeit von 25 Jahren 
vorgesehen ist. Derzeit ist im Deutschen Bun­
destag ein Verstromungsgesetz in Vorbereitung, 
das das Kernstück der westdeutschen Berg­
bauförderung enthält.. 

Soviel zu dem, was im Ausland für die Berg­
bauförderung geschieht. 

Das erste Bergbaufärderungsgesetz, das die­
ses Hohe Haus am 2. Juli 1947 beschlossen hat, 
BGBl. Nr. 181/1947, diente nur der Förderung 
der Kohlengewinnung und war bis 31. März 
1949 befristet. Es ist dabei ausdrücklich 
von der Kohlengewinnung die Rede. 

Im § 4 dieses ersten Bergbaufärderungsgeset­
zes heißt es, daß zur Förderung der Kohlen­
gewinnung das Bundesministerium für Handel 
und Wiederaufbau Maschinen, Werkzeuge und 
Hilfsstoffe anfordern kann. 

Im § 6 des ersten Bergbauförderungsgesetzes 
wurde der Bundesminister für Finanzen er­
mächtigt, zur Förderung der Kohlengewinnung 
Darlehen im Gesamtbetrag bis zu 30 Millionen 
Schilling zu gewähren. 

Das zweite Bergbauförderungsgesetz, das 
wir hier im Juli 1963 beschlossen haben, wurde 
zur Sicherung des Bestandes des gesamten 
Bergbaues, nicht nur des Kohlenbergbaues, 
beschlossen. Dieses Bergbauförderungsgesetz 
vom Juli 1963 ist mit 31. 12. 1967 be­
fristet. 

Im § 3 dieses Bergbauförderungsgesetzes 
vom Juli 1963 heißt es, daß Beihilfen nur dann 
gewährt werden dürfen, wenn sie zur Sicherung 
des Bestandes des Betriebes notwendig sind. 

Im § 4 heißt es, daß eine Beihilfe unter Be­
rücksichtigung der Förderung, der wirtschaft­
lichen Lage des Betriebes, insbesondere der 
Ertragslage, der besonderen Betriebsverhält­
nisse sowie des Hoffnungsbaues zu ge­
währen ist. 

Wie es im Bergbauförderungsgesetz 1963 
weiter heißt, können aus verbleibenden Mit­
teln zur Deckung von Aufwendungen für 
Betriebsstillegungen Beihilfen gewährt wer­
den, wenn die Stillegung den Bestand der übri-

gen Betriebe des gleichen Bergbauzweiges 
sichern hilft. 

Dieser Passus im Bergbauförderungsgesetz 
1963 bedeutet indirekt eine Schmälerung 
der Bergbauförderung. 

Wir haben nun einen Antrag eingebracht, 
in dem wir um N ovellierung und gleichzeitig 
um eine Verlängerung der Geltungsdauer 
des Bergbauförderungsgesetzes ersuchen. Die 
beantragte Novellierung soll folgendes ent­
halten: 

1. Eine Aufschlüsselung der vorgesehenen 
Kredite nach Bergbauzweigen unter Berück­
sichtigung ihrer volks- und wehrwirtschaft­
lichen Lage. Die im Gesetz vorgesehenen 
Mittel für Betriebsstillegungen sind gleich­
falls, und zwar in einem eigenen Ansatz des 
Bundesfinanzgesetzes, auszuwerfen. Dadurch 
würden Bergbauförderung und Stillegungs­
prämien gesondert und getrennt sein, und es 
würde keine Schmälerung der eigentlichen 
Bergbauförderung eintreten. 

2. Die Nachweise der Ertragslage und der 
besonderen Betriebsverhältnisse sind den An­
trägen auf Beihilfe anzuschließen. 

3. Bei der Bereitstellung der Mittel für Auf­
wendungen bei notwendigen Betriebsstillegun­
gen sollen auch Mittel für freiwillige Abferti­
gungen für die Bergleute enthalten sein. 

Wir bitten ferner in unserem Antl'ag um 
eine Verlängerung der Laufzeit des Bergbau­
förderungsgesetzes bis zum 31. Dezember 1972 
und begründen das damit, daß man durch diese 
fünf jährige Verlängerungsfrist der nun sich 
anbahnenden Entwicklung im Braunkohlen­
bergbau gerecht werden kann. 

Wir wissen, daß beispielsweise in ungefähr 
fünf bis sechs Jahren der aktivste Bergbau 
des österreichischen Kohlenbergbaues, der 
Tagbau Karlschacht, zur Auskohlung ge­
langen wird. Damit wird eine ganz neue Situa­
tion im heimischen Kohlenbergbau eintreten. 
Der Tagbau Karlschacht hatte beispielsweise 
im Jahre 1965 noch einen Betriebserfolg von 
90,134.000 Saufzuweisen. 

Auch der Arbeiterkammertag hat sich vor 
kurzem in einem Gutachten mit der Berg­
bauförderung beschäftigt. Er hat dagegen 
protestiert, daß die Bergbauförderung bisher 
von Jahr zu Jahr herabgesetzt wurde; sie 
beträgt für das heurige Jahr, ausgewiesen 
im Bundesfinanzgesetz, nur mehr 43 Millionen 
Schilling. Der Arbeiterkammertag ist der 
Meinung, daß man diese Kürzung nicht durch­
führen soll, weil damit die Gefahr der Schlie­
ßung weiterer Bergbaubetriebe gegeben ist. 

Um dieser Gefahr zu begegnen und um 
den Bergleuten die Sorge u.m ihre Arbeitsplätze 
zu nehmen, wurde der vorliegende Antrag 

124 

23. Sitzung NR XI. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 113 von 119

www.parlament.gv.at



1790 Nationalrat XI. GP. - 23. Sitzung - 14. Juli 1966 

Pay 
eingebracht. Er ist auch hinlänglich begrün- und Regierungsversprechen sobald wie mög-
det worden. lich erledigt wird. (Beifall bei der F PÖ.) 

In formeller Hinsicht bitte ich, den Antrag 
dem Handelsausschuß zuzuleiten. Gleichzeitig 
möchte ich an alle Fraktionen dieses Hauses 
das Ersuchen richten, bei der Beratung im 
Ausschuß mitzuwirken und mitzuhelfen, da­
mit dann im Hohen Haus hier eine gemein-
8ame Beschlußfassung im Interesse der hei­
mischen Bergleute erfolgen kann. ( BeifaU 
bei der SPÖ.j 

Präsident Wallner: Wir gehen nun in die 
gemeinsame Debatte ein. Zum Wort gemeldet 
ist der Herr Abgeordnete Dr. van Tongel. 
Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Dr. van Tongel (FPÖ): Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Bei 
der Erklärung, die ich namens der freiheit­
lichen Fraktion zum Antrag 21/A der Abge­
ordneten Haberl, Brauneis, Czettel und Ge­
nossen, betreffend Vermögen des Bundes an 
verstaatlichten Unternehmungen, abzugeben 
habe, möchte ich mich der größtmöglichen 
Kürze befleißigen. 

Die Freiheitliche Partei bejaht grundsätz­
lich die Verstaa tlichung in Österreich. Sie 
hat sich immer nachdrücklich gegen jede 
weitere Ausweitung der Verstaatlichung aus­
gesprochen und spricht sich nach wie vor 
dagegen aus. Sie hat sich darüber hinaus 
ebenso gegen die Gewährung einer Verfas­
sungsgarantie ausgesprochen, obwohl dies einst 
von hoher und höchster Stelle der Österreichi­
schen Volkspartei vorgeschlagen wurde. Wir 
sind daher nicht in der Lage, dem gegenständ­
lichen Antrag unsere Zustimmung zu geben. 

Bei dieser Gelegenheit darf ich abschließend 
nur noch folgendes feststellen: Aus der Re­
gierungserklärung der Bundesregierung geht 
ebenso wie aus dem Wahlprogramm der 
Österreichischen Volkspartei hervor, daß so­
bald wie möglich die Abschlußarbeiten für 
eine Reorganisation der verstaatlichten In­
dustrie unseres Vaterlandes erfolgen sollen. 

Die Regierung ist in wenigen Tagen drei 
Monate im Amt. Wir haben zwar den Ent­
wurf eines Konzeptes für ein Gesetz über die 
IV AG zur Kenntnis genommen, wir haben 
weiters gehört, daß im Herbst - beinahe 
hätte ich gesagt: "Koalitionsver handlungen" -
Verhandlungen mit dem ehemaligen Koali­
tionspartner über diese Materie stattfinden 
werden, wir haben zwar vernommen, daß in 
der neuen Regelung die Rückkehr des Pro­
porzes in Aussicht gestellt wird, aber wir 
haben nicht mehr darüber gehört. 

Ich glaube, es interessiert die Öffentlichkeit 
in sehr bedeutendem Maß, wie dieses Wahl-

Präsident Wallner: Zum Wort gemeldet 
ist der Herr Abgeordnete Sekanina. Ich erteile 
es ihm. 

Abgeordneter Sekanina (SPÖ): Herr Präsi­
dent! Hohes Haus! Meine Damen und 
Herren! Ich möchte eingangs feststellen, 
daß ich mir mögliche Sympathien dieses 
Hauses nicht verscherzen werde, wenn ich 
sage, daß ich das zeitliche Ausmaß meiner 
Ausführungen möglichst kurz halten werde. 
(Beifall bei der ÖV P. - Abg. Ing. Häuser: 
Weiterreden ! ) 

Nach den ausführlichen Begründungen 
meiner Freunde Haberl und Pay zu den 
beiden vorliegenden Anträgen sei doch erlaubt, 
daß ich im Grundsätzlichen vorerst einmal 
zur Frage des österreichischen Bergbaues, 
wie bereits betont, in wenigen Bemerkungen, 
die Ansichten der Sozialistischen Partei über­
mittle. 

Es ist ja nicht das erste Mal, daß wir in diesem 
Hohen Haus über die Probleme der ver­
staatlichten Industrie reden, es ist auch 
nicht das erstemal, daß wir die unmittelbaren 
Belange der Dienstnehmer in einer Debatte 
zu diesem Fragenkomplex zum Ausdruck 
bringen. Schon bei der Diskussion über das 
Kapitel Verstaatlichte Unternehmungen im 
Zusammenhang mit dem Bundesfinanzgesetz 
1965 hatte ich die Möglichkeit und Ehre, 
darauf zu verweisen, welche umfangreichen 
Probleme sich im Bereich des österreichischen 
Bergbaues, im besonderen aber des öster­
reichischen Kohlenbergbaues ergeben. 

Ich glaube sagen zu dürfen, daß die Frage 
des österreichischen Bergbaues erst dann 
richtig und unmittelbar verstanden wird, 
wenn man sich im Kreise der dort Beschäftig­
ten bewegt, wenn man die Möglichkeit hat, 
ihre Probleme unmittelbar kennenzulernen, 
aber nicht nur in der Diskussion, sondern 
wenn man auch ihre Verhältnisse kennenlernt, 
soweit es auf ihrem Arbeitsplatz möglich ist, 
diese festzustellen. 

Der österreichische Kohlenbergbau im be­
sonderen, in den letzten Jahren aber auch 
der Buntmetallbergbau, war sicherlich in 
keiner günstigen und guten wirtschaftlichen 
Situation. In den Jahren 1945 und 1946 und 
in den Zeiträumen darnach war der öster­
l'eichische Kohlenbergbau ein wesentlicher 
Faktor im Zusammenhang mit dem Wieder­
aufbau der österreichischen Wirtschaft. Ich 
habe schon bei anderer Gelegenheit zum 
Ausdruck gebracht und möchte das heute 
wiederholen: Im Zusammenhang mit der 
Verbesserung der Position anderer Energie-
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träger ist die Lage des österreichischen Kohlen­
bergbaues immer schwieriger und immer 
schlechter geworden. Noch im Jahre 1957 
war es möglich, in diesen Betriebsbereichen 
auf eine Fördermenge im Ausmaß von fast 
7 Millionen Tonnen hinzuweisen, und im 
Jahre 1965 oder in den letzten Zeitabschnitten 
sind dier,;e Fördermengen um ein Wesent.liches 
reduziert worden. 

Ich erinnere Sie auch, meine sehr ver­
ehrten Damen und Herren, an die Diskussion 
im Zusammenhang eines Kohlenbergbaues 
nicht nur des verstaatlichten Bereiches, son­
dern auch des privaten, ich meine damit 
Tauchen. Ich erinnere aber auch an die Aus­
einandersetzung und Diskussion im Zusammen­
hang mit der Schließung des Steinkohlen­
bergbaues Grünbach, ich erinnere an die 
Auseinandersetzungen und Diskussionen, die 
im Zusammenhang mit den Ereignissen im 
Köflacher Kohlenrevier, das heißt mit dem 
Dammbruch, stattgefunden haben. 

Ich darf im Zusammenhang mit der Vorlage 
des genannten Antrages der sehr ausführlichen 
Begründung des Kollegen Pay hinzufügen: 
Der österreichische Bergarbeiter und seine 
Angehörigen, seine Familie, im besonderen 
im österreichischen Kohlenbergbau, sind der 
Meinung, daß {'s durch eine entsprechende 
Konzeption in diesen Bereichen möglich sein 
müßte, die Garantie und die Voraussetzung 
zu schaffen, daß seine Existenz gesichert wird, 
daß aber auch der Energieträger Kohle jene 
Position in einem gesamtwirtschaftlichen Kon­
zept erhält, die auf Grund seiner Möglichkeiten 
und Erfordernisse notwendig ist. Täuschen 
wir uns nicht und bagatellisieren wir diese 
Frage nicht! 

Es ist natürlich richtig, daß zu diesem 
Zeitpunkt und nach der sehr umfangreichen 
Tagesordnung, die heute in diesem Hohen 
Hause erledigt wurde, und nach den mitunter 
sehr stürmischen, heftigen und temperament­
vollen Auseinandersetzungen um andere 
Ressorts diese Frage etwas untergehen könnte. 
Aber der österreichische Bergarbeiter, seine 
Familie und darüber hinaus weiteste Kreise 
der österreichischenArbeitnehmer werden jenen 
dankbar sein, die dafür Sorge tragen, daß 
auch die Frage der österreichischen Kohlen­
wirtschaft und des österreichischen Bergbaues 
einer Lösung zugeführt wird, durch die auch 
auf Jahre hinaus die Existenz dieser Dienst­
nehmer gesichert erscheint. 

Die Beträge nach dem Bergbauförderungs­
gesetz haben in den letzten Jahren, bedingt 
durch zwangsläufige Entwicklungen, da und 
dort andere Verwendung gefunden. Wir wissen 
aber auch, daß die bedeutenden Kohlen­
gruben, sei es nun Fohnsdorf, das Köflacher 

Revier, das Lavanttal oder andere Betriebe, 
in der nächsten Zeit keinen besseren wirt­
schaftlichen Situationen entgegengehen. 

Es wurde auch oft die Frage gestellt, ob 
es nicht möglich wäre, in diesen Betrieben 
durch entsprechende Rationalisierung und 
Modernisierung die Ertragslage dieser Unter­
nehmungen auf eine bessere Basis zu stellen, 
als dies bisher der Fall gewesen ist. Für die 
Arbeitnehmer in diesen Betrieben dad ich 
sagen: Sie haben das Mögliche an Leistungen 
erbracht, und sie haben auch die nötige 
Bereitschaft gezeigt, um die gesunde wir-t­
schaftliehe Grundlage dieser Betriebe zu ge­
währleisten. Was sie nicht können, ist, daß 
sie jene Förderungsmittel aus eigenem auf­
bringen, die notwendig sind, um die Existenz 
dieser Betriebe und die Existenz der öster­
reichischen Kohlenwirtschaft, die sicherlich 
auch noch für die österreichische Volkswirt­
schaft gebraucht wird, zu gewährleisten. Und 
deswegen, meine sehr verehrten Damen und 
Herren, wurde der Antrag auf Novellierung 
des Bergbauförderungsgesetzes und auf seine 
zeitliche Erstreckung gestellt: damit die N ot­
lage des österreichischenKohlenbergbaues einer 
entsprechenden und möglichst positiven Lösung 
zugeführt werden kann. 

Kollege Haberl hat in seiner Begründung 
im Zusammenhang mit dem Verfassungsschutz 
der verstaatlichten Industrie darauf hinge­
wiesen, daß gerade diese Unternehmungen 
doch einen sehr wertvollen Besitz für die 
österreichische Volkswirtschaft darstellen. 
Meine Damen und Herren! Ich habe nicht 
die Absicht, den Ausführungen des Kollegen 
Haberl in seinen Einzelheiten noch Wesentliches 
hinzuzufügen. Ich möchte aber doch zum 
Ausdruck bringen - ich habe das auch im 
Rahmen der Budgetdebatte getan -: Die 
wirtschaftliche Entwicklung der verstaat­
lichten Unternehmungen in den letzten Jahren 
ist absolut vergleichbar mit den Anstrengungen 
und Bemühungen, die im privatwirtschaft­
lichen Bereich getätigt wurden, Die Leistungen 
der Arbeitnehmer in diesen Betrieben sind 
ebenso vergleichbar. Die Produktionsleistungen 
dieser Unternehmungen, die Exportleistungen, 
aber auch die Aufbauleistungen sind genauso 
wie im privatwirtschaftlichen Bereich erbr'acht 
worden und sind ohne Zweifel ein wertvoller 
Bestandteil der gesamten österreich ischen 
Volkswirtschaft. 

Es wurden heftige Auseinandersetzungen 
nicht nur bei Debatten in diesem Hause 
geführt, sondern auch zu anderen Zeiten im 
Zusammenhang mit Wahlwerbung und ähn­
lichem. Diese Debatten gingen oft in der 
Richtung, daß die verstaatlichten Betriebe 
ihren Verpflichtungen und Aufgaben nicht 
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nachkommen, die sie ihrem Eigentümer zu 
erbringen haben. Ich meine, meine Damen 
und Herren, daß es nicht notwendig sein wird, 
all das Zahlenmaterial noch einmal zu wieder­
holen, aber bei einer objektiven Beurteilung 
der Leistungen der verstaatlichten Unter­
nehmungen darf ich die Hoffnung aussprechen, 
daß in diesem Hohen Hause die einhellige 
Auffassung besteht, daß der verfassungs­
rechtliche Schutz dieser Unternehmungen ge­
währ leistet werden soll. 

Darf ich die Hoffnung aussprechen, daß 
von allen Fraktionen in diesem Hause die 
Leistungen der verstaatlichten Industrie auf 
diese Art und Weise eine entsprechende 
Würdigung finden. Darf ich - nicht zuletzt -
sagen: Die Bergbauförderung und der ver­
fassungsrechtliche Schutz der verstaatlichten 
Bet.riebe werden, wenn sie in diesem Hohen 
Hause zum Beschluß erhoben werden, ein 
wertvoller Beitrag zu einer guten und positiven 
Weiterentwicklung der gesamten österreichi­
schen Wirtschaft sein. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsident Wallner: Zum Wort gemeldet 
hat sich Frau Abgeordnete Rosa Weber. 
Ich erteile es ihr. 

Abgeordnete Rosa Weber (SPÖ): Herr 
Präsident! Hohes Haus! Meine Damen und 
Herren! Ich habe mich zu einer kurzen 
Erklärung zum Wort gemeldet, und zwar 
möchte ich zu der Äußerung des Herrn Ab­
geordneten Dr. Withalm gestern anläßlich 
der ersten Lesung anderer Gesetze Stellung 
nehmen. Er wendete sich gegen Äußerungen, 
die ich und Herr Abgeordneter Libal gestern 
vormittag in der Fragestunde getan haben. 
Er hat folgendes ausgeführt: 

"Wenn also, was ich fast annehmen muß, 
diese bei den Abgeordneten der Sozialistischen 
Partei bewußt von einer ,Sozialinflation' ge­
sprochen haben sollten, wohl wissend, daß 
ich den Ausdruck nicht gebraucht habe, dann 
muß ich feststellen, daß hier bewußt die 
Unwahrheit gesagt wurde." 

Das ist aus dem stenographischen Protokoll. 
(Abg. Dr. W ithalm: Stimmt genau, ich erinnere 
mich I) Die Betonungen stammen von mir. 
(Abg. Dr. W ithalm: Sie sind aber sehr g'ut 
gesetzt I) Sie haben eine Bedeutung. Herr 
Abgeordneter Dr. Witha.Im hat anläßlich der 
ersten Lesung von Initiativanträgen über 
sozialpolitische Gesetzentwürfe kritisiert 
- auch das geht aus dem stenographischen 
Protokoll hervor ... (Abg. Dr. W ithalm: 
Das existiert noch gar nicht 1 N Ul' die Parla­
mentsk01'respondenz! Das stenographische P'rO­
tokoll ist noch nicht fertig I) Herr Abgeordneter 
Withalm, Sie haben das gestern auch in der 
Hand gehabt, Sie haben gestern einen Durch-

schlag des stenographischen Protokolls in der 
Hand gehabt, genauso wie ich es mir heute 
besorgt habe, denn es gibt immer noch gleiche 
Rechte in diesem Hohen Hause. (Beifall bei 
der SPÖ.j Die Mittel, die Ihnen zugänglich 
sind, sind mir auch zugänglich. 

Aus diesem stenographischen Protokoll geht 
hervor, daß Sie, Herr Abgeordneter Dr. Wit­
halm, kritisiert haben, daß elf Initiativanträge 
von den Sozialisten eingebracht worden sind, 
alles Anträge, die sozialpolitische Verbesserun­
gen betroffen haben und die seit Jahren ... 
(Abg. Dr. W ithalm: Das stammt aber nicht 
von mir!) Das ist wieder von mir. ( Heiterkeit 
bei der ÖV P. - Abg. Dipl.-Ing. Dr. O. Weih8: 
Das ist a~lCh viel besser!) 

Ich würde Sie bitten, Herr Abgeordneter 
Dr. Withalm und die Damen und Herren des 
Klubs der ÖVP, nicht die ganze Angelegenheit 
ins Lächerliche zu ziehen, denn die ganze 
Angelegenheit ist nicht lächerlich. (Abg. Doktor 
W ithalm: Ich halte nur auseinander, was Sie 
sagen und was ich ge8agt habe 1 _. Abg. Ben y a : 
Das können Sie sich sparen! - Abg. K ostroun: 
Nicht ne1'VÖS werden 1 - Abg. Dr. Wi thalrn: 
Das können Sie mir nicht nachsagen, daß ich 
nerVÖ8 bin!) Ich werde immer ausdrücklich 
sagen, wann ich Sie zitiere. Das habe ich bis 
jetzt erst einmal getan, mit den Betonungen, 
wie ich ausgeführt habe. 

Sie haben seinerzeit, als diese elf Initiativ­
anträge eingebracht worden sind, kritisiert, 
daß eine Flut von Anträgen kommt. Diese 
elf Anträge, das ist eine Tatsachenfeststellung, 
haben alle sozialpolitische Verbesserungen be­
troffen, die seit Jahren diskutiert wurden und 
die ebenso ein Rückstau sind wie manche 
Regierungsvorlagen, die jetzt ins Haus ge­
kommen sind. (Beifall bei der SPÖ.j 

Herr Abgeordneter Dr. Withalm hat dann 
festgestellt - das ist jetzt wieder zitiert -: 
Es ist nicht übertrieben, wenn ich "von 
einer Inflation von Anträgen mit erster 
Lesung ... " (Rufe bei der ÖV P: Na also!) 
Es dauert nur länger, bitte, meine Damen 
und Herren, habt doch Mitleid ... (Ruf bei 
del' ÖVP: Wir haben Zeit!) Ich habe auch 
Zeit. (Abg. Altenburger: Wo i8t das Wort 
"Sozialinjlation" ? - Weitere Zwischenrufe. -
Präsident Wallner gibt das Glockenzeichen.) 

Ich verstehe die Aufregung nicht, denn 
ich habe jetzt wortwörtlich zitiert, was Doktor 
Withalm gesagt hat, Was er gemeint hat, 
darauf komme ich schon zurück. Sie müssen 
ein bißehen zuhören können. (Abg. Alten­
bu'rgM': Sie be1'ichten von etwas ganz anderem! 
Das ist Verdrehung! - Abg. Ben y a: Sie 
bringt das, was W ithalm gesagt hat! - Weitere 
Zwischenrufe.) Ich darf also noch einmal 
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zur Kenntnis bringen, daß Herr Dr. Withalm 
. .. (Anhaltende btiirmische Unruhe.) 

Präsident Wallner (das Glockenzeichen ge­
bend): Die Redneril1 ist am Wort. (Abg. 
Altenburger: Das ist eine Verdrehung! -
Abg. Probst: Wir können die Frau Rehor auch 
niederbrüllen, wenn ihr so ungalant seid! -
Abg. Altenburger: Das seid schon ihr! -
Abg. H abed: Withalm hat in Ruhe reden 
können, hört euch auch die anderen an! - Abg. 
Altenburger: Aber sie soll sagen, was wahr 
ist!) Ich ersuche um Ruhe. (Abg. Glaser: 
Laßt sie einmal reden!) 

Abgeordnet.e Rosa Weber (fortsetzend): Herr 
Dr. Withalm hat festgestellt - so geht es 
aus dem stenographischell Protokoll hervor -: 
" ... es ist nicht übertrieben, wenn ich sage, 
daß geradezu von einer Inflation VOll Anträgen 
mit erster Lesung gesprochen werden kann." 
(Abg. Dr. Hauser: Das wäre mit Betonung 
zu sagen gewesen: mit erster Lesung! - Abg. 
J( oni't': Zum Teufel, la6sen Sie sie doch aus­
sprechen! - Abg. Benya: Wir werden das 
entsp't'echend publizie't'en, "Inflation" ! - Präsi­
dent Wallner gibt das Glockenzeichen.) Ich 
kann mich nur wundern, daß die Mehrheit 
dieses Hauses nicht verstehen kann 
(Abg. Altenburger: Das ist reine Demagogie! 
- Ruf bei der SPÖ: Was Withalm gesagt hat, 
war demagogisch! - Weitere Zeischenrufe.) 

Präsident Wallner: Ich bitte um Ruhe. 

Abgeordnete Rosa Weber (fort8etzend): 
Wenn ein Abgeordneter, der in seiner 
Ehre angegriffen wird, hier zu diesem Pult 
geht und versucht, die Dinge richtigzustellen, 
kann ich es nicht verstehen, daß man diesen 
Abgeordneten nicht ruhig anhört. Das iRt 
nicht zu verstehen. Wenn man jemanden 
der Lüge bezichtigt und das in der Öffentlich­
keit tut, dann greift man ihn in seiner Ehre an. 
Sie müssen mir das Recht geben, meine Ehre 
zu verteidigen. (Lebhafter Beifall bei der SPÖ. 
~ Abg. Altenbu1'ger: Jetzt ist erste Lesung 
und keine Berichtigung! -- Abg. Pay: Withalm 
hat auch nicht zur W itwenpen81~on gesprochen, 
und wir haben ihm zugehört! Er hat zehn 
jJfinnten über etwas ganz anderes gesprochen!) 

Präsident Wallner: Bitte die Redllerin aus­
reden zu lassen. 

Abgeordnete Rosa Weber (fot"tsetzend) : Wenn 
man aber in Betracht zieht, daß sich bei 
diesen elf kritisierten Anträgen alle mit sozial­
politischen Forderungen und Verbesserungen 
beschäftigt haben (Abg. H artl: Das ist der 
Dreh!), wenn man weiter in Betracht zieht, 
daß Herr Abgeordneter Dr. Withalm in 
diesem Zusammenhang von einer Inflation 

von Anträgen gesprochen hat, dann ist wohl 
der Ausdruck Sozialinflation nicht aus der 
Luft gegriffen. (Beifall bei der 8PÖ. - Abg. 
Altenburger: Das ist Ihre Verdrehung! Eine 
rein subjektive Verdrehung!) 

Präsident Wallner: Ich bitte um Ruht\ 
damit die Ver handlungen zu Ende geführt 
werden können. (Zwischem'ufe des Abg. Alten­
burger werden von der S PÖ jeweils durch 
Applaudieren unterbrochen. - Abg. A lten­
burger: Ich danke fit?· Ihren Beifall! 
Neuerlicher Beifall bei der S PÖ.) 

Abgeordnete Rosa Weber (fortsetzend): EH 
ist schon ein starkes Stück (Abg. Glaser: 
Was ihr da aufführt!) vom Herrn Abgeordneten 
Dr. Withalm, zu behaupten, daß hier bewußt 
die Unwahrheit gesagt worden ist. Er hat eH 
hier im Hause sehr vorsichtig ausgedrückt, 
und meine Betonung hat das ja unterstrichen: 
"fast", "wenn", "haben sollten" es 
war sehr umschrieben, sonst hätte man sich 
hier gleich zu Wort gemeldet. 

A bel' was macht der ÖVP-Pressedienst aus 
dieser Erklärung des Herrn Abgeordnf'ten 
Dr. Withalm 1 (Ruf bei der Ö V P: Das, wa8 
Sie gemacht haben I) Da werden die A bgeordne­
ten Weber und Libal der Lüge bezichtigt 
(Abg. Prinke: "Unwahrhe·it"! Bitte im Duden 
nachzulesen den U nte1'scltied !), und im "Volks­
blatt" steht geschrieben: "Lüge vor dem 
TV-Schirm". Und dagegen muß man sich 
verwahren. (Ruf bei de1' Ö V P: Wo ist d1:e 
Unwahrheit ?) 

Die Wahrheit ist wohl die, meine Damen 
und Herren und sehr geehrter Herr Abge­
ordneter Dr. Withalm, daß der ÖVP die 
sozialpolitischen Initiativen der SPÖ nicht 
angenehm sind (Ruf bei der Ö V P: Das ist 
schon wieder e'ine U nte1'schiebung !) und daß 
es Ihnen nicht angenehm ist, wenn die Öffent­
lichkeit erfährt, welche Einstellung die ÖVP 
zu diesen sozialpolitischen Initiativen hat. 
(Beifall bei der SPÖ. - Abg. Prinke: Politik 
zum Fenster raus! Demagogie! - Abg. A lten­
b'urger: Das wird sich nicht halten!) 

Demgegenüber ist festzustellen, daß die 
bei den genannten Abgeordneten nicht bewußt 
die Unwahrheit gesagt haben, daß vielmehr 
eine andere Auslegung der seinerzeitigen Er­
klärung des Herrn Dr. Withalm gar nicht 
möglich war. 

Im eigenen Namen wie im Namen de8 
Herrn Abgeordneten Libal weise ich Ver­
dächtigungen des Herrn Abgeordneten Doktor 
Withalm energisch zurück (Beifall bei der 
SPÖ - Widerspr'ltch bei der ÖV P), und ich 
venyahre mich gegen die unsachliche Bericht­
erstattung des ÖV.~-Pressedienstes. (Lebhafter 
Beifall bei der SPO.) 
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Präsident Wallner: Zum Worte gemeldet 
ist der Herr Abgeordnete Dr. Withalm. 
Ich erteile es ihm. (Abg. Altenburger: So 
machen wir keine Sozialpolitik!) 

Abgeordneter Dr. Withalm (ÖVP): Meine 
Damen und Herren! Ich habe gemeint, der 
heutige Abend wird ruhig und sanft aus­
klingen. Ich bin leider gezwungen, auf die 
Ausführungen meiner geschätzten Vorrednerin 
doch einiges zu erwidern. 

Sie haben mit Betonung gesprochen, Frau 
Kollegin Weber, und haben gesagt, ganz 
bewußt setzen Sie Ihre Sätze und wählen 
eine bestimmte Diktion. Am Schluß jetzt 
haben Si€- gesagt, Sie hätten nicht bewußt 
die Unwahrheit gesagt. Ich bin nun einmal 
von Beruf Notar und pflege, glaube ich, 
auch genau zu überlegen, wie ich meine Sätze 
setze. Wenn Sie gesagt haben, Sie hätten nicht 
bewußt die Unwahrheit gesagt, dann läßt 
sich vielleicht ein gewisser Umkehrschluß 
aus dieser Diktion ableiten. Aber ich möchte 
an und für sich gar nicht diesen Umkehrschluß 
ableiten. 

Ich darf Ihnen folgendes sagen: Wenn ich 
gestern gesagt habe, daß Sie, wenn Sie unter 
der Annahme, daß Sie wußten, daß ich das 
nicht gesagt habe, behauptet haben, ich hätte 
von einer "Sozialinflation" gesprochen, bewußt 
einer "Sozialinflation" gesprochen, bewußt 
die Unwahrheit sagen, dann sehe ich mich zu 
meinem allergrößten Bedauern leider nicht 
imstande, das zurückzunehmen. (Zustimmung 
bei der Ö V P.) 

Zu meinem allel'größten Bedauern muß ich 
noch einmal folgendes feststellen: Ich habe 
- und das haben Sie bestätigt - davon 
gesprochen, daß die Österreichische Volks­
partei sich in Anbetracht der Fülle von 
Anträgen, bezüglich derer eine erste Lesung 
verlangt wurde, nicht imstande sieht, sich 
hier an einer Debatte zu beteiligen. Ich sagte 
damals: Bei der Inflation von Anträgen mit 
erster Lesung sehen wir uns außerstande, an 
der Debatte teilzunehmen. Sie haben gestern 
wörtlich von einer "Sozialinflation" gespro­
chen. Der Herr Präsident Benya hat jetzt 
gesagt: Und wir werden trotzdem, Herr 
Dr. Withalm, davon reden, daß Sie von einer 
"Sozialinflation" gesprochen haben. Meine 
Damen und Herren! Sie werden sich noch 
wundern, was wir in den jetzt begonnenen 
vier Jahren dieser Legislaturperiode an Sozial­
initiativen entwickeln werden. Da werden 
Sie sich noch wundern! (Beifall bei der 
ÖVP.) 

Aber eines nehmen Sie - und ich bin schon 
am Schluß - bitte noch einmal zur Kenntnis. 
(Abg. K ostroun: Sie sind sehr nervös!) 
Sehr nervös? Ich weiß nicht, ob ich wirklich 

den Eindruck des Nervösen mache. Ich 
darf Ihnen versichern, Herr Kollege, ich 
fühle mich, wenn ich jetzt hier spreche, 
meinetwegen wie ein Eisblock ; mich kann 
überhaupt nichts mehr nervös machen. Ich 
glaube, es ist einmal schon, und zwar vor 
Jahren, gerade von Ihrer Seite, allerdings von 
einem Herrn, der jetzt nicht mehr in diesen 
Bänken sitzt, gesagt worden, daß meine Ruhe, 
die ich beim Reden ausstrahle, von Ihnen als 
präpotent - so sagte, glaube ich, Kollege 
Dr. Migsch damals zu mir - empfunden 
wird. 

Aber nehmen Sie bitte jetzt - das sage 
ich mit aller Ruhe und auch mit aller Ent­
schiedenheit - folgendes zur Kenntnis: Meine 
Damen und Herren! Was ich gestern gesagt 
habe, habe ich gesagt, und dazu stehe ich, 
und ich nehme nicht ein einziges Wort zurück! 
(Beifall bei der ÖV P.) 

Wenn Sie wollen, meine Damen und Herren, 
Frau Kollegin Weber und Herr Kollege Libal, 
ich mache Ihnen ein Anbot: Ich bin bereit, 
das, was ich gestern hier unter dem Schutz 
der Immunität sagte, morgen draußen in 
aller Öffentlichkeit zu sagen - und klagen Sie 
mich! Ich bin bereit, auf meine Immunität 
zu verzichten. (Anhaltender Beifall bei der 
Ö V P. - Ruf bei der S PÖ: Sie sind ein 
Kavalier!) 

Präsident Wallner: Zum Wort ist niemand 
mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Es ist der Antrag auf sofortige Zuweisung des 
Antrages 21/A an den Verfassungsausschuß 
gestellt worden. Im Sinne des gestellten 
Antrages nehme ich, falls kein Widerspruch 
erhoben wird, die sofortige Zuweisung des 
Antrages an den Verfassungsausschuß vor. -
Ein Widerspruch wird nicht erhoben. Der 
Antrag 21jA ist somit dem Verfassungsausschuß 
zugewiesen. 

Desgleichen ist der Antrag auf sofortige 
Zuweisung des Antrages 23jA an den Handels­
ausschuß gestellt worden. Im Sinne des 
gestellten Antrages nehme ich, falls kein 
Widerspruch erhoben wird, die sofortige Zu­
weisung dieses Antrages an den Handels­
ausschuß vor. - Ich stelle fest, ein Wider­
spruch wird nicht erhoben. Der Antrag 23/A 
ist somit dem Handelsausschuß zugewiesen. 

Die Tagesordnung ist er s c h ö P f t. 

Den vor der Debatte über die dringliche 
Anfrage eingebrachten Antrag der Abge­
ordneten Preußler und Genossen gemäß Arti­
kel 53 Abs. 1 des Bundes-Verfassungsgesetzes 
weise ich im Einvernehmen mit den Parteien 
dem Verfassungsausschuß zu. 
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Präsident Wallner 

Die nächste Sitzung berufe ich für morgen 
Freitag, den 15. Juli, 9 Uhr, mit folgender 
Tagesordnung ein: 

1. Bericht des Unterrichtsausschusses über 
die Regierungsvorlage (22 der Beilagen): All­
gemeines Hochschul-Studiengesetz (184 de­
Beilagen), 

2. Bericht des Unterrichtsausschusses über 
die Regierungsvorlage (24 der Beilagen): 
Bundesgesetz über sozialwissenschaftliche Stu­
dienrichtungen (185 der Beilagen), 

3. Bericht des Unterrichtsausschusses über 
die Regierungsvorlage (101 der Beilagen): 
Bundesgesetz, mit dem das Bundesgesetz 
über vorübergehende Maßnahmen, betreffend 
die Abhaltung von Rigorosen an den Rechts­
und staatswissenschaftlichen Fakultäten der 
Universitäten abgeändert wird (169 der Bei­
lagen), 

4. Bericht des Unterrichtsausschusses über 
die Regierungsvorlage (119 der Beilagen): 
Bundesgesetz, mit dem das Hochschul-Organi­
sationsgesetz neuerlich abgeändert wird 
(180 der Beilagen), und 

5. Bericht des Unterrichtsausschusses über 
die Regierungsvorlage (120 der Beilagen): 
Bundesgesetz, mit dem ein Fonds zur Förde­
rung der Errichtung einer Fakultät für Bau­
ingenieurwesen und Architektur an der Uni­
versität Innsbruck geschaffen wird (181 der 
Beilagen). 

Die Sitzung wird mit einer Fragestunde 
eingeleitet. 

Eine ausgegebene Ergänzung der Tages­
ordnung um einen Punkt 6 ist gegenstandslos. 

Die Sitzung ist gese hl088en. 

Schluß der Sitzung: 20 Uhr 50 Minuten 

Berichtigung 

1m Protokoll der 19. Sitzung, Seite 1462, 
2. Spalte, ist unter "Eingebracht wurde" 
als erster Absatz einzufügen: 

Antrag der Abgeordneten 

Kulhanek, Dr. Mussil und Genossen, betref­
fend neuerliche Abänderung des Schulorgani­
sationsgesetzes (2. Novelle zum Rchulorgani­
sat.ionsgesetz) (27jA) 

österreichisme Staatsdruckerei. 3623 66 
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